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(Beginn: 9.02 Uhr)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Ich eröffne die 84. Vollsitzung des Bayeri-
schen Landtags. Presse, Funk und Fernsehen sowie
Fotografen haben um Aufnahmegenehmigung gebeten
und diese erhalten.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 6

Mündliche Anfragen

Wir haben heute eine lange Fragestunde mit 90 Minuten.
Ich bitte zunächst den Herrn Staatssekretär für Wirt-
schaft, Verkehr und Technologie um die Beantwortung
der ersten Fragen. Der erste Fragesteller ist Herr Kol-
lege Schläger.

Schläger  (SPD): Herr Staatssekretär, wieso präsentierte
das Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und Tech-
nologie den baden-württembergischen Aluminium- und
Magnesiumteilhersteller LM Leichtmetallsystemtechnik
GmbH der Stadt Arzberg als neue Industrieansiedlung,
wenn es seit April 2001 von der schwierigen Situation
wusste, in der die Firma war, und warum präsentierte
das Staatsministerium in Arzberg einen Unternehmer in
den leuchtendsten Farben als Hoffnungsträger, der
zuvor schon maßgeblich an drei Unternehmenspleiten
beteiligt war?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatssekretär.

Staatssekretär Spitzner (Wirtschaftsministerium): Herr
Präsident, Herr Kollege, meine lieben Damen und Her-
ren! Ich darf die Frage wie folgt beantworten: Die Firma
LM Leichtmetall GmbH suchte seit August 2000 einen
neuen Standort, bevorzugt in Bayern. Nachdem
zunächst mehrere Standorte durch das Unternehmen in
Bayern in Aussicht genommen wurden, entschied es
sich im Januar 2001 für Arzberg. Das Unternehmen
konnte damals einerseits einen interessanten Auftrags-
bestand verschiedener Automobilzulieferer und anderer-
seits von allen Fachleuten unbestritten innovative Pro-
dukte nachweisen. Daneben hat das Unternehmen über-
zeugend dargestellt, dass es ohne einen zusätzlichen
Standort mit entsprechend qualifizierten Arbeitskräften
die zu erwartenden Aufträge nicht ordnungsgemäß
abwickeln kann. Daraus ergab sich im Zusammenhang
mit der Schließung des Kraftwerkstandortes Arzberg
durch E.ON eine für alle Seiten attraktive Situation. Lei-
der ist zu bedauern, dass die gegenwärtigen Schwierig-
keiten bei Leichtmetall eingetreten sind.

Der geschäftsführende Gesellschafter hat gestern noch-
mals gegenüber dem Wirtschaftsministerium erklärt,
dass zu Zeiten, in denen er Gesellschafter bzw.
Geschäftsführer von Gesellschaften gewesen ist, bei
diesen keine Insolvenzverfahren anhängig wurden.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Erste Zusatzfrage: der
Fragesteller.

Schläger  (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben es
gerade selber gesagt: Nachdem sich auch E.ON ver-
pflichtet fühlt, in Arzberg für einen Nachfolger zu sorgen
und zu investieren und auch staatliche Gelder für Inves-
titionen zur Verfügung gestanden wären oder noch zur
Verfügung stehen, ist es dann nicht leichtfertig, wenn die
Staatsregierung überhaupt nicht weiß, dass es sich um
einen Unternehmer handelt, der zu Hause eigentlich
einen desolaten Betrieb hat?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatssekretär.

Staatssekretär Spitzner (Wirtschaftsministerium): Herr
Kollege, da sind Sie offensichtlich nicht richtig informiert.
Tatsache ist, dass es sich bei diesem Unternehmer um
einen durchaus erfolgreichen Sanierer handelt, einen
Unternehmer, der in Unternehmen einsteigt, die sich in
Liquidation befinden, bei denen die Arbeitsplätze voll-
ständig weggefallen wären, wenn er nicht eingestiegen
wäre. In den uns bekannten Fällen ist der Unternehmer
jeweils in einer äußerst schwierigen Situation als Sanie-
rer eingestiegen und hat Arbeitsplätze erhalten, die
sonst weggefallen wären, und hat diese Unternehmen,
solange er sich bei ihnen engagierte, erfolgreich geführt.
Das ist auch die Aufgabe von Sanierern. Leider Gottes
haben wir viel zu wenig Sanierer, die sich bemühen,
Arbeitsplätze zu erhalten, Unternehmen wieder hochzu-
bringen und dann weiterzugeben.

Dieser Unternehmer hat diese Unternehmen hochge-
bracht und die Arbeitsplätze erhalten. Erst nach Jahren,
nachdem er diese Unternehmen jeweils übergeben
hatte, sind diese Unternehmen dann wieder in Schwie-
rigkeiten bzw. in die Liquidation gekommen. Gerade die-
sem Unternehmer kann man also nach unseren Informa-
tionen nicht den Vorwurf machen, dass er sozusagen ein
Kaputtsanierer sei. Er ist im wahrsten Sinne des Wortes
ein Aufbau- und Konstruktivsanierer. Herr Kollege, ich
betone: Ich wäre sehr froh, gerade in Ihrer Region, in der
nördlichen Oberpfalz, mehr solche Investoren zu haben,
die trotz schwierigster Voraussetzungen in Unternehmen
einsteigen, bei denen sich sonst niemand findet, um
diese Unternehmen wieder hochzubringen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Zusatzfrage:
Herr Kollege Müller. Bitte.

Willi Müller  (CSU) : Herr Staatssekretär, kann ich Ihrer
Antwort entnehmen, dass noch nicht abschließend
geklärt ist, ob sich LM nicht doch in Arzberg ansiedeln
kann? Sollte dies nicht gelingen, wird dann die Staatsre-
gierung alles tun, um dort gemeinsam mit E.ON andere
Unternehmen anzusiedeln?

Staatssekretär Spitzner (Wirtschaftsministerium): Herr
Kollege Müller, Sie können davon ausgehen, dass wir
von der Tatsache, dass die von uns und von allen
erhoffte Ansiedlung nicht positiv gelaufen ist, überhaupt
nicht begeistert sind. Das tut uns außerordentlich leid –
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ich sage das klar und deutlich. Ich sage aber nochmals:
Damals hat das Unternehmen exzellente Aufträge vor-
gelegt; es hat einen guten Ruf gehabt. Es ist bekannt,
dass ein großer bayerischer Automobilhersteller diesem
Unternehmen auch mit einem beachtlichen Kredit gehol-
fen hat und damit demonstrativ zum Ausdruck bringen
wollte, dass er an den Produkten dieses Unternehmens
äußerst interessiert ist und auch daran glaubt, dass die-
ses Unternehmen sozusagen wieder in schwarze Zahlen
und in ein gutes Fahrwasser kommt. Wer weiß, wie
streng große Automobilunternehmen ihre Zulieferer der-
zeit raten und prüfen, meine Damen und Herren, weiß
auch, dass im Grunde genommen alle davon ausgegan-
gen sind, dass die Sache positiv läuft. Das ist aber nicht
der Fall gewesen.

Herr Kollege Müller, natürlich sind wir derzeit in sehr
intensiven Gesprächen, die natürlich nicht auf dem Jahr-
markt der Öffentlichkeit stattfinden, in Gesprächen, die
das Ziel haben, dass es dennoch etwas wird, dass wir
einen – möglicherweise auch anderen – Investor finden,
der einsteigt und dass dennoch Arbeitsplätze entstehen.
Natürlich versuchen wir in diesen intensiven Gesprä-
chen, auch andere Investoren in den leidgeplagten Ort
Arzberg zu bringen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Letzte Zusatzfrage:
Herr Kollege Schläger.

Schläger (SPD):Herr Staatssekretär, Sie haben gerade
noch einmal bestätigt, dass durchaus Hoffnungen beste-
hen, dass diese Firma doch noch zum Einsatz kommt.
Deshalb frage ich: Ist es richtig, dass die Herren – ich will
sie auch personifizieren – Scharfenberg und Wohland in
dieser Firma nicht mehr an erster Stelle sind? Dann stellt
sich nämlich die weitere Frage. Wer ist im Moment über-
haupt Inhaber dieser Firma?

Staatssekretär Spitzner (Wirtschaftsministerium): Das
Sagen hat jetzt, so wie es aussieht, der Insolvenzverwal-
ter. Immer dann, wenn ein Insolvenzverwalter das Sagen
hat, ist dieser bemüht, eine Lösung zu finden. Wir unter-
stützen den Insolvenzverwalter natürlich beim Suchen
einer konstruktiven Lösung. Zum Erreichen einer kon-
struktiven Lösung brauchen wir aber auch überregionale
und örtliche Banken, die mitfinanzieren. Diese Banken
prüfen sehr genau ein potenzielles Zukunftskonzept auf
die Tragfähigkeit und auf die Nachhaltigkeit. Die Banken
schauen dabei vor allen Dingen auch auf das Manage-
ment.

Die Frage des Managements wird eine entscheidende
Rolle spielen. Ich sage aber noch einmal: Das Gesetz
des Handelns liegt jetzt beim Insolvenzverwalter. Wir
bemühen uns, mit dem Insolvenzverwalter eine kon-
struktive Lösung zu finden.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Die nächste Fragestel-
lerin ist Frau Kollegin Gote.

Frau Gote  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Staatsse-
kretär, von wem wurde das in der Antwort auf meine

Schriftliche Anfrage „Förderangebot Regionalmanage-
ment im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe zur Förde-
rung der regionalen Wirtschaft“ in der Vorbemerkung
erwähnte Regionalmarketingkonzept für die Region
Hochfranken entwickelt, unter welchem Titel ist es zu
erhalten und wie wurde es konkret umgesetzt?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Bitte, Herr Staatsse-
kretär.

Staatssekretär Spitzner  (Wirtschaftsministerium): Frau
Kollegin Gote, ich darf die Frage wie folgt beantworten:
Das Kuratorium Hochfranken e.V. hat 1999 in Zusam-
menarbeit mit „Invest in Bavaria“, der Stabsstelle meines
Hauses für Ansiedlungspolitik und Standortmarketing,
ein derartiges Konzept entwickelt. Das für die Region
Hochfranken entwickelte Regionalmarketingkonzept ist
bewusst als Teil des Bayernmarketings ausgestaltet. Die
Dachmarke „Bayern“ dient der Region als Zugpferd.

Zielsetzung des Marketings sind insbesondere die Ziel-
branchen „Kunststoffe“, „Technische Keramik“, „Logis-
tik“, „Automobilzulieferer“ und „Telekommunikations-
dienstleistungen“. Diese werden aktiv beworben. Ent-
scheidungsträger und Multiplikatoren sollen direkt ange-
sprochen werden. Die Kompetenz der Region als Tor zu
den Ostmärkten soll hervorgehoben und gefördert wer-
den.

Umsetzungsaktivitäten waren und sind insbesondere
der Internetauftritt „www.hochfranken.org“ mit Informa-
tionen zu den einzelnen Clustern und zu den Gewerbe-
flächen und Gewerbeobjekten der Region. Dieser Inter-
netauftritt ist mit dem Auftritt von „Invest in Bavaria“ ver-
linkt. Als Informationsmaterial wurde eine Broschüre
zum Thema „Logistik“ sowie eine Präsentation für Auto-
mobilzulieferer erstellt. Gemeinsam mit „Invest in Bava-
ria“ beteiligte sich das Kuratorium Hochfranken an ver-
schiedenen Fachmessen, etwa an der Eurocargo 2001
und der Transport/Logistik 2001. Weitere gemeinsame
Messebeteiligungen sind auch für das Jahr 2002 vorge-
sehen.

Mein Haus unterstützte das Hochfranken-Marketing in
den Jahren 1999 und 2000 mit einem Betrag von je
100000 DM und 2001 mit 70000 DM. 1999 erhielt das
Kuratorium Hochfranken zusätzlich 50000 DM aus Ziel-
2-Mitteln.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: die Fra-
gestellerin.

Frau Gote  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Staatsse-
kretär, wie bewerten Sie die Tatsache, dass mir bei
mehrmaligen Telefongesprächen sowohl mit dem Kura-
torium Hochfranken als auch mit dem Umweltministe-
rium diese Auskünfte nicht gegeben werden konnten
und mir keine Stelle Auskunft über die Studie geben
konnte? Ich konnte nicht in Erfahrung bringen, wo ich mir
diese Studie besorgen kann und wie diese Studie umge-
setzt wurde.
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Bitte, Herr Staatsse-
kretär.

Staatssekretär Spitzner  (Wirtschaftsministerium): Frau
Kollegin Gote, ich kann Ihnen nur raten, in Zweifelsfällen
Herrn Staatssekretär Spitzner anzurufen. Da bekommen
Sie immer eine kompetente Antwort. Nicht verzagen,
Spitzner fragen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Eine weitere Zusatz-
frage: Frau Kollegin Gote.

Frau Gote  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Staatsse-
kretär, würden Sie mir die Studie zuschicken?

Staatssekretär Spitzner  (Wirtschaftsministerium): Frau
Kollegin Gote, wir haben keine Studie. Ich möchte das
klar und deutlich feststellen. Zunächst wurde das Kurato-
rium Hochfranken gegründet. Welches Ziel verfolgt die-
ses Kuratorium? – Das Ziel war und ist die Zusammen-
führung aller verantwortlichen Kräfte in der Region, über
Partei-, Interessen– und Gebietsgrenzen hinweg. Diese
Kräfte sollten zu einem gemeinsamen Handeln zuguns-
ten der Region Hochfranken mobilisiert und motiviert
werden. Ich möchte einige Mitglieder des Vorstandes
nennen, nämlich den Vorsitzenden, Bundesminister a.D.
Dr. Jürgen Warnke, den stellvertretenden Vorsitzenden,
Herrn Landrat Bernd Hering, den Chefredakteur der
„Frankenpost“, Herrn Malte Buschbeck, den Vorstands-
vorsitzenden der Kreis– und Stadtsparkasse Hof, Herrn
Reinhard Gerstner, Herrn Oberbürgermeister Döhler und
Herrn Landrat Dr. Seißer. Wir wollten alle verantwortli-
chen Kräfte einbinden.

Wir wollten nicht viel Papier produzieren, wie das bei
einer Volkshochschule oder bei einem Kurs der Fall ist.
Vielmehr sollten sich diese Kräfte gezielt auf die drei von
mir genannten Punkte konzentrieren. Dieses Forum
sollte in einer konzertierten Aktion versuchen, möglichst
viel für die Standorte Oberfranken und Hochfranken
herauszuholen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Der nächste Fragestel-
ler ist Herr Kollege Schindler.

Schindler  (SPD): Herr Staatssekretär, da im Rahmen
der Vergabe der Leistungserstellung des Schienenper-
sonennahverkehrs auf der Strecke Weiden – Regens-
burg sowohl die DB-Regio AG als auch die Vogtland-
bahn GmbH nach Angaben eines Mitglieds der Staatsre-
gierung sehr gute Angebote abgegeben haben, frage ich
die Staatsregierung, welche Gründe die Bayerische
Eisenbahngesellschaft letztlich bewogen haben, die
Vogtlandbahn GmbH ab dem 15. Dezember 2002 mit
der Leistungserbringung zu beauftragen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Bitte, Herr Staatsse-
kretär.

Staatssekretär Spitzner  (Wirtschaftsministerium): Herr
Kollege Schindler, ich darf die Frage wie folgt beantwor-

ten: Folgende Gründe waren für die Bayerische Eisen-
bahngesellschaft bei der Vergabe an die Vogtlandbahn
GmbH entscheidend:

Erstens. Der niedrige Zugkilometerpreis.

Zweitens. Der geringere Aufwand bei der Fahrzeugför-
derung.

Drittens. Die Akzeptanz höherer Pünktlichkeitsanforde-
rungen.

Viertens. Der Einsatz eines stärker motorisierten Fahr-
zeugs. Dadurch ergaben sich größere Fahrplanreser-
ven.

Fünftens. Das Angebot eines günstigeren Sondertarifs,
des so genannten Hopper-Tickets zu 4 Euro für maximal
50 Kilometer.

Die Bestellerentgelte sind Steuergelder, mit denen spar-
sam umgegangen werden muss. Der Zuschlag wurde
dementsprechend dem wirtschaftlichsten Angebot
erteilt. Mit der Bestellung werden die Bahnverbindungen
in der Oberpfalz deutlich aufgewertet. Verbesserungen
ergeben sich insbesondere für Reisende aus Amberg,
Cham, Schwandorf und Weiden. Außerdem ergeben
sich Mehrleistungen von 164000 Kilometern pro Jahr,
einschließlich der bereits früher beschlossenen Mehr-
leistungen von 72000 Zugkilometern pro Jahr. Zur Klar-
stellung wird darauf hingewiesen, dass die Beauftragung
der Vogtlandbahn GmbH erst mit dem Fahrplanwechsel
am 15. Dezember 2002 wirksam wird.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Erste Zusatzfrage:
Herr Kollege Schindler.

Schindler  (SPD): Herr Staatssekretär, wodurch hat sich
das Angebot der DB-Regio von dem Angebot der Vogt-
landbahn unterschieden? Sie haben nämlich gesagt,
dass auch die DB-Regio ein sehr gutes Angebot vorge-
legt habe.

Staatssekretär Spitzner  (Wirtschaftsministerium): Herr
Kollege Schindler, beide Gesellschaften haben ein gutes
Angebot vorgelegt. Die Eisenbahngesellschaft hat diese
Angebote noch einmal sehr genau geprüft. Bei den von
mir genannten fünf Punkten war die Vogtlandbahn
jeweils vorn. Sie hat einen weiteren entscheidenden Vor-
teil, den der neben Ihnen sitzende Kollege Schläger
immer wieder eingefordert hat: Sie ermöglicht nämlich
einen zweistündigen durchgängigen Takt von Hof nach
Regensburg.

Oberfranken, Wunsiedel und Hof haben immer wieder
eine Zugverbindung gefordert, bei der die Leute in Wei-
den nicht umsteigen müssen. Das haben wir erreicht.
Ein weiterer entscheidender Gesichtspunkt war der
Umstand, dass die Vogtlandbahn von den Kunden sehr
gut bewertet wird. Die Bürger aus dem Raum Schwan-
dorf oder aus dem Raum Cham äußern sich durchweg
positiv über das Angebot dieses privaten Betreibers. Wir
haben dieses Angebot sehr genau geprüft. Ich möchte
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die Aussagen der Eisenbahngesellschaft in Schulnoten
wiedergeben:

Die einen haben 1,4, die anderen 1,5. Der Vorsprung
von 0,1 reicht aus. Ich begrüße das, weil wir damit Wett-
bewerb auf der Schiene haben. Wir Oberpfälzer Abge-
ordnete haben in den letzten Wochen und Monaten nicht
immer höflich über das Angebot und die Leistungen der
Bahn gesprochen. Es schadet gar nicht, wenn bei uns
ein bisschen Wettbewerb zugunsten der Fahrgäste statt-
findet.

(Hofmann (CSU): Noch stärker soll er sein!)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: Herr Kol-
lege Schindler, bitte.

Schindler  (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie der Auf-
fassung, dass sich die von Ihnen geschilderten Vorteile
der Vogtlandbahn GmbH vielleicht auch mit der DB Re-
gio hätten erreichen lassen, und ist der Staatsregierung
bekannt, dass die finanziellen Vorteile auch etwas damit
zu tun haben, dass die neue Gesellschaft deutlich gerin-
gere Löhne bezahlt als die DB Regio?

Staatssekretär Spitzner (Wirtschaftsministerium): Letz-
teres ist mir nicht bekannt. Überall dort, wo privatisiert
wird und Wettbewerb stattfindet, werden keine Monopol-
löhne mehr bezahlt.

Vor gut einem Jahr habe ich Minister Dr. Wiesheu bei der
Verkehrsministerkonferenz in Saarbrücken vertreten. Es
waren insbesondere die SPD-Länderverkehrsminister,
die den Bundesverkehrsminister massiv dazu aufgefor-
dert haben, im Interesse des Fahrgastes Wettbewerb
auf der Schiene zu organisieren, Wettbewerb, der
selbstverständlich auch den einen oder anderen Nach-
teil hat. Herr Kollege Hofmann hat in seinem Zwischen-
ruf gesagt, wir müssten eigentlich mehr Wettbewerb
haben.

(Hofmann (CSU): So ist es!)

Tatsache ist, dass Bayern beim Thema Wettbewerb lei-
der noch hinter einer Reihe von SPD-regierten Ländern
liegt. Im Interesse eines optimalen Angebots und einer
optimalen Bedienung des Kunden wünsche ich mir Wett-
bewerb. Im Wettbewerb soll derjenige siegen, der das
beste Angebot macht.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Nächste Zusatzfrage:
Herr Kollege Schindler.

Schindler  (SPD): Herr Staatssekretär, damit provozie-
ren Sie die Nachfrage, ob der Staatsregierung nicht
bekannt ist, dass trotz aller Notwendigkeit eines Wettbe-
werbs auch darauf zu achten ist, den Wettbewerbsvorteil
nicht durch Dumpinglöhne zu erkaufen?

Staatssekretär Spitzner (Wirtschaftsministerium): Ich
sage klar und deutlich: Es war gerade Staatsminister
Wiesheu, der dort, wo Privatisierungen anstehen, zum

Beispiel bei den Busgesellschaften, auf diesen Aspekt
hingewiesen und die Vermeidung von Dumpinglöhnen
eingefordert hat. Selbstverständlich kann man darüber
diskutieren, was ein Dumpinglohn ist. Wir haben immer
deutlich gesagt: Wir sind für Wettbewerb, und dabei wird
man keine Löhne garantieren können, wie sie bei rein
staatlicher Alimentation entstehen. Das muss aber nicht
bedeuten, dass hier Dumpinglöhne bezahlt werden.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Nächster Fragesteller
ist Herr Kollege Dr. Köhler, bitte.

Dr. Heinz Köhler  (SPD): Herr Staatssekretär, kann die
Staatsregierung Berichte bestätigen, dass die Bahn AG
von der Bundesregierung 300 Millionen e für den Weiter-
bau der ICE-Strecke Nürnberg – Erfurt erhalten habe,
und ist es richtig, dass begonnene und wirtschaftlich ver-
tretbare Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen wie die ICE-
Strecke Nürnberg – Erfurt nach den Vorgaben der Bun-
desregierung quasi automatisch in den neuen Bundes-
verkehrswegeplan vorgetragen werden, so dass diesbe-
züglich keine Unsicherheit hinsichtlich des Weiterbaus
besteht?

Staatssekretär Spitzner (Wirtschaftsministerium): Herr
Kollege Köhler! Wie aus der Presse bekannt wurde, hat
Bundeskanzler Schröder am Wochenende des 9. und
10. März 2002 beim Ostparteitag der SPD in Magdeburg
ein 90 Milliarden e umfassendes Mobilitätsprogramm
Ost vorgestellt, das unter anderem die Wiederaufnahme
des Verkehrsprojektes Deutsche Einheit Nr. 8.1 beinhal-
tet. Damit hat er etwas aufgegriffen, was die bayerische
Staatsregierung – Minister Dr. Wiesheu – seit Jahren
massiv gefordert hat; denn die 1999 getroffene Entschei-
dung der Bundesregierung, die Strecke auf Eis zu legen,
war eine verkehrspolitische Fehlleistung ersten Ranges.
Darauf haben wir von der Staatsregierung immer hinge-
wiesen, und dafür haben wir gekämpft.

Allerdings betrachte ich aufgrund der Erfahrungen der
Vergangenheit das positive Signal des Bundeskanzlers
allein noch nicht als Garantie für den längst überfälligen
Neu- bzw. Ausbau dieser Strecke. Insbesondere – auch
das muss man wissen – gibt es keinen Automatismus
bei der Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplans.
Der Bundesverkehrsminister hat vielmehr bei den Anfor-
derungen für die Meldungen der Länder eindeutig
erklärt, dass alle Projekte, die nicht bereits begonnen
sind, für die Aufnahme in den Bundesverkehrswegeplan
einer erneuten Bewertung zu unterziehen seien.

Die DB AG hat nach Aussage des Bundeskanzlers für
ein vordringliches Kreuzungsbauwerk der ICE-Strecke
Nürnberg – Erfurt mit der BAB A 73 und einige andere
dringliche Maßnahmen zur Sicherung des Baurechts
eine Mittelfreigabe von rund 300 Millionen e beantragt.
Eine schriftliche Zusage des Bundesverkehrsministers,
Herr Kollege Köhler, liegt bislang nicht vor. Deshalb sage
ich aufgrund vergangener Erfahrungen: Solange keine
schriftliche Finanzierungszusage des Bundes an die
DB AG vorliegt, kann ich nach dem derzeitigen Stand lei-
der nicht von einem gesicherten Weiterbau ausgehen.
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: Herr Kol-
lege Dr. Köhler.

Dr. Heinz Köhler  (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie
es denn bei der von Ihnen dargelegten Bedeutung dieser
Strecke nicht für höchst nachlässig, dass sich die Staats-
regierung nicht von der Richtigkeit der Pressemeldung
über die Mittelfreigabe von 300 Millionen e überzeugt
hat? Das wäre doch eigentlich selbstverständlich, da
diese Information schon eine Woche alt ist und diese
Aussage aus dem Munde eines Vorstandsmitglieds der
DB AG kommt.

Staatssekretär Spitzner (Wirtschaftsministerium):
Selbstverständlich haben wir uns informiert. Wir sind
aber gebrannte Kinder. Sie als oberfränkischer Abgeord-
neter sind auch ein gebranntes Kind. Herr Köhler, ich
schätze Sie zwar als aufrechten Kollegen, aber ich weiß
sehr wohl, dass auch Sie hinsichtlich so mancher Zusa-
gen und Versprechen Ihres Bundeskanzlers für Ober-
franken in den letzten Jahren verzweifelt sind.

(Franzke (SPD): Sind Sie ein gebranntes Kind? –
Zuruf des Abgeordneten Schindler (SPD))

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Die nächste Zusatz-
frage stellt Kollege Hofmann, bitte.

Hofmann  (CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie mögli-
cherweise ähnlich verwundert wie ich darüber,

(Franzke (SPD): Der ist nur noch verwundert!)

dass Kollegen der oberfränkischen SPD jetzt plötzlich
den Ausbau der ICE-Strecke Nürnberg – Bamberg –
Erfurt als dringend monieren und diese Kollegen fast alle
die gleichen sind, die vor Ort gegen den Neu- und Aus-
bau der ICE-Strecke Stellung beziehen?

(Zuruf des Abgeordneten Franzke (SPD))

Was tut die Staatsregierung, um die Finanzierungsver-
einbarung schnellstmöglich so zu aktualisieren, dass die
Ankündigung des Bundeskanzlers keine Seifenblase
ist?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatssekretär,
wenn das eine Frage war, dürfen Sie sie gerne beant-
worten.

(Heiterkeit bei der SPD)

Staatssekretär Spitzner (Wirtschaftsministerium): Herr
Kollege Hofmann, ich muss Ihnen gratulieren: Das war
eine lange, exzellent vorgetragene Frage. Zum ersten
Teil Ihrer Frage: Selbstverständlich lese auch ich die Zei-
tungen. Meine Damen und Herren von der SPD, in der
Doppelstrategie sind Sie einsame Spitze.

(Widerspruch bei der SPD)

Das erleben wir immer wieder: Hier sind Sie dafür, und
vor Ort dagegen.

Aber jetzt weg von der polemischen Darstellung der
Wahrheit.

(Lachen bei der SPD)

Wir haben in der Vergangenheit schon alles getan. Herr
Kollege Franzke, 1999 habe ich Ihre Unterstützung wirk-
lich vermisst, weil Sie einen großen Einfluss auf den
Bundeskanzler gehabt hätten; das weiß ich.

(Lachen bei der CSU)

Ich habe Ihre Unterstützung vermisst, als 1999 die Ein-
stellung der Strecke verfügt worden ist. Deshalb kann ich
Sie nur dazu auffordern, sich dafür einzusetzen – Sie
sagen ja immer, dass Sie einen direkten Draht zum Bun-
deskanzler haben –, dass uns der Bundeskanzler dieses
Mal nichts vormacht und das Bundesverkehrsministe-
rium und die Bahn den Neu- und Ausbau realisieren. Wir
warten auf ein positives Signal und fragen jeden Tag bei
der Bahn und beim Bundesverkehrsminister nach.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Letzte Zusatzfrage:
Herr Kollege Dr. Köhler.

Dr. Heinz Köhler  (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben
dargestellt, der Bundeskanzler habe erklärt,

(Staatssekretär Spitzner: Der Bundesverkehrsmi-
nister!)

dass alle Projekte, die nicht bereits begonnen seien, für
die Aufnahme in den Bundesverkehrswegeplan erneut
bewertet werden müssten. Das gilt nicht für die Strecke
Nürnberg – Erfurt, da sie bereits begonnen ist.

Staatssekretär Spitzner (Wirtschaftsministerium):
Genau das ist die strittige Frage. Die Strecke ist zwar
begonnen, aber ihr Bau auf Eis gelegt. Die Bahn hat das
Baurecht auf dieser Strecke insgesamt aufrechterhalten.
Die Erklärungen aus dem Bundesverkehrsministerium
gingen aber bisher ganz klar immer in die Richtung, dass
auch der Bau derjenigen Strecken, der auf Eis gelegt,
das heißt zurückgestellt wurde, einer erneuten Prüfung
unterzogen werden muss. Hier haben sich die GRÜNEN
sehr stark engagiert.

Hofmann (CSU): Sind Sie dafür oder dagegen?

Staatssekretär Spitzner (Wirtschaftsministerium):
Sowohl als auch.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Ich bedauere, die drei
Zusatzfragen sind erledigt. Andere Kollegen haben auch
noch Fragen. Die nächsten Fragen werden vom Staats-
minister für Wissenschaft, Forschung und Kunst beant-
wort. Herr Zehetmair, ich darf Sie bitten. Nächster Frage-
steller ist Herr Kollege. Meyer.
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Meyer (CSU): Sehr verehrter Herr Staatsminister, trifft
es zu, dass für die Höhe des Stipendiums der Bayeri-
schen Begabtenförderung bei verheirateten Stipendia-
ten das Einkommen des Ehepartners prinzipiell ange-
rechnet wird, während bei Stipendiaten in einer eingetra-
genen Lebenspartnerschaft das Einkommen des
Lebenspartners vollständig unberücksichtigt bleibt,
sodass bei gleichem Einkommen des Ehepartners bzw.
des Lebenspartners verheiratete Stipendiaten schlech-
ter gestellt sind als solche in einer eingetragenen
Lebenspartnerschaft?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Zehetmair (Wissenschaftsministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus, verehrter Herr Kollege!
Das Einkommen des Stipendiaten und seines Ehegatten
wird in der Tat in dieser Reihenfolge als zumutbare
Eigenleistung – unter Zubilligung ausreichender Freibe-
träge – auf den Bedarf, sprich auf das Hochbegabtensti-
pendium, angerechnet. Die Verordnung zur Durchfüh-
rung des Bayerischen Begabtenförderungsgesetzes ent-
hält hinsichtlich der Einkommensanrechnung entspre-
chende Regelungen wie das Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz. Eine Berücksichtigung des Einkommens
eingetragener Lebenspartner findet derzeit weder nach
dem BAföG noch nach dem Beamtenförderungsgesetz,
dem DVBayBFG, statt.

Am 1. August 2001 ist das Lebenspartnerschaftsgesetz
in Kraft getreten. Mit diesem Gesetz wird gleichge-
schlechtlichen Paaren die Möglichkeit gegeben, ihrer
Partnerschaft einen rechtlichen Rahmen zu geben. Nach
§ 5 Satz 1 LpartG sind die Lebenspartner einander zum
angemessenen Unterhalt verpflichtet. Das vom Deut-
schen Bundestag am 11. November 2000 beschlossene
Lebenspartnerschaftsgesetzergänzungsgesetz – Bun-
desratdrucksache 739/00 – ist noch nicht zustande
gekommen, weil der Bundesrat nicht zugestimmt hat.
Der Vermittlungsausschuss wurde angerufen. In diesem
Gesetz finden sich unter anderem sozialrechtliche Rege-
lungen, in denen Lebenspartner den Ehegatten gleich-
gestellt werden, so auch einige Änderungen zum BAföG
hinsichtlich der Einkommensanrechnung des Lebens-
partners. Sobald das Gesetz verabschiedet ist, ist eine
entsprechende Rechtsangleichung durch Änderung des
DVBayBFG beabsichtigt.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: der Fra-
gesteller.

Meyer (CSU): Herr Staatsminister, teilen Sie meine Auf-
fassung, dass die derzeit bestehende Regelung eine
Benachteiligung der Interessen der Ehe darstellt? Wel-
che Möglichkeiten hat die Bayerische Staatsregierung,
hier Abhilfe zu schaffen?

Staatsminister Zehetmair (Wissenschaftsministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus! Herr Kollege, ich teile diese
Beurteilung. Die Bayerische Staatsregierung muss jetzt
warten, bis ein oder kein Ergebnis des Vermittlungsaus-
schusses vorliegt. Sollte der Bundesrat zu keiner

Zustimmung kommen – in welcher Modifikation auch
immer –, bleibt die Überlegung, dass der bayerische
Gesetzgeber bzw. dieses Hohe Haus diese Lücke füllt
und ein entsprechendes Ergänzungsgesetz macht.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Zusatzfrage:
Frau Kollegin Stahl.

Frau Christine Stahl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Minister, stimmen Sie mir darin zu oder können Sie
bestätigen, dass in diesem Fall eine Reihe von Steuerer-
leichterungen, die Ehegatten zustehen, nicht verheirate-
ten Paaren und eingetragenen Lebenspartnerschaften
nicht zustehen und dass damit von Gesetzes wegen
sowieso schon eine Ungleichbehandlung vorgenommen
wird?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Zehetmair (Wissenschaftsministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus! Frau Kollegin, ich stimme
Ihnen in dieser Form nicht zu, weil ich, und das wird Sie
nicht wundern, die Schritte für die Partnerschaftsver-
günstigung sowieso für zu weitgehend halte. Ich halte es
für völlig unerträglich, dass bei der Hochbegabtenförde-
rung ein Eheverhältnis beiderseitig angerechnet wird,
eine eingetragene Lebenspartnerschaft jedoch nicht. Da
muss gleichgezogen werden.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: Herr Kol-
lege Meyer.

Meyer (CSU): Herr Staatsminister, wenn ich Sie vorhin
richtig verstanden habe, ist es möglich, zu gegebener
Zeit seitens des bayerischen Gesetzgebers eine Ände-
rung herbeizuführen?

Staatsminister Zehetmair  (Wissenschaftsministerium):
Ja.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Dann ist die Frage
erledigt. Nächster Fragesteller ist Herr Kollege Wahn-
schaffe. Bitte schön.

Wahnschaffe (SPD): Herr Staatsminister, trifft es zu,
dass der Pflegedienst im Regensburger Studenten-
wohnheim Ludwig-Thoma-Heim – Träger: Studenten-
werk Niederbayern/Oberpfalz – für behinderte Studen-
tinnen und Studenten ab dem Wintersemester 2002 so
verringert werden soll, dass eine pflegerische Grundver-
sorgung für die im Heim wohnenden Studentinnen und
Studenten nicht mehr gewährleistet ist?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Zehetmair (Wissenschaftsministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus, verehrter Herr Kollege! In
der Bundesrepublik Deutschland gibt es zwei Studenten-
werke, die ein Wohn-, Assistenz- und Pflegeangebot für
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behinderte Studentinnen und Studenten bereithalten,
nämlich das Studentenwerk Marburg und das Studen-
tenwerk Niederbayern/Oberpfalz in Regensburg. Das
Pflegeangebot wird in Regensburg derzeit von sechs
fest angestellten Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, elf
Zivildienstleistenden und drei Mitarbeiterinnen im Frei-
willigen Sozialen Jahr, insgesamt also von 20 Personen
sichergestellt.

Während 1996 noch 20 Studierende das für 28 bis maxi-
mal 31 Personen ausgelegte Angebot des Studenten-
werks nutzten, waren es am 31.12.2001 nur mehr acht
Studierende. Zum 1. April 2002 werden nur noch fünf
Studierende und zum Ende dieses Jahres voraussicht-
lich lediglich vier behinderte Studenten und Studentin-
nen zu betreuen sein. Angesichts der rückläufigen Bele-
gungsentwicklung von 20 Studierenden im Jahre 1996
auf fünf Studierende zum 01.04.2002 ist jedenfalls ten-
denziell mit einem signifikanten Nachfrageanstieg zum
Wintersemester 2002/2003 nicht zu rechnen. Zum
01.04.2002 besteht somit eine Beschäftigten-/Behinder-
tenrelation von 20 zu 5.

Entsprechend den vorstehenden Zahlen entwickelten
sich auch Gesamtaufwand und Gesamtertrag. Während
der Aufwand im Jahre 1996 bei rund 849000 DM lag,
wurde im gleichen Zeitraum ein Gesamtertrag von rund
863000 DM erzielt, das heißt, das Behindertenwohn-
heim konnte kostendeckend betrieben werden. Das Ver-
hältnis verschlechterte sich jedoch – im Gleichklang mit
dem Absinken der untergebrachten Studierenden –
zunehmend. So betrug im Jahre 2001 bei einem
Gesamtertrag von rund 404000 DM der Gesamtaufwand
rund 704000 DM. Der erwirtschaftete Fehlbetrag lag
somit bei rund 300000 DM. Grund dafür ist ein nur relativ
geringer Rückgang der Kosten für den Pflegedienst bei
stark rückläufigen Einnahmen aus Leistungen der Pfle-
geversicherung bzw. der Kassen.

Seit 1998, dem Zeitpunkt, als das Behindertenwohnheim
nicht mehr kostendeckend betrieben werden konnte,
erhält das Studentenwerk Niederbayern/Oberpfalz für
den Betrieb freiwillige Zuschüsse aus dem Staatshaus-
halt. Im Jahre 1998 wurden 49800 DM, im Jahr 1999
52800 DM, im Jahre 2000100 000 DM und im Jahr
2001200 000 DM aus dem Staatshaushalt gewährt. Die
verbleibenden Verluste in Höhe von 100000 DM musste
das Studentenwerk aus Eigenmitteln – Studentenwerks-
beiträgen – aufbringen. Das Studentenwerk Niederbay-
ern/Oberpfalz ist deshalb gezwungen, die personelle
Ausstattung des Behindertenwohnheimes an die Zahl
der dort tatsächlich untergebrachten Studenten anzu-
passen.

Welche Maßnahmen das Studentenwerk letztlich wird
ergreifen müssen, steht derzeit noch nicht fest. Die Per-
sonaleinsatzplanung erfolgt in Abhängigkeit von den zu
erwartenden Neuzugängen. Diese stehen erst zu Beginn
des Wintersemesters fest. Folglich kann über die Zahl
der zum nächsten Wintersemester benötigten Zivil-
dienstleistenden und der Mitarbeiterinnen, die im Freiwil-
ligen Sozialen Jahr tätig sind, erst später entschieden
werden, vor allem, wenn die Belegungsentwicklung –
wie jetzt – rückläufig ist. Vor diesem Hintergrund wurde
die Pflegedienstleitung im Januar davon unterrichtet,

dass die Stellen für den Zivildienst vorläufig unbesetzt
bleiben.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: Herr Kol-
lege Wahnschaffe.

Wahnschaffe (SPD): Herr Staatsminister, stimmen Sie
mit mir darin überein, dass diese für Bayern einzigartige
Modelleinrichtung auch in Zukunft erhalten bleiben soll,
zumal nicht nur dieses Studentenheim, sondern die
gesamte Universität behindertengerecht ausgestattet
worden ist, und dass deswegen Grundsätze der Wirt-
schaftlichkeit zwar beachtet, aber nicht der alleinige
Maßstab sein können? Stimmen Sie mir vor diesem Hin-
tergrund darin zu, dass die Ankündigung des Studenten-
werks, die Sie eben selbst zitiert haben, dass es für alle
Zivildienstleistenden – also für 11 plus die drei Damen
oder Herren, die im Freiwilligen Sozialen Jahr tätig sind
und deren Beschäftigungsverhältnis zum September
ausläuft – eine ungesicherte Situation ist? Stimmen Sie
mir darin zu, dass das Studentenwerk zumindest dafür
Sorge tragen muss, dass eine Grundausstattung,
gemessen an der Zahl der behinderten Studenten, auch
in Zukunft gewährleistet bleiben muss?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Das war eine geniale
Frage. Herr Staatsminister, bitte.

Staatsminister Zehetmair (Wissenschaftsministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus! Herr Kollege, im ersten Teil
stimme ich Ihnen grundsätzlich zu. Diese Behinderten-
einrichtung muss erhalten bleiben, solange Nachfrage
besteht, die vertretbar ist.

Hinsichtlich des zweiten Teils Ihrer Frage bitte ich Sie, zu
sehen, dass es sechs festangestellte Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter gibt, die nicht kündbar sind und deshalb
bleiben. Derzeit kommen sechs Mitarbeiter auf vier zu
betreuende Behinderte.

(Wahnschaffe (SPD): Drei von ihnen sind teilzeitbe-
schäftigt!)

– Das mag sein; das habe ich gerade nicht präsent.
Selbst dann müssen Sie zugeben, dass der Grund,
warum die Zahl der behinderten Studentinnen und Stu-
denten im Heim abnimmt, nicht darin liegt, dass die Zahl
der Studentinnen und Studenten mit Handicap abnimmt.
Die Verhaltensweisen haben sich geändert. Viele haben
eine individuellere Möglichkeit gewählt.

Was die Defizitabdeckung betrifft, sollten wir grundsätz-
lich weiter die Auffassung vertreten, dass die Kassen
und die gesetzlichen Sicherungssysteme für die Behin-
derten diese Dinge abdecken müssen. Das haben sie
immer getan bei dem entsprechenden Verhältnis von
Beschäftigten zu Betreuenden. Als es nicht mehr ging,
habe ich aus dem Haushalt zugelegt, und zwar innerhalb
weniger Jahre bis zu 200000 DM, weil wir die Einrich-
tung unbedingt erhalten wollten.
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Zusatzfrage:
Herr Kollege Wahnschaffe.

Wahnschaffe  (SPD): Herr Staatsminister, darf ich Ihren
Worten entnehmen, dass Sie Ihren ganzen Einfluss
dahin gehend geltend machen werden, dass das Stu-
dentenwerk ab dem Herbstsemester eine Regelung trifft,
die den Grundbedürfnissen der Studierenden – Assis-
tenz heißt nicht nur „satt und sauber“, sondern auch,
dass die Studierenden uneingeschränkt ihrem Studium
nachgehen können und über ein gewisses Maß an Mobi-
lität verfügen – gerecht wird, und dass das Modellprojekt
auch in Zukunft nicht nur der Form, sondern auch dem
Inhalt nach bestehen bleibt?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister,
bitte.

Staatsminister Zehetmair  (Wissenschaftsministerium):
Herr Kollege, ich hoffe, ich brauche nicht meinen gesam-
ten Einfluss geltend zu machen; meinen Einfluss mache
ich jedenfalls geltend.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Nächste Fragestellerin
ist Frau Kollegin Stahl.

Frau Christine Stahl  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Staatsminister, trifft es zu, dass noch nicht feststeht,
wie viel von den von der Staatsregierung zur Förderung
der nichtstaatlichen Drei-Sparten-Theater vorgesehenen
Mitteln jeweils an die einzelnen Theater vergeben wer-
den soll, und dass nun auch andere nichtstaatliche
Theater aus ursprünglich ausschließlich für Drei-Spar-
ten-Häuser bestimmten Mitteln gefördert werden sollen,
und wenn ja, inwiefern werden dennoch die Bedürfnisse
der nichtstaatlichen Drei-Sparten-Theater berücksich-
tigt?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister,
bitte.

Staatsminister Zehetmair  (Wissenschaftsministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus! Frau Abgeordnete und Kol-
legin, die Frage geht von der Annahme aus, es gebe im
Staatshaushalt – ich zitiere – „speziell für Drei-Sparten-
Häuser bestimmte Mittel“. Dies trifft nicht zu.

(Frau Christine Stahl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das weiß ich!)

Vielmehr unterscheidet der Haushaltsansatz „Förderung
nichtstaatlicher Theater und sonstiger Einrichtungen der
darstellenden Kunst“ – Kapitel 15 05, TG 73 – nicht nach
Drei-Sparten-Theatern und anderen nichtstaatlichen
Theatern. Auch die im 2. Nachtragshaushalt 2002 ent-
haltene Mehrung von 6500000 e erfolgte nicht zweckge-
bunden für Drei-Sparten-Theater, sondern, wie den
Erläuterungen zum Haushalt entnommen werden kann,
zur verstärkten Förderung kommunaler Theater insge-
samt.

Richtig ist, dass eine verstärkte Förderung der kommu-
nalen Mehrspartentheater wegen des bei diesen Bühnen
deutlich höheren Aufwands und der damit einhergehen-
den stärkeren Belastung der jeweiligen Träger ein vor-
rangiges Ziel der Staatsregierung ist; der Bayerische
Landtag hat sich diesem Ziel mit Beschluss vom
21.02.2002 – Drucksache 14/8784 – auf Antrag der
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN einstim-
mig angeschlossen. Das kann aber nicht bedeuten, die
Belange aller anderen über 80 Bühnen in kommunaler
und privater Trägerschaft aus den Augen zu verlieren.
Deren Träger erwarten mit Recht vom Freistaat zumin-
dest einen Ausgleich für laufende Tarifsteigerungen.
Hinzu kommen weitere Anliegen, darunter der Ausgleich
für einzelne 2001 infolge der Zusatzsperre unvermeidli-
che Kürzungen, der Ausgleich für den Wegfall des frühe-
ren Regionalförderprogramms, die Anhebung derjenigen
kommunalen Theater auf den angestrebten Fördersatz
von 30%, die diesen Fördersatz bisher nicht erreichen,
und die gezielte Förderung von Kinder- und Jugendthea-
tern.

Die Deckungsfähigkeit der Mittel innerhalb der Titel-
gruppe gestattet es, unabhängig von der Frage kommu-
naler oder privater Trägerschaft all diese Ziele zumindest
im Ansatz anzugehen. Es steht für mich außer Frage,
dass dabei den Belangen der Drei-Sparten-Häuser
besonderes Gewicht zukommt. Wie die nach Abzug der
15-prozentigen Haushaltssperre und der zusätzlichen
globalen Minderausgabe verbleibenden Mittel letztlich
auf die einzelnen Zuwendungsempfänger verteilt wer-
den, kann erst beurteilt werden, wenn alle Anträge vor-
liegen. Dies wird erfahrungsgemäß im Mai/Juni der Fall
sein.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: Frau Kol-
legin Stahl.

Frau Christine Stahl  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nachdem Sie auf einer Veranstaltung zu unserer großen
Freude verkündet haben, dass die Mittel aufgestockt
werden, ist wohl bei Vorlage aller Anträge davon auszu-
gehen, dass mit einer Erhöhung der Zuschüsse für die
nichtstaatlichen Drei-Sparten-Theater – zum Beispiel
Nürnberg, Augsburg und Würzburg – zu rechnen ist?

Staatsminister Zehetmair  (Wissenschaftsministerium):
Das strebe ich an; davon kann man ausgehen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Nächster Fragesteller
ist Herr Kollege Franzke.

Franzke  (SPD): Herr Staatsminister, wie stellt sich die
Personalsituation für das wissenschaftliche und nicht-
wissenschaftliche Personal an der Fachhochschule
Landshut dar, welche Betreuungsrelation Professor zu
Studierenden ergibt sich daraus, und wie bewertet die
Staatsregierung die Situation?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister,
bitte.
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Staatsminister Zehetmair  (Wissenschaftsministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus! Herr Kollege, der FH
Landshut stehen 68 Professorenstellen und 59 Stellen
für nichtwissenschaftliches Personal zur Verfügung.

Das Ausbauziel der FH Landshut liegt nach dem Hoch-
schulgesamtplan 1992 bei 1600 Studienplätzen. Bezo-
gen auf dieses Ausbauziel beträgt nach dem Hochschul-
gesamtplan 1992 die Sollzahl an Professoren 111 Pro-
fessorinnen und Professoren und die Sollzahl für das
nichtwissenschaftliche Personal ebenso 111.

Im Wintersemester 2001/2002 waren 1960 Studentinnen
und Studenten in der Regelstudienzeit an der Fachhoch-
schule Landshut. Die Auslastung der Fachhochschule
lag danach bezogen auf das Ausbauziel von 1600 flä-
chenbezogenen Studienplätzen bei 122% und damit im
vertretbaren Rahmen. Auf einen Professor kommen 178
Studentinnen und Studenten in der Regelstudienzeit.

Dem Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung
und Kunst ist bekannt, dass die Fachhochschule Lands-
hut im Vergleich zu den anderen so genannten alten
Fachhochschulen personell schlecht ausgestattet ist.
Die personelle Ausstattung soll und muss im Rahmen
der Haushaltsmöglichkeiten verbessert werden.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: Herr Kol-
lege Franzke.

Franzke  (SPD): Herr Staatsminister, vielen Dank für die
Feststellung. Ich bin Mitglied des Kuratoriums der Fach-
hochschule. Welche Möglichkeiten sehen Sie, im Rah-
men des Haushalts die Personalsituation zu verbes-
sern? Die Situation ist in gewisser Weise katastrophal,
zumindest wird sie von Verantwortlichen so bezeichnet.

Staatsminister Zehetmair  (Wissenschaftsministerium):
Da ich mich auch als Verantwortlichen betrachte, sage
ich: Die Situation ist schlecht. Eine Katastrophe erleben
Sie, wenn Sie über die Grenzen in die osteuropäischen
Länder fahren. Gleichwohl will ich dem Ernst der Situa-
tion nicht ausweichen.

Was will ich tun? – An dieses Hohe Haus appellieren,
dass Sie nach den großen Schritten in der Schulpolitik
auch die notwendigen Schritte in der Hochschulpolitik
gehen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: Herr Kol-
lege Franzke.

Franzke  (SPD): Ich würde Sie gern bei Ihren Forderun-
gen an die Mehrheitsfraktion unterstützen. Ist an der
Situation in gewisser Weise nicht auch der von der
Staatsregierung durchgeführte und noch beabsichtigte
Stellenabbau schuld? Die Staatsregierung hat doch das
Programm, von 1997 bis 2007 12000 Stellen abzu-
bauen, beschlossen. Wirkt sich das nicht negativ auf die
Fachhochschule Landshut und andere Fachhochschu-
len wie zum Beispiel Kempten aus?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Zehetmair  (Wissenschaftsministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus! Herr Kollege, die Stellen-
planentscheidung hat dieses Haus dem Vorschlag der
Staatsregierung folgend getroffen. Sie dürfen also die
Schuld nicht alleine auf die Staatsregierung schieben. Im
Übrigen befindet sich die Staatsregierung dabei im Kon-
zert aller Länder. Ich habe die Zahlen für die Fachhoch-
schule Landshut nicht genau im Kopf. Die Folgen aus
dem 20-Punkte-Programm und aus der Regelung des
Artikels 6 d sind aber sehr gering. Es dürften nicht mehr
als fünf Stellen betroffen sein.

(Franzke (SPD): Aber die tun weh!)

Zunächst mussten wir das Schwergewicht auf die neuen
Fachhochschulen legen, wie zum Beispiel auf Deggen-
dorf in Ihrer unmittelbaren Nachbarschaft, um diese auf
den Weg zu bringen. Jetzt müssen wir uns in höherem
Maße auch wieder um die alten Fachhochschulen küm-
mern. Auch das hat mit Geld zu tun.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Damit ist diese Frage
erledigt. Nächster Fragesteller ist Herr Kollege Dr. Dürr.

Dr. Dürr  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Staatsmi-
nister, nachdem die Staatsregierung bereits 1966
beschloss, dass sie in der Ruhmeshalle und in der Wal-
halla nicht lediglich Museen sehen will, die Neuaufnah-
men der letzten drei Jahrzehnte aber keinerlei Konzept
erkennen lassen, frage ich Sie, ob Sie den Entwurf von
König Ludwig I., wonach in der Walhalla Persönlichkei-
ten „teutscher Zunge“, also Menschen geehrt werden
sollen, auf die der deutschsprachige Raum, und in der
Ruhmeshalle Persönlichkeiten „bayerischen Verdienstes
und Ruhmes“, also solche, auf die das bayerische Volk
stolz sein können soll, noch für zeitgemäß halten, wenn
ja, ob konkrete Schritte geplant sind, in der Ruhmeshalle
ein repräsentatives Bild eines modernen demokrati-
schen Bayerns zu bieten bzw. in der Walhalla den
deutschsprachigen Beitrag zu einem demokratischen
Europa aufscheinen zu lassen, wenn nein, warum sie
diesen Entwurf des 19. Jahrhunderts nicht für abge-
schlossen erklären.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Zehetmair  (Wissenschaftsministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus! Herr Kollege Dr. Dürr, auf
diese in ciceroianischem Stil gestellte Frage, die nur
einen Grammatikfehler enthält, nämlich den Genitiv von
Bayern – das sollten Sie so nicht wiederholen –, will ich
jetzt sachgemäß antworten.

(Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wo soll der
Genitiv sein?)

– Es war nicht ernst gemeint, aber ich wollte nur darauf
hinweisen.
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Die Ruhmeshalle in München ist von König Ludwig I. als
Ehrentempel für berühmte Bayern errichtet worden. Der
Bau wurde im Jahre 1853 vollendet. Bei dem Wiederauf-
bau der Ruhmeshalle nach dem Zweiten Weltkrieg
wurde eine Reihe von Büsten, die beschädigt worden
waren, ausgesondert. Im Jahre 1996 beschloss der
Ministerrat, die Ruhmeshalle nicht allein als Museum zu
erhalten, sondern in der Weise fortzuführen, dass nach
wie vor Bayern, die sich um Volk und Staat verdient
gemacht haben, durch Aufstellung ihrer Büsten geehrt
werden sollen. Seither wurden in der wiedererstandenen
Ruhmeshalle unter anderem die Büsten von Christoph
Dientzenhofer, Wilhelm Leibl, Rudolf Diesel, Ludwig
Thoma, Sigmund von Riezler, Oskar von Miller, Ignaz
Günther, Friedrich Koenig, Maximilian Graf von Montge-
las, Sebastian Kneipp, Franz Marc, Hans Freiherr von
und zu Aufseß, Adolf Hildebrand, Arnold Sommerfeld,
Carl Spitzweg, Richard Willstätter, Franz Erwein Graf
von Schönborn, Wilhelm Josef Behr, Johann Michael
Fischer, Clara Ziegler, Lena Christ, Claus Graf Schenk
von Stauffenberg, Heinrich Wieland, Karl Amadeus Hart-
mann und Georg Britting aufgestellt.

Der Ministerrat hat in seinem Beschluss am 3. Mai 1996
ferner entschieden, dass für die Auswahl neu aufzustel-
lender Büsten eine Kommission zu bilden ist, der Vertre-
ter der Akademie der Wissenschaften und der Akademie
der Schönen Künste angehören. Die nach der Erörte-
rung in der Kommission zur Entscheidung der Staatsre-
gierung vorgelegten Vorschläge spiegeln das Wirken
bedeutender Bayern in Wissenschaft und Kultur, Kunst
und im Sozialbereich wider. Die Staatsregierung kann
hieran auch bei zeitkritischer Betrachtung keinen Makel
entdecken.

Die Walhalla soll entsprechend dem Willen von König
Ludwig I. bedeutende Persönlichkeiten „teutscher
Zunge“ beherbergen. Die Möglichkeit, Initiativen für die
Aufstellung neuer Büsten in Gang zu bringen, erfreut
sich bundesweit bei Privatpersonen wie Institutionen
großer Beliebtheit. Die Wahrung des kulturellen und
gesellschaftlichen Konsenses ist auch bei der Walhalla
durch die gremienmäßige Vorbehandlung der im Staats-
ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst
gesammelten Vorschläge durch eine Erörterung mit
Beschlussempfehlung in der Akademie der Wissen-
schaften gegeben. Nach den in den letzten Jahren vor-
genommenen Aufstellungen der Büsten von Schwester
Maria Theresia von Jesu Gerhardinger, Dr. Konrad
Adenauer und Johannes Brahms ist derzeit die Auf-
nahme von Sophie Scholl in die Walhalla in Vorberei-
tung.

Der Behandlung von Vorschlägen hinsichtlich von
deutschsprachigen Persönlichkeiten, die sich um die
Demokratie in Europa herausragende Verdienste erwor-
ben haben, steht die Staatsregierung aufgeschlossen
gegenüber.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: der Fra-
gesteller.

Dr. Dürr  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Staatsmi-
nister, in einem Punkt sind wir uns einig, auch ich kann

keinen Mangel in dem entdecken, was ich vorgetragen
habe. Die Frage nach dem Genitiv können Sie mir viel-
leicht noch schriftlich geben.

Darauf, dass die Staatsregierung in der Aufstellung der
Büsten keinen Mangel erkennt, zielt meine Frage doch
gerade ab. Sie richtet sich gerade darauf, ob Sie sich
künftig damit begnügen wollen, nur die Lücken der letz-
ten fünf oder sechs Jahrhunderte zu schließen. Das
haben Sie mit Ihrer Auflistung im Wesentlichen ausge-
drückt. Sie enthält Menschen des 14., des 15., des 16.,
des 17., des 18. und des 19. Jahrhunderts. Wir wün-
schen uns dagegen, dass auch Persönlichkeiten des
letzten Jahrhunderts mit aufgenommen werden.

Deshalb frage ich Sie, ob Sie daran gedacht haben, nicht
nur einzelne Personen, wie zum Beispiel Sophie Scholl,
die wir ohnehin schon lange gefordert haben, sondern in
verstärktem Maße Frauen und Männer des letzten Jahr-
hunderts mit aufzunehmen, die dazu beigetragen haben,
dass Bayern so wurde, wie es jetzt ist. Haben Sie daran
gedacht, solche Personen verstärkt mit aufzunehmen?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Ich bin ja ein gutmüti-
ger Mensch. Wenn die Fragen aber immer so ausarten
wie heute – vielleicht ist auch der Wissenschaftsminister
dafür verantwortlich –, müssen wir die Bremse anziehen.
Ich bitte deshalb darum, etwas knapper und präziser zu
fragen, weil noch viele Fragen auf der Liste stehen. Bitte,
Herr Staatsminister.

Staatsminister Zehetmair  (Wissenschaftsministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus, Herr Kollege, nachdem ich
nicht schuld sein will, sage ich nur, daran habe ich
gedacht, daran denke ich und daran werde ich auch wei-
terhin denken.

(Allgemeine Heiterkeit)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Nächster Fragesteller
ist Herr Kollege Boutter. Ich sehe ihn jetzt gerade nicht.
Wird die Frage übernommen? – Wenn das nicht der Fall
ist, ist der Part des Staatsministers für Wissenschaft,
Forschung und Kunst abgeschlossen.

Jetzt wäre eigentlich Herr Staatsminister Schnappauf an
der Reihe. Er ist noch nicht da, und man bemüht sich
jetzt darum, Herrn Staatsminister Sinner zu finden, damit
er die nächsten Fragen beantworten kann. Ist denn die
Regie der Staatsregierung nicht in der Lage, diese
Suche etwas zügiger durchzuführen? – Sind das Staats-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung oder das
Staatsministerium für Unterricht und Kultus vertreten? –
Alle sind nicht da. Das Innenministerium ist auch nicht
da. Das Finanzministerium ist ebenfalls nicht da.

Dann unterbreche ich die Sitzung so lange, bis ein Mit-
glied der Staatsregierung sich meldet, um seine Aufga-
ben gegenüber dem Parlament wahrzunehmen. Ich
habe in meiner zwanzigjährigen Abgeordnetentätigkeit
so etwas noch nicht erlebt. Das ist unerträglich.
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(Allgemeiner Beifall – Unterbrechung der Sitzung
von 9.58 bis 10.00 Uhr)

Die unterbrochene Sitzung wird wieder aufgenommen.
Es folgt jetzt die Beantwortung der Fragen an das
Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung und Ver-
braucherschutz. Bitte, Herr Staatsminister Sinner. Die
erste Fragestellerin ist Frau Kollegin Dodell.

Frau Dodell  (CSU): Herr Staatsminister, nachdem sich
die Aufgaben der Tierkörperbeseitigungsanstalten durch
die BSE-Krise in den vergangenen Monaten von einem
Verwertungsmarkt zu einem Beseitigungsmarkt verscho-
ben haben, frage ich Sie, ob und in welcher Höhe die im
Zuge der „Verbraucherschutzinitiative Bayern“ –
genauer: Hilfen zur Tiermehlverbrennung – bis 31. März
2002 gewährten finanziellen Hilfen für die Tierkörperbe-
seitigungsanstalt in Kraftisried auch über diesen Zeit-
punkt hinaus gewährt werden, da der Wegfall dieser För-
derung einen Einnahmeverlust von ca. 870000 Euro pro
Jahr und damit eine erhebliche Gebührenerhöhung für
die Anlieferer und möglicherweise auch eine stärkere
finanzielle Belastung für die im Zweckverband beteilig-
ten Landkreise und kreisfreien Städte bedeuten würde.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner (Verbraucherschutzministe-
rium): Frau Kollegin Dodell, wie Sie wissen, haben die
Bayerische Staatsregierung und der Bayerische Landtag
eine Verbraucherinitiative beschlossen, um die Auswir-
kungen und Belastungen der BSE-Krise abzufedern. Im
Rahmen dieser Verbraucherinitiative werden auch die
Kosten für die Verbrennung von Tiermehl und Tierfett
erstattet. Das heißt, dass die Betriebe einen Zuschuss
von 220 DM pro Tonne bzw. 112 Euro pro Tonne Tier-
mehl bzw. Tierfett erhalten. Diese BSE-Hilfe läuft zum
31.03.2002 aus.

Die Hilfen müssen bei der Europäischen Kommission in
Brüssel notifiziert werden. Wir wollen die Verbrennungs-
kosten bis zum Ende des Jahres weiter subventionieren.
Deshalb haben wir einen Nachfolgeantrag bei der Kom-
mission in Brüssel gestellt. Zurzeit wird über die Geneh-
migung der Notifizierung verhandelt. Frau Staatssekre-
tärin Görlitz wird noch in dieser Woche nach Brüssel rei-
sen und über dieses Thema Verhandlungen führen. Wir
hoffen, dass wir die Genehmigung für die Fortführung
bekommen. Eine Erstattung in Höhe von 220 DM bzw.
112 Euro wird künftig nicht mehr möglich sein. Das hängt
mit den Haushaltsmitteln zusammen.

Ich möchte anfügen, dass wir Alternativen zur Verbren-
nung finden müssen. Die Höhe der Subventionen hat die
Abnehmer dazu verleitet, genau diese Beträge zu ver-
langen. Das bedeutet, dass wir durch die Subvention
Innovationen und den Versuch, das Ganze wirtschaftli-
cher zu gestalten, verhindern. Wenn Brüssel die Sub-
vention genehmigt, werden wir weiterhin subventionie-
ren, wir werden aber auf eine Ausschreibung drängen
und versuchen, bis Ende des Jahres Alternativen zu fin-
den, die das System insgesamt wirtschaftlicher machen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: die Fra-
gestellerin.

Frau Dodell  (CSU): Herr Staatsminister, ist der Staats-
regierung bewusst, dass an der Grenze zu Baden-Würt-
temberg eine erhebliche Wettbewerbsverzerrung statt-
findet? Meines Wissens werden nämlich in Baden-Würt-
temberg Investitionen in Tierkörperbeseitigungsanstal-
ten zu 100% vom Land Baden-Württemberg bezu-
schusst, wodurch erhebliche Kalkulationsposten wie kal-
kulatorische Abschreibungen und Verzinsungen wegfal-
len. Wie gedenkt man, diese Wettbewerbsverzerrung
auszugleichen?

Staatsminister Sinner (Verbraucherschutzministe-
rium): Wir sind uns dessen durchaus bewusst. Auf der
anderen Seite zahlt Baden-Württemberg ab dem 31.03.
keine BSE-Hilfen mehr aus. Das betrifft Testkosten und
andere Dinge. Es gibt keine Nachfolgeanträge in Brüs-
sel.

Wir können aber auch durch diese Erkenntnis nichts
daran ändern, dass die Unterstützung der Tiermehlver-
brennung von der Kommission unter Wettbewerbsge-
sichtspunkten betrachtet wird. Wir müssen uns mit Kom-
missar Monti auseinandersetzen, weil andere Bundes-
länder bei der Kommission in Brüssel vorstellig werden
und behaupten, Bayern trage insgesamt durch die BSE-
Hilfen zur Wettbewerbsverzerrung bei.

Ich sehe lediglich die Chance, dass wir bis zum Ende
des Jahres die Hilfen in reduziertem Umfang fortführen
und dann einen Übergang zu anderen Methoden finden.
Tiermehl wird nicht zur Verbrennung hergestellt. Wir
unterstützen beispielsweise zur Zeit ein Projekt in St.
Erasmus in Waldkraiburg, über die Thermodruckhydro-
lyse direkt Energie zu gewinnen und somit die Tiermehl-
Phase auszuschalten. Wir unterstützen auch Aktivitäten
an der Tierkörperbeseitigungsanlage in Plattling, das
Tiermehl direkt an der Anlage zur Energiegewinnung
einzusetzen. Das bedeutet, dass das eingesetzte Tier-
mehl fossile Brennstoffe erspart, womit eigentlich die
Wertschöpfung, die durch das Tiermehl möglich wird,
realisiert wird. Fatal ist, dass aufgrund der Subvention
solche Wege nicht gegangen werden. Normalerweise
hat Tiermehl den Heizwert von mittlerer Braunkohle.
Anstatt diesen Heizwert zu realisieren, zahlen wir eine
Subvention und geben demjenigen, der den Heizwert in
Anspruch nimmt, noch Steuergelder dazu. Das ist unbe-
friedigend. Deshalb suchen wir die Alternativen. Wenn
wir die Alternativen haben, dann ist das für die Wirt-
schaftlichkeit der Tierkörperbeseitigungsanlagen ein
Gewinn.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: Frau Kol-
legin Dodell.

Frau Dodell  (CSU): Herr Staatsminister, ich denke, man
ist sich schon bewusst, dass man neue technische
Wege gehen muss. Man muss aber einen langen Zeit-
raum für die jetzt bestehenden Tierkörperbeseitigungs-
anlagen überbrücken. Kann sich die Staatsregierung
vorstellen, für eine Überbrückungszeit, also bis man
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technisch so weit ist, zumindest in dem Bereich, der kei-
nem Wettbewerb unterliegt, nämlich der Entsorgung von
Seuchenmaterial, weiterhin Unterstützungen über das
Ende des Jahres 2002 hinaus zu geben.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner (Verbraucherschutzministe-
rium): Wir werden uns überlegen, was möglich ist. Wir
sind allen Vorschlägen gegenüber aufgeschlossen. Wir
brauchen die Tierkörperbeseitigungsanstalten. Ich kann
heute aber außer der Absichtserklärung keine Zusagen
machen. Der erste Schritt ist, die Erstattung bis zum
Ende des Jahres fortzuführen. Wenn wir das in Brüssel
durchgesetzt haben, müssen wir uns im Rahmen der
Haushaltsverhandlungen überlegen, was im Jahr 2003
möglich ist. Wenn sich Lösungen abzeichnen, werden
wir dem Landtag Vorschläge machen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister,
Sie werden abgelöst, damit Sie draußen die Veranstal-
tung weiterführen können. Ich bitte Frau Staatssekretä-
rin Görlitz, die nächsten Fragen zu beantworten.

Die nächste Fragestellerin ist Frau Kollegin Steiger.

Frau Steiger  (SPD): Frau Staatssekretärin, hat der Lan-
desgesundheitsrat Verhaltensregeln bezüglich seiner
Mitglieder, wenn ja welche, und inwieweit hält die Baye-
rische Staatsregierung die Ausübung des Berufes „Kon-
sultant im Gesundheitsmanagement“ für vereinbar mit
dem Vorsitz im Landesgesundheitsrat, der als Fachgre-
mium unter anderem auch für die Staatsregierung bera-
tend tätig ist?

Frau Staatssekretärin Görlitz (Verbraucherschutzmi-
nisterium): Herr Präsident, liebe Frau Kollegin Steiger!
Verhaltensregeln für die Mitglieder des Landesgesund-
heitsrates existieren nicht. In der Geschäftsordnung ist
lediglich festgelegt, dass die Mitgliedschaft ehrenamtlich
und persönlich ist und eine Vertretung nicht stattfindet.

Der Landesgesundheitsrat setzt sich aus 30 auf dem
Gebiet des Gesundheitswesens erfahrenen Personen
zusammen. 15 Mitglieder werden von den Fraktionen
der im Landtag vertretenen Parteien nominiert und 15
weitere Mitglieder von verschiedenen auf dem Gebiet
des Gesundheitswesens tätigen Körperschaften und
Verbänden vorgeschlagen und vom Landtag bestätigt.

Vor diesem Hintergrund sieht die Staatsregierung auf-
grund der Berufstätigkeit des Vorsitzenden keine negati-
ven Auswirkungen auf die Arbeit des Landesgesund-
heitsrates.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: die Fra-
gestellerin.

Frau Steiger  (SPD): Frau Staatssekretärin, nachdem
die Berufsbezeichnung „Konsultant im Gesundheitsma-
nagement“ nicht einschränkend formuliert worden ist,

frage ich: Hält die Staatsregierung meine Befürchtung,
dass durch solche Konstellationen unter Umständen die
Objektivität des Landesgesundheitsrates angezweifelt
und auch Lobbyismus vermutet werden könnte, für
gänzlich abwegig?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatssekretärin.

Frau Staatssekretärin Görlitz (Verbraucherschutzmi-
nisterium): Wie ich ausgeführt habe, besteht der Landes-
gesundheitsrat aus Abgeordneten und Mitgliedern, die
etwas mit den Themen und den Verbänden des Gesund-
heitswesens zu tun haben. Es handelt sich um ein Gre-
mium, das Fachleute einzelner Bereiche einbezieht. Aus
der sich daraus ergebenden Diskussion und Arbeit
erwartet man fachlich abgestimmte Vorschläge und Rat-
schläge. Der Bezug steht also nicht im Gegensatz. Ob
die Fraktion des Abgeordneten dies unterstützt, ist eine
andere Angelegenheit. Inhaltlich wird die Ausübung
nicht kollidieren.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Weitere Zusatzfrage?
– Die Fragestellerin.

Frau Steiger (SPD): Habe ich Sie richtig verstanden,
dass Sie eine hochvergütete Beratertätigkeit mit dem
Vorsitz des Landesgesundheitsrates für vereinbar hal-
ten, der die Staatsregierung in gesundheitspolitisch rele-
vanten Fragen berät?

Frau Staatssekretärin Görlitz (Verbraucherschutzmi-
nisterium): Ich sehe nicht, dass das im Widerspruch
steht.

(Frau Steiger (SPD): Keine Interessenskonflikte?)

– Das kann ich so nicht bestätigen.

Wir haben die Themen, die der Landesgesundheitsrat in
der 14. Legislaturperiode behandelt hat, Revue passie-
ren lassen. Es haben 14 Sitzungen stattgefunden, in
denen stets die Beratung aktueller Fachthemen im Vor-
dergrund stand. Fragen aus dem Gesundheitsmanage-
ment oder der Krankenhausplanung standen bisher
nicht auf der Tagesordnung.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Der nächste Fragestel-
ler ist Herr Kollege Egleder.

Egleder (SPD): Herr Präsident, Frau Staatssekretärin!
Aus welchen Gründen wurde bei der Einteilung der Ein-
zugsgebiete des bevölkerungsbezogenen Krebsregis-
ters Bayern von der Zuteilung nach Regierungsbezirken
abgewichen, und welche Gründen sprechen gegen die
Errichtung eines Tumorzentrums in Niederbayern?

Frau Staatssekretärin Görlitz (Verbraucherschutzmi-
nisterium): Herr Präsident, Herr Kollege Egleder! Bei der
Umsetzung des Auftrags des Gesetzgebers, spätestens
ab dem 1. Januar 2002 Daten über Krebserkrankungen
für das bevölkerungsbezogene Krebsregister Bayern im
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gesamten Gebiet des Freistaates Bayern zu erfassen,
war geprüft worden, welche Einrichtungen – zum Bei-
spiel Tumorzentren oder onkologische Schwerpunkte –
mit den Aufgaben und Befugnissen eines Klinikregisters
nach Artikel 6 des Bayerischen Krebsregistergesetzes
beauftragt werden können.

In einer Übergangszeit von zwei bis drei Jahren werden
zunächst die vorhandenen Infrastrukturen der Tumor-
zentren Regensburg und München mit ihren Klinikregis-
tern genützt; diese sind mit der Meldung an das bevölke-
rungsbezogene Krebsregister Bayern beauftragt wor-
den. Nach dieser Erprobungsphase wird die Staatsregie-
rung prüfen, ob für Niederbayern ein eigenes Klinikregis-
ter bestimmt werden kann. Diese Vorgehensweise
beruht auf intensiven Gesprächen mit allen Beteiligten
und erfolgte unter Einschaltung der Regierung von Nie-
derbayern.

Aufgrund der bereits bestehenden Infrastrukturen wur-
den für bestimmte Klinikregister in Einzelfällen örtliche
Zuständigkeiten erweitert. Unabhängig von den hieraus
folgenden Überschneidungen der Grenzen der Regie-
rungsbezirke werden künftig regierungsbezirksbezo-
gene Auswertungen der Daten des bevölkerungsbezo-
genen Krebsregisters Bayern möglich sein.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage? – Der
Fragesteller.

Egleder (SPD): Inwieweit geht die Staatsregierung bei
ihren Überlegungen davon aus, dass Niederbayern einer
der Regierungsbezirke ist, in dem die Krebsmodalität am
höchsten in ganz Bayern ist und deshalb wie in Bayreuth
für den Regierungsbezirk Oberfranken, in dem ähnliche
Voraussetzungen bestehen, eine entsprechende Ein-
richtung geschaffen werden soll?

(Kobler (CSU): Das geht an der Sache vorbei!)

Frau Staatssekretärin Görlitz (Verbraucherschutzmi-
nisterium): Es handelt sich um eine Feststellung Ihrer-
seits, dass es in Niederbayern mehr Krebsfälle gebe. Ich
kann das nicht bestätigen. Ich kann Ihnen lediglich
sagen, ob die Zahlen bezogen auf den jeweiligen Regie-
rungsbezirk ermittelt werden können. Der Sinn des
Krebsregisters ist, die Erkrankungen an dem Ort zu
erfassen und dort zuzuordnen, an dem sie auftreten. Mit
dem Krebsregister ist die Erfassung gewährleistet.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Zusatzfrage:
Frau Kollegin Peters.

Frau Peters (SPD): Herr Präsident, Frau Staatssekretä-
rin! Offensichtlich gibt es unterschiedliche Vorstellungen
zum Tumorzentrum. Meine Frage: Welchen Unterschied
sehen Sie zwischen einem Tumorzentrum und einem
onkologischen Zentrum?

Frau Staatssekretärin Görlitz (Verbraucherschutzmi-
nisterium): Ich kann keinen großen Unterschied erken-
nen. Das Tumorzentrum soll die Hilfestellung leisten, für

das Krebsregister Daten sammeln und die Infrastruktur
bereithalten.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Weitere Zusatzfrage?
– Herr Kollege Egleder.

Egleder (SPD): Frau Staatssekretärin, bestehen seitens
der Staatsregierung Überlegungen, an die in Niederbay-
ern bereits bestehenden onkologischen Abteilungen der
Kliniken oder Krankenhäuser Erweiterungsmaßnahmen
vorzunehmen, um ein Tumorzentrum einrichten zu kön-
nen?

Frau Staatssekretärin Görlitz (Verbraucherschutzmi-
nisterium): Diese Frage kann ich in diesem Zusammen-
hang nicht beantworten. Über die Ausweitung der ent-
sprechenden Gesundheitsvorsorge muss man sich an
anderer Stelle unterhalten. Im Rahmen dieser Anfrage
kann ich diese Zusatzfrage nicht beantworten.

(Kobler (CSU): Er soll Nachhilfe bekommen!)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Die nächste Fragestel-
lerin ist Frau Kollegin Hirschmann.

Frau Hirschmann (SPD): Herr Präsident! Frau Staats-
sekretärin, ich frage Sie, über welche Erkenntnisse die
Bayerische Staatsregierung hinsichtlich einer illegalen
Sponsorentätigkeit der Arznei- und Heilmittelindustrie
verfügt und welche Maßnahmen sie gegen bestechliche
Mediziner zu ergreifen gedenkt?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatssekretärin.

Frau Staatssekretärin Görlitz (Verbraucherschutzmi-
nisterium): Liebe Kollegin Anne Hirschmann! Derzeit
sind bundesweit staatsanwaltliche Ermittlungsverfahren
gegen Ärzte und Pharmaunternehmen wegen Verdachts
der Straftaten der Bestechlichkeit und Vorteilsannahme
bzw. der korrespondierenden Straftaten der Bestechung
und Vorteilsgewährung anhängig. Auch in Bayern sind
entsprechende Ermittlungsverfahren im Gange. Diese
richten sich neben der Pharmaindustrie in erster Linie
gegen einzelne Krankenhausärzte, die aufgrund ihrer
Amtsträgereigenschaft für die bezeichneten Straftaten
als Täter infrage kommen. Die Ermittlungen sind noch
nicht abgeschlossen.

Vor Abschluss der Ermittlungsverfahren wird von einer
Bewertung der Vorwürfe abgesehen. Vom Ausgang die-
ser Verfahren wird es abhängen, ob zusätzliche berufs-
aufsichtliche oder verwaltungsbehördliche Maßnahmen
zu ergreifen sind.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage? – Frau
Kollegin Hirschmann.

Frau Hirschmann (SPD): Frau Staatssekretärin, ich
frage Sie: Wie gedenkt die Staatsregierung die Heilbe-
rufskammer zu motivieren, den Missbrauch von Fortbil-
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dungsveranstaltungen, die von der Heilmittelindustrie
finanziert werden, zu verhindern?

Frau Staatssekretärin Görlitz (Verbraucherschutzmi-
nisterium): Es gibt klare Aussagen, dass Kurse, die von
der Pharmaindustrie durchgeführt werden, keine Rück-
schlüsse auf Unterstützung dieser Produkte zulassen
dürfen. Fortbildungsveranstaltungen, die im ärztlichen
Bereich liegen, sind von diesen verantwortlich durchzu-
führen und zu vertreten.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Entschuldigung, ich
habe das nicht gesehen. – Eine Zusatzfrage der Frau
Kollegin Schopper.

Frau Schopper  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (von der
Rednerin nicht autorisiert): Keine Ursache, ich dachte,
dass Frau Kollegin Hirschmann noch einmal nachfragt.
Da sie von ihrem Recht keinen Gebrauch gemacht hat,
habe ich mich gemeldet.

Ich möchte gerne wissen, Frau Staatssekretärin, ob Sie
in den bisherigen Gesprächen mit der KVB oder mit der
Ärztekammer diese Missbrauchsgefahren durch Spon-
sorentätigkeiten je thematisiert haben, oder ob dies bis-
her noch kein Thema in den vom Gesundheitsministe-
rium geführten Gesprächen gewesen ist.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatssekretärin.

Staatssekretärin Görlitz  (Verbraucherschutzministe-
rium): Zu diesem Thema ist mir kein Termin bekannt, den
ich benennen könnte.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Jetzt geben wir Herrn
Staatsminister Dr. Schnappauf die Chance, die Frage
der Frau Kollegin Peters zu beantworten.

Frau Peters (SPD): Herr Präsident, Herr Staatsminister,
trifft es zu, dass die Genehmigung für die Entnahme von
Trinkwasser für die Stadt Zwiesel im Jahre 2010 abläuft,
und wenn ja, wie soll die Trinkwasserversorgung für
Zwiesel ab 2010 sichergestellt werden?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Schnappauf (Umweltministerium):
Herr Präsident, Frau Kollegin Peters, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Die Genehmigung für die Entnahme
von Trinkwasser für die Stadt Zwiesel ist am 31. Dezem-
ber 1998 abgelaufen. Die Entnahme liegt, wie Sie wis-
sen, im Nationalpark Bayerischer Wald, der als FFH- und
Vogelschutzgebiet gemeldet ist.

Die Entnahme ist nach der Verordnung über den Natio-
nalpark Bayerischer Wald verboten und bedarf einer
Befreiung in Form der Herstellung des naturschutzrecht-
lichen Einvernehmens durch das Bayerische Staatsmi-
nisterium für Landesentwicklung und Umweltfragen. Die-
ses Einvernehmen wurde jetzt für eine Verlängerung der

Entnahme bis Ende des Jahres 2013 erteilt, unter der
Auflage, Alternativen für die Versorgung zu untersuchen
und die Ergebnisse bis spätestens 30. Juni 2010 vorzu-
legen. Diese Alternativenuntersuchung ist, wie Sie
sicher wissen, eine Voraussetzung nach den europäi-
schen Richtlinien FFH und Vogelschutz.

Die wasserrechtliche Erlaubnis für die Trinkwasserent-
nahme kann zunächst bis 31. Dezember 2013 verlängert
werden. Ob darüber hinaus noch eine Verlängerung
möglich sein wird, kann erst nach Vorlage der Alternati-
venuntersuchung entschieden werden.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage? – Die
Fragestellerin.

Frau Peters  (SPD): Herr Staatsminister, trifft es zu, dass
sich die Fernwasserversorgung aus dem Speicher
Frauenau als mögliche Alternative anbietet?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Schnappauf (Umweltministerium):
Frau Kollegin Peters, von unserer Seite werden keine
bestimmten Alternativen präferiert. Es ist Sache der
Kommune, diese zu prüfen. Natürlich wird die Kommune
die vorhandene Fernwasserversorgung sicherlich in ihre
Prüfung einbeziehen. Es gibt aber von Seiten der Was-
serwirtschaftsverwaltung keinerlei Vorgaben.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Weitere Zusatzfrage?
– Bitte schön.

Frau Peters  (SPD): Herr Staatsminister, das Einverneh-
men für die Verlängerung der Entnahme bis 2013 ist her-
gestellt. Ist es denkbar, dass es darüber hinaus verlän-
gert wird?

Staatsminister Dr. Schnappauf (Umweltministerium):
Frau Kollegin, ich habe schon vorhin gesagt, dass
zunächst eine Verlängerung bis zum Jahr 2013 erfolgt
ist. Erst nach Abschluss der Alternativenuntersuchung
kann über die Frage einer weiteren Verlängerung ent-
schieden werden.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Damit ist diese Frage
erledigt. Vielen Dank, Herr Staatsminister.

Der Herr Staatsminister hat sich bei mir entschuldigt,
weil er wirklich im Stau stand und quasi kurz vor der Ein-
fahrt in den Landtag zu Fuß hätte hierher rennen müs-
sen. So etwas passiert eben. Man kann ihm nicht die
Schuld dafür geben, dass die Sitzung unterbrochen wor-
den ist.

Ich bitte jetzt Frau Staatsministerin Stewens, die Fragen
an das Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen zu beantworten. Die erste Fragestel-
lerin ist Frau Kollegin Schopper.
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Frau Schopper  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (von der
Rednerin nicht autorisiert): Guten Morgen, Frau Ministe-
rin. Da die Staatsregierung dem „Gesetz zur Gleichstel-
lung behinderter Menschen und zur Änderung anderer
Gesetze – Bundesgleichstellungsgesetz (BGG)“ im Bun-
desrat nicht zugestimmt hat, frage ich die Staatsregie-
rung, welche Gründe zur Ablehnung geführt haben, und
welche weiteren Schritte die Staatsregierung bis zur ent-
scheidenden Abstimmung am 22. März 2002 im Bundes-
rat unternimmt, um ein In-Kraft-Treten des Gesetzes zu
ermöglichen und dadurch die Gleichstellung behinderter
Menschen zu gewährleisten und sicherzustellen?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatsministerin.

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Um Guten Morgen zu sagen, ist es fast schon ein biss-
chen zu spät, Frau Kollegin Schopper.

Zunächst ist klarzustellen, dass Bayern das Gesetz in
der Ersten Lesung im Bundesrat – wie übrigens viele
andere Länder auch – nicht abgelehnt hat, sondern wir
haben eine Fülle von Verbesserungen vorgeschlagen.
Die daraus resultierenden Änderungsanträge wurden in
der folgenden Behandlung im Bundestag zur Grundlage
von Gesetzesänderungen, die das Gesetz für viele Län-
der erst zustimmungsfähig gemacht haben.

Auch Bayern wird dem Gesetz zur Gleichstellung behin-
derter Menschen am 22. März im Bundesrat zustimmen.
Dies wurde in der Ministerratssitzung vom vergangenen
Dienstag, also am 19. März, beschlossen. Das Gesetz
wurde durch die Änderungsanträge des Bundesrates
und durch die Beratungen im Bundestag deutlich ver-
bessert.

Es wird jetzt konkrete Verbesserungen für Menschen mit
Behinderungen bringen, sei es durch die schrittweise
Beseitigung von Barrieren, zum Beispiel für Rollstuhlfah-
rer und Gehbehinderte, sei es durch die barrierefreie
Kommunikation für Hör- und Sehbehinderte oder durch
das Instrument der Zielvereinbarungen zwischen Unter-
nehmen und Behindertenverbänden.

Gegen die Einführung des Verbandsklagerechts für die
vom Bundesarbeitsministerium anerkannten Verbände
der Behindertenselbsthilfe auf Feststellung von Verstö-
ßen gegen Bundesrecht bestehen keine Bedenken. Das
Verbandsklagerecht in der jetzt vorliegenden Ausgestal-
tung ist ausreichend konkretisiert und eingegrenzt. Es
enthält jetzt eine enumerative und abschließende Auf-
zählung der überprüfbaren Bundesrechtsvorschriften,
einen Ausschluss der Verbandsklage, wenn die Rechts-
verletzung auch durch Individualklage hätte geltend
gemacht werden können – außer in einem Fall von allge-
meiner Bedeutung –, und einer Einschränkung des
Ermessens des Bundesarbeitsministeriums bei der
Anerkennung der Klagebefugnis der Verbände.

Den Verfassungsauftrag sowohl des Grundgesetzes als
auch der Bayerischen Verfassung, wonach niemand
wegen seiner Behinderung benachteiligt werden darf –
darüber sind wir uns einig –, erfüllt dieses Gesetz mit

Leben. Bayern wird am 22. März im Bundesrat zustim-
men.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Die Frage ist damit
erledigt. Nächste Fragestellerin ist Frau Kollegin Berg. –
Die Frage übernimmt Kollege Werner.

Werner  (SPD): Frau Staatsministerin, wie beurteilt die
Staatsregierung die Eignung und Kompetenz der perso-
nellen Neubesetzung der „Koordinationsstelle Pflege“ im
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie
und Frauen, nachdem der Bundesausschuss der Lehre-
rinnen und Lehrer für Pflegeberufe (Landesarbeitsge-
meinschaft Bayern) massive Bedenken gegen die Beru-
fung vorgebracht und diese mit fehlender Erfahrung des
Betroffenen im Berufsfeld begründet hat?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatsministerin.

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Ich muss jetzt sagen: Diese Bedenken sind im Großen
und Ganzen ausgeräumt. Herr Kollege, die bisherige
Stelleninhaberin der „Koordinationsstelle Pflege“ ist auf
eigenen Wunsch am 31. August 2001 ausgeschieden.

Im Rahmen der Neueinstellung wurde die Koordinations-
stelle von einer Teilzeit- auf eine Vollzeitstelle erweitert.
Die neu zu besetzende Stelle wurde am 8. und 9. Sep-
tember letzten Jahres in der „Süddeutschen Zeitung“
ausgeschrieben. Insgesamt sind 45 Bewerbungen ein-
gegangen. Fünf Bewerber sind in die engere Wahl
gekommen und wurden zu einem Vorstellungsgespräch
eingeladen. Der jetzt eingesetzte Mitarbeiter erwies sich
als der geeignetste Bewerber.

In der Ausschreibung wurden folgende Qualifikationen
vorausgesetzt: zum einen mehrjährige berufliche Praxis
in leitender Funktion in der Kranken- oder Altenpflege,
zum anderen die Fähigkeit, Konzepte im Bereich der
Alten- und Krankenpflege selbstständig zu erarbeiten –
ich glaube, das ist ganz wichtig vor dem Hintergrund der
heutigen Situation in der Pflege –, hohe fachliche Quali-
fikation im Pflegebereich und eine erfolgreich abge-
schlossene Hochschulausbildung.

Die genannten Voraussetzungen wurden vom jetzigen
Stelleninhaber entgegen der Auffassung des Bundes-
ausschusses der Lehrerinnen und Lehrer für Pflegebe-
rufe erfüllt, da er unter anderem folgende Qualifikationen
nachweisen kann:

– Grundausbildung als Physiotherapeut mit langjähriger
Erfahrung in Akutkrankenhäusern und Rehabilitationskli-
niken;

– Abschluss als Diplom-Sozialpädagoge mit dem
Schwerpunkt Rehabilitation und Abschluss als Diplom-
Theologe. Es ist ja immer der Vorwurf erhoben worden,
dass es sich um einen Theologen handle, aber er ist
gleichzeitig Diplom-Sozialpädagoge, was in der Kritik
immer außer Acht gelassen worden ist. Dabei muss ich
schon sagen, ich halte die Qualifikation als Theologe im
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Pflegebereich gar nicht für so schlecht. Auch das möchte
ich sagen, meine lieben Kolleginnen und Kollegen.

– Vierjährige Tätigkeit als Heimleiter eines Altenpflege-
heimes und in dieser Zeit Leitung eines weiteren Pflege-
heimes für ein Jahr. Während der Heimleitertätigkeit hat
sich der Stelleninhaber zum Beauftragten für Qualitäts-
management qualifiziert;

– der Stelleninhaber war freiberuflich in der Fort- und
Weiterbildung von Pflegekräften sowie als Dozent für
psychosoziale Fächer in der Ausbildung von Pflegekräf-
ten zur Leitung einer ambulanten Einrichtung tätig;

– der Stelleninhaber war beteiligt an einem wissen-
schaftlichen Projekt „Qualitätsoffensive in stationären
Einrichtungen“ des Generation research program der
LMU München.

Sie sehen also, dass wir hier tatsächlich einen hoch qua-
lifizierten Mann gewonnen haben, und den „Vorwurf“,
dass es sich um einen Theologen handle, kann ich so
ehrlich gesagt, nicht nachvollziehen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: der Fra-
gesteller.

Werner (SPD): Frau Staatsministerin, sind denn Fach-
verbände im Rahmen des Auswahlverfahrens hinzuge-
zogen worden?

Frau Staatsministerin Stewens  (Sozialministerin):
Soweit ich weiß, ist diese Ausschreibung in unserem
Haus gelaufen. Wir haben in unserem Haus – auch vor
dem Hintergrund der eben genannten Qualifikationen –
letztendlich dann diesen Mann ausgesucht. Die Fach-
verbände dieses Bereiches sind wohl nicht zugezogen
worden.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Weitere Zusatzfrage?
– Das ist nicht der Fall. Dann ist die letzte Fragestellerin
Frau Kollegin Scharfenberg, die vom Kollegen Sprinkart
vertreten wird.

Sprinkart  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau Staatsmi-
nisterin, beabsichtigt die Staatsregierung als Konse-
quenz aus der Pisa-Studie für Kindertageseinrichtungen
neue, lehrplanähnliche Bildungs- und Erziehungspläne
zu erarbeiten, und ist daran gedacht, die Bildungspläne
von Kindergärten und Schulen aufeinander abzustim-
men, und die notwendige Vernetzung dieser beiden Bil-
dungseinrichtungen zu verbessern?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatsministerin,
bitte.

Frau Staatsministerin Stewens  (Sozialministerium):
Zunächst möchte ich eines klarstellen: Die Pisa-Studie
selbst hat zur Vorschulerziehung im Grunde keine Aus-
sage getroffen. Daher ist die Pisa-Studie nicht Ursache,
sondern lediglich Anlass, die ohnehin geplante inhaltli-

che Reform der Bildung und Erziehung in Kindertages-
stätten vorzuziehen.

Bayern hat übrigens als erstes Land in Deutschland
1973 einen Rahmenplan für Bildung und Erziehung im
Kindergartenbereich eingeführt. 1997 gab es dann eine
Handreichung des bayerischen Sozialministeriums, die
eine Empfehlung zur Umsetzung der Verordnung über
die Rahmenpläne für anerkannt Kindergärten in der Pra-
xis darstellt. Ebenfalls hat das Sozialministerium bereits
1997 mit dem sogenannten Dreistufenplan weitere Maß-
nahmen eingeleitet, um die Qualität der Kindertageein-
richtungen nachhaltig weiterzuentwickeln und ständig zu
verbessern.

Hierzu zählen als Einzelmaßnahmen die Flexibilisierung
der Öffnungszeiten sowie die Entwicklung und Erpro-
bung eines neuen Finanzierungskonzepts unter Berück-
sichtigung der Geburtenentwicklung und Aufrechterhal-
tung der Qualitätsstandards.

Ergänzend soll nun ein Bildungs- und Erziehungsplan für
Kindertageseinrichtungen mit der Fachpraxis und auf
der Basis der Rahmenpläne der anerkannten Kindergär-
ten erarbeitet werden. Ziel ist

– einerseits eine Deregulierung im strukturellen Bereich
zu erreichen, zum Beispiel bei den Vorschriften zur Aus-
stattung, Gruppenbildung und Einrichtungsgröße, um
die Eigenverantwortung der Träger und Gemeinden zu
stärken.

– Andererseits wird ein präziser, rechtsverbindlicher Ori-
entierungsrahmen für die Bildungs- und Erziehungsar-
beit für erforderlich erachtet. Insbesondere sind die inter-
kulturelle Arbeit und die Sprachförderung stärker zu
gewichten. Gerade bei der Sprachkompetenz ist ein Auf-
trag an das Institut für Frühpädagogik, Prof. Zetenakis,
ergangen, den Rahmenplan für Bildung und Erziehung
für die Kindergärten zu überarbeiten. Zur Unterstützung
und Förderung der natürlichen Kreativität und Lern-
freude der Kinder sollen auf der Basis des Spiels die Vor-
gaben für ein anregungsreiches Umfeld präzisiert wer-
den. Ich beabsichtige ferner, weil ich das für ganz wichtig
halte, Schwerpunkte in der musikalischen Früherzie-
hung und in der Bewegungsförderung zu setzen, also
bei Musik und Bewegung. Es wird jedoch genügend
Raum für jede Einrichtung bleiben, ein unverwechselba-
res, spezifisches Profil zu entwickeln. Dieser Rahmen-
plan für den Kindergarten soll, wenn er denn fortge-
schrieben ist, verbindlich für den Kindergarten festge-
schrieben werden. Wir wissen ja, wie es im Leben ist: In
manchen Kindergärten läuft es hervorragend, in man-
chen anderen weniger gut. Deswegen ist es ganz wich-
tig, das wir diesen Rahmenplan verbindlich festsetzen.

Der Entwurf des Erziehungsplanes für den Vorschulbe-
reich, also die Altersgruppe bis zum Schuleintritt ein-
schließlich der Kleinkinder, wird bis Ende Herbst vorlie-
gen. In einem weiteren Schritt wird die Altersgruppe bis
14 Jahre in den Bildungs- und Erziehungsplan einbezo-
gen. Mit den Bildungsplänen der Schule erfolgt eine
enge Abstimmung. Parallel zum Bildungs- und Erzie-
hungsplan wird das zu erarbeitende Anforderungsprofil
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für Erzieherinnen in den Lehrplan für die Erzieherausbil-
dung Eingang finden.

Was wir auch noch machen wollen, sind gemeinsame
Fortbildungsveranstaltung für die Lehrerinnen gerade im
Grundschulbereich und dann für die Erzieherinnen, aber
auch für die Erzieherinnen im Hortbereich und für die
Lehrerinnen in Bezug auf die Kinder, die in den Hort
gehen, so dass wir auch da – Stichwort: Betreuung von
Hausaufgaben – eine engere Verzahnung bekommen
und Berührungsängste abbauen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: der Fra-
gesteller.

Sprinkart  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau Staatsmi-
nisterin, wenn ich Sie richtig verstehe, bringen diese
Fortschreibungen der Erziehungs- und Bildungspläne
zumindest in Teilbereichen lehrplanähnliche Entwicklun-
gen für Kindergärten mit sich.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatsministerin,
bitte.

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Nein! Das sage ich Ihnen ganz klar: Es gibt keine lehr-
planähnlichen Entwicklungen für den Kindergarten; im
Kindergarten muss sich etwas anderes abspielen als in
der Schule. Auch das möchte ich ganz klar dazusagen.

Aber was ich schon möchte, ist die Weiterentwicklung
bei der Sprachkompetenz. Das soll, bitte, nicht nur für
die ausländischen Kinder gelten, sondern auch – das hat
die Pisa-Studie sehr deutlich ergeben – für unsere eige-
nen Kinder, die in der Sprache ebenfalls sehr oft Schwie-
rigkeiten haben, aber auch für die musische Erziehung,
für Musik und Bewegung. Es soll aber keine Lehrpläne
an Kindergärten, keine Verschulung des Kindergarten-
bereichs geben.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Letzte Zusatzfrage:
Frau Kollegin Schopper.

Frau Schopper  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (von der
Rednerin nicht autorisiert): Frau Ministerin, eine Frage.
Sie hatten ausgeführt, dass eine verbindliche Festset-
zung und Umsetzung der Rahmenrichtlinien erfolgen
soll. Ich frage: Wie soll das dann konkret in den einzel-
nen Einrichtungen aussehen? Einerseits geht es um die
Erzieherinnenausbildung, andererseits um die Fortbil-
dung. Wie wird dann für die Kontrolle gesorgt sein, weil
es einen Schulrat für die Kindergärten nicht gibt?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatsministerin,
bitte.

Frau Staatsministerin Stewens  (Sozialministerin):
Frau Kollegin Schopper, wir haben ja dieses Jahr schon
das neue Förderungsmodell in der Erprobung. Die Kin-
dergärten müssen es dann machen. Es machen ja jetzt

auch schon viele Kindergärten. Sie müssen ihren Bil-
dungsplan veröffentlichen.

Es soll jährlich eine Umfrage unter den Eltern stattfinden,
und zwar nicht erst am Ende eines Kindergartenjahres,
weil da die Kinder zum Teil den Kindergarten verlassen
und in die Schule kommen; dann ist es oft zu spät. Des-
wegen habe ich gesagt, bitte schön, machen wir die
Umfrage in der Mitte des Kindergartenjahres, so dass
sich dann tatsächlich eine echte Evaluation des Bil-
dungsplans auch durch die Eltern ergibt. Und wie
gesagt, die Bildungspläne müssen veröffentlicht werden.

Ich weiß, dass viele Kindergärten da bislang hervorra-
gende Arbeit leisten, aber das Leben ist bunt, es gibt
manche Kindergärten, die auf diesem Gebiet relativ
wenig tun. Deswegen Fortschreibung und Verbindlicher-
klärung.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Vielen Dank, Frau
Staatsministerin.

Damit ist die Fragestunde beendet.

Bevor wir in der Tagesordnung fortfahren, gebe ich noch
das Ergebnis der gestern durchgeführten namentlichen
Abstimmung zur Eingabe betreffend Änderung des Lan-
desentwicklungsprogramms und Herausnahme der
Trasse der A 94 im Isental bekannt. Mit Ja haben
gestimmt 73 Kolleginnen und Kollegen, mit Nein 50 bei
einer Stimmenthaltung. Damit ist das Votum des Aus-
schusses für Landesentwicklung und Umweltfragen vom
Plenum übernommen worden.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Ich darf jetzt das Präsidium Herrn Präsidenten Böhm
übergeben.

Präsident Böhm: Verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Wir fahren in der Tagesordnung fort.

Ich rufe jetzt auf:

Tagesordnungspunkt 7

Schlussbericht der Enquete-Kommission „Reform
des Föderalismus – Stärkung der Landesparla-
mente“ (Drucksache 14/8660)

Dazu begrüße ich sehr herzlich in der Diplomatenloge
die sachverständigen nichtparlamentarischen Mitglieder
der Enquete-Kommission, als da sind Herr Prof. Dr.
Arndt, Herr Prof. Dr. Badura, Frau Prof. Dr. Münch, Herrn
Prof. Dr. Oberreuter und Herr Prof. Dr. Rainer-Olaf
Schultze. Herr Prof. Dr. Schneider und Frau Prof. Dr.
Färber können leider nicht anwesend sein. Herzlich will-
kommen, meine Damen und Herren, und vielen Dank für
die Mitarbeit.

Ich eröffne zu diesem Thema die Aussprache. Der Ältes-
tenrat hat eine Redezeit von 45 Minuten pro Fraktion
vereinbart. Als erstem Redner erteile ich dem Vorsitzen-
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den der Enquete-Kommission, Herrn Kollegen Welnho-
fer, das Wort.

Welnhofer  (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus! – Vom
Herrn Kollegen Leeb höre ich die Worte „leeres Haus“.
Aber diese Worte darf ich nicht aufgreifen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Lassen Sie mich mit einem Blick in die
Bayerische Verfassung beginnen. Artikel 25 a Satz 1,
erst 1998 eingefügt, lautet:

Zur Vorbereitung von Entscheidungen über umfang-
reiche und bedeutsame Angelegenheiten, die in die
Zuständigkeit des Freistaates Bayern fallen, kann
der Landtag eine Enquete-Kommission einsetzen.

Am 26. November 1998 machte der Landtag von diesem
neuen Instrument erstmals Gebrauch. Er setzte die
Enquete-Kommission „Reform des Föderalismus – Stär-
kung der Landesparlamente“ ein. Aber erst mit
Beschluss vom 8. Juli 1999 verabschiedete der Landtag
einen umfangreichen Fragenkatalog zu den vier The-
menkomplexen „Föderalismus und supranationale Poli-
tik“, „Föderalismus und nationale Politik“, „Föderalismus
und Staatsfinanzen“ sowie „Föderalismus und kommu-
nale Selbstverwaltung“.

Zugleich wurden die Mitglieder der Kommission bestellt.
Neben acht Abgeordneten gehören diesem Gremium
gleichberechtigt, also mit vollem Stimmrecht, auch sie-
ben Wissenschaftler an. Das war neu. Gemischte Kom-
missionen des Bayerischen Landtags hat es vorher nicht
gegeben. Die Neuerung hat sich bewährt.

Bereits an dieser Stelle möchte ich den Damen und Her-
ren Professoren für ihre mit großer Sachkunde geleis-
tete, stets engagierte Mitarbeit ganz herzlich danken, die
sie der Kommission in den vergangenen zweieinhalb
Jahren gewidmet haben.

Die vorliegenden Reformvorschläge sind maßgeblich
von den externen Sachverständigen geprägt worden.
Die meisten Damen und Herren Experten sind heute hier
anwesend und vom Herrn Präsidenten bereits nament-
lich begrüßt worden. Ich danke Ihnen auch von hier aus
noch einmal ganz herzlich. Ebenso danke ich den Mit-
arbeitern des Landtagsamts und der Fraktionen, die
uns bei der Arbeit in der Kommission sehr unterstützt
haben und auf deren Hilfe wir nicht hätten verzichten
können.

(Allgemeiner Beifall)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, vorweg sage
ich etwas zu Zielen, Sinn und Zweck des Föderalismus.
Man hat noch immer Überzeugungsbedarf; noch ist
Föderalismus als Wert an sich nicht allgemein aner-
kannt.

Föderalismus als Wettbewerb der Ideen ist das Prinzip.
Die Leistungsfähigkeit von Organisationsstrukturen kön-
nen wir gerade dort erkennen, wo sich Wettbewerb
durchgesetzt hat, nämlich in der Wirtschaft. Seit Jahren

beobachten wir dort eine tief greifende Veränderung:
weg von zentralistischen Führungsstrukturen, hin zu
Dezentralisierung bei gleichzeitigem Verbund.

Früher meinte man häufig, nur in der Zentrale habe man
alle wichtigen Daten und Instrumente zur Verfügung, um
effizient und erfolgreich führen zu können. Allerdings
wurde schon bald erkannt, dass dies zu demotivierten
Mitarbeitern, zu kaum durchschaubaren Strukturen, zu
Kundenferne sowie zu weiteren Fehlentwicklungen
führt.

Hierauf trat ein, was typisch ist für Situationen, in denen
Wettbewerb herrscht. Einzelne suchten und fanden bes-
sere Strukturen; die anderen wurden durch die positiven
Beispiele zur eigenen Veränderung angeregt oder auch
gezwungen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich denke, das
Zeitalter der Zentralisten ist vorbei, sollte zumindest vor-
bei sein. Je komplexer die Welt und ihre Probleme wer-
den, umso weniger kann eine Zentrale das alles überbli-
cken und mit Erfolg führen. Auch in der Staatsorganisa-
tion brauchen wir neue Formen der Zusammenarbeit
und Strukturen, die ein Höchstmaß an schöpferischer
Leistungsfähigkeit fördern.

Wir brauchen den föderativen Wettbewerb der Ideen und
Initiativen. Dazu gehört insbesondere die Übereinstim-
mung von Zuständigkeit, Verantwortung und Handlungs-
möglichkeit. Wichtig sind überschaubare, flexible und
anpassungsfähige Einheiten.

Politik ist als Wettbewerbsprozess zu verstehen. Die
Vorzüge des demokratischen Systems können umso
stärker zur Geltung kommen, je mehr sich die Politik in
einem Wettbewerbsprozess vollziehen kann, der über
den Wettbewerb der politischen Parteien weit hinaus-
geht. Das gewährleistet in der Bundesrepublik Deutsch-
land vor allem deren föderale Struktur. Sie setzt Wettbe-
werb in Gang, schafft Raum für Einfallsreichtum, ist inno-
vativ und effektiv. Unter dem Wettbewerbsdruck der
Wähler schafft sie Leistungsanreize für bestmögliche
Problemlösungen. Die Lebensbedingungen der Bürger
werden zwar nicht überall in gleicher Weise, aber insge-
samt für alle verbessert.

Dieser fruchtbare Wettbewerb ist auf Dauer aber nur
dann möglich, wenn es dafür einerseits die notwendigen
Freiräume und andererseits auch den Erfolg eigener
Anstrengungen gibt.

Die Politik darf nicht durch überzogene Ausgleichsme-
chanismen aus dem Wettbewerbsdruck entlassen wer-
den. In Schlagworten ausgedrückt bedeutet richtig ver-
standener Föderalismus heute vor allem:

– Wettbewerb sämtlicher Hoheitsträger: Bund, Länder
und Kommunen sind – zumindest auch – konkurrie-
rende Dienstleistungsunternehmen für die Bürgerin-
nen und Bürger;

– Subsidiarität im Staatsaufbau, d. h. Vorrang der klei-
neren Einheit im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit;
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– Solidarität gegenüber jenen, die der Hilfe bedürfen –
diese Hilfe soll aber vor allem Hilfe zur Selbsthilfe
sein;

– Bürgernähe durch kurze Wege und auch durch den
kurzen Blick zum Entscheidungsträger;

– Vertrauensbildung und weniger Politikverdrossenheit
aufgrund klarer Verantwortlichkeiten und leichterer
Überschaubarkeit der kleineren Einheiten;

– Gestaltungsfreiheit und Verantwortung für das eigene
Haus, hier für unsere Heimat Bayern.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Bayern ist in
vielen Bereichen seit Jahren Spitze; wir haben beste
Zahlen beim Wirtschaftswachstum, bei der Arbeitslosen-
quote, bei der Staatsverschuldung, bei den staatlichen
Investitionen und in der inneren Sicherheit. Damit habe
ich nur einige herausragende Beispiele genannt.

All das kann Landespolitik auf Dauer aber nur leisten,
wenn sie die nötigen Gestaltungsmöglichkeiten und Frei-
räume hat. Wenn Wettbewerbsgrundsätze, wie es min-
destens teilweise leider der Fall ist, durch ein Übermaß
an Regulierung, Transferleistungen und Nivellierung
zunehmend ausgehöhlt werden, zahlen sich Anstren-
gungen der Landespolitik auch für die Bürgerinnen und
Bürger nur noch begrenzt aus.

Die Enquete-Kommission hat nach zweieinhalbjährigen
Beratungen nunmehr ihren Schlussbericht verabschie-
det. Sie hat Empfehlungen zu den Fragen des Untersu-
chungsauftrags beschlossen und ihre Vorschläge selbst-
verständlich auch begründet. Freilich kann der Bayeri-
sche Landtag die Vorschläge nur zum Teil umsetzen.
Eine wirksame Föderalismusreform ist ohne erhebliche
Grundgesetzänderungen nicht möglich.

Die bedeutenderen Empfehlungen setzen daher Ände-
rungen unserer Bundesverfassung voraus, also das ein-
vernehmliche Zusammenwirken von Bund und Ländern.
Dazu wird noch sehr viel Überzeugungsarbeit geleistet
werden müssen. Ein schneller Erfolg ist nicht zu erwar-
ten, und leider muss man feststellen, dass auch man-
ches Bundesland noch nicht erkannt hat – das ist jetzt
nicht parteipolitisch gefärbt, sondern es gilt für alle –,
welche Chancen in mehr Selbstständigkeit und mehr
Freiraum liegen. Für den Föderalismus gibt es auch im
Bundesrat leider nicht nur Sternstunden.

Zur Ausgangslage: Im bundesdeutschen Föderalismus
wurden die Kompetenzen der Länder mehr und mehr
ausgehöhlt. Im Laufe der Zeit wuchs die Zahl der Mate-
rien, die der Bund seiner Gesetzgebung unterzog, immer
mehr an. Der Bund macht von seiner konkurrierenden
Gesetzgebungsbefugnis umfassend Gebrauch, fast
exzessiv, indem er sich auf ein angebliches Vereinheitli-
chungserfordernis beruft. Die vom Grundgesetz als
Regelfall vorgesehene Landeskompetenz wird so weit-
gehend geradezu pervertiert.

Darüber hinaus haben sich die Landesregierungen auch
im eigenen Zuständigkeitsbereich nicht immer mit Ruhm
bedeckt, verehrte Kolleginnen und Kollegen, sondern

zur Übernivellierung durch vertragliche Koordination ver-
führen lassen. Man konnte den Schlachtruf: „Es lebe der
Unterschied“ auch bei den Ländern leider allzu selten
vernehmen.

So können die Länder ihren wirtschaftlich, sozial und kul-
turell unterschiedlichen Bedürfnissen heute kaum noch
oder jedenfalls nicht ausreichend Rechnung tragen.

(Dr. Wilhelm (CSU): Sehr richtig!)

Flexible Regelungen sind fast unmöglich geworden, die
maßgeblichen Regelungen sind überdies oft nicht mehr
durchschaubar.

Diesen Tendenzen gilt es entgegenzuwirken. Verlierer
der Entwicklung sind vor allem die Landesparlamente.
Die Landesregierungen, meine Damen und Herren,
haben ihren landespolitischen Kompetenzverlust, etwa
bei der Gesetzgebung und hauptsächlich dort, durch
eine deutliche Stärkung ihrer Einwirkungsmöglichkeiten
auf die Bundespolitik über den Bundesrat kompensiert.
Wir brauchen deshalb nicht nur eine Stärkung der Län-
der, sondern erst recht und vor allem eine Stärkung der
Landesparlamente,

(Beifall der Abgeordneten Dr. Wilhelm (CSU) und
Dr. Hahnzog (SPD))

besonders im Kernbereich parlamentarischer Zuständig-
keit, in der Gesetzgebung. Da fehlt es weit. Natürlich ist
auch die Kontrolle der Exekutive eine wichtige Aufgabe,
zumal Exekutivfunktionen nach wie vor ganz überwie-
gend bei den Ländern angesiedelt sind. Aber der Kern-
bereich des Parlamentarismus ist und bleibt nun einmal
die Gesetzgebung, und gerade da haben wir Defizite bei
den Ländern.

Eine Revitalisierung des Parlamentarismus in den Län-
dern ist unerlässlich, wenn wir auch langfristig noch als
Landesparlamentarier von der Öffentlichkeit als erste
Gewalt im Staate ausreichend wahrgenommen werden
wollen. Derzeit laufen wir ja Gefahr, in erster Linie als
Helfer unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger in deren
persönlichen Angelegenheiten zu gelten. Das ist auch
eine wichtige Aufgabe, aber das darf doch bitte nicht die
Hauptaufgabe eines Parlamentariers in der Mandats-
ausübung sein.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU und der SPD)

Der Föderalismus lebt nicht nur von einer starken Exeku-
tive, sondern auch und gerade von starken und in dop-
pelter Hinsicht kompetenten Landesparlamenten. Wir
müssen die formelle Kompetenz zum Erlassen von
Gesetzen haben und wir müssen selbstverständlich
auch persönliche Kompetenz mitbringen.

Ich komme zu den Reformvorschlägen. Die den Ländern
vom Grundgesetz verbürgte Regelzuständigkeit für die
Gesetzgebung muss derart abgesichert werden, dass
die politische Praxis den Grundsatz nicht mehr wie bis-
her in sein Gegenteil verkehren kann. Dazu wird vorge-
schlagen:
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Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung sollen
die Länder künftig mittels einer so genannten Vorrangge-
setzgebung bundesgesetzliche Regelungen durch Lan-
desrecht ersetzen oder ergänzen können. Dies ist ein
ganz wichtiger Gedanke, eine ganz wichtige Empfeh-
lung. Gelten soll ein solches Landesgesetz allerdings
erst, wenn der Bundestag nicht innerhalb von drei Mona-
ten Einspruch erhebt bzw. der Einspruch des Bundesta-
ges vom Bundesrat zurückgewiesen wird.

Manche werden sagen, meine Damen und Herren – wie
heute schon geschehen –, das ist ein revolutionärer Vor-
schlag. Ich will das jetzt nicht bewerten, halte diesen
Vorschlag aber jedenfalls für absolut richtig und sehr
wichtig.

Die Rückholung von Gesetzgebungskompetenzen
könnte so zentrale Rechtsbereiche wie das Zivil- und
Strafrecht mit ihren jeweiligen Verfahrensordnungen,
das Ausländer- und Asylrecht, das Sozialhilferecht, das
Verkehrsrecht, das Arbeits- und Wirtschaftsrecht oder
den Verbraucherschutz betreffen. Aber, meine Damen
und Herren, selbst wenn wir diese Möglichkeit hätten,
würden wir selbstverständlich nicht alles über Bord wer-
fen und neu regeln z. B. im Strafrecht oder im bürgerli-
chen Recht. Selbstverständlich eignen sich in der Praxis
nicht alle Gegenstände für die Landesgesetzgebung,
aber zum Teil eben doch, und so sollen die Länder
wenigstens unter bestimmten Voraussetzungen die
Chance haben, in eigener Kompetenz das zu regeln,
was nach ihrer Überzeugung dafür geeignet ist.

Aus dem übermäßig umfangreichen Katalog der konkur-
rierenden Gesetzgebung sollen verschiedene Kompe-
tenztitel gestrichen werden. Die Gesetzgebungszustän-
digkeit würde dann insoweit ausschließlich den Ländern
zustehen. Ich nenne zum Beispiel das Notariatsrecht,
Bodenrecht und Wohnungswesen, die wirtschaftliche
Sicherung der Krankenhäuser oder die Regelung der
Krankenhauspflegesätze. Man kann sich auch noch wei-
tere Zuständigkeitsverlagerungen vorstellen, etwa das
Versammlungsrecht. Dafür fand sich in der Kommission
aber keine Mehrheit.

Ich komme zur bestehenden Rahmengesetzgebung. Die
Rahmengesetzgebung des Bundes, meine Damen und
Herren, hat sich nicht bewährt. Der Bund gibt häufig
umfassende Detailregelungen vor, was eigentlich der
Bezeichnung „Rahmengesetz“ widerspricht; die daran
gebundenen Länder haben dann oft nur noch unzurei-
chend eigenen Gestaltungsspielraum.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Wilhelm (CSU))

Deshalb soll der Bund über eine Grundgesetzänderung
künftig nur noch befugt sein, allgemeine leitende Grund-
sätze festzulegen. Eine so genannte Grundsatzgesetz-
gebung soll an die Stelle der bestehenden Rahmenge-
setzgebung des Bundes treten.

Aber nicht nur der Name, nicht nur das Etikett, meine
liebe Kolleginnen und Kollegen, soll geändert werden,
sondern ganz entscheidend auch der Inhalt. Denn ob
und in welcher Weise die Länder von der Möglichkeit
einer Ausgestaltung der Vorgaben Gebrauch machen,

soll im Gegensatz zur bisherigen Regelung künftig allein
ihrem Ermessen unterliegen. Das heißt also, Grundsatz-
gesetzgebung des Bundes kann vom Land ausgefüllt
oder auch beiseite gelassen werden. Rahmengesetzge-
bung des Bundes bedeutet hingegen heute nicht nur,
dass die Länder regeln dürfen, sondern auch regeln
müssen. Gerade das aber soll wegfallen und auch die
Befugnis zur Detailregelung für den Bund muss in der
Grundsatzgesetzgebung entfallen.

Aus dem bisherigen Katalog für die Rahmengesetzge-
bung sollen zudem verschiedene Kompetenztitel gestri-
chen werden. So sollen die Länder ausschließlich
zuständig sein zum Beispiel auch für die allgemeinen
Grundsätze des Hochschulwesens, nicht nur wie bisher
für Detailregelungen, und für das Jagdwesen – letzteres
in der Politik eine ganz bedeutende Angelegenheit, wie
man oft auch in diesem Haus erleben kann.

(Heiterkeit der Frau Abgeordneten Kellner (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) – Freiherr von Rotenhan
(CSU): Sehr richtig!)

Ich komme zur Beteiligung der Landtage bei Kompe-
tenzveränderungen zwischen EU, Bund und Ländern.
Die Hürden für weitere Kompetenzverlagerungen zulas-
ten der Länder müssen deutlich erhöht werden. Dabei
soll es bei solchen Grundgesetzänderungen, durch die
Gesetzgebungskompetenzen auf den Bund übertragen
werden, künftig neben der Zweidrittelmehrheit von Bun-
destag und Bundesrat auch der Zustimmung einer Mehr-
heit aller Landesparlamente bedürfen – meine Damen
und Herren, das ist sicherlich ein sehr weitreichender
Vorschlag, aber wenn man sich vergegenwärtigt, dass
die weitaus überwiegende Zahl der Grundgesetzände-
rungen gerade Kompetenzänderungen zulasten der
Länder gewesen sind, eben auch ein berechtigter Vor-
schlag, wie wir meinen.

Das Gleiche soll gelten, wenn der Bund künftig Landes-
kompetenzen auf die Europäische Union überträgt. Die
Kommission schlägt ferner vor, auch den Bundesrat
gegenüber der Bundesregierung in EU-Angelegenheiten
zu stärken, wenn Kompetenzen der Länder betroffen
sind.

Meine Damen und Herren, ich gebe hiermit meinen vor-
bereiteten Redebeitrag ungekürzt in schriftlicher Form
zu Protokoll, da die Redezeit begrenzt ist.

(siehe Anlage 3)

Noch ein Wort zur Europäischen Union. Die Revitalisie-
rung des Föderalismus ist ganz besonders auch die
Strategie schlechthin und wäre das überzeugende Kon-
zept gegen den zunehmenden Zentralismus in Europa.
Durch übermäßige Reglementierung und Überdehnung
ihrer Kompetenzen beschneiden Einrichtungen und
Organe der EU nicht nur die Zuständigkeiten ihrer Mit-
gliedstaaten, sondern auch die Gestaltungsspielräume
der Länder. Regionalförderung, FFH-Richtlinie, Rege-
lungen zum öffentlich-rechtlichen Kreditwesen – derzeit
hochaktuell – und auch zum Rundfunk zeigen immer
mehr Kompetenzanmaßungen der EU, welche die Län-
der und Regionen unmittelbar betreffen.
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Zudem wird mit einer nicht selten exzessiven Auslegung
der Zuständigkeitsregelungen versucht, zum Beispiel
auch Stadterneuerung und Städtebau als Gemein-
schaftsaufgaben der EU zu vereinnahmen. Sogar die
klassischen Landeskompetenzen Kultur und Bildung
werden zum Teil und immer mehr von der EU bean-
sprucht. Die Bayerische Staatsregierung weist bei jeder
Gelegenheit nachdrücklich auf die gefährliche Entwick-
lung hin. Diese Fragen gehen uns aber alle an. Das im
EG-Vertrag ausdrücklich niedergelegte Subsidiaritäts-
prinzip muss auch in der praktischen Politik eingefordert
werden, und zwar auf allen Ebenen, meine Damen und
Herren.

(Beifall des Abg. Dr. Wilhelm (CSU))

Von der Bundesregierung ist hierzu leider wenig zu
hören, jedenfalls dann, wenn es um Länderrechte geht.

Ich komme zur Stärkung der Beteiligungsrechte des
Landtags. Gegenüber der Staatsregierung sollen künftig
Informations- und Beteiligungsrechte des Landtags in
bedeutenden Angelegenheiten über die bestehende
Goodwill-Praxis hinaus verbürgt werden. Dabei geht es
vor allem um das parlamentarische Selbstverständnis
und nicht um die Behebung von tatsächlichen Defiziten;
denn der Landtag wurde schon bisher von der Staatsre-
gierung ausreichend unterrichtet, jedenfalls im Allgemei-
nen, und auch in der Kommission gab es dazu keine Kri-
tik. Das Parlament soll aber einen rechtsverbindlich
dokumentierten Anspruch auf diejenigen Informationen
haben, die zur Wahrnehmung seiner Aufgaben erforder-
lich sind. Die Meinungsbildung in der Mehrheitsfraktion
über die konkrete rechtliche Gestaltung dieses Grund-
satzes ist augenblicklich noch nicht abgeschlossen.

Ich komme zur Steuerautonomie. Die nötige Stärkung
der Länder, meine Damen und Herren – auch das ist ein
ganz wichtiger Punkt –, erfordert insbesondere mehr
Steuerautonomie. Eigentlich ist das Wort „mehr“ fehl am
Platze; denn die Länder haben so gut wie gar keine
Steuerautonomie. Ein Ansteigen der Steuerbelastung für
Bürger und Unternehmen muss und soll mit mehr Steu-
erautonomie jedoch nicht verbunden sein. Allerdings
muss es Gestaltungsspielräume für die Länder geben,
die zu wettbewerbsbedingten Unterschieden auch in der
Steuerbelastung führen können. Das gehört zum Wett-
bewerb der Länder und zum Föderalismus. Die Verant-
wortung der Länder für die Standortqualität einschließ-
lich der wirtschaftlichen Entwicklung in ihrem Bereich
muss gestärkt werden. Einnahmen und Ausgaben des
Staates müssen, orientiert an den Prinzipien der Solida-
rität im Wettbewerb sowie der Schaffung von Leistungs-
anreizen, neu geordnet werden.

Geboten ist vor allem eine deutliche Stärkung des
Rechts der Länder zur Steuergesetzgebung. Die Länder
sollen auf bundeseinheitlich gestalteter Bemessungs-
grundlage das Recht erhalten, durch Landesgesetz
eigene Steuersätze festzulegen, soweit ihnen bereits
nach geltendem Recht die ausschließliche Ertragshoheit
zusteht, also das gesamte Steueraufkommen. Wir
haben den eigenartigen Zustand, dass es Steuerarten
gibt, bei denen das gesamte Aufkommen den Ländern
zusteht, sie aber für die Regelungen hinsichtlich dieser

Steuerarten keinerlei Zuständigkeit besitzen. Die
Gesetzgebung liegt insoweit ausschließlich beim Bund.
Wir denken hier vor allem an die Erbschaftssteuer, die
Schenkungssteuer, die Kfz-Steuer, die Grunderwerb-
steuer und die Grundsteuer. Außerdem sollen Länder
und Gemeinden einen eigenen Steuersatz auf die Ein-
kommensteuer festsetzen können. Dieses Tarifgestal-
tungsrecht, wiederum auf bundeseinheitlicher Bemes-
sungsgrundlage, bürgt für Transparenz und ermöglicht
einen fairen, verträglichen Standortwettbewerb unter
den Ländern.

Ich komme zur Abschaffung von Gemeinschaftsaufga-
ben. Das bestehende System der Gemeinschaftsaufga-
ben hat sich nicht bewährt. Mischfinanzierungen begren-
zen, ja lähmen mitunter die Handlungsmöglichkeiten der
Länder im eigenen Kompetenzbereich, da die Mitfinan-
zierung des Bundes natürlich auch ein Mitspracherecht
beinhaltet und so nicht nur Gestaltungsspielräume ein-
schränkt, sondern auch mit langwierigen, oft quälenden
Abstimmungsprozessen und Verteilungskämpfen die
Verantwortlichkeiten verschleiert, besonders etwa beim
Hochschulbau. Die Gemeinschaftsaufgaben sind infol-
gedessen weitestgehend abzuschaffen. Dies darf aber
nicht dazu führen, dass sich der Bund seinen Finanzie-
rungsanteil ohne Kompensation erspart.

Die Zusammenführung von Gesetzgebung und Finan-
zierungsverantwortung ist ein weiterer wichtiger Punkt,
den ich aber jetzt aus Zeitgründen nicht näher behan-
deln kann. Ein ebenfalls wichtiger Punkt ist ohne Zweifel
die Reform des Länderfinanzausgleichs. Bei der gegen-
wärtigen Reform des Länderfinanzausgleichs kam es
vor allem darauf an, Leistungsanreize zu schaffen sowie
den Finanzausgleich am Wettbewerbsgedanken zu ori-
entieren. Hier haben die Vereinbarungen der Minister-
präsidenten der Länder vom Juni 2001 infolge der
Grundsatzentscheidung des Bundesverfassungsge-
richts aus dem Jahre 1999 zum bundesstaatlichen
Finanzausgleich bereits erhebliche Fortschritte
gebracht, die hier ebenfalls nicht im Einzelnen darge-
stellt werden können. Diese Fortschritte sind, gemessen
am bisherigen Zustand, zwar sehr beachtlich, aber noch
nicht befriedigend. Es wäre für einen fairen Wettbewerb
förderlich, nicht wesentlich mehr als die Hälfte der durch-
schnittlichen Finanzkraft eines Landes abzuschöpfen.
Im Hinblick auf die Aktualität entscheidender Neurege-
lungen erschien es der Kommission allerdings untunlich,
derzeit mit weiteren konkreten Reformvorschlägen auf-
zuwarten.

Ich komme beinahe schon zum Schluss. Meine Damen
und Herren, eine grundlegende Reform des Föderalis-
mus ist zentraler Teil einer Zukunftsstrategie für
Deutschland. Es geht um die Strukturen von morgen.
Wir wollen und müssen Freiräume schaffen für einen
Wettbewerb der Ideen und Initiativen, um den bestmög-
lichen Problemlösungen näher zu kommen. Föderalis-
mus ist als konsequentes Prinzip für die gesamte Staats-
organisation zu begreifen. Deshalb gilt es, für alle staat-
lichen Ebenen – Bund, Länder und Kommunen – grö-
ßere Handlungsfreiheit zu schaffen. Das ist unsere Auf-
gabe.
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, zum Thema
„Föderalismus und kommunale Selbstverwaltung“ wird
Kollege Herbert Ettengruber sprechen.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm: Als Nächstem erteile ich Herrn Kolle-
gen Güller das Wort.

Güller  (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen!
Nach zwei Jahren Arbeit legt die Enquete-Kommission,
die auf eine Initiative der SPD eingesetzt wurde, heute
ihren Schlussbericht vor. Ein glücklicher Umstand will es,
dass dieser Bericht zu einem Zeitpunkt vorgelegt wird,
an dem kein politisch Verantwortlicher in Deutschland
mehr bestreitet, dass ein radikaler Umbau unserer föde-
ralen Staatsordnung unumgänglich ist.

Gerade die Diskussion um den so genannten nationalen
Stabilitätspakt, mit dem sichergestellt werden soll, dass
Deutschland dauerhaft die Verschuldungsobergrenze
des Maastricht-Vertrages nicht überschreitet, macht dies
offenkundig. Wie das Ensemble eines Tournee-Theaters
ziehen seit Wochen Finanzpolitiker des Bundes, der
Länder und der Kommunen durch politische Talkshows,
um ebenso wortreich wie für den einzelnen Bürger
unverständlich zu erklären, dass dieser Stabilitätspakt
selbstverständlich notwendig, seine Einhaltung gleich-
wohl nicht möglich ist.

Dies sei so, weil der jeweils andere, also der Bund, das
Land oder die Kommunen, seiner Verpflichtung und sei-
ner Verantwortung nicht gerecht werde. Der Bund wirft
den Ländern ihre vergleichsweise höhere Verschuldung
vor; die Länder entgegnen, der Bund spare auf ihre Kos-
ten. Die Kommunen schließlich fühlen sich von Bund
und Ländern gleichermaßen zu denjenigen degradiert,
die am Schluss die Hunde beißen.

Für die Bürgerinnen und Bürger bleibt der Eindruck des
ausgestreckten Zeigefingers auf den jeweils anderen,
mit dem die verschiedenen Ebenen entrüstet jede
Schuld von sich weisen. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ich möchte diese Debatte hier nicht vertiefen. Sie
macht aber beispielhaft deutlich, dass zwischen dem
Bund, den Ländern und Kommunen ein Kompetenzwirr-
warr entstanden ist, der allen Postulaten von Subsidiari-
tät und Transparenz Hohn spricht.

(Beifall bei der SPD)

Den Bürgerinnen und Bürgern wie auch den von ihnen
gewählten Volksvertretungen ist es nicht mehr möglich,
ihre verfassungsmäßige Wahl– und Kontrollfunktion aus-
zuüben. Die undurchsichtigen Entscheidungsprozesse
innerhalb der verschiedenen Organe der Europäischen
Union tun ein Übriges, um das eiserne Prinzip jeder
demokratischen Ordnung außer Kraft zu setzen, wonach
die Bürgerinnen und Bürger ein Recht darauf haben zu
wissen, wem sie durch den Wahlakt welche Kompetenz
und damit welche Verantwortung auf Zeit übertragen
haben. Hinsichtlich der Kompetenzverteilung zwischen
dem Europäischen Parlament, dem Europäischen Rat
und der Kommission einerseits und der Aufgabenab-

grenzung zwischen Brüssel und den Nationalstaaten
andererseits hoffe ich, dass der Konvent zur Reform der
Europäischen Union hierzu Vorschläge unterbreiten
wird. Eine Aufgabe auch dieses Parlaments wird es sein,
über schriftliche Berichte zu diskutieren und der Staats-
regierung und unseren Mitgliedern im Konvent Finger-
zeige mit auf den Weg zu geben.

Wir halten es für unverzichtbar, dass neben dem Kon-
vent auch die Zuständigkeiten zwischen dem Bund und
den Ländern, zwischen den Ländern und Europa und
schließlich auch zwischen den Ländern und den kommu-
nalen Gebietskörperschaften neu geordnet werden.

Lassen Sie mich hierzu einige grundsätzliche Bemer-
kungen machen: Wir müssen zur Kenntnis nehmen,
dass nach den Vorstellungen vieler Regierungen der
EU-Mitgliedstaaten der Nationalstaat bei der europäi-
schen Integration wieder eine sehr viel stärkere Rolle
spielen soll, als man sich das vor allem in Deutschland
noch vor etwa zehn Jahren vorgestellt hat. Ich erinnere
zum Beispiel an die Forderung von Max Streibl nach
einem „Europa der Regionen“. Damals konnten wir uns
durchaus mit der Idee anfreunden, dass die National-
staaten schrittweise in einem europäischen Staatenver-
bund, wie die EU im Maastricht-Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts genannt wurde, aufgehen könnten und
den europäischen Regionen im Zuge dieses Prozesses
eine zentrale Funktion zukommen würde. Über den
Segensreichtum des jetzt wieder betont nationalisti-
schen Denkens kann man gerade aus bayerischer Sicht
höchst unterschiedlicher Meinung sein.

Bemerkenswerterweise war es Ministerpräsident
Dr. Stoiber, der im Herbst 1993 Streibls Begriff vom
„Europa der Regionen“ durch den Zusatz „und Nationen“
die föderale Priorität ausgetrieben hat. Ich glaube, damit
hat er unserer Sache, nämlich der Stärkung des Födera-
lismus, keinen guten Dienst erwiesen.

(Beifall bei der SPD)

Von den verschiedenen Bundesregierungen wurde und
wird immer wieder darauf verwiesen, dass Deutschland
seine föderale Struktur nicht den anderen Mitgliedstaa-
ten überstülpen könne. Das ist richtig. Das können und
wollen wir nicht. Wir wollen aber ebenso wenig, dass die
föderalen Strukturen Deutschlands durch eine Uminter-
pretation des Föderalismus-Begriffes unter tätiger und
parteiübergreifender Mithilfe von Berlin auf dem europäi-
schen Altar geopfert werden.

In der Rede des Privatmanns Joschka Fischer vom
12. Mai 2000, die er in der Berliner Humboldt-Universität
gehalten hat, kommen die Regionen bzw. die Länder nur
noch an einer Stelle und in einem äußerst befremdlichen
Kontext vor. Ich zitiere:

Die Nationalstaaten werden fortexistieren und auf
europäischer Ebene eine wesentlich stärkere Rolle
erhalten, als dies die Bundesländer in Deutschland
tun. Das Prinzip der Subsidiarität wird in einer sol-
chen Föderation künftig Verfassungsrang haben.
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Im Klartext bedeutet dies, dass der deutsche Föderalis-
mus mit deutschem Verfassungsrang hinter einem Föde-
ralismus der europäischen Nationalstaaten mit europäi-
schem Verfassungsrang zurückzutreten habe. Sehr
geehrte Kolleginnen und Kollegen, dies ist für uns nicht
akzeptabel. Die Betonung des besonderen Wertes des
Nationalstaates wird von Herrn Fischer und anderen,
zum Beispiel Wolfgang Schäuble, stets damit begründet,
dass nur der Nationalstaat die notwendige politische und
intellektuelle Identifikation schaffe, in der sich das euro-
päische Bewusstsein entwickeln könne und die europäi-
sche Integration von den Bürgerinnen und Bürgern
akzeptiert würde. Verkürzt ausgedrückt: Je mehr der
deutsche Nationalstaat gestärkt wird, desto bessere
Europäer sind die Deutschen. Ein solches Denken mag
aus der Sicht von Nationalstaaten, die in Jahrhunderten
gewachsen sind, seine Berechtigung haben. Auf
Deutschland trifft dies jedoch nicht zu. Deutschland ist
kein Nationalstaat wie Großbritannien, Frankreich oder
Spanien.

Niemand wird ernsthaft behaupten wollen, dass das Hei-
lige Römische Reich deutscher Nation ein identitätsstif-
tendes Gebilde war. Dies wird auch niemand vom Deut-
schen Bund oder von den Zollvereinen behaupten wol-
len. Das Bismarcksche Reich ist gottlob daran zugrunde
gegangen, dass es einerseits zu klein war, um Europa zu
beherrschen und andererseits zu groß, als dass sich
seine Nachbarn nicht vor ihm fürchten mussten. Sebas-
tian Haffner hat in seinen historischen Interpretationen
über dieses Reich geschrieben: „Es war kein Segen
daran.“ Die Weimarer Republik scheiterte vor allem
daran, dass es zu wenig Demokraten gab, die sich mit
ihr identifizierten. Von der identitätsstiftenden Wirkung
der Zeit nach der Weimarer Republik bis 1945 ganz zu
schweigen.

Viele haben vergessen, dass nach dem Krieg zunächst
wieder die von Hitler zerschlagenen Länder entstanden
sind. Diese Länder gründeten dann im Jahre 1949 den
Bund. Auch die wichtigsten politischen und ökonomi-
schen Weichenstellungen, vor allem die Einführung der
Sozialen Marktwirtschaft, erfolgten vor der Gründung der
Bundesrepublik. All die krampfhaften Versuche, den
Menschen eine deutsche Nationalkultur und eine deut-
sche Leitkultur als Identifikation vorzugeben, gehen
daher am Lebensbewusstsein und am Lebensgefühl der
meisten Bürgerinnen und Bürger vorbei. Ausländische
Mitbürgerinnen und Mitbürger werden nicht im National-
staat integriert, sondern in den Ländern und Regionen.
Bayern ist dafür ein besonders gutes Beispiel, was sich
in der Integration von Millionen Sudetendeutschen nach
dem Krieg zeigt. Das gilt bis zum heutigen Tage.

In der „Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung“ vom
3. März erschien ein bemerkenswerter Artikel über Burg-
kirchen an der Alz im Landkreis Altötting. In diesem Arti-
kel wird dargestellt, wie erfolgreich in dieser 10000 Ein-
wohner zählenden Gemeinde Menschen aus insgesamt
46 Nationen, die meisten aus der Türkei und dem ehe-
maligen Jugoslawien, durch gemeinsame Anstrengun-
gen von Gemeindeverwaltung, Vereinen und privaten
Bürgerinitiativen integriert wurden. Der Artikel trug die
Überschrift: „Deutschland tut sich schwer mit der Inte-
gration von Ausländern – Burgkirchen nicht. – Der Ort

liegt in Bayern“. Das offenkundige Erstaunen, dass so
etwas in einem Bundesland wie Bayern möglich ist, liegt
nicht am tatsächlichen Verhalten der Menschen in die-
sem Land. Der Grund für die zahllosen Zerrbilder und
Klischees, die außerhalb von Bayern über Bayern und
die Bayern verbreitet werden, haben ihre Ursache darin,
dass die CSU für ihre restaurativen politisch gesell-
schaftlichen Vorstellungen ganz Bayern in Geiselhaft
nimmt.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, aufgrund seiner geo-
grafischen Lage und seiner jahrhundertelangen
Geschichte, die nicht mit der 57-jährigen Geschichte der
CSU zu verwechseln ist, ist Bayern so europäisch
geprägt wie kein anderes deutsches Land. Bayerische
Politik war immer auch zugleich europäische Politik. Das
gilt auch für das Nachkriegsbayern. Persönlichkeiten wie
Alfons Goppel oder Volkmar Gabert haben schon vor
40 Jahren bayerische Europapolitik betrieben, als
Europa für Berlin noch „Terra incognita“ war.

Aus all dem folgt: Es gibt in Bayern von jeher ein tief ver-
wurzeltes, eigenständiges europäisches Bewusstsein,
das sich nicht erst durch seine Zugehörigkeit zum deut-
schen Nationalstaat ergibt und definiert. Als im Herzen
Europas gelegen, nach Bevölkerungszahl und Wirt-
schaftskraft an sechster Stelle in der Europäischen
Union stehend, ist es für die Eigenstaatlichkeit Bayerns
von existenzieller Bedeutung, dass ein Parlament und
seine Regierung hinsichtlich ihrer Gestaltungsmöglich-
keiten zwischen Berlin und Brüssel nicht zerrieben wer-
den. Es kann und darf nicht sein, dass die deutschen
Länder auf dem Umweg über Europa mittelfristig zu rei-
nen Verwaltungsbezirken degradiert werden.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb müssen die Länder, und zwar nicht nur die
Regierungen, sondern auch die Parlamente, umfassend
am europäischen Integrationsprozess beteiligt werden.
Die Enquete-Kommission hat, wie auch von Herrn Weln-
hofer vorgetragen, eine Vielzahl von Vorschlägen
gemacht, die – das kann ich zumindest für die SPD-
Fraktion sagen – in Anträge in diesem Parlament mün-
den werden. Die Staatsregierung ist dazu aufgefordert,
die Anliegen dieses Parlaments über den Bundesrat mit
Nachdruck zu vertreten.

Allgemein muss gelten: All das, was nicht europäisch
geregelt wird, sondern in der Kompetenz der National-
staaten bleibt bzw. an sie zurückgeführt werden kann,
muss in Deutschland genauestens daraufhin überprüft
werden, was davon in die Zuständigkeit der Länder und
Kommunen gehört oder was dorthin zurückverlagert
werden kann. Für die föderal strukturierte Bundesrepu-
blik heißt die Reihenfolge bei den Zuständigkeiten nicht
Europa – Nationalstaat – Länder, sondern Europa – Län-
der – Nationalstaat.

(Beifall bei der SPD)

Es wird höchste Zeit, dass dem Grundgedanken des
Artikels 30 des Grundgesetzes endlich wieder Geltung
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verschafft wird. Demnach sind die Ausübung der staatli-
chen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufga-
ben zunächst Sache der Länder, nicht Sache des Bun-
des. Manchmal meint man, dass der Bund und auch Kol-
legen im Bundesparlament dies etwas anders sehen.
Die Länder dürfen sich in dieser für unsere Zukunft so
entscheidenden Frage nicht scheuen, die notwendige
Zustimmung im Bundesrat für weitere Kompetenzüber-
tragungen nach Europa davon abhängig zu machen,
dass in Deutschland der Föderalismus wieder vom Kopf
auf die Füße gestellt wird.

Wer diese Debatte ehrlich betreibt, muss jedoch zuge-
ben, dass die Länder selbst entscheidend dazu beigetra-
gen haben, dass der Föderalismus zu Lasten der Länder
in eine derartige Schieflage geraten ist. Ein Teil der Ent-
wicklung war sicherlich bereits im Grundgesetz selbst
angelegt. Wer heute unvoreingenommen nachliest, wel-
che Bedenken Ministerpräsident Hans Ehard im Mai
1949 gegen das vom Parlamentarischen Rat beschlos-
sene Grundgesetz vortrug, kommt mit Blick auf die Pra-
xis der zurückliegenden Jahrzehnte nicht umhin einzu-
räumen, dass viele dieser Bedenken teilweise berechtigt
waren.

Ein besonders gravierender Sündenfall war Artikel 72
Absatz 1, in dem es heißt: „Im Bereich der konkurrieren-
den Gesetzgebung haben die Länder die Befugnis zur
Gesetzgebung, solange und soweit der Bund von seiner
Gesetzgebungszuständigkeit nicht durch Gesetz
Gebrauch gemacht hat.“

Das war ein Einfallstor für den Bund, um in die Kompe-
tenzen der Länder einzugreifen. Man musste jedes Mal
vor das Bundesverfassungsgericht gehen, um sich vom
Bund zu Unrecht genommene Kompetenzen zurückzu-
erobern. Diese Bestimmung stellte den Subsidiaritätsge-
danken nach meiner Auffassung geradezu auf den Kopf;
denn diesem Gedanken würde entsprechen, dass der
Bund nur dann die Befugnis zur Gesetzgebung hat,
wenn die Länder nicht tätig werden. Auch Wilhelm Hoeg-
ner, der, wie die gesamte SPD-Fraktion, damals für die
Annahme des Grundgesetzes stimmte, machte in einer
persönlichen Erklärung seine Vorbehalte deutlich:

Das Bonner Grundgesetz erfüllt die Anforderungen,
die man an einen echten Bundesstaat stellen muss,
nur zum Teil. Es könnte einmal für das staatliche
Eigenleben der deutschen Einzelstaaten gefährlich
werden, weniger wegen der Einrichtungen, die es
sofort bringt, als wegen der Möglichkeiten, die es
eröffnet.

Dass der Bund die sich ihm bietenden Einfallstore zur
Mehrung seines Einflusses nutzen würde, konnte nicht
überraschen, sehr viel mehr dagegen die Tatsache, in
welchem Ausmaß die Länder an ihrer Selbstentmach-
tung mitgewirkt haben. Schließlich kamen die mehr als
40 Grundgesetzänderungen zu Lasten der Zuständigkeit
der Länder ja nur durch die Zustimmung einer Zweidrit-
telmehrheit im Bundesrat zustande. Tatenlos und folgen-
los räsonierend, haben auch die Landesparlamente
zugesehen, wie ihre Gesetzgebungskompetenz Stück
für Stück von ihren eigenen Landesregierungen im
Zusammenwirken mit dem Bund ausgehöhlt wurde. Die

Folge war ein immer stärkerer Exekutivföderalismus, bei
dem der Einfluss der Regierungen über den Bundesrat
und eine kaum mehr überschaubare Zahl von Bund-Län-
der-Gremien voll erhalten blieb und der gleichzeitig der
parlamentarischen Kontrolle auf geschickte Weise ent-
zogen wurde.

Der entscheidende Schlag wurde den Landesparlamen-
ten mit der 1968 und 1969 beschlossenen großen
Finanzreform versetzt: Einführung der Gemeinschafts-
aufgabe beim Hochschulbau, regionale Wirtschaftsför-
derung, Verbesserung der Agrarstruktur und des Küs-
tenschutzes sind hier die Eckpunkte. Kurzfristig erhoff-
ten sich einzelne Länder mehr Geld; langfristig haben sie
Kompetenzen an den Bund und Mitsprache- und Ent-
scheidungsrechte abgegeben. Das Zustandekommen
dieser Mischfinanzierung hat die ganze Ohnmacht der
Landesparlamente – ich sage: auch des Bayerischen
Landtags – offenbart. Während sich hier im Hause am
12. Dezember 1968 von Seiten aller Fraktionen anläss-
lich dieses Gesetzesvorhabens ein regelrechter Auf-
stand erhob und sogar der Fortbestand der Demokratie
in Deutschland als in Gefahr gesehen wurde, stimmten
im Bundestag von 50 CSU-Abgeordneten nur sechs und
auch von 30 SPD-Abgeordneten nur einer dagegen. Hier
sind Wort und Tat wohl ein wenig auseinander gefallen.

Die Abschaffung dieses Sündenfalls wider den Födera-
lismus bei voller Kompensation der ausfallenden Bun-
desmittel gehört zu den zentralen Forderungen der
Enquete-Kommission. Entflechtung, Subsidiarität und
Transparenz sind hier die Schlagworte.

Solange dieser Kompetenzverlust jedoch nur die Lan-
desparlamente betraf, war dies den Landesregierungen
nicht nur gleichgültig, sondern im Grunde genommen
sogar höchst willkommen.

(Beifall bei der SPD – Maget (SPD): Stimmt genau,
genau richtig! Heute ist es euch auch kein großes
Anliegen!)

Erst jetzt, als im Zuge des europäischen Integrationspro-
zesses auch die Gefahr des Verlustes exekutiver Befug-
nisse droht, hat man in den Staatskanzleien wieder ent-
deckt, dass Föderalismus mehr ist als das Neben- und
Gegeneinander von Bürokratien. Angesichts der man-
gelnden Anwesenheit auf der Ministerbank denke ich
mir, dass es ganz gut wäre, wenn sich der Ministerpräsi-
dent dieses auch durch persönliche Anwesenheit hier
vor Augen führen würde.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Maget (SPD): Der Oberföderalist! Des-
interesse pur!)

Mit der Neufassung des Artikels 23 des Grundgesetzes
ist den Ländern im Zusammenhang mit dem deutsch-
deutschen Einigungsvertrag ein erster Schritt auf dem
Weg gelungen, ihre Rechte bei Kompetenzübertragun-
gen auf die Europäische Union zu stärken. Die Enquete-
Kommission ist darüber hinaus der Auffassung, dass bei
allen Übertragungen von Länderkompetenzen, sei es
auf den Bund oder auf die Europäische Union, nicht nur
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eine Mehrheit der Länder im Bundesrat, sondern auch
eine Mehrheit der Landtage erforderlich ist.

(Beifall bei der SPD)

Ein weiteres zentrales Anliegen der Enquete-Kommis-
sion ist eine wesentlich verbesserte Unterrichtung und
Einbindung des Landtags in die Vorhaben der Staatsre-
gierung bei ihrer Zusammenarbeit mit dem Bund, den
anderen Ländern, den Regionen anderer Staaten und
den europäischen Institutionen. Dazu hat die Kommis-
sion mit Mehrheit den Erlass eines Parlamentsinformati-
onsgesetzes empfohlen. Es reicht nicht die Information
und Beteiligung auf freiwilliger Basis von Gnaden der
Staatsregierung, sondern es muss ein Rechtsanspruch
darauf statuiert werden.

Die Kehrseite dieses Informationsgesetzes ist, dass wir
unsere Abläufe im Haus verändern müssen. Um schnell
zu einer Entscheidung zu kommen, muss es möglich
sein, dass die jeweils zuständigen Ausschüsse abschlie-
ßend entscheiden.

Denn im Bundesrat und in der Europäischen Union wird
gegebenenfalls nicht darauf gewartet, bis wir unsere
nächste Plenarsitzung haben. Beides zu verwirklichen,
wird eine Aufgabe der nächsten Jahre sein.

Ich finde es in diesem Zusammenhang etwas schade,
dass bei aller guten Zusammenarbeit in der Kommission
genau bei dieser sinnvollen Regelung, wo die Staatsre-
gierung offensichtlich ihr Veto eingelegt hat, nicht bei
allen Kolleginnen und Kollegen der Mut so weit gereicht
hat, dann auch die Hand zu heben, damit wir in der Kom-
mission eine breite Mehrheit haben. So haben wir eine
dünne Mehrheit, aber: Mehrheit ist Mehrheit. Hinter vor-
gehaltener Hand wird immer gesagt: Das müssen wir
machen. Aber trauen tut man sich dann doch nicht.

Während es bei den Komplexen „Föderalismus und
supranationale Politik“ sowie „Föderalismus und natio-
nale Politik“ in der Kommission weitgehend Einigkeit
gab, war dies beim Abschnitt „Föderalismus und kom-
munale Selbstverwaltung“ nicht der Fall. So konnten wir
Sozialdemokraten uns vor allem mit der zentralen Forde-
rung nach einer Verankerung des Konnexitätsprinzips in
der Bayerischen Verfassung trotz massiver Unterstüt-
zung durch die kommunalen Spitzenverbände nicht
durchsetzen. Mit den Einzelheiten zu diesem Abschnitt
wird sich anschließend meine Kollegin Helga Schmitt-
Bussinger auseinandersetzen.

Nur soviel an dieser Stelle auch an die Adresse der
CSU: Wer ständig dem Bund vorwirft, er beschließe
Gesetze zu Lasten der Länderfinanzen, ohne für den
entsprechenden Ausgleich zu sorgen, ist in höchstem
Maße unglaubwürdig, so lange er gleichzeitig gegenüber
den Kommunen nach dem gleichen Prinzip verfährt, das
er anderen vorwirft.

(Beifall bei der SPD)

Das Subsidiaritätsprinzip und die für seine Einhaltung
notwendige Finanzausstattung bezieht sich nach unse-
rem Verständnis auf alle staatlichen Ebenen: Bund und

Land, aber auch Land und Kommunen. Nach außen
Lordsiegelbewahrer des Föderalismus, nach innen
Montgelas – das passt nicht zusammen.

(Beifall bei der SPD)

Mit der Entscheidung für einen föderalen Staatsaufbau
hat Deutschland die Lehren aus den schrecklichen
Erfahrungen mit zentralistischen Systemen gezogen.
Wir wollen diesen Föderalismus nicht mit missionari-
schem Eifer exportieren. Aber er entspricht am besten
den Lebens- und Identifikationsbedürfnissen der Men-
schen in Deutschland in den Ländern. Um seine Vielfalt
auch im Zuge des europäischen Integrationsprozesses
und der Globalisierung zu erhalten, bedarf es aber einer
grundlegenden Reform an Haupt- und allen Gliedern.
Wir brauchen auf allen Ebenen wieder mehr Vielfalt
durch solidarischen Wettbewerb im Zusammenwirken
mit klaren, geregelten Zuständigkeiten und Verantwort-
lichkeiten.

Die Enquete-Kommission nimmt für sich nicht in
Anspruch, mit ihrem Bericht eine letztgültige Blaupause
für die Lösung aller anstehenden Probleme vorzulegen.
Aber ich glaube, für alle Mitglieder der Kommission
sagen zu können, wir haben einen wichtigen Beitrag
geleistet und wertvolle Denkanstöße geliefert, die hof-
fentlich auch außerhalb Bayerns Beachtung finden wer-
den. Jetzt geht es darum, diese Empfehlung mit Leben
zu erfüllen und den Bürgerinnen und Bürgern vor allem
eines deutlich zu machen: Die Reform des Föderalismus
ist kein Projekt der Selbstbeschäftigung von Politikern
und Verfassungsjuristen, sondern ein Projekt, das dem
Ziel dient, politische Entscheidungsprozesse und Ver-
antwortungen wieder transparenter und nachvollziehba-
rer zu gestalten. Die Bürgerinnen und Bürger müssen
wieder wissen, wer für die Erfüllung welcher Aufgabe
zuständig ist.

Vonseiten der SPD-Fraktion darf ich bereits an dieser
Stelle das Angebot machen, die gute Zusammenarbeit,
welche insgesamt in der Kommission geherrscht hat, in
der Gestalt fortzuführen, uns in dieser Legislaturperiode
fraktionsübergreifend zusammenzusetzen und zu über-
legen, welche Anträge wir mit dem Logo aller drei Frak-
tionen gemeinsam einbringen können. Dies wäre ein
Zeichen des guten Umgangs miteinander, den wir im
Bericht gefunden haben. Und ich sage ausdrücklich:
unter Einbeziehung der Staatsregierung. Denn wir
betrachten das Thema „Föderalismus“ nicht als Thema
von Parteipolitik: Rechts, links, Mitte; sondern es geht
um die Belange aller bayerischen Bürgerinnen und Bür-
ger. Soweit wir die Empfehlungen auf Bundesebene nur
durch eine Grundgesetzänderung durchsetzen können,
brauchen wir dazu selbstverständlich auch die Exeku-
tive.

Ich darf an dieser Stelle allen Kommissionsmitgliedern
recht herzlich danken. Die Zusammenarbeit und die
Besetzung der Kommission mit externen Sachverständi-
gen hat sich eindeutig bewährt. Wenn es auch im Vorfeld
einige Diskussionen gab, glaube ich, alle parlamentari-
schen Mitarbeiter der Kommission sind davon über-
zeugt, dass es richtig war, in eine solche Enquete-Kom-
mission externe Sachverständige zu berufen.
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Wir sollten darüber nachdenken, vielleicht in Zukunft den
Sachverständigen – zumindest bei der Übergabe des
Berichts – ein Rederecht in diesem Parlament und in den
Ausschüssen zu geben, damit sie ihre Sicht der Dinge
vor dem Plenum nochmals erläutern können. Ich danke
der wissenschaftlichen Betreuung, dem Sekretariat und
natürlich allen Mitarbeitern auch der Fraktionen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Arbeit der Kommis-
sion ist getan. Unsere Vorschläge liegen mitsamt aus-
führlicher Begründung vor und können jetzt in aller Ruhe
studiert werden. Es liegt an diesem Parlament, am Baye-
rischen Landtag, daraus etwas zu machen und es umzu-
setzen.

(Allgemeiner Beifall)

Präsident Böhm: Das Wort hat Frau Kollegin Gote.

Frau Gote (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Die
Enquete-Kommission zur Reform des Föderalismus hat
ihre Arbeit erfolgreich beendet. Der Erfolg von Enquete-
Kommissionen lässt sich an zweierlei messen: Erstens
werden in sich stimmige Empfehlungen für die Politik
erarbeitet, wobei die Bereitschaft zur Lösung von Sach-
fragen zumindest in großen Teilen stärker ausgeprägt
ist, als das parteitaktische Verhalten. Das ist nicht selbst-
verständlich, wie uns die aktuelle Politik nahezu täglich
vorführt. Aber es kommt vor, und hier war es zum größ-
ten Teil so. Zweitens, die Empfehlungen der Enquete-
Kommission werden tatsächlich umgesetzt. Das ist alles
andere als selbstverständlich und erfahrungsgemäß
noch schwieriger.

Zunächst zum ersten Verständnis von Erfolg. Die erste
Enquete-Kommission im Bayerischen Landtag war ein
Experiment, das geglückt ist. Sie hat ohne größere Strei-
tigkeiten ihren Untersuchungsauftrag erfüllen können
und Vorschläge zur Föderalismusreform erarbeitet, die
den Zielen Subsidiarität, Entflechtung, Transparenz und
solidarischer Wettbewerb folgen. Ihr Abschlussbericht ist
von den Kommissionsmitgliedern einstimmig angenom-
men worden. Minderheitenvoten gibt es im Bericht keine,
Gegenpositionen sind in den Begründungen zu einzel-
nen Empfehlungen ausführlich dargestellt worden.

Großen Anteil an dieser erfolgreichen Arbeit haben die
externen Sachverständigen. Sie haben ihre Fachkompe-
tenz und ihre Forschungsergebnisse eingebracht und
fast immer eine vertiefte wissenschaftliche und sachliche
Diskussion über die verschiedenen Reformvorschläge
geführt. Wichtige Kriterien für konkrete Empfehlungen
waren unter anderem die Um- und Durchsetzbarkeit der
Reformvorschläge. Obwohl die Sachverständigen
jeweils von den Fraktionen benannt wurden, haben sie
sich meistens Fraktionszwängen entzogen, Blockade-
haltungen aufgrund parteistrategischer Festlegungen
wurde somit von vornherein die Basis entzogen. Viele
Reformvorschläge sind einstimmig beschlossen worden.
Endlich hatte die Sachpolitik im Bayerischen Landtag
eine Chance. Ich hoffe, das bleibt auch in der Umset-
zung so.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei
der SPD)

Ob die Enquete-Kommission auch gemäß des zweiten
Kriteriums ein Erfolg wird, ob alle ihre Empfehlungen tat-
sächlich umgesetzt werden, muss sich erst noch zeigen.
Der Bayerische Landtag selbst kann – als größere
Reform – nur die Empfehlung zum Parlamentsinformati-
onsgesetz umsetzen.

Der Formulierungsvorschlag der Kommission hierzu ist
gut durchdacht; über seine Auswirkungen ist ausführlich
diskutiert worden. Es liegt nun an uns allen, ob es gelin-
gen wird, einen Gesetzentwurf einzubringen, der von
allen Fraktionen getragen wird. Die Geschlossenheit der
Enquete-Kommission in diesem Punkt sollte jedoch ein
gewichtiges Argument sein und vom gesamten Landtag
fortgeführt werden. Alle anderen Empfehlungen der
Kommission können nur auf Bundesebene mit Zustim-
mung aller Bundesländer umgesetzt werden.

Dies zeigt zweierlei: Es zeigt erstens, wie wenig der
Landtag derzeit eigenständig bestimmen kann. Eine
Reform, die dies ändert, ist längst überfällig. Zweitens
zeigt es, wie schwierig die Umsetzung der Reform wird,
wenn alle Beteiligten mitzureden haben und ihre jeweili-
gen Interessen durchsetzen wollen.

Konsens in wichtigen politischen Entscheidungen ist
wünschenswert. Die Erfahrung zeigt aber, dass er nur
unter Kompromissen erreicht werden kann. Wichtige
Strukturreformen werden solange zusammengekürzt
und beschnitten, bis aus der Reform ein Reförmchen
geworden ist. Das liegt vielfach daran, dass Sachpolitik
gegenüber parteitaktischem Kalkül den Kürzeren zieht.
Irgendeine Wahl steht schließlich immer vor der Tür, und
auch außerhalb von Wahlkämpfen wird nur um des Wett-
bewerbsvorteils willen gestritten, obwohl die Positionen
der Parteien oft so unterschiedlich gar nicht sind.

Die Folge ist eine Politikblockade, und alles bleibt so wie
es ist, bleibt beim alten. Wir leben jedoch in einer Gesell-
schaft, die nicht statisch ist, sondern die sich wandelt.
Unsere Politik muss sich dem stellen. Visionäre Politik,
die zukünftige gesellschaftliche Entwicklungen in den
Blick nimmt, muss auch manchmal unangenehme Wahr-
heiten sagen und den Wählern und Wählerinnen reinen
Wein einschenken. Reformen sind nicht immer schmerz-
frei zu haben nach dem Motto: „Wasch mir den Pelz,
aber mach mich nicht nass.“

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Echte, zukunftstaugliche Reformen sind in einem politi-
schen Klima, in dem jeder nur an den eigenen Vorteil
und den seiner Klientel denkt, nicht zu machen. Langfris-
tige Vorteile einer Reform sind dann nicht vermittelbar,
wenn Kurzsichtigkeit das bestimmende Merkmal einer
Politik ist, die nur von Parteienkalkül und Machtdenken
gelenkt wird. Enquete-Kommissionen, die dazu da sind,
Konzepte für Strukturreformen zu entwickeln, scheitern
oft genau an dieser Politikblockade.

Die Arbeit der Enquete-Kommissionen endet mit der
Vorlage eines Berichts. Lobbyarbeit für die darin unter-
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breiteten Vorschläge in der Öffentlichkeit und bei den
betroffenen Interessengruppen gehört nicht zum Arbeits-
auftrag der Kommissionen. So drohen am Ende auch
unsere Vorschläge in die Schublade zu wandern. Die Iro-
nie dabei ist, dass gerade die erste Enquete-Kommis-
sion im Bayerischen Landtag genau dies zum Thema
hatte. Sie hat die Mechanismen im föderalen System,
die unter anderem zu Politikverflechtung und Politikblo-
ckade führen, erkannt und will sie aufbrechen. Genau
diese Mechanismen werden aber – das ist meine
Befürchtung – eine Umsetzung ihrer Vorschläge verhin-
dern oder zumindest verzögern und verfälschen.

Ihre Vorschläge, die ohne größere Probleme umzuset-
zen wären, so zum Beispiel die hier schon genannte Vor-
ranggesetzgebung, haben zum Ziel, dem Landtag
eigene Kompetenzen zurückzugeben und die Ver-
schränkungen in der Gesetzgebung behutsam zu ent-
flechten. Dies hätte allerdings auch zur Folge, dass der
Einfluss des Bundesrates zurückgedrängt wird. Viele
Landesregierungen tauschen dieses Mitspracherecht in
der so wichtigen Bundesgesetzgebung nur ungern
gegen eigene Gesetzgebungskompetenzen. Insbeson-
dere die großen Parteien wollen dies nicht, da ihnen der
Bundesrat die Möglichkeit des Mitregierens und der Blo-
ckade bietet, auch wenn sie im Bund nicht am Kabinetts-
tisch sitzen. Die ärmeren und strukturschwachen Länder
ziehen Mitspracherechte eigenen Kompetenzen vor, da
sie befürchten, eigene Gesetzgebungsinitiativen nicht
bezahlen zu können. Die Kommission hat zwar finan-
zielle Kompensationsleistungen und eigene Steuerquel-
len für Länder vorgesehen, es ist jedoch zumindest in
Teilen nachvollziehbar, dass die Länder zunächst am
Bewährten festhalten und vor nicht erprobten Neurege-
lungen zurückschrecken. Hier ist noch viel Aufklärungs-
arbeit und detaillierte Recherche auch über die finanziel-
len Auswirkungen unserer Vorschläge nötig.

Taktiken zur kurzfristigen Sicherung von Macht und Ein-
fluss haben bisher eine Reform des Föderalismus und
eine Entflechtung von Zuständigkeiten verhindert. Im
Gegenteil: Politik um des Machterhalts willen führt zu
immer mehr Verflechtung und Verschränkung. In der
Schublade mit der Aufschrift „gescheiterte Reformvor-
schläge“ stapeln sich bereits die Kommissionsberichte.
Der Vorschlag zur Vorranggesetzgebung zum Beispiel
findet sich schon in ähnlicher Form als Minderheitenvo-
tum im Bericht der Verfassungsreformkommission von
1976.

In der Verfassungsreform von 1994 ist viel zu wenig von
all diesen Reformvorschlägen umgesetzt worden. Der
Handlungsbedarf wird jedoch immer dringlicher. Davon
jedoch wollen die meisten Politikerinnen und Politiker
nichts wissen. Sie haben sich so gut in den eingefahre-
nen Verhandlungssystemen eingerichtet, dass sie – wie
vor wenigen Tagen der Generalsekretär der CSU, Herr
Goppel – gleich vom Niedergang des Parlamentarismus
schwadronieren, wenn einmal nicht der Vermittlungsaus-
schuss angerufen werden soll. Den Bürgerinnen und
Bürgern ist aber das Geschachere und das Taktieren in
der Politik immer schwerer vermittelbar. Die Verweige-
rungshaltung der Unionsparteien beim Zuwanderungs-
gesetz, wie wir sie gerade erleben, richtet hier sicher
weiteren Schaden an.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dass die relative Machtlosigkeit der Länder und Kommu-
nen in den Augen der Wählerinnen und Wähler schlecht
für die Demokratie ist, hat auch die niedrige Wahlbeteili-
gung bei den Kommunalwahlen gezeigt. Der Bericht der
Enquete-Kommission weist einige gangbare Wege aus
diesem Dilemma. Auf drei Beispiele will ich eingehen.

Beispiel eins. Zur Stärkung der Gesetzgebungskompe-
tenz der Länder hat die Kommission im Wesentlichen
drei Empfehlungen unterbreitet. Sie schlägt erstens die
bereits kurz erwähnte Vorranggesetzgebung der Länder
im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung vor. Die
Länder sollen im gesamten Bereich der konkurrierenden
Gesetzgebung berechtigt sein, eine bundesgesetzliche
Regelung durch Landesrecht zu ersetzen oder zu ergän-
zen unter der Voraussetzung, dass der Bundestag inner-
halb von drei Monaten keinen Einspruch erhebt. Zwei-
tens hat die Kommission die Reduzierung des Katalogs
der konkurrierenden Gesetzgebung vorgeschlagen, die
darauf abzielt, Gesetzgebungskompetenzen in die aus-
schließliche Gesetzgebung der Länder zu überführen.
Drittens wird die Umwandlung der Rahmengesetzge-
bung in eine Grundsatzgesetzgebung angeregt. Diese
soll verhindern, dass der Bund wie bei der bisherigen
Rahmengesetzgebung – mein Vorredner ist darauf ein-
gegangen – unmittelbar vollziehbare Detailregelungen
trifft.

Bei all diesen Vorschlägen gilt es jedoch, genau abzuwä-
gen, ob hier tatsächlich gemäß dem Subsidiaritätsprinzip
gehandelt wird. Denn dieses fordert nicht nur möglichst
viel Kompetenz auf einer möglichst tiefen Ebene anzu-
siedeln, sondern Aufgaben dort zu erledigen, wo sie am
besten erledigt werden können. Diskussionen gab es in
der Kommission zum Beispiel bei der Forschungsförde-
rung und beim Versammlungsrecht. Ich bin heilfroh,
dass diese beiden Materien – die eine zum Teil, die
andere ganz – in der Kompetenz des Bundes belassen
werden. Die Absicherung des Grundrechts der Ver-
sammlungsfreiheit ist sicherlich durch ein Bundesgesetz
besser gewährleistet als durch von Land zu Land ver-
schiedene Regelungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gerade die aktuellen Debatten, zum Beispiel um die
massive Beeinträchtigung der Versammlungsfreiheit und
des Demonstrationsrechts bei der Münchner Sicher-
heitskonferenz, und der gerade in Bayern allzu oft zu
hörende Ruf nach einer Verschärfung des Versamm-
lungsrechts zeigen, dass hier eine grundrechtliche
Errungenschaft nicht leichtfertig unter dem Label „Subsi-
diarität“ aufs Spiel gesetzt werden darf.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich komme zum zweiten Beispiel, der Stärkung der
Beteiligungsrechte des Landtags auf nationaler und
supranationaler Ebene. Die derzeitige Rechtslage in
Fragen der Unterrichtung und Einbindung des Landtags
in Vorhaben der Staatsregierung auf Europa-, Bundes-
und Landesebene ist unzureichend. Zur Europapolitik
will ich eine Nebenbemerkung machen, weil meine bei-
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den Vorredner sehr intensiv auf dieses Thema eingegan-
gen sind. Ich komme hier zu einer gänzlich anderen
Bewertung als mein Vorredner Welnhofer. Bei Kompe-
tenzübertragungen der Nationalstaaten auf die Europäi-
sche Union ist es gerade nicht die Europäische Union,
die sich diese Kompetenzen unter den Nagel reißt, son-
dern es sind immer die Regierungschefs der National-
staaten, die dies beschließen. Das Problem hierbei ist
nicht die Kompetenzüberschreitung der Europäischen
Union, sondern der Exekutivföderalismus, der sich in
diesem Feld ausgeprägt hat.

Anders ist es jedoch auf Landesebene. Dort ist die Mit-
wirkungsmöglichkeit des Landtags bei der Europapolitik
der Staatsregierung noch wesentlich eingeschränkter
als die des Bundestags bei der Europapolitik der Bun-
desregierung. Ob die Bereitschaft der Staatsregierung,
diese Mitwirkungsmöglichkeiten so, wie wir es vorge-
schlagen haben – Herr Güller ist bereits darauf einge-
gangen – zu verbessern, besonders groß ist, wage ich
zu bezweifeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Kommission vertritt mehrheitlich die Auffassung,
dass es eine gesetzliche Regelung der Informations-
pflicht der Staatsregierung gegenüber dem Landtag
geben soll. Diese Informationspflicht soll für Vorhaben
der Gesetzgebung, für den Gegenstand beabsichtigter
Staatsverträge und – soweit von erheblicher landespoli-
tischer Bedeutung – für Angelegenheiten der Landespla-
nung gelten. Man denke nur an die aktuelle Debatte über
die Fortschreibung des Landesentwicklungsprogram-
mes. In diesem Zusammenhang können wir uns heute
Nachmittag im Rahmen der Behandlung der Dringlich-
keitsanträge auf eine anregende Debatte zur Teilfort-
schreibung des Landesentwicklungsprogramms in
Sachen Factory Outlet Center freuen. Des Weiteren
sollte dieses Parlamentsinformationsgesetz bei Bundes-
ratsangelegenheiten, bei Gegenständen von Verwal-
tungsabkommen und bei Angelegenheiten der Europäi-
schen Union gelten. Der Landtag fordert von der Staats-
regierung nachdrücklich, ihm Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben und diese Stellungnahme auch zu
berücksichtigen. Alles das soll das schon erwähnte Par-
lamentsinformationsgesetz regeln.

Mein drittes Beispiel ist nun leider negativer Art. Damit
komme ich zum vierten und eher traurigen Kapitel des
Berichts der Enquete-Kommission. Anfangs habe ich
davon berichtet, dass die Diskussion in der Kommission
weitgehend sachorientiert und zum Teil partei- und frak-
tionsübergreifend verlief. Dies lässt sich für das Kapitel
„Föderalismus und kommunale Selbstverwaltung“ nicht
mehr sagen. Die Bereitschaft der CSU-Mehrheit in die-
sem Hause, den föderativen Prinzipien Entflechtung,
Solidarität, Transparenz und insbesondere Subsidiarität
zur Durchsetzung zu verhelfen endet nach wie vor an
den Landesgrenzen Bayerns.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Für das Verhältnis zwischen dem Freistaat Bayern und
seinen Gemeinden und Gemeindeverbänden gelten
diese Prinzipien nicht, zumindest nicht in vollem

Umfang. Besonders deutlich wird dies bei der Forderung
nach einer stärkeren Verknüpfung von Aufgabenzustän-
digkeit, Aufgabenlast und Steuerertragshoheit. Die
Staatsregierung überträgt immer mehr Aufgaben auf die
Kommunen, ohne die Finanzierung dieser Aufgaben zu
regeln. Jüngstes Beispiel dafür ist das gestern vom Kabi-
nett angekündigte Programm „Jugendsozialarbeit an
Schulen“. Der Freistaat Bayern will nicht einmal die
Hälfte der Personalkosten übernehmen, sondern er
schiebt die leidige Geldfrage wieder einmal auf die ohne-
hin gebeutelten Kreise und Gemeinden ab.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gegen die CSU-Mehrheit war eine Empfehlung der
Kommission zur Aufnahme des Konnexitätsprinzips in
die Bayerische Verfassung nicht durchzusetzen. Es ist
schon bezeichnend, dass Herr Welnhofer auf diese
Frage nicht eingegangen ist. Das hat mich nicht gewun-
dert.

(Welnhofer (CSU): Ettengruber!)

Daran änderte sich auch nichts nach einer Anhörung der
kommunalen Spitzenverbände, die sich ebenfalls für
eine Verankerung des Konnexitätsprinzips in der Bayeri-
schen Verfassung aussprachen. Aufgrund der Blockade-
haltung der CSU-Mitglieder konnten in den Kommunal-
teil lediglich allgemeine Lippenbekenntnisse zu einer
stärkeren Autonomie der Gemeinden und Gemeindever-
bände ohne detaillierte Umsetzungsempfehlungen auf-
genommen werden. Gerade am Föderalismus im
Zusammenhang mit der kommunalen Selbstverwaltung
gäbe es in Bayern noch viel zu verbessern. Hier hätten
Sie ein weites Feld, abseits aller Sonntagsreden die
Glaubwürdigkeit der Politik unter Beweis zu stellen und
der allseits bejammerten Politik- und Politikerverdros-
senheit entgegenzuwirken. Gerade hier hätte das Land
die Kompetenz zur Umsetzung vieler Reformen.
Schade, dass diese Chance ein weiteres Mal vertan
wurde.

Kolleginnen und Kollegen, es liegt nun an uns, den Emp-
fehlungen der Enquete-Kommission durch entspre-
chende parlamentarische Initiativen Nachdruck zu ver-
leihen und sie umzusetzen. Auch die Staatsregierung ist
aufgefordert, die Reformvorschläge weiterzuverbreiten
und auf eine Umsetzung der Kommissionsempfehlun-
gen auf allen Ebenen hinzuwirken. Eine Reform des
Föderalismus darf nicht noch einmal Jahre oder Jahr-
zehnte auf sich warten lassen. Wenn wir den Einsichten
der Enquete-Kommission folgen, ist eine Föderalismus-
reform auch realisierbar. In diesem Sinne wünsche ich
uns allen viel Erfolg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei
Abgeordneten der SPD)

Präsident Böhm:  Das Wort hat jetzt Herr Staatsminister
Huber.

Staatsminister Huber  (Staatskanzlei): Herr Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Bayeri-
sche Landtag hat eine Enquete-Kommission „Reform
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des Föderalismus – Stärkung der Landesparlamente“
eingesetzt. Bei der Arbeit dieser Kommission hat Politik-
beratung gegenüber dem Parlament in hervorragender
Weise stattgefunden. Ich will mich deshalb für die
Staatsregierung auf wenige Bemerkungen konzentrie-
ren.

Zuerst möchte ich der Kommission Dank sagen, und
zwar dem Vorsitzenden Welnhofer, allen Kolleginnen
und Kollegen des Landtags, die daran mitgewirkt haben,
vor allem aber auch den Damen und Herren aus der
Wissenschaft, die über mehrere Jahre hinweg bereit
waren, ihre Kompetenz und Zeit mit einzubringen. Ich
möchte das außerordentlich dankbar anerkennen.

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktionen)

Die Arbeit der Enquete-Kommission ist ein exzellentes
Beispiel für eine hoch qualifizierte Politikberatung. Wenn
es das Hohe Haus gestattet, wird auch die Bayerische
Staatsregierung die Früchte der Arbeit dieser Enquete-
Kommission ernten. Auf verschiedene Anfragen hin darf
ich das bestätigen. Wir sind gerne bereit, zusammen mit
dem Hohen Haus weiterhin darauf hinzuwirken, dass der
Föderalismus in Deutschland gestärkt wird. Wir werden
die Anregungen der Enquete-Kommission aufnehmen
und versuchen, sie umzusetzen.

Meine Damen und Herren, Bayern ist seit jeher der Hort
des Föderalismus in Deutschland. Die Staatsregierung
hat es sich nicht nur in den letzten Jahren, sondern über
Jahrzehnte hinweg zu einer besonderen Aufgabe
gemacht, föderative Ziele sowohl in Europa als auch in
Deutschland zu verfolgen. Es ist bereits erwähnt wor-
den, dass in diesem Hohen Hause 1949 das Grundge-
setz keine Zustimmung gefunden hat, weil die seinerzei-
tige Mehrheit die föderativen Elemente im Grundgesetz
für zu gering ausgestattet angesehen hat. Ich finde es
gut, dass wir uns heute daran erinnern, vor allem auch
deshalb, weil in den Jahrzehnten danach Bayern wegen
dieser Einstellung oftmals verunglimpft wurde.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Wilhelm (CSU))

Wenn heute die Ablehnung des Grundgesetzes positiv
herausgestellt wird, hoffe ich auch, dass man sich heute
darauf besinnt, dass Bayern nicht gegen den Bundes-
staat Bundesrepublik Deutschland war, sondern dass
die Parlamentarier von 1949 in großer Weitsicht erkannt
haben, welche Einfallstore gegen den Föderalismus das
Grundgesetz enthält. Herr Güller, nachdem Sie heute
dies bestätigt haben, kann ich nur sagen, es ist erfreu-
lich, dass Sie nach 50 Jahren zur gleichen Erkenntnis
kommen, wie die Mehrheit des Parlaments im Jahr 1949.

(Güller (SPD): Hoegner habe ich auch zitiert!)

Ich will es Ihnen ersparen, Stimmen aus Ihren Reihen zu
zitieren, die sich gegen den damaligen Parlamentsbe-
schluss gerichtet haben. Vielmehr freut es mich, dass wir
heute in einem hohen Maße Übereinstimmung finden.

Ich möchte ausdrücklich bestätigen, dass sowohl auf
deutscher als auch auf europäischer Ebene der Födera-
lismus und die Subsidiarität revitalisiert werden müssen.

In der Tat sind über 40 Jahre hinweg durch Änderungen
des Grundgesetzes die Länderrechte, vor allem aber
auch die Rechte der Landtage ausgehöhlt und reduziert
worden. Für die Staatsregierung gehört also eine grund-
legende Änderung dieser Politik zu ihren Hauptaufga-
ben. Wir wollen, dass die Länderkompetenzen gestärkt
werden. Damit wollen wir aber auch – das sage ich ganz
ausdrücklich – eine Stärkung der Rechte der Landespar-
lamente erreichen. In Nebensätzen ist bei Ihnen ange-
klungen, die Landesregierungen – für alle kann ich nicht
sprechen, nur für die Bayerische Staatsregierung –
wären nur daran interessiert, über den Bundesrat Ver-
waltungszuständigkeiten oder Regierungszuständigkei-
ten zu bekommen. Nein, unsere gesamten Bemühungen
sind darauf gerichtet, die Landeskompetenzen insge-
samt und damit auch die Rechte des Bayerischen Land-
tags zu stärken. Die Rechte des Parlaments sind für die
Staatsregierung ein wichtiger Bestandteil einer umfas-
senden Reform.

Wir brauchen in der Tat eine Reform an Haupt und Glie-
dern. Der Föderalismus muss in Deutschland auf eine
neue Basis gestellt werden.

Wir stehen Gott sei Dank nicht am Anfang dieser Bestre-
bungen. Die Staatsregierung hat schon in den achtziger
Jahren und in den frühen neunziger Jahren auch bei
Änderungen des Grundgesetzes dazu beigetragen, Lan-
deskompetenzen zu stärken. Ich darf in diesem Zusam-
menhang auf die erfolgreichen bayerischen Bemühun-
gen des damaligen Innenministers und heutigen bayeri-
schen Ministerpräsidenten Edmund Stoiber hinweisen,
die darauf gerichtet waren, die Artikel 72 und 75 zu
ändern und damit eine Präzisierung der konkurrierenden
Gesetzgebung und der Rahmengesetzgebung herbeizu-
führen. Ich hoffe, dass das Früchte tragt. Ich kann Ihnen
leider eine ganze Reihe von Beispielen nennen, die
belegen, dass das noch nicht berücksichtigt worden ist.

Die Staatsregierung hat bei den Ministerpräsidentenkon-
ferenzen im Dezember 1998 in Potsdam und ein Jahr
später in Bremen und in Bonn den Verlust der eigenver-
antwortlichen Gestaltungsmöglichkeiten der Länder ein-
gebracht und zusammen mit den anderen Ministerpräsi-
denten eine Neuordnung der föderalen Ordnung initiiert.
Den Ländern geht es dabei vor allem um eine Reform
der Kompetenzordnung und eine Abschaffung der
Gemeinschaftsaufgabe. Es wurde mit dem Bund verein-
bart, dass eine Arbeitsgruppe zusammen mit dem Chef
des Bundeskanzleramts, also ein Lenkungsausschuss,
die Arbeit aufnimmt, um das Ziel weiterzuverfolgen.
Dass es noch in der Legislaturperiode des Bundes zu
Änderungen kommt, halte ich wegen der kurzen Zeit für
nicht wahrscheinlich. Es ist aber wichtig, dass die Arbeit
überhaupt begonnen wird.

Wir wollen damit die Gesetzgebungskompetenzen der
Länder stärken. Wir wollen auch, dass der Bund weniger
von seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz
Gebrauch macht und den Ländern somit insgesamt
mehr Spielraum lässt. Das haben wir heute auch von der
SPD und den GRÜNEN gehört, zumindest was die allge-
meine politische Zielsetzung betrifft.
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Ich möchte Ihnen aber jetzt einige aktuelle Beispiele
nennen, die belegen, dass die politische Praxis eine
andere ist. Der Bundestag und der Bundesrat haben
soeben das Fünfte Gesetz zur Änderung des Hochschul-
rahmengesetzes beschlossen. Damit wird der Juniorpro-
fessor und die Quasi-Abschaffung der Habilitation einge-
führt. Man kann hochschulpolitisch über beides reden,
wir sind aber der Meinung, dass das in die Kompetenzen
der Länder und nicht des Bundes fällt. Trotzdem hat man
sich auch im Bundesrat nicht auf eine Ablehnung ver-
ständigen können. Bayern wird zusammen mit Thürin-
gen und Sachsen beim Bundesverfassungsgericht kla-
gen, weil wir der Meinung sind, dass es nicht Aufgabe
des Bundes ist, das zu regeln.

Ich würde mich freuen, meine Damen und Herren von
der SPD und den GRÜNEN, wenn Ihre Parteifreunde in
den anderen Bundesländern oder auch beim Bund Ihren
Ratschlägen, die Sie heute in der allgemeinen Form
gegeben haben, folgen würden.

Ich kann Ihnen noch weitere Beispiele nennen. Am kom-
menden Freitag wird im Bundestag schon das Sechste
Gesetz zur Änderung des Hochschulrahmengesetzes
beraten werden. Das geschieht überstürzt und resultiert
aus der Torschlusspanik des Bundes. Ich will das aber
nicht parteipolitisch kommentieren. In diesem Gesetz ist
die Festlegung enthalten, dass es keine Gebühren an
Hochschulen geben darf. Weiterhin soll die Verpflichtung
festgeschrieben werden, verfasste Studierendenschaf-
ten wieder an den Hochschulen einzurichten und Mas-
ter- und Bachelor-Studiengänge zu schaffen. Ich
behaupte: Das ist keine Angelegenheit des Bundesge-
setzgebers.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben selbstverständlich geltend gemacht, dass das
nicht Gegenstand der Bundesgesetzgebung sein kann.
Bei den Ausschussvorberatungen im Bundesrat wurde
unser Antrag, dies aus dem Gesetz herauszunehmen,
mit 8 : 8 Stimmen abgelehnt. Stimmengleichheit bedeu-
tet leider Ablehnung. Wir werden dies am Freitag wieder
im Bundesrat einbringen. Muss es denn wieder soweit
kommen, dass wir in diesen elementaren Punkten der
Landesgesetzgebung Klage vor dem Bundesverfas-
sungsgericht erheben müssen?

(Beifall bei der CSU)

Wenn die Bundesregierung uns nicht einmal zutraut zu
entscheiden, ob an den Universitäten verfasste Studie-
rendenschaften einzurichten sind, dann räumt man uns
im Grunde überhaupt keine Entscheidungsmöglichkei-
ten in dem Kernbereich der Bildung ein. Ich rufe Ihnen
zu, meine Damen und Herren: Ihre schönen allgemeinen
Worte nützen uns nichts, wenn die Politik der SPD und
der GRÜNEN in der Praxis anders ist.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Christine Stahl
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

– Stellen Sie sich doch an unsere Seite, Frau Stahl. Es
hilft uns nichts, Sonntagsreden zu halten, wenn die Pra-
xis im politischen Alltag dem widerspricht.

(Beifall bei der CSU)

Ich nenne ihnen noch ein drittes Beispiel. Viele Jahre ist
darüber gestritten worden – auch mit der CDU/CSU-ge-
führten Bundesregierung –, wer die Zuständigkeit für die
Berufsausbildung in der Altenpflege hat. In der Regie-
rungszeit Kohl ist es zu keiner Regelung gekommen. Die
jetzige Bundestagsmehrheit hat die Regelung, der auch
der Bundesrat zugestimmt hat, umgesetzt. Wir haben
dagegen gestimmt. Wir sind vor das Bundesverfas-
sungsgericht gegangen. Sie wissen, dass der Vollzug
dieses Gesetzes einstweilig ausgesetzt ist, weil dafür die
Länder zuständig sind.

Welche Grundeinstellung hat denn der Bundesgesetz-
geber, wenn er uns nicht einmal zutraut, die Berufsaus-
bildung in der Altenpflege selbständig zu regeln?

(Beifall bei der CSU)

Es gibt noch weitere Beispiele. Am nächsten Freitag wird
im Bundesrat über die Reform der Bundesbank ent-
schieden. Durch die Einführung der europäischen Wäh-
rung haben sich Veränderungen bei der Deutschen Bun-
desbank ergeben. Wir sind auch nicht gegen eine
Reform der Bundesbank. Was sich aber jetzt aufgrund
des Vorschlags des Bundes in einem leider insgesamt
nicht zustimmungspflichtigen Gesetz abzeichnet, ist,
dass die Zuständigkeiten der Länder immer mehr redu-
ziert werden. In Zukunft werden die Landeszentralban-
ken zu Außenstellen der Bundesbank gemacht und Mit-
wirkungsmöglichkeiten der Länder weiter reduziert. Der
Ministerpräsident von Nordrhein-Westfalen hat sich
zunächst einmal sehr kämpferisch gegenüber dem Bund
gezeigt, hat aber von Besprechung zu Besprechung
mehr Zugeständnisse gemacht und unterwirft sich offen-
bar jetzt der Position: Erst kommt die Partei und dann
das Land. Ich kenne diesen Spruch umgekehrt. Auch
das ist ein Beispiel dafür, dass die Mitwirkungsrechte der
Länder reduziert werden. Lassen Sie doch bitte Ihren
Worten auch Taten folgen.

Ich möchte, weil ich der Versuchung nicht widerstehen
kann, ein weiteres Beispiel nennen, da die Finanzhoheit
der Länder eine große Rolle spielt. Wir haben die Klage
über die Reform des Länderfinanzausgleichs vor dem
Bundesverfassungsgericht nicht deshalb erhoben, um
aus der Solidarität der Länder auszusteigen, sondern
weil wir größere Mitwirkungsmöglichkeiten wollen und
für den Wettbewerbsföderalismus eintreten. Ich stelle
fest, dass die SPD und die GRÜNEN im Bayerischen
Landtag diese Bemühungen der Landtagsmehrheit und
der Staatsregierung nicht unterstützt haben.

(Beifall bei der CSU – Freiherr von Rotenhan (CSU):
Im Gegenteil!)

– Richtig, Herr Kollege Rotenhan hilft mir weiter.

Im Gegenteil, die Opposition hat uns heftig attackiert und
behauptet, wir würden uns unsolidarisch verhalten, wir
hätten lange Zeit kassiert, und in dem Moment, in dem
wir zahlen müssten, würden wir die Solidarität verwei-
gern. Nein, meine Damen und Herren, durch unsere
Klage und die anschließende Regelung, die dann ein-
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stimmig gefunden wurde und bis zum Jahr 2019 gilt, sind
die Länder Gott sei Dank gestärkt worden. Ich möchte
ausdrücklich sagen, dass wir das erkämpft haben, die
Staatsregierung und Landtagsmehrheit, und zwar gegen
die Stimmen der Opposition im Bayerischen Landtag.

Als bibeltreuer Mensch muss ich sagen: Im Himmel ist
mehr Freude über die, die sich bekehren. So gesehen
würde ich Sie bitten, meine Damen und Herren von der
SPD und den GRÜNEN, dass Sie sich das, was Sie
heute hier und in der Enquete-Kommission gesagt
haben, auch in den nächsten Jahren zur Richtschnur
machen. Dann haben wir in der Tat die Chance, in
Sachen Föderalismus zu mehr Gemeinsamkeit zu kom-
men. Aber eine Parlamentsstunde allein wird dazu nicht
reichen.

Was den europäischen Bereich betrifft, möchte ich daran
erinnern, dass der Regionalismus in Europa von Bayern
thematisiert worden ist.

Sie haben erfreulicherweise Ministerpräsident Streibl
genannt. Wir haben in Europa das Thema „Subsidiarität“
eingeführt. Auf diese Bemühungen ist zurückzuführen,
dass es den Ausschuss der Regionen gibt. Wir wissen,
dass der Grundsatz der Subsidiarität immer wieder
durch Generalklauseln ausgehebelt wird. Wir wollen in
der Tat, dass Europa transparenter wird. Wir wollen,
dass sich Europa auf die großen kontinentalen Aufgaben
konzentriert. Europa soll sich nicht in die Detailregelun-
gen der Regionen einmischen. Es sollte das, was bür-
gernah zu machen ist, bei den Ländern lassen und nicht
ständig in üppigster Weise Reglementierungen schaffen.
Das ist unsere Grundlinie. Wir sind Europäer, aber wir
wollen ein föderatives, wir wollen ein Europa der Subsi-
diarität und der Regionen.

(Beifall bei der CSU)

Hier muss ich einfügen: Ministerpräsident Stoiber ist von
Ihnen als Europagegner gebrandmarkt worden, als er
diese Ziele umgesetzt hat. Mir soll es recht und willkom-
men sein, wenn wir heute zu einer Übereinstimmung
kommen können.

Ich will in diesem Zusammenhang eine weitere Frage
aufwerfen, die mit dem nationalen Stabilitätspakt zusam-
menhängt. Der nationale Stabilitätspakt ist die Fortset-
zung des europäischen Stabilitätspakts. Das soll heißen,
dass in Deutschland, einem föderativen Land, nicht nur
der Bund, sondern auch die Länder, die Kommunen und
Sozialversicherungen verpflichtet sind, eine stabilitäts-
orientierte Politik zu betreiben. 1997 und 1998 ist es lei-
der nicht möglich gewesen, den nationalen Stabilitäts-
pakt zu verankern. Der Bund hatte den Willen dazu. Wir
haben entsprechende Vorschläge eingebracht. Seiner-
zeit ist er am Widerstand insbesondere der SPD-geführ-
ten Bundesländer – leider – gescheitert. Wir haben der-
zeit keinen nationalen Stabilitätspakt.

Wenn nun der Bundesfinanzminister einen neuen Anlauf
unternimmt, wird er von uns in diesem Ziel unterstützt.
Aber, meine Damen und Herren, es gibt eine wichtige
Verfahrensfrage. Die Bayerische Staatsregierung hat
vorgeschlagen, den nationalen Stabilitätspakt in Form

eines Staatsvertrages abzuschließen. Der Bund und die
Länder schließen einen Staatsvertrag, in dem detailliert
die Ziele und die möglichen Sanktionen niedergelegt
sind. Das ist keine Oberflächlichkeit, denn ein Staatsver-
trag kann nur geschlossen werden, wenn alle Landes-
parlamente einen solchen Staatsvertrag ratifizieren.
Damit würden wir unmittelbar die Rechte des Bayeri-
schen Landtags stärken. Leider bekommen wir bisher für
unseren Vorschlag „Staatsvertrag“ relativ wenig Zustim-
mung, auch aus den Kreisen der SPD-geführten Länder.
Dort ist man eher geneigt einem Bundesgesetz zuzu-
stimmen, das der Zustimmung des Bundesrats bedarf.
Da das Gesetz den Haushaltgeber Parlament und zum
Teil den Haushaltgeber Kommunen bindet, bin ich der
Meinung, dass man eine solche Regelung, die so weit-
reichend, langwirkend und tiefgreifend ist, nicht an den
Landesparlamenten vorbei beschließen. Da es sich um
das Königsrecht der Parlamente handelt, sollte der
nationale Stabilitätspakt mit den Landesparlamenten
eingeführt wird.

(Beifall bei der CSU)

Lassen Sie mich damit, meine Damen und Herren, die
Nagelprobe verbinden.

Ich möchte zwei kurze Bemerkungen anfügen. Die eine
bezieht sich auf den Bereich der Parlamentsinformation.
Dem Vorschlag der Enquete-Kommission, ein Gesetz zu
schaffen, steht die Staatsregierung aufgeschlossen
gegenüber, denn wir wollen, dass der Bayerische Land-
tag umfassend informiert wird. Ich weise darauf hin, dass
jetzt schon alle Drucksachen des Bundestags und alle
Drucksachen des Bundesrats dem Hohen Hause zuge-
leitet werden. Ich weise darauf hin, dass wir alle Berichte
über die Ministerpräsidentenkonferenzen sehr ausführ-
lich dem Hohen Hause zuweisen. Ich erspare Ihnen die
Frage, meine Damen und Herren, inwieweit sie gelesen
werden.

(Güller (SPD): Papier schicken und mitentscheiden
können sind zwei Paar Stiefel!)

Ich stelle fest: Es gibt ein breites und gutes Informations-
angebot. Für uns ist es ohne jede Frage ein Grundanlie-
gen, das Parlament umfassend über die Tätigkeit der
Staatsregierung und über die Mitwirkung im Bundesrat
zu informieren.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Herr Staatsminis-
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen
Welnhofer?

(Staatsminister Huber (Staatskanzlei): Ja, bitte!)

Bitte, Herr Kollege Welnhofer.

Welnhofer (CSU): Ich frage Sie, Herr Staatsminister, ob
Ihnen die Äußerung des Kollegen Güller bekannt ist, er
fühle sich überinformiert.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Herr Staatsminis-
ter.
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Staatsminister Huber (Staatskanzlei): Ich weiß nicht,
ob sich Kollege Güller überinformiert fühlt. Aus seinen
politischen Aussagen kann ich das meistens aber nicht
erkennen.

(Heiterkeit bei der CSU – Frau Christine Stahl
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ist das billig! – Das
ist Ihr Niveau!)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Herr Staatsminis-
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kolle-
gen Güller?

(Staatsminister Huber (Staatskanzlei): Ja!)

Güller (SPD): Herr Staatsminister, wäre es Ihnen mög-
lich zur Kenntnis zu nehmen, dass es einen Unterschied
gibt zwischen dem Zuschicken von Papieren und der
Möglichkeit

(Hofmann (CSU): Sie zu lesen!)

des Parlaments, auf eine Entscheidung der Staatsregie-
rung Einfluss zu nehmen, also die Papiere, die Sie zuge-
schickt haben, in den Ausschüssen zu diskutieren, Ent-
scheidungen zu treffen und diese der Staatsregierung
für den Bundesrat und für die Gremien der Europäischen
Union mit auf den Weg zu geben?

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Kaul (CSU): Das ist doch keine Frage!)

Staatsminister Huber (Staatskanzlei): Da ich des
Lesens mächtig bin, ist mir das geläufig.

Meine Damen und Herren, mit einem Parlamentsinfor-
mationsgesetz werden Sie nicht die verfassungsrechtli-
che Ordnung der Bundesrepublik Deutschland verän-
dern. Wer im Bundesrat abstimmen kann, ist im Grund-
gesetz festgelegt. Das ist also keine Angelegenheit des
Parlamentsinformationsgesetzes.

(Güller (SPD): Das steht so im Bericht, den Sie viel-
leicht gelesen haben!)

Es ist gelebte Praxis, dass alle Entscheidungen der
Staatsregierung hier im Hause diskutiert werden und
darüber abgestimmt wird. Das muss nicht eingeführt
werden. Das ist eine Selbstverständlichkeit. Was die
europäischen Dinge angeht, weise ich darauf hin, dass
Kollege Bocklet oft und ausführlich im zuständigen Aus-
schuss informiert, was sich auf europäischer Ebene
bewegt.

(Frau Gote (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Immer
hinterher!)

– Auch vorher, denn der europäische Prozess dauert so
lange, dass er seinen Bericht immer vorher geben kann.

Ich glaube nicht, dass es ein Informationsdefizit gibt.

(Güller (SPD): Kein Informations- aber ein Entschei-
dungsdefizit!)

– Herr Güller, in Bayern regiert die Partei, die bei Abstim-
mungen und Wahlen des Volkes die Mehrheit bekom-
men hat. Sie können die Mehrheitssituation nicht mit
einem Parlamentsinformationsgesetz ändern – Gott sei
Dank. Letztlich geht es um die Mehrheit oder die Minder-
heit und nicht um die Information.

(Beifall bei der CSU – Güller (SPD): Das ist unter-
halb jeglichen Niveaus; dieses Niveau ist dem
Bericht nicht angemessen! – Frau Gote (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Herr Staatsminister, Sie bestäti-
gen alles, was wir analysiert haben!)

Abschließend möchte ich zu zwei Dinge etwas sagen,
die mit der Kommunalverfassung zusammenhängen. In
letzter Zeit wird – Kollege Ettengruber wird darauf einge-
hen – sehr verstärkt das Konnexitätsprinzip zum alleini-
gen Maßstab genommen, ob es eine kommunalfreundli-
che Politik gibt. Das ist eine Verengung des Blickes.
Letztendlich kommt es darauf an, was Kommunalpolitik
machen kann, und deshalb kommt es auf die Gesamt-
heit der finanziellen Zuweisung und nicht auf die Form
der Ausreichung an. Ich kann mich daran erinnern, dass
vor vielen Jahren und Jahrzehnten die Kommunen
gesagt haben, sie wollten keinen „goldenen Zügel“, son-
dern sie wollten möglichst viele allgemeine pauschale
Zuweisungen. Deshalb hat man über Jahrzehnte hinweg
den kommunalen Finanzausgleich in Bayern verändert.
Man ist von Einzelzuschüssen, die mit Antragsbewilli-
gung, Aufsicht und Kontrolle verbunden waren, dazu
übergegangen, rund 70% der Leistungen des kommu-
nalen Finanzausgleichs in Bayern pauschal und in der
Regel ohne Zweckbindung zugeben. Sie müssen aber
im kommunalen Bereich eingesetzt werden.

Ich frage Sie, meine Damen und Herren, wo kommunale
Selbstverwaltung mehr verwirklicht ist. – Wenn ich pau-
schal eine Menge finanzieller Möglichkeiten bekomme,
über die der Kommunal, Kreis- und Stadtrat kraft eigener
Entscheidung verfügen kann, oder wenn Tausende von
detaillierten Anträgen gestellt werden müssen, die in der
Gemeindeverwaltung und im Landratsamt gemacht wer-
den müssen.

Ich bin der Meinung, echte kommunale Selbstverwaltung
entsteht durch pauschale Zuweisung der Gelder, aber
nicht durch detaillierte, komplizierte und bürokratische
Ausführungen.

(Beifall bei der CSU)

Deshalb will ich mich nicht so sehr auf das Konnexitäts-
prinzip einlassen, wie Sie das von einigen Rechtsgelehr-
ten beeinflusst tun.

Frau Kollegin, Sie haben das Beispiel Jugendsozialhilfe
und Jugendsozialarbeit in der Schule genannt: Die
Staatsregierung hat beschlossen, den Kommunen dafür
einen Zuschuss in Höhe von 40% zu geben. Aber gere-
gelt durch Bundesgesetz ist die Jugendsozialhilfe eine
Aufgabe der Kommunen. Das heißt, wir müssten im
Grunde genommen gar kein Geld geben. Durch das Kin-
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der- und Jugendhilfegesetz des Bundes ist eindeutig
geregelt, dass dies eine originäre kommunale Aufgabe
ist. Damit die Kommunen diese Aufgabe bewältigen kön-
nen, geben wir ihnen dafür einen Zuschuss in Höhe von
40%. So ist die Rechtslage. Sie drehen das um und
sagen: Wie schändlich ist doch dieser Freistaat Bayern
und diese Staatsregierung, weil sie keine Zuschüsse
über 100% gibt. Das ist eine völlige Verkehrung der
rechtlichen und der tatsächlichen Situation.

(Beifall bei der CSU)

Dass die Kommunalpolitiker am liebsten immer noch
mehr Zuschüsse bekommen wollen, ist doch selbstver-
ständlich. Das kann aber nicht der Maßstab für eine
Beurteilung sein.

Im Übrigen darf ich darauf hinweisen und dem Bayeri-
schen Landtag dafür danken, dass beispielsweise durch
das Haushaltsgesetz in der Zukunft alle Kosten, die mit
der Asylbewerberunterbringung zusammenhängen, voll
vom Staat übernommen werden. Die Kommunen wer-
den allein dadurch um über 35 Millionen Euro pro Jahr
entlastet. Das heißt, Ihr Vorwurf, der Freistaat Bayern
würde die Kommunen immer stärker belasten, ist völlig
falsch. Ich könnte Ihnen eine lange Litanei aufzählen, wo
die Kommunen durch den Bund belastet werden. Die
Bayerische Staatsregierung ist dafür die falsche
Adresse. Reden Sie doch mit Ihren Kolleginnen und Kol-
legen in Berlin.

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte zusammenfassend sagen: Die Enquete-
Kommission „Reform des Föderalismus – Stärkung der
Landesparlamente“ hat sehr viele, sehr wichtige und
gute Empfehlungen und Ratschläge gegeben. Was die
Stärkung der Rechte des Landtages angeht, wird die
Staatsregierung ihre Bemühungen um eine Stärkung
des Föderalismus mit vollem Einsatz und konsequent
fortsetzen. Wir bedanken uns bei der Kommission für
diesen guten Bericht. Er wird Teil unserer weiteren Arbeit
sein.

(Beifall bei der CSU)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Das Wort hat Herr
Ettengruber.

Ettengruber  (CSU): Frau Präsidentin, Kolleginnen und
Kollegen! Herr Güller, lassen Sie mich eine Vorbemer-
kung machen. Ich habe mit Freude festgestellt, dass Sie
die Eigenständigkeit Bayerns in Ihren Ausführungen
über die Europapolitik betont haben. Ich freue mich darü-
ber sehr. Ich würde mich darüber noch mehr freuen,
wenn wir dazu im Ausschuss für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten zu mehr gemeinsamen Lösungen kom-
men würden und Sie diese Eigenständigkeit auch
gegenüber der Bundesregierung stärker betonen wür-
den.

(Zuruf des Abgeordneten Güller (SPD))

– In der täglichen Praxis aber nicht.

(Güller (SPD): Lesen Sie es nach!)

Die Enquete-Kommission hat sich zu einem wesentli-
chen Teil auch mit Föderalismus und kommunaler
Selbstverwaltung befasst und hat das kommunale
Selbstverwaltungsrecht betont. Sie hat erklärt, dass die-
ses Recht gestärkt werden muss und dabei die Prinzi-
pien zum Ausdruck kommen müssen, die auch in den
anderen Beziehungen zwischen Bund und Land eine
Rolle spielen: Subsidiarität, Solidarität und Transparenz.
Insbesondere muss die Finanzkraft und die Finanzauto-
nomie der Kommunen gestärkt werden. Diese Thematik
war ein wesentlicher Schwerpunkt der Beratungen.
Dabei spielt die Frage des Konnexitätsprinzips eine
wesentliche Rolle. Über das Konnexitätsprinzip wird zur-
zeit intensiv diskutiert. Es wird von den kommunalen
Spitzenverbänden gefordert. Es gibt ein solches Prinzip
in der Bayerischen Verfassung bisher nicht. Der Artikel
83 der Verfassung sieht zwar vor, dass den Gemeinden
die notwendigen Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben zu
erschließen sind; die Rechtsprechung verbindet damit
aber kein striktes Konnexitätsprinzip. Die Forderung
nach der Einführung des Konnexitätsprinzips wird insbe-
sondere damit begründet, dass dadurch der Tendenz
entgegenwirkt werde, dass der Landesgesetzgeber den
Kommunen Aufgaben überträgt und ihnen nicht gleich-
zeitig die Mittel dafür zur Verfügung stellt. Es gibt aller-
dings wichtige Gründe, die gegen ein striktes Konnexi-
tätsprinzip sprechen. Die Enquete-Kommission hat sich
letztlich dieser Bewertung angeschlossen.

Erstens würde eine zwingende Kostenerstattung nicht
dazu führen, dass sich die Mittel, die die Länder den
Kommunen zur Verfügung stellen können, dadurch ver-
mehren. Es würde sich lediglich eine Umverteilung erge-
ben, weil der Kuchen nur einmal verteilt werden kann.

Zum Zweiten – das halte ich für ein wichtiges Gegenar-
gument – würde ein striktes Konnexitätsprinzip die
Selbstverwaltung der Kommunen nicht stärken sondern
eher schwächen, weil der Staat dann feststellt, was die
Erfüllung einer Aufgabe kosten darf. Er würde den Kom-
munen dann vorschreiben, welche Mittel sie für welche
Kosten aufwenden dürfen. Damit würde mit Sicherheit in
die Eigenständigkeit der Kommunen hineinregiert.

Zum Dritten ist ein landesrechtliches Konnexitätsprinzip
nur die halbe Miete. Sehr viel wichtiger wäre ein Konne-
xitätsprinzip gegenüber dem Bund. Gerade in der letzten
Zeit haben wir erlebt, dass der Bund auf die Kommunen
überhaupt keine Rücksicht nimmt: seien es die UMTS-
Lizenzen, die Erhöhung der Gewerbesteuerumlage,
seien es die Bereiche der Sozialhilfe und der Jugend-
hilfe, wofür die Ausgaben der Kommunen in den letzten
Jahren um mehrere hundert Prozent gestiegen sind. Die
Kommunen erhalten dafür keinen Ausgleich vom Bund.
Ein landesrechtliches Konnexitätsprinzip ist nur ein Teil
dessen, was die Kommunen betrifft.

Ein weiterer Schwerpunkt der Beratungen war der kom-
munale Finanzausgleich. Die Diskussion darüber ist
gerade aktuell. Es wird eingewendet, dass Bayern der-
zeit mit 11,54% den niedrigsten Verbundsatz bei den
Gemeinschaftssteuern hätte und dass die Schlüsselzu-
weisungen mit 34,6% deutlich unter dem Bundesdurch-
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schnitt liegen würden. Das ist eine ganz einseitige
Betrachtung der Dinge. Der kommunale Finanzaus-
gleich in Bayern ist ein sehr komplexes System. Wenn
man einzelne Bereiche dieses Finanzausgleichs isoliert
betrachtet, dann kommt man zu falschen Schlussfolge-
rungen. Die Schlüsselzuweisungen sind nur ein Teil der
allgemeinen Deckungsmittel, die der Freistaat Bayern
den Kommunen gewährt. Zu den allgemeinen
Deckungsmitteln kommen auch die Teilüberlassung des
staatlichen Aufkommens an der Grunderwerbsteuer, die
Zuweisung im Familienlastenausgleich, die Finanzzu-
weisungen Investitionspauschale, der Sozialhilfeaus-
gleich an die Bezirke und die Bedarfszuweisungen. All
diese Dinge muss man im Zusammenhang sehen. Man
darf nicht einzelne Elemente herausgreifen und sie als
Beweis dafür nehmen, dass der Freistaat Bayern die
Kommunen benachteiligt.

Einen aussagekräftigen Vergleich erlauben die Pro-
Kopf-Zahlen an Zuweisungen, die der Freistaat Bayern
an die Kommunen zahlt. Bayern liegt unter den westli-
chen Bundesländern an dritter Stelle. Ich meine, das ist
kein schlechter Wert.

Wir haben uns auch mit der Frage befasst, ob der kom-
munale Finanzausgleich in der Bayerischen Verfassung
verankert werden soll. Die Beratungen haben zum
Ergebnis geführt, eine solche Bestimmung abzulehnen.
Sowohl die Bayerische Verfassung als auch das Grund-
gesetz enthalten ausreichende Bestimmungen.

Ein weiterer Schwerpunkt war die Frage, ob die steuer-
politischen Gestaltungsmöglichkeiten der Kommunen
ausgeweitet werden sollen. Hier ist insbesondere das
bayerische Kommunalabgabengesetz zu nennen, das
außer der Hundesteuer keine weiteren Steuern vorsieht.

Die Frage war, ob man diese Möglichkeiten ausweiten
solle. Auch hier ist die Kommission zu dem Ergebnis
gekommen, dass die Wiedereinführung kommunaler
Steuern gemessen am Verwaltungsaufwand nur einen
sehr geringen Beitrag zur kommunalen Finanzausstat-
tung leisten könnte und letztlich die Kosten-Nutzen-Ana-
lyse ein ungünstiges Verhältnis ergibt.

Ein wesentlicher Punkt ist aber – und hier hat, meine ich,
die Kommission auch einen gewichtigen Beitrag geleis-
tet – die Frage und die Notwendigkeit einer umfassen-
den Gemeindefinanzreform, die vom Bund ja seit lan-
gem in den Raum gestellt wird, die aber bisher weder in
Angriff genommen, geschweige denn verwirklicht wor-
den ist.

Hier meinen wir und hier meint der Bericht der Kommis-
sion, dass diese Gemeindefinanzreform überfällig ist
und dass sie dazu dienen muss, die Kommunen auf eine
tragfähige, sichere und planbare finanzielle Grundlage
zu stellen. Diese Gemeindefinanzreform ist überfällig
und muss schnellstmöglich in Angriff genommen wer-
den.

Es ist noch die Frage erörtert worden, ob entsprechend
einem Vorbild in Österreich den Kommunen ein Mitspra-
cherecht gegenüber der Staatsregierung eingeräumt
werden soll, wenn es um Regelungen geht, die der Lan-

desgesetzgeber in Bezug auf die Kommunen plant.
Auch hier war die Kommission im Ergebnis ihrer Bera-
tungen der Auffassung, dass das nicht notwendig und
auch nicht zielführend ist.

Meine Damen und Herren, ich meine, dass auch der Teil
„Selbstverwaltung und Finanzen der Kommunen“ in
Bezug auf den Föderalismus ein gewichtiger Beitrag ist,
der dazu führen muss, dass die Kommunen, die das
Herzstück unserer demokratischen Verfassung hier in
Bayern sind, gestärkt werden, dass ihre Selbstverwal-
tung und damit verbunden ihre finanzielle Leistungsfä-
higkeit auf eine sichere Grundlage gestellt werden muss.

(Beifall bei der CSU)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess:  Das Wort hat nun
Frau Schmitt-Bussinger:

Frau Schmitt-Bussinger  (SPD): Sehr geehrte Frau
Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich
meine, man muss schon darauf hinweisen, dass es nicht
angeht, wenn gerade bei dem Punkt, der strittig ist, näm-
lich der Subsidiarität im Zusammenhang mit den bayeri-
schen Kommunen, mehr oder weniger die gesamte
Staatsregierung durch Abwesenheit glänzt und Herr
Minister Huber nur seine eigene Position darstellt, wäh-
rend er die gegenteilige Haltung, die im Folgenden aus-
zuführen ist, ignoriert. Das ist ein absolut schlechter Stil,
den ich hier auch als solchen ansprechen möchte.

(Beifall bei der SPD – Irlinger (SPD): Man ist ja nicht
einmal bereit, sich die Gegenargumente anzuhören!
Das ist ein mieser Stil!)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, jede Debatte über
Föderalismus und Subsidiarität bestätigt auch die Rich-
tigkeit eines Satzes von Karl Marx, wonach das Sein das
Bewusstsein bestimmt.

(Zuruf von der CSU: Alter Murks!)

Es ist immer wieder erstaunlich zu sehen, wie schnell
auch scheinbar fest verwurzelte Grundüberzeugungen
von Politikern hinsichtlich der Bedeutung und Wertigkeit
von Ämtern sich ändern können, wenn sich ihr eigener
Wirkungskreis verändert. Besonders eindrucksvoll ist
dies zu beobachten, wenn beispielsweise Ministerpräsi-
denten – welcher Partei auch immer – Bundeskanzler
werden; bei manchem reicht es auch schon aus, Kandi-
dat zu sein, bestimmt also nicht das Sein, sondern allein
schon der Wunsch, es zu werden, ein völlig neues
Bewusstsein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dieses Phänomen lässt sich beim bayerischen Minister-
präsidenten anschaulich studieren. Wer Herrn Stoiber in
diesen Wochen sieht und reden hört, reibt sich nur noch
verwundert Augen und Ohren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Er, der noch vor wenigen Jahren mit der geballten Kraft
des Freistaats Bayern und seiner Gebirgsschützen die
ganze Republik das Fürchten lehren wollte, traut sich
mittlerweile nicht einmal mehr, am politischen Ascher-
mittwoch in Passau den Trachtenanzug anzuziehen.

(Heiterkeit bei der SPD – Dr. Bernhard (CSU): Kin-
derei!)

Schämt er sich denn plötzlich dafür? Derselbe Herr Stoi-
ber, der noch vor wenigen Jahren unter dem Banner des
– –

(Herrmann (CSU): Vermissen Sie denn als Fränkin
den Trachtenanzug?)

– Nein, aber man lässt sich ja auch einiges zeigen, was
ein echter Bayer denn so tut. Und man beobachtet auch
genau, unter welchen Vorzeichen er dieses nicht mehr
tut.

(Herrmann (CSU): Sind Sie auch eine echte Baye-
rin? Oder?)

– In erster Linie echte Fränkin, wie Sie Franke, Herr Kol-
lege Herrmann.

(Herrmann (CSU): Finde ich ja gut!)

Derselbe Herr Stoiber nun, der noch vor wenigen Jahren
unter dem Banner des Wettbewerbsföderalismus sämtli-
che Sozialsysteme regionalisieren wollte, was den Men-
schen in den ostdeutschen Bundesländern – das muss
man deutlich sagen – steigende Beitragssätze etwa bei
der Arbeitslosenversicherung beschert hätte, bittet dort
nun beinahe flehentlich, man möge ihm doch sein bishe-
riges Auftrumpfen als bayerischer Ministerpräsident als
eine den Umständen geschuldete, nur temporäre
Lebensphase nachsehen und verzeihen; er habe
schließlich erst mit der Ausrufung zum Kandidaten ent-
deckt, dass es auch außerhalb Bayerns noch lebenswer-
tes Leben gibt.

(Teilweise Heiterkeit bei der SPD)

Von dieser Bewusstseinsänderung her ist es natürlich
verständlich, dass Herr Stoiber derzeit über bayerische
Themen und Probleme – vom Transrapid bis zur Kirch-
Gruppe – nichts hören und schon gar nichts sagen will.

Dass das Thema „Föderalismus“ offensichtlich so wenig
Bedeutung für den bayerischen Ministerpräsidenten hat,
dass er der heutigen Debatte nicht persönlich beiwohnt,
ist allerdings mehr als bedauerlich.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der CSU: Von Ihnen
sind auch nur ganze 14 Kollegen anwesend! – Wei-
tere Zurufe von der CSU)

– Ich danke Ihnen für die Wortbeiträge.

Meine Damen und Herren, dieses zwiespältige Bewusst-
sein bestimmt aber nicht nur bei Herrn Ministerpräsiden-
ten Stoiber das Handeln, sondern auch auf anderer
Ebene das Reden und Handeln der CSU. Davon haben

die Kolleginnen und Kollegen der CSU-Fraktion in der
Enquete-Kommission wiederum eindrucksvoll Zeugnis
abgelegt. Solange es darum ging, Länderinteressen
gegenüber dem Bund und den europäischen Institutio-
nen zu definieren, waren wir uns in den allermeisten
Punkten einig. Um nicht missverstanden zu werden: Wir
freuen uns über diese Übereinstimmung, gibt uns dies
doch die Hoffnung, dass wir gemeinsam eine Vielzahl
von Initiativen entwickeln können, um das Banner des
Föderalismus, der Eigenstaatlichkeit der Länder und des
Subsidiaritätsprinzips erfolgreich auch in einem immer
mehr verflochtenen Europa hochzuhalten.

Dass Herr Minister Huber von uns Subsidiarität bzw. das
Bekenntnis zur Subsidiarität einfordert, ist verständlich.
Wir bekennen uns auch dazu. Er und die Kolleginnen
und Kollegen der Staatsregierung und der CSU-Fraktion
müssen sich aber hier an der eigenen Nase fassen,
denn wir fordern von ihnen ein, dass sie mit uns gemein-
sam die bayerischen Kommunen stärken.

(Irlinger (SPD): Dazu müsste der Ministerpräsident
aber erst einmal zuhören, das heißt, er müsste im
Saal sein!)

Meine Damen und Herren, diese ursprüngliche Einigkeit
war in der Enquete-Kommission leider sofort verflogen,
als es darum ging, Dezentralisierung und Subsidiarität
gegenüber den Kommunen im eigenen Zuständigkeits-
bereich zu stärken. Plötzlich war der bis dahin so starke
Reformeifer der CSU gänzlich verflogen. Nun hieß es ein
ums andere Mal: Alles in Ordnung, kein Handlungsbe-
darf!

Man fand gerade noch blumige Worte zur Stärkung der
kommunalen Selbstverwaltung; die Vorschläge zur kon-
kreten Umsetzung allerdings blieben dürftig und verän-
dern für die bayerischen Kommunen nichts Entscheiden-
des.

An dieser Haltung wird ein weiteres Mal deutlich, dass
der zentralistische Verwaltungsgedanke, den Montgelas,
dem Beispiel Frankreichs folgend, zu Beginn des 19.
Jahrhunderts in Bayern etabliert hat, in den Köpfen der
bayerischen Ministerialbürokratie weitgehend unverän-
dert fortlebt und dass die CSU nur allzu gerne bereit ist,
dieses zentralistische Denken im politischen Handeln
umzusetzen.

(Zuruf von der CSU: Das stellt ja alles auf den Kopf!)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, in keinem anderen
deutschen Land hat sich die Überzeugung, dass der
Untertan als solches von beschränktem Verstande sei
und von oben zu seinem Glück veranlasst werden
müsse, so beharrlich fortgepflanzt wie in Bayern. Auch
mehr als 50 Jahre nach In-Kraft-Treten der Hög-
ner’schen Verfassung ist es der bayerischen Verwaltung
gelungen, sich in der Praxis den Primat vor der Legisla-
tive, also vor dem Parlament, zu erhalten.

Alles, was in Bayern an Partizipation erreicht wurde, wie
etwa vor einigen Jahren das kommunale Bürgerbegeh-
ren und der kommunale Bürgerentscheid, musste die-
sem Obrigkeitsdenken in mühsamer und zäher Arbeit
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von den Bürgerinnen und Bürgern abgerungen werden
und wird von dieser Staatsregierung bis heute nur zäh-
neknirschend hingenommen.

(Beifall bei der SPD)

Obwohl Sie, meine Damen und Herren von der CSU,
auch bei den letzten Kommunalwahlen leider landesweit
die stärkste Kraft geblieben sind, obwohl also führende
Persönlichkeiten Ihrer Partei in vielen Städten, Gemein-
den und Landratsämtern die Verantwortung tragen, ist
es auch diesen bisher nicht gelungen, ihre eigene Land-
tagsfraktion und ihre eigene Staatsregierung davon zu
überzeugen, dass ein Ausbau der kommunalen Selbst-
verwaltung nicht den Beginn der Anarchie und des
Umsturzes markiert.

So wie die Länder für sich mit Recht reklamieren, viele
Angelegenheiten besser und bürgernäher erledigen zu
können als die Brüsseler oder die Berliner Bürokratie, so
gilt dies in einem noch größeren Maße für die Kommu-
nen. Die überwältigende Mehrzahl aller Investitionsent-
scheidungen wird in den Kommunen getroffen. Hier wer-
den die meisten Gesetze vollzogen. Auf keiner anderen
Ebene sind politische Entscheidungen für Bürgerinnen
und Bürger so unmittelbar nachzuvollziehen wie dort.

Dennoch verweigern Sie den Kommunen all das, was
sie für sich selbst unablässig vom Bund und von Europa
fordern. Sie verweigern den Kommunen den partner-
schaftlichen Umgang. Sie verweigern ihnen ausrei-
chende Mittel, um vor Ort eigenverantwortlich und von
den Bürgerinnen und Bürgern hautnah kontrolliert die
eigenen Entscheidungen treffen zu können. Weiter ver-
weigern Sie den Kommunen nach wie vor Rechtssicher-
heit bei ihren berechtigten Ansprüchen gegenüber dem
Freistaat.

(Beifall bei der SPD)

Kein Tag vergeht, an dem Sie dem Bund nicht vorwerfen
– soeben konnten wir es von Minister Huber wieder
hören –, er beschließe Gesetze zulasten der Länder. Tag
für Tag tun Sie das Gleiche gegenüber den Kommunen.

Sie sollten sich einmal die volkstümliche Form des kate-
gorischen Imperativs zu Herzen nehmen: Was du nicht
willst, dass man dir tu . . . Wie es weitergeht, wissen Sie.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren von der CSU-Fraktion, entge-
gen der übereinstimmenden Forderung Ihrer eigenen
kommunalen Spitzenrepräsentanten und der kommuna-
len Spitzenverbände wenden Sie sich dagegen, das so
genannte Konnexitätsprinzip in der Bayerischen Verfas-
sung zu verankern. Dieses Prinzip, das auf Deutsch
nichts anderes bedeutet, als dass nicht nur der
anschafft, der zahlt – das ist bei Ihnen fest verankert –,
sondern eben auch, dass derjenige zahlt, der anschafft.

(Willi Müller (CSU): Das sollte sich auch einmal der
Bund überlegen!)

Hier stimme ich mit dem Rechtswissenschaftler Prof. Dr.
Schoch überein, wenn er sagt – ich zitiere –:

. . . dass derjenige, der an einer wirksamen Struktur-
sicherung für die kommunale Finanzautonomie
wirklich interessiert ist, an der verfassungsrechtli-
chen Verankerung des strikten Konnexitätsprinzips
nicht vorbeikommt.

Bei Ihnen sieht das dagegen so aus: Bei den Menüs, die
Sie vor Ort bezahlen, verordnen Sie deren Zusammen-
setzung bis zum letzten Salaltblatt und bis zum letzten
Gewürzkorn. Für Ihre landesweit geschmissenen Lokal-
runden, angefangen bei der Mittagsbetreuung an Grund-
schulen bis hin zur Computerausstattung in jedem Klas-
senzimmer, präsentieren Sie dem örtlichen Wirt die
Rechnung. Normalerweise nennt man so etwas Zech-
prellerei.

(Beifall bei der SPD)

Von diesem erwarten Sie Dankbarkeitsbekundungen für
das magere Trinkgeld, das Sie ihm als großherzige
Geste überlassen. Wenn dieser Wirt dann durch zusätz-
liche Einnahmen seine klamme Kasse aufbessern will,
verwehren Sie ihm dies mit der heuchlerischen Begrün-
dung, dass die Belastung der Bürgerinnen und Bürger
nicht ansteigen dürfe.

Warum geben Sie den Gemeinden nicht endlich größere
Freiheit bei der Preis-Leistungs-Gestaltung, z. B. durch
die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer? Wir wissen
uns in dieser Forderung mit vielen Kolleginnen und Kol-
legen der CSU seit Jahren einig. Aber leider haben Sie
nicht den Mumm, sich gegen die Regierung durchzuset-
zen.

(Beifall bei der SPD)

Sie verfahren vielmehr nach dem Motto von Karl Valen-
tin: Mögen täten wir schon wollen, aber dürfen haben wir
uns nicht getraut.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, erwartungsgemäß –
hier will ich einige konkrete Punkte ansprechen – konn-
ten wir uns insbesondere zum kommunalen Finanzaus-
gleich nicht einigen. Schon die Frage, welche Leistun-
gen überhaupt dazuzählen, war strittig. Dennoch ist fest-
zustellen – hier berufe ich mich auf die anerkannte
Finanzwissenschaftlerin Frau Prof. Dr. Färber –, dass
Bayern mit 11,54% den niedrigsten Verbundsatz aller
westlichen Flächenländer aufweist. Dies geht zulasten
der Schlüsselzuweisungen und damit zulasten der
Deckung von Ausgaben allgemeiner Art bei den Kom-
munen.

Festzustellen ist weiterhin, dass der Freistaat von 1991
bis 2000 Einnahmezuwächse in Höhe von 36,5% bzw.
Steuerzuwächse sogar in Höhe von 39,7% verzeich-
nete. Die bayerischen Gemeinden dagegen konnten im
gleichen Zeitraum nur ein Wachstum von 25 bzw. 27,5%
realisieren. Was heißt das? Die Gemeinden partizipieren
an den Einnahmezuwächsen des Freistaats unterdurch-
schnittlich.
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Schließlich ist festzustellen, dass der Schuldenstand der
Gemeinden – darauf hat Herr Kollege Heinz Mehrlich
immer wieder hingewiesen – von 1991 bis 2000 um 40%
angestiegen ist, während die Schulden des Freistaats
Bayern nur um 15,9% wuchsen.

Diese Fakten lassen nur eine Schlussfolgerung zu: dass
die schlechte Finanzsituation der bayerischen Kommu-
nen die Folge der unzureichenden Ausstattung durch
den Freistaat ist.

(Beifall bei der SPD)

Weil wir glauben, dass im Verhältnis zwischen dem Frei-
staat und seinen Kommunen zum partnerschaftlichen
Umgang auch der Grundsatz der Verteilungssymmetrie
gehört, ist uns die Verankerung eines verfassungsrecht-
lich einklagbaren Anspruchs auf kommunalen Finanz-
ausgleich in der Bayerischen Verfassung wichtig. Leider
konnten wir auch dies nicht durchsetzen.

Solange Sie, verehrte Kolleginnen und Kollegen von der
CSU-Fraktion, Eigenverantwortung, Subsidiarität und
Deregulierung nicht als ein grundsätzliches Prinzip aner-
kennen, das für alle Ebenen des Gemeinwesens gilt, als
ein Prinzip, welches das Geben ebenso voraussetzt wie
das Nehmen, so lange sind Sie kein wirklich glaubwürdi-
ger und redlicher Anwalt föderaler Interessen.

(Beifall bei der SPD)

Globalität und Lokalität sind keine Gegensätze, sondern
bedingen einander. Die im internationalen Wettbewerb
erfolgreichsten global Player sind diejenigen, die alle
Entscheidungen konsequent auf die Ebene herunterde-
legieren, wo sie aus unmittelbarer Marktnähe am wirk-
lichkeitsnächsten getroffen werden. All diese Unterneh-
men haben Profitcenter eingerichtet, deren Erfolg in der
Summe dann dem ganzen Unternehmen zugute kommt.

Wir denken oder, besser ausgedrückt, Sie denken bei
den staatlichen Strukturen insbesondere in Bayern noch
immer viel zu sehr in Hierarchien nach dem Schafskopf-
motto: Der Ober sticht den Unter. Doch unsere Kommu-
nen sind keine Unter, die es im Zweifelsfall zu stechen
gilt, sondern gleichberechtigte Partner, die an vorderster
Stelle die Grundlage für das Vertrauen in unser demo-
kratisches Gemeinwesen schaffen. Von ihrer Stärkung
hängt entscheidend ab, in welchem Maße sich Bürgerin-
nen und Bürger auch angesichts immer mehr suprana-
tionaler Strukturen mit dieser Demokratie identifizieren.

Lassen wir also Subsidiarität und Föderalismus nicht vor
den Toren unserer bayerischen Städte und Gemeinden
enden!

(Beifall bei der SPD)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Das Wort hat Frau
Gote.

Frau Gote  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Minister
Huber, ich bin froh, dass Sie jetzt wieder da sind. Ich

hatte schon befürchtet, Sie würden gehen, bevor die
Debatte zu Ende ist.

Herr Minister Huber, ich habe mich noch einmal zu Wort
gemeldet, um Ihnen zu danken – zu danken dafür, dass
Sie mit Ihrem heutigen Auftritt ein sehr anschauliches
Beispiel für die Verkörperung genau dieses Politikstils
geliefert haben, der zum Niedergang des lebendigen
Föderalismus und zu den Auswüchsen des Exekutivfö-
deralismus, wie wir ihn täglich beklagen dürfen, geführt
hat.

(Beifall der Frau Abgeordneten Christine Stahl
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und bei Abgeordne-
ten der SPD – Unruhe bei der CSU)

Sie stellen sich hierher und zeigen mit dem Finger auf
alle anderen. Genau das ist es, was wir vorhin in einer
sehr sachlichen, sehr tiefgehenden Debatte beklagt
haben; dies haben übrigens Vertreter aller Fraktionen
getan. Sie stellen sich hierher und geben Ihrer Überzeu-
gung Ausdruck, dass bei allen anderen alles schlecht ist,
nur bei der bayerischen Staatsregierung ist alles in Ord-
nung. Sie sind unfähig zur Selbstkritik und darüber
hinaus unfähig, selbst die Kritik Ihrer eigenen Partei-
freunde bzw. die Analysen der Experten zur Kenntnis zu
nehmen.

(Beifall der Frau Abgeordneten Christine Stahl
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und bei Abgeordne-
ten der SPD)

Sie bieten damit den lebendigen Beweis dafür, dass die
Analyse der Enquete-Kommission richtig ist, nur auf
einem sehr viel niedrigeren Niveau.

(Beifall der Frau Abgeordneten Christine Stahl
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und des Abgeordne-
ten Güller (SPD) – Zuruf des Abgeordneten Dr. Wil-
helm (CSU))

Sie sind heute als personifizierte bayerische Politikblo-
ckade aufgetreten.

Noch eines zu meinem Beispiel Schulsozialarbeit. Auch
hier das gleiche Schwarze-Peter-Spiel. Während die
Schulsozialarbeit nach dem Verständnis aller, die sich
bisher darum bemüht haben und lange darüber gestrit-
ten haben, in den Bereich der Schule und der Bildungs-
politik gehört, also in die Zuständigkeit des Landes,
haben Sie gestern kurzerhand auf das ganze Paket ein
anderes Papperl draufgeklebt. Das Ganze heißt jetzt
„Jugendsozialarbeit“ und gehört damit in die Kompetenz
des Bundes. Genau das ist es, was uns bei der Lösung
der anstehenden Probleme und Sachfragen nicht weiter-
bringt. Vielen Dank, Herr Huber!

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES
90/DIE GRÜNEN und bei der SPD)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess : Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist
geschlossen und mit dem abschließenden Bericht auf
Drucksache 14/8660 ist die Tätigkeit der Enquete-Kom-
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mission „Reform des Föderalismus – Stärkung der Lan-
desparlamente“ beendet.

Das Hohe Haus nimmt hiervon zustimmend Kenntnis.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 8

Antrag der Abgeordneten Maget, Dr. Kaiser, Schultz
und anderer und Fraktion (SPD)

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zur
Prüfung staatlicher Vergünstigungen für den Deut-
schen Orden, Brüder vom Deutschen Haus Sankt
Mariens in Jerusalem – Deutsche Provinz – durch
Mitglieder der Staatsregierung, bayerische Behör-
den und/oder bayerische Amtsträger (Drucksache
14/8880)

und Festlegung der Mitgliederzahl, Besetzung und
Vorsitz des Untersuchungsausschusses

Ich eröffne die Aussprache. Die Redezeit beträgt 15
Minuten pro Fraktion. Das Wort hat Herr Kollege Dr. Kai-
ser.

Dr. Kaiser  (SPD): Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Die SPD-Fraktion beantragt die
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zur Prü-
fung unzulässiger staatlicher Vergünstigungen für den
Deutschen Orden.

Es hat sicher seit langem keinen Untersuchungsaus-
schuss im Bayerischen Landtag gegeben, vor dessen
Beantragung die Antragsteller sich so lange, so ausdau-
ernd und so intensiv um Aufklärung bemüht haben. Mit
schriftlichen und mündlichen Anfragen, Berichtsanträ-
gen, Ausschuss- und Plenardebatten haben die Fraktio-
nen von SPD und GRÜNEN versucht, Licht in das Dun-
kel der Affäre eines „hochspannenden Wirtschaftskri-
mis“, wie der „Münchner Merkur“ feststellte, zu bringen.

Kollege Glück hat gemeint, bei dem von uns beantragten
Untersuchungsausschuss handle es sich „um den über-
flüssigsten Ausschuss, den der Bayerische Landtag je
gesehen hat“.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Klinger (CSU):
Richtig! – Prof. Dr. Stockinger (CSU): Recht hat er!)

Ich empfehle dem Kollegen Glück und auch den CSU-
Kolleginnen und -Kollegen, die jetzt Beifall geklatscht
haben, doch einmal einen Blick in den „Pressespiegel“
des Bayerischen Landtags zu werfen. So schreibt am
26. Juli letzten Jahres die „Süddeutsche Zeitung“:

Bisher hat die Regierung in der Affäre um den Deut-
schen Orden gemauert, was das Zeug hielt. Vieles
liegt bis heute im Nebel.

Am 23. Februar dieses Jahres schreibt der „Münchner
Merkur“:

Dass die SPD im Landtag jetzt dazu einen Untersu-
chungsausschuss beantragt hat, darf niemanden
verwundern. Auch wenn die CSU empört verkünden
lässt, man habe im Landtag mehrfach umfassend
und erschöpfend dargestellt, auf welcher Rechts-
grundlage und nach welchem Verfahren dem Orden
etwa die unseligen Körperschaftsrechte zuerkannt
wurden, sind seit einem Jahr wichtige Fragen unbe-
antwortet geblieben.

Und im „Main-Echo“ ist am gleichen Tag nachzulesen,
ebenfalls im „Pressespiegel“ veröffentlicht:

Es ist eine Brüskierung der Öffentlichkeit wie des
Parlaments, wie sich Stoiber einfach wegduckt,
nachdem „sein“ Orden ein solches Finanzdesaster
angerichtet hat. Das schon aus anderen Affären
bekannte „Prinzip Stoiber“, auf Tauchstation zu
gehen und das Auslöffeln der Suppe den Kabinetts-
mitgliedern und der CSU-Landtagsfraktion zu über-
lassen, muss auf die Landtagsopposition – aber
nicht nur auf sie – wie eine Provokation wirken.

Meine Damen und Herren, dem ist eigentlich nichts hin-
zuzufügen.

Wenn das Ordensmitglied Stoiber gemeint hat, er könne
die Affäre seines Ordens aussitzen und ausschweigen,
hat er sich gewaltig geirrt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Seit Beginn der Zahlungsschwierigkeiten am 30.
November 2000 hat der Herr Ministerpräsident, der
sonst zu Gott und der Welt, zu allem und jedem redet,
zum Deutschen Orden kein Sterbenswörtchen gesagt.
Wir vonseiten der SPD-Fraktion sind der Auffassung,
Ministerpräsident Dr. Stoiber sollte sich seiner Verant-
wortung stellen. Deshalb ist der Untersuchungsaus-
schuss unumgänglich geworden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Der Deutsche Orden hat sich innerhalb weniger Jahre zu
einem Sozialkonzern mit einer halben Milliarde Umsatz
entwickelt, und dies ohne nennenswertes Eigenkapital,
nur mit Hilfe von Schenkungen, Bankkrediten und öffent-
lichen Fördermitteln. Die erklärte Zielsetzung war laut
Geschäftsführer noch 1999, der größte Sozialkonzern
Europas zu werden. Ende 2000 wurden diese Pläne
durch den wirtschaftlichen Zusammenbruch des Imperi-
ums jäh gestoppt. Jetzt geht es auch darum aufzuklären,
inwieweit bei dieser wahnwitzigen Expansionsstrategie
die Staatsregierung und die Behörden des Freistaats
Bayern mitgeholfen haben.

Mit Urkunde vom 20. Mai 1998 erhielt der Deutsche
Orden, Institut gottgeweihten Lebens päpstlichen
Rechts, vom Kultusministerium bekanntlich die Eigen-
schaft einer Körperschaft des öffentlichen Rechts zuge-
billigt. Ministerpräsident Stoiber hatte sich zuvor in
einem Schreiber an Kultusminister Zehetmair massiv für
diese Anerkennung ausgesprochen. Sitz der neuen Kör-
perschaft wurde Weyarn im oberbayerischen Landkreis
Miesbach.
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Die rechtlichen Voraussetzungen für die Körperschafts-
verleihung, nämlich personelle Mindestzahl und wirt-
schaftliche Stabilität, waren offensichtlich nicht gegeben.
Nach unserer Auffassung ist die verfassungsrechtlich
gebotene sorgfältige und genaue Prüfung der Verlei-
hungsvoraussetzungen unterblieben.

So entstand aufgrund dieses staatlichen Handelns ein
Sozialkonzern, der wegen seiner Rechtsform insolven-
zunfähig ist, aber zahlungsunfähig werden konnte. Der
praktische Konkurs einer Körperschaft des öffentlichen
Rechts ist ein einmaliger Fall in der gesamten Bundesre-
publik. Das hat es bisher noch nicht gegeben, das hat
nur die Regierung Stoiber in Bayern fertiggebracht.

(Zuruf von der CSU)

– Ich nehme diesen Zwischenruf sehr gerne auf. Diese
Verleihung an diesen kleinen Orden hat auch innerhalb
der Kirche Verwunderung ausgelöst. Der „Kölner Stadt-
anzeiger“ hat am 6. Dezember 2000 Herrn Prälat Nor-
bert Feldhoff, den Generalvikar des Erzbistums Köln,
interviewt. Auf die Bemerkung der Zeitung: „Bayern hat
den Orden als Körperschaft des öffentlichen Rechts
anerkannt“ antwortete Herr Prälat Feldhoff:

Das habe ich überhaupt nicht verstanden, dass eine
so kleine Gemeinschaft einen so weitreichenden
Status bekommen konnte.

Meine Damen und Herren von der CSU, wir von Seiten
der SPD und auch der GRÜNEN haben bis heute nicht
verstanden, wie das passieren konnte, genauso wie es
auch von Kirchenkreisen nicht verstanden wurde.
Gerade deshalb sind die Vorgänge um die Verleihung
der Körperschaftseigenschaft der wichtigste Teil des
Untersuchungsauftrages.

Ein Weiteres stellt Herr Prälat Feldhoff wörtlich fest,
nachdem auf die vielen Anfragen, die wir gestellt haben,
immer wieder gesagt worden ist, der Deutsche Orden
habe etwas veröffentlicht, dort hätte man sich auch infor-
mieren können: Der Deutsche Orden hat zwar etwas
veröffentlicht, das kann man aber vergessen. So viel zu
den treuherzigen Mitteilungen auch des Kultusministeri-
ums, man könnte sich doch anhand der Veröffentlichun-
gen des Deutschen Ordens informieren.

Nun zu den zentralen Punkten des Untersuchungsauf-
trages. Obwohl der Orden in der Öffentlichkeit gerne
seine Gemeinnützigkeit werbend herausstellt, verschan-
zen sich die Finanzbehörden des Freistaates hinter dem
Steuergeheimnis und verweigern jegliche Auskünfte
auch gegenüber dem Landtag. Die Unternehmensstrate-
gie des Ordens, durch den Aufbau eines gewerblichen
Firmengeflechts hohe Gewinne zu erwirtschaften, die
sich im sozial-karitativen Bereich nicht erzielen lassen,
führte zum Desaster. Millionenbeträge aus dem gemein-
nützigen Unternehmenssektor der DOH-GmbH dienten
der Verlustabdeckung im gewerblichen Bereich bei der
Dressler GmbH. Um die Gemeinnützigkeitsbestimmun-
gen der Abgabenordnung einzuhalten, müssen diese
Gelder, wenn sie vom gemeinnützigen in den gewerbli-
chen Bereich geflossen sind, binnen Jahresfrist zurück-
fließen; ansonsten ist nach der Abgabenordnung die

Gemeinnützigkeit nicht mehr gegeben. Dieser Fall ist
nach unseren bisherigen Erkenntnissen beim Deutschen
Orden eingetreten, aber die bayerischen Finanzbehör-
den sind – auch Dank des Deutschen-Ordens-Anwaltes
Gauweiler und Ministerpräsident Stoiber – dem Orden
zudiensten, und er hat die Gemeinnützigkeit wieder
erhalten. Dies ist natürlich auch Gegenstand des Unter-
suchungsauftrages.

Unmittelbar nach der eingetretenen Zahlungsunfähigkeit
am 30. November 2000 gingen eine Reihe von Strafan-
zeigen bei der Staatsanwaltschaft München II ein. Straf-
anzeigen gegen Ministerpräsident Stoiber wurden bin-
nen weniger Stunden nach ihrem Eingang eingestellt,
und das Vorgehen gegen die Verantwortlichen des
Ordens war von großer Zurückhaltung geprägt. Erst
nach Monaten wurde der Versuch unternommen, Akten-
material sicherzustellen. Die Akten verblieben allerdings
beim Orden. Die Rolle des Anwaltes Gauweiler und des
Generalstaatsanwaltes Froschauer erscheinen uns sehr
dubios. Zurzeit laufen nach Auskunft der Staatsanwalt-
schaft Ermittlungen gegen zwölf Personen. Ergebnisse
nach weit über einem Jahr Ermittlungsarbeit sind bisher
nicht bekannt. Auch dies ist Gegenstand des Untersu-
chungsauftrages.

Die im Juli 1999 von der Regierung von Oberbayern
genehmigte Stiftung ist vom Deutschen Orden nie mit
dem versprochenen Stiftungskapital ausgestattet wor-
den. Die Finanzbehörden erkannten sie trotzdem als
gemeinnützig an. Die Geldquellen für die teuren, von der
Stiftungsaufsicht ungenehmigten Aktivitäten in Palästina
bleiben bis heute im Dunkeln. Nach meiner Intervention
bei Kultusministerin Hohlmeier als oberste Stiftungsauf-
sicht wurde auf Antrag des Deutschen Ordens selbst die
Stiftung im August 2001 wieder aufgehoben. Mein
Schreiben an Frau Hohlmeier wurde an die Staatsan-
waltschaft weitergeleitet. Ob Ermittlungen geführt wur-
den oder werden und mit welchen Ergebnissen, ist nicht
bekannt. Stiftungsaufsicht und Staatsanwaltschaft scho-
nen offensichtlich entgegen ihrem gesetzlichen Auftrag
den Orden.

(Frau Renate Schmidt (SPD): Das ist leider wahr!)

Nun zur Rolle der Staatsregierung bei der Sanierung.
Der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, Kar-
dinal Karl Lehmann, hat sich in einem Brief an den CSU-
Landrat Anton Dietrich geäußert, der in der „Lindauer
Zeitung“ am 3. März 2001 veröffentlich wurde. Hier heißt
es: Die Bischofskonferenz, betont Lehmann, werde
dafür eintreten, dass der Erhalt einzelner florierender
Einrichtungen Vorrang haben sollte vor einer Gesamtsa-
nierung des DO. Diese Gesamtsanierung erscheine
zudem wenig aussichtsreich.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die SPD-Frak-
tion im Bayerischen Landtag liegt voll auf der Linie der
Deutschen Bischofskonferenz und ihres Vorsitzenden,
Kardinal Lehmann. Das sollten Sie bitte zur Kenntnis
nehmen.

(Zuruf von der CSU: Jawohl, Kardinal Kaiser! – Wei-
tere Zurufe von der CSU)
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Vernichtende Kritik an der Brüderprovinz des Deutschen
Ordens übt Kardinal Lehmann. Er bezeichnet das Ver-
trauen der Bischofskonferenz in den explosionsartig ent-
standenen Sozialkonzern als restlos zerstört. Mit Geld
von der Bischofskonferenz könne die massiv verschul-
dete Bruderschaft nicht rechnen. – Weil Sie sich so erbo-
sen und „scheinheilig“ rufen: In der Form wie Frau
Staatsministerin Stewens, die in Zusammenhang mit
dem Orden von Gangstertum gesprochen hat, haben wir
uns noch nicht geäußert. Sie sollten mit Zwischenrufen
ein bisschen zurückhaltend sein, wenn man diese Aus-
sagen von Seiten einer Staatsministerin hört.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Nun zu den Zahlen. Die Meinung, dass die Gesamtsa-
nierung überaus unwahrscheinlich sei, wird auch von
den Zahlen aus dem Gutachten untermauert, das die
Banken in Auftrag gegeben haben und das im Juli letz-
ten Jahres vorgelegt, aber nicht veröffentlicht wurde. Mir
sind aber trotzdem einige Kennzahlen bekannt gewor-
den. Der Orden ist Ende 2001 auch nach dem Verkauf
von Einrichtungen immer noch überschuldet, das heißt,
er hat mehr Schulden als Vermögen in Höhe von nahezu
65 Millionen DM – ich sage das jetzt immer in DM, weil
das Zahlen aus dem letzten Jahr sind.

Das Gutachten geht von 354 Millionen DM Schulden
aus. Diese Schulden sollen durch Verkäufe auf 280 Mil-
lionen DM gedrückt werden, die mittlerweile auch erfolgt
sind. Ferner gibt es einen Forderungsverzicht der Ban-
ken. 200 Millionen DM Schulden bleiben übrig, die vom
sozial-karitativen Bereich bedient werden sollen – es
geht also um Zinsen und Rückzahlungen. Das ist kein
Neuanfang, meine Damen und Herren, das ist keine
Sanierung – das ist ein Siechtum auf Dauer. Damit kann
die Gesamtorganisation nicht überleben, und die einzel-
nen, gut laufenden, wertvollen Einrichtungen erleiden
auf Dauer Schaden. Deshalb wäre die andere Lösung,
die auch von der Deutschen Bischofskonferenz vorge-
schlagen worden ist und die wir vorgeschlagen haben,
die bessere gewesen.

Die Forderung nach Aberkennung der Körperschaftsei-
genschaft, um ein ordnungsgemäßes Verfahren durch-
zuführen, war auch schon Gegenstand von Anträgen im
Bayerischen Landtag. Es geht auch darum, dass nicht
nur die Banken auf Vermögen Zugriff haben, sondern
auch die Geschäftspartner, und darum, dass auch die
Bediensteten entsprechend abgesichert werden. Am 3.
Juli hat das Kultusministerium im Haushaltsausschuss
Folgendes erklärt: BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben
Recht mit der Aussage, es gebe eine Gesetzeslücke
bezüglich der Aberkennung von Körperschaftsrechten.
Körperschaftsrechte könnten derzeit nicht aberkannt
werden, da der Vorbehalt des Gesetzes zu beachten sei.
Die Bayerische Staatsregierung habe Konsequenzen
gezogen und eine interministerielle Arbeitsgruppe gebil-
det, die sich mit der Schließung der Gesetzeslücke
beschäftige. Nach der Sommerpause, so hieß es im Juli
2001, könne man im Bayerischen Landtag einen Geset-
zesantrag vorlegen, der die Angelegenheit regele.

Bisher liegt kein Gesetzesantrag vor – im Gegenteil: Auf-
grund des einstimmigen Beschlusses des Bayerischen

Landtages zu dem Antrag der GRÜNEN bekommen wir
die lapidare Mitteilung: Angesichts der schwierigen
Materie konnte sich die Staatsregierung noch keine
abschließende Meinung bilden – und das bis März 2002.
Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist ein
Armutszeugnis, wenn eine Staatsregierung nicht einmal
in der Lage ist, einen Gesetzentwurf zur Aberkennung
der Eigenschaft einer Körperschaft vorzulegen.

(Beifall bei der SPD)

Ich frage mich: Darf Frau Hohlmeier nicht oder kann sie
nicht. – Frau Präsidentin, ich bitte noch um wenige
Sekunden, um meine Ausführungen zu Ende führen zu
können.

Was mich besonders traurig macht, ist die neueste Ent-
wicklung. Nachdem es die Deutsche Bischofskonferenz
abgelehnt hat, Geld zur Verfügung zu stellen, gibt es
jetzt einen Brief der Ordenskongregation des Vatikans,
in dem vom Deutschen Orden verlangt wird, seinen
Sanierungsbeitrag in Höhe von 20 Millionen Euro einzu-
bringen.

Dort heißt es wörtlich:

Die derzeitige Lage rechtfertigt Eingriffe in die Sub-
stanz des Ordens und seine Reserven für die Alters-
versorgung aller seiner Mitglieder.

Jetzt geht es nicht um die deutsche Brüderprovinz, son-
dern um die anderen Provinzen in Südtirol, Österreich
und vor allem um die Schwesterprovinz in Passau, die
selbst eine Körperschaft des öffentlichen Rechtes ist.
Hier heißt es:

Die Situation des Deutschen Ordens rechtfertigt es,
in die Altersversorgung der Schwestern einzugrei-
fen.

Diese Schwestern hatten mit der ganzen Misere nichts
zu tun. Weiter heißt es in diesem Brief:

Sollte dann künftig einmal die Altersvorsorge in
wirkliche Schwierigkeiten geraten, wird die Vorse-
hung des Herrn weiterhelfen.

Über einen solchen Umgang mit den Sorgen der
Schwestern kann man sich eigentlich nur wundern. Aus
dem Orden war zu hören, die Sanierung käme gut voran.
Daran habe ich meine Zweifel, weil diese Sanierung
unter Bankenvorbehalt steht. In neuesten Meldungen
aus dem Orden werden bereits wieder neue Projekte
verkündet. Die SPD-Fraktion des Bayerischen Landtags
vertritt eine eindeutige Auffassung: Wenn sich die Vor-
gänge der Vergangenheit nicht wiederholen sollen, müs-
sen transparente Strukturen geschaffen, klare Verant-
wortlichkeiten definiert werden. Wichtig sind auch tragfä-
hige rechtliche Grundlagen. Der Untersuchungsaus-
schuss hat nicht nur die Aufgabe, die Vergangenheit auf-
zuklären, sondern er muss auch Perspektiven für die
Zukunft aufzeigen. Deshalb bitten wir um Zustimmung
zu unserem Antrag.

(Beifall bei der SPD)
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Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Das Wort hat Herr
Kollege Kreuzer.

Kreuzer  (CSU): Frau Präsidentin, Hohes Haus! Sehr
geehrter Herr Kollege Dr. Kaiser, die CSU-Fraktion wird
der Einsetzung dieses Untersuchungsausschusses
zustimmen. Wir erteilen diese Zustimmung aber nicht,
weil wir Ihre Argumentation teilen. Wir respektieren viel-
mehr ein parlamentarisches Minderheitenrecht und
haben uns im Vorfeld in einer mehrstündigen Bespre-
chung auf einen Fragenkatalog geeinigt, um dem Aus-
schuss einen guten Start zu ermöglichen und einen
Streit über Verfahrensfragen möglichst zu vermeiden.

Ich weise darauf hin, hier handelt es sich um eine verfas-
sungsrechtliche und eine rechtliche Überprüfung des
Fragenkatalogs. Wir sind nicht der Auffassung, dass die
Einsetzung dieses Ausschusses sachlich notwendig und
sinnvoll ist. Meine Damen und Herren, ich möchte vor-
weg eine Frage stellen: Würde dieser Untersuchungs-
ausschuss eingesetzt, wenn wir uns nicht im Bundes-
tagswahlkampf befänden? Das kann doch niemand
ernstlich annehmen. Ihnen geht es in dieser Frage nicht
um Sachaufklärung, sondern um ein politisches Kasper-
letheater, um ein Wahlkampfinstrument im Bundestags-
wahlkampf.

(Beifall bei der CSU)

Sie haben unter anderem Fragen zur Rolle eines Fami-
liaren, nämlich des Herrn Ministerpräsidenten, gestellt.
Ein Familiare ist ein förderndes Mitglied dieser sozialen
Einrichtung. Ich frage mich, ob ich morgen als Mitglied
des Roten Kreuzes für Skandale im Blutspendedienst
verantwortlich gemacht werde. Sind die Mitglieder einer
karitativen Einrichtung dafür verantwortlich, wenn im
Management Fehler begangen werden?

(Beifall bei der CSU – Frau Christine Stahl (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): Wenn sie schriftliche Anwei-
sungen erteilen, dann sind sie verantwortlich!)

Meine Damen und Herren, was Sie hier versuchen, ist
schäbig. Ich kann verstehen, dass Sie bei dieser Frage
nervös werden. Herr Kollege Dr. Kaiser, Ihre Unterlagen
über die Sanierung sind offenbar etwas veraltet. Im
„Volksblatt“ vom 18. März wurde ausgeführt:

„Der Orden wird in die Freiheit entlassen“, sagte der
Vorsitzende des Sanierungsausschusses, in einem
Gespräch mit der Zeitung. Die Einrichtung habe
materiell wieder so viel Luft, dass sie die Geschäfte
selbst fortführen könne. Sie brauche jetzt keine
Mund-zu-Mund-Beatmung mehr.

Nach diesen Aussagen und anderen Informationen kön-
nen wir wieder hoffen, dass es dem Orden gelingen wird,
die Krise zu überwinden und seine Arbeit fortzusetzen.
Meine Damen und Herren, ich kann dazu nur sagen:
Gott sei Dank. Hier geht es schließlich um soziale Ein-
richtungen, um sozial bedürftige Menschen und um
Arbeitsplätze in unserem Land.

Herr Kollege Dr. Kaiser, Sie haben bedauert, dass der
Orden als Körperschaft des öffentlichen Rechts nicht in
Konkurs gehen könne. Ich sage Ihnen: Wir wollen keinen
Konkurs, sondern eine Sanierung und eine Fortsetzung
der Arbeit zugunsten der Menschen, die auf diese Arbeit
angewiesen sind.

(Beifall bei der CSU)

Ihr parteipolitisches Spektakel ist geeignet, das Ver-
trauen in die Sanierungsmöglichkeiten zu unterminieren
und zu zerstören. Die Menschen, die dort arbeiten, könn-
ten durch den Verlust des Vertrauens der Geschäftspart-
ner in eine Krise gestürzt werden. Sie schaden somit der
Sache des Deutschen Ordens. Sie erweisen der Sanie-
rung einen Bärendienst, weil Sie parteipolitische Vorteile
in einem Wahlkampf erreichen wollen.

(Beifall bei der CSU)

Was kann überhaupt in diesem Ausschuss untersucht
werden? Können dort Managementfehler des Deut-
schen Ordens oder Fehler seiner Geschäftsführung
geprüft werden? – Dies kann gerade nicht untersucht
werden, da sich diese Dinge der Prüfungskompetenz
des Landtags entziehen.

(Dr. Kaiser (SPD): Sie haben doch den Fragenkata-
log! – Maget (SPD): Danach wird doch nicht
gefragt!)

Können wir Steuerbehörden in Hessen überprüfen, die
über einen langen Zeitraum für den Deutschen Orden
zuständig gewesen sind? – Ich erinnere daran, dass
Herr Eichel damals Ministerpräsident in Hessen gewe-
sen ist. Der Deutsche Orden hatte seinen Sitz über Jahr-
zehnte hinweg in Frankfurt. Wir können die hessischen
Steuerbehörden nicht überprüfen, weil wir dafür nicht
zuständig sind. Meine Damen und Herren, was können
wir eigentlich überprüfen? – Wir können prüfen, ob die
Verleihung des Statusses „Körperschaft des öffentlichen
Rechts“ an den Deutschen Orden rechtmäßig war. Dabei
handelt es sich um Rechtsentscheidungen mit einem
geringen Ermessensspielraum. Die Kriterien sind festge-
legt. Ist eine Gewähr auf Dauer gegeben, hat die Körper-
schaft eine gewisse Bedeutung. Dies wurde überprüft.
Dem Bayerischen Landtag ist darüber Rechenschaft
gegeben worden.

Aus der Zulassung einer Körperschaft des öffentlichen
Rechts ergibt sich keine Staatsaufsicht. Der Staat hat
keine Aufsicht über diese Körperschaft und keine Mög-
lichkeit, auf wirtschaftliche Entscheidungen einzuwirken.
Aus der Anerkennung erwächst für den Staat auch keine
Haftungspflicht. Das sind die Tatsachen. Die Einwir-
kungsmöglichkeiten des Staates waren – abgesehen
von steuerlichen Fragen – sehr gering. Dies muss klar-
gestellt werden.

Meine Damen und Herren, Sie versuchen, politisch
heiße Luft zu produzieren und Nebelkerzen zu werfen.
Sie wollen aus der Anerkennung eine Verantwortung des
Staates ableiten. Sie wollen den bayerischen Staat, die
Staatsregierung und die Behörden für Managementfeh-
ler verantwortlich machen. Obwohl diese Verantwortung
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nicht besteht, werden Sie weiterhin versuchen, in der
Öffentlichkeit den gegenteiligen Eindruck zu erwecken.

(Beifall bei der CSU)

Die CSU wird in diesem Ausschuss im Rahmen der Prü-
fungsmöglichkeiten mitwirken. Sie wird aber auch alles
tun, damit dieser Ausschuss nicht als Wahlkampfinstru-
ment missbraucht wird. Dies wäre zum Schaden der
Menschen, die mit dem Deutschen Orden verbunden
sind und ihn als soziale Einrichtung brauchen. Für die
Arbeitsplätze und für den Parlamentarismus insgesamt
wäre es von Schaden, wenn in diesem Ausschuss nicht
sachlich aufgeklärt, sondern Wahlkampf betrieben
würde. In diesem Sinne wünsche ich dem Ausschuss
eine gute und erfolgreiche Arbeit.

(Beifall bei der CSU)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Das Wort hat Herr
Kollege Sprinkart.

Sprinkart  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau Präsiden-
tin, Kolleginnen und Kollegen! Das Sympathische an
Herrn Kollegen Kreuzer ist, dass ich das Rednerpult
nicht höherstellen muss, wenn ich nach ihm spreche.

(Maget (SPD): Ist das alles?)

Untersuchungsausschüsse werden oft als „stumpfes
Schwert“ der Opposition bezeichnet. In diesem Fall
sollte das Schwert nicht zu stumpf sein, da der Untersu-
chungsausschuss, den wir heute einsetzen, das Zusam-
menspiel der Staatsregierung und der bayerischen
Behörden mit der Nachfolgeorganisation eines mittelal-
terlichen Ritterordens untersuchen soll.

Mehr als meist aussagelose Antworten auf die zahlrei-
chen Anfragen unserer Fraktion wird der Untersu-
chungsausschuss auf jeden Fall an den Tag bringen.
Letztendlich hat die Staatsregierung diesen Untersu-
chungsausschuss provoziert. Das bisherige Verhalten
der Staatsregierung weckt bei uns und in der Öffentlich-
keit immer wieder Misstrauen. Informationen wurden
entweder nur scheibchenweise übermittelt oder ganz
verweigert.

Ministerpräsident Dr. Stoiber selbst hat sich in den letz-
ten Jahren in dieser Sache als großer Schweiger profi-
liert, und das, obwohl unbestritten ist, dass er sich mit
einem Empfehlungsschreiben an das Kultusministerium
in das Verfahren zur Anerkennung des Deutschen
Ordens als Körperschaft des öffentlichen Rechts einge-
mischt hat, und obwohl er selbst Laienbruder in diesem
Orden ist. Vielleicht erwartete man sogar gerade von
Bruder Edmund eine Empfehlung. Herr Kollege Kreuzer,
es ist ein Unterschied, ob Herr Dr. Stoiber die Empfeh-
lung als Privatmann gibt oder auf einem Papier mit Brief-
kopf des Ministerpräsidenten.

Die Parallelen zur LWS-Affäre liegen auf der Hand:
Ministerpräsident Dr. Stoiber schreibt Briefe und spricht
Empfehlungen aus. Wenn sich diese Empfehlungen
später als falsch erweisen, lehnt er jede Verantwortung

ab. Er nimmt nicht einmal mehr persönlich Stellung, son-
dern schickt einen Minister vor. Der Ministerpräsident
mutierte in der LWS-Affäre ebenso wie im Falle des
Deutschen Ordens vom Schreiber zum Schweiger. So
gesehen, diskutieren wir heute über einen zweiten –
wenn man den LWS-Ausschuss mitzählt, einen dritten –
Schreiber-Untersuchungsausschuss.

Aus Sicht der GRÜNEN-Fraktion sind in diesem Unter-
suchungsausschuss zwei Punkte besonders zu untersu-
chen, erstens das Verfahren zur Anerkennung des Deut-
schen Ordens als Körperschaft des öffentlichen Rechts
im Kultusministerium. Wie kann es sein, dass eine Orga-
nisation, der von der Staatsregierung die so genannte
„Gewähr der Dauer“ attestiert wurde, nur zwei Jahre
später zahlungsunfähig wird? In seinem Brief vom
19.01.1998 an den damaligen Kultusminister Zehetmair
schrieb der Ministerpräsident, dass er „sehr beeindruckt
von den Aktivitäten des Deutschen Ordens“ sei. Ich bin
neugierig darauf, welche Aktivitäten er damit im Einzel-
nen meinte.

Wir sind auch beeindruckt von den bisher bekannt
gewordenen Aktivitäten des Ordens, genauer gesagt:
Wir sind erschüttert, dass Aktivitäten, die der Sanierer
Pfeil als hirnrissig bezeichnet hat, in Bayern unter dem
Deckmantel einer anerkannten Körperschaft des öffentli-
chen Rechts möglich waren. Wir sind so beeindruckt,
dass wir jetzt genau wissen wollen, welche Aktivitäten
der Orden an den Tag gelegt hat und weshalb die Aner-
kennung als Körperschaft des öffentlichen Rechts durch
die Bayerische Staatsregierung möglich war, obwohl
nach dem bisherigen Kenntnisstand nicht alle Zulas-
sungskriterien erfüllt waren.

Der zweite wichtige Punkt ist das Versagen der Staatsre-
gierung im Sanierungsverfahren. Die Staatsregierung
gewährte dem Deutschen Orden über die LfA zusam-
men mit den Gläubigerbanken und der Katholischen Kir-
che einen Kredit. Der Anteil der LfA betrug 5 Millionen
DM, wie Finanzminister Faltlhauser dies in einer Antwort
auf eine mündliche Anfrage von Emma Kellner am
11.07. des letzten Jahres bestätigt. Frau Staatsministe-
rin Stewens hat hingegen am 03.07. letzten Jahres im
Haushaltsausschuss bestritten, dass bayerische Steuer-
gelder in die Sanierung des Ordens geflossen seien.
Diese Aussage lässt sich auf zwei Arten interpretieren:
Entweder geht Frau Stewens davon aus, dass die zins-
günstigen Kredite der LfA nicht aus Steuergeldern finan-
ziert werden, oder sie will sagen, dass diese Mittel
irgendwohin geflossen sind, nur nicht in die Sanierung
des Deutschen Ordens. Diese Ungereimtheiten müssen
geklärt werden.

Die Staatsregierung bekundet in Antworten auf Anfragen
immer wieder, dass es bei kirchlichen Körperschaften
des öffentlichen Rechts keine staatlichen Kontrollmög-
lichkeiten gebe und auch kein Einfluss auf das Sanie-
rungsverfahren genommen werden könne. Ich bin davon
überzeugt: Sollte das Sanierungsverfahren erfolgreich
sein, wofür es inzwischen einige Hinweise gibt, wird das
gewiss ein großer Erfolg der Staatsregierung gewesen
sein. Bei der Zusage der staatlichen Hilfe hätten aber
Bedingungen gestellt werden können. Die Staatsregie-
rung hat dieses Kontrollinstrument jedoch fahrlässig aus
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der Hand gegeben. Wie es dazu kommen konnte, muss
der Ausschuss klären.

Neben der Aufklärung des Verhaltens der Staatsregie-
rung und bayerischer Behörden soll dieser Ausschuss
auch vorbeugend tätig werden. Wenn die Untersuchun-
gen des Ausschusses abgeschlossen sind, sollte überlegt
werden, wie solche Fehlentwicklungen wie beim Deut-
schen Orden in Zukunft verhindert werden können. Das
Anerkennungsverfahren für Körperschaften des öffentli-
chen Rechts muss transparenter gestaltet werden. Auch
eine Aberkennung der Körperschaftsrechte muss möglich
werden. Hier besteht derzeit noch eine Gesetzeslücke. Es
kann nicht sein, dass Körperschaften des öffentlichen
Rechts, die im Gesundheitswesen tätig sind und deren
Einrichtungen vom Staat und von Krankenkassen mitfi-
nanziert werden, ohne jede Kontrolle agieren.

Zum Schluss möchte ich die Mitglieder der CSU im
Untersuchungsausschuss darum bitten, die Aufklärung
der Fragen nicht zu behindern und das Mauern der
Staatskanzlei nicht auch noch zu unterstützen. Die
Öffentlichkeit hat ein Recht auf die exakte Aufklärung
dieser Fragen, und sie hat ein Recht darauf zu erfahren,
für welche Organisation sich der Ministerpräsident kraft
seines Amtes einsetzt. – Wir stimmen der Einsetzung
des Untersuchungsausschusses zu.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Hof-
mann (CSU): Wer hätte das gedacht!)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess:  Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der feder-
führende Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Par-
lamentsfragen empfiehlt eine Neufassung des Antrags;
ich verweise insoweit auf die Drucksache 14/8929.

Nach dem Antrag und der Beschlussempfehlung soll der
Untersuchungsausschuss aus insgesamt acht Mitglie-
dern bestehen. Die CSU-Fraktion hat das Vorschlags-
recht für fünf Mitglieder, die SPD-Fraktion für zwei Mit-
glieder und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für
ein weiteres Mitglied. Für jedes Mitglied ist von den
jeweils vorschlagsberechtigten Fraktionen ein stellver-
tretendes Mitglied zu benennen.

Wer dem Antrag in der vom Ausschuss für Verfassungs-,
Rechts- und Parlamentsfragen vorgeschlagenen Neu-
fassung zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das ist das gesamte Hohe Haus. Gegenstim-
men? – Keine. Stimmenthaltungen? – Keine. Dann ist
das so beschlossen.

Im Einzelnen wurden von der Fraktion der CSU als Mit-
glieder benannt Herr Peter Welnhofer, Herr Franz Meyer,
Herr Franz Josef Pschierer, Herr Sebastian Freiherr von
Rotenhan und Herr Markus Sackmann, als deren Vertre-
terin bzw. Vertreter Frau Renate Dodell, Herr Herbert
Ettengruber, Herr Christian Meißner, Herr Dr. Gerhard
Waschler und Herr Georg Winter.

Die SPD-Fraktion hat als Mitglieder Herrn Dr. Heinz Kai-
ser und Herrn Heiko Schultz benannt, als deren Vertreter

Herrn Wolfgang Vogel sowie Herrn Hans-Ulrich Pfaff-
mann.

Die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN
schickt als Mitglied Herrn Adi Sprinkart und als stellver-
tretendes Mitglied Frau Theresa Schopper in den Aus-
schuss.

Besteht damit Einverständnis, dass ich über die Frakti-
onsvorschläge gemeinsam abstimmen lasse? – Wider-
spruch erhebt sich nicht. Dann lasse ich gemeinsam
abstimmen. Wer mit der Entsendung der vorher genann-
ten Landtagsmitglieder in den Untersuchungsausschuss
einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das ist das gesamte Hohe Haus. Gegenstimmen? –
Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Dann ist das
so beschlossen.

Gemäß Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes über die Unter-
suchungsausschüsse des Bayerischen Landtags bestellt
die Vollversammlung den Vorsitzenden sowie den stell-
vertretenden Vorsitzenden des Untersuchungsausschus-
ses. Vorsitzender und Stellvertreter müssen jeweils ver-
schiedenen Fraktionen angehören. Das Vorschlagsrecht
für den Vorsitzenden steht nach Artikel 3 Absatz 2 des
Gesetzes über die Untersuchungsausschüsse des Baye-
rischen Landtags der CSU-Fraktion zu. Als Vorsitzenden
hat die CSU-Fraktion Herrn Kollegen Welnhofer vorge-
schlagen; als dessen Stellvertreter wurde von der SPD-
Fraktion Herr Kollege Dr. Kaiser benannt.

Ich gehe davon aus, dass wir auch über diese beiden
Vorschläge gemeinsam abstimmen. – Wer mit den Vor-
schlägen einverstanden ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das ist wiederum das gesamte Hohe Haus.
Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch
keine. Dann ist auch dies so beschlossen. Tagesord-
nungspunkt 8 ist damit erledigt.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 11

Bestellung von Mitgliedern des Landesdenkmalrats

Herr Staatsminister für Wissenschaft, Forschung und
Kunst hat mit Schreiben vom 21. Januar 2002 mitgeteilt,
dass für den vom Landtag am 04.02.1998 bestellten Ver-
treter der privaten Denkmaleigentümer, Herrn Dieter
Gätzschmann, die Amtszeit am 04.02.02 abgelaufen ist.
Der Landesverband Bayerischer Haus- und Grundbesit-
zer hat vorgeschlagen, für die nächsten vier Jahre Herrn
Andreas Heisler zu seinem Vertreter im Landesdenkmal-
rat zu bestellen.

Außerdem wurde mitgeteilt, dass zum gleichen Zeit-
punkt auch die Amtszeit für die vom Landtag auf Vor-
schlag des Staatsministeriums für Wissenschaft, For-
schung und Kunst bestellte Vertreterin Frau Dr. Karin
Dengler-Schreiber abgelaufen ist.

Das Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung und
Kunst schlägt Frau Dr. Karin Dengler-Schreiber zur
Bestellung für eine weitere Periode vor.
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Herr Staatsminister Zehetmair hat gebeten, gemäß Arti-
kel 14 Absatz 1 Satz 3 des Denkmalschutzgesetzes die
entsprechenden Beschlüsses des Landtags herbeizu-
führen. Gibt es hierzu Wortmeldungen? – Keine. Besteht
damit Einverständnis, dass ich über die zu bestellenden
Mitglieder gemeinsam abstimmen lasse? – Widerspruch
erhebt sich nicht. Wer mit der Bestellung der vorgeschla-
genen Persönlichkeiten zu Mitgliedern des Landesdenk-
malrates einverstanden ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Dies ist ebenfalls das gesamte Hohe Haus.
Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch
keine. Dann ist auch dies so beschlossen.

Ich rufe auf:

Tagesordungspunkt 12

Wahl eines stellvertretenden nichtberufsrichterli-
chen Mitglieds des Bayerischen Verfassungsge-
richtshofs

Das auf Vorschlag der CSU-Fraktion vom Landtag
gewählte stellvertretende nichtberufsrichterliche Mitglied
des Verfassungsgerichtshofs, Herr Dr. Peter Lichtenber-
ger, ist vor kurzem verstorben. Die CSU-Fraktion hat
Herrn Dr. Werner Biebel, Generalstaatsanwalt beim
Bayerischen Obersten Landesgericht a. D., als dessen
Nachfolger zur Wahl vorgeschlagen. Gibt es hierzu
Wortmeldungen? – Keine. Besteht damit Einverständnis,
dass von geheimer Wahl gemäß § 47 Absatz 3 der
Geschäftsordnung Abstand genommen wird? – Wider-
spruch erhebt sich nicht.

Dann lasse ich jetzt in einfacher Form abstimmen. Wer
dem Vorschlag der CSU-Fraktion seine Zustimmung
erteilen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das sind die Fraktionen der CSU und der SPD. Gegen-
stimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Das sind die
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und die
Kollegen Dr. Kaiser und Mehrlich aus der SPD-Fraktion
sowie Kollege Hartenstein. Dann ist auch dies so
beschlossen.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 13

Abstimmung über Anträge etc., die gemäß § 63
Absatz 6 der Geschäftsordnung nicht einzeln bera-
ten werden.

Ausgenommen von der Abstimmung wird die Listennum-
mer 28, der Antrag des Abgeordneten Hartenstein
betreffend Bekämpfung des internationalen Terrors mit
rechtsstaatlichen Mitteln, Drucksache 14/7892. Dieser
Antrag soll auf Wunsch des Kollegen Hartenstein einzeln
beraten werden. Hinsichtlich der jeweiligen Abstim-
mungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktio-
nen zur Verfassungsstreitigkeit und zu den restlichen
Anträgen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.
Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens
bzw. mit dem jeweiligen Abstimmungsverhalten seiner
Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstan-
den ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist das

gesamte Hohe Haus. Gegenstimmen? – Keine. Stimm-
enthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Land-
tag diese Voten.

(siehe Anlage 4)

Ich komme nun zur Listennummer 28 des Tagesord-
nungspunktes 13 und rufe auf:

Antrag des Abgeordneten Hartenstein

Bekämpfung des internationalen Terrors mit rechts-
staatlichen Mitteln (Drucksache 14/7892)

Von Seiten des Antragstellers wurde Einzelberatung
beantragt. Ich eröffne die Aussprache. Die Redezeit
beträgt 15 Minuten pro Fraktion. Wortmeldung: Herr Kol-
lege Hartenstein, bitte.

Hartenstein (fraktionslos): Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Eigentlich hatte ich mir erhofft, zu
meinem Antrag eine namentliche Abstimmung erzwin-
gen zu können. Leider steht mir dieses Recht nicht zu.
Deshalb bleibt es bei Redebeiträgen.

Wer immer die Attentate vom 11. September 2001 zu
verantworten haben mag, eines steht fest: Sie sind durch
nichts zu rechtfertigen und an Menschenverachtung
kaum zu überbieten. Niemand wird folglich ernsthaft
bestreiten wollen, dass dem Terrorismus das Handwerk
gelegt werden muss. Die Frage aber, wie das am besten
geschehen soll, lässt mehrere Antworten zu.

Den Weg, den die USA und deren NATO-Bündnispartner
gegangen sind und offensichtlich teilweise weiter gehen
wollen, halte ich schlichtweg für verantwortungslos.
Bereits die Wortwahl des amerikanischen Präsidenten
und dessen Verteidigungsministers im Vorfeld der
Kampfhandlungen ließ befürchten, dass es im Krieg
gegen Afghanistan nicht nur um Gefahrenabwehr gehen
wird. Von „Jagd“, von „tot oder lebendig“ und Ähnlichem
war immer wieder die Rede. Das klingt zunächst einmal
eher nach Vergeltung oder Rache als nach überlegtem
Handeln. Aber auch geostrategische Ziele, die Interes-
sen der Rüstungsindustrie und der Drogenanbau in
Afghanistan haben die Entscheidungen der Amerikaner
sicherlich beeinflusst.

Für mich steht deshalb in diesem Zusammenhang fest:
Es gibt weder einen gerechten noch einen als Reaktion
auf terroristische Attentate rechtfertigbaren Krieg. Krieg
bedeutet immer: Tot, Verbrechen, Leid und Zerstörung.
So sind auch in Afghanistan Tausende unschuldige Men-
schen allein durch Bombardements getötet worden.
Hunderte Taliban wurden liquidiert statt gefangen
genommen. Inhaftierten Al-Quaida-Kämpfern ist der
Kriegsgefangenenstatus nach dem Genfer Abkommen
verweigert worden. Die nach Ansicht der amerikani-
schen Regierung hauptverantwortlichen Terroristen
jedoch blieben bislang ungefasst. Gleichwohl läuft die
Kriegsmaschine weiter auf Hochtouren. Welches Land
wird wohl das nächste sein: Der Irak, Somalia, die Philip-
pinen oder andere? Wie lange werden sich dabei die
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islamischen Staaten noch zurückhalten? Das sind zur-
zeit entscheidende Fragen.

So darf es meines Erachtens nicht weitergehen. Statt
uneingeschränkter Solidarität bedarf es massiven
Drucks von Seiten der EU auf die Entscheidungsträger
in den Vereinigten Staaten. Diese Crew im Weißen Haus
mit und um George W. Bush stellt meines Erachtens
zunehmend eine Gefahr für den Weltfrieden dar. Selbst
der Einsatz einer neuen Generation von Atombomben
wird im Kampf gegen den Terrorismus nicht mehr ausge-
schlossen. Aber Gewalt erzeugt stets nur weitere
Gewalt. Die nicht enden wollenden, inzwischen völlig
eskalierten Kampf- und Vergeltungshandlungen zwi-
schen den Israelis und den Palästinensern zeigen das
mehr als deutlich.

Wer Terrorismus verhindern will, muss dessen politische
und soziale Ursachen bekämpfen. Hier gibt es ein brei-
tes Betätigungsfeld. Wer den Terrorismus bekämpfen
will, muss rechtsstaatliche Mittel einsetzen. Ich bitte Sie
deshalb um Unterstützung zu folgenden Forderungen:
sofortige Einstellung aller militärischen Einsätze in
Afghanistan, Sicherstellung der Versorgung der gesam-
ten Bevölkerung mit Lebensmitteln, Medikamenten und
Schutzvorrichtungen vor Kälte, strickte Ablehnung aller
Pläne, die militärische Angriffe auf weitere Länder bein-
halten, aktive Unterstützung nicht militärischer Lösungen
unter Führung der Vereinten Nationen, Intensivierung
der Friedensgespräche zwischen den Religionen und
Bekämpfung aller terroristischen Aktivitäten im eigenen
Land mit rechtsstaatlichen Mitteln. Meine Damen und
Herren, nichts sollte Sie davon abhalten, meinem Antrag
zuzustimmen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Kollege Meißner.

Meißner (CSU): Herr Präsident, Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir wollen zu dem Antrag kurz Stellung nehmen,
wobei sich grundsätzlich die Frage nach der Zuständig-
keit des Bayerischen Landtags und heute auch des Ple-
nums stellt. Warum Herr Kollege Hartenstein den Antrag
für so wichtig hält, dass wir heute darüber diskutieren,
entzieht sich meiner Kenntnis; wir haben den Antrag im
Europaausschuss bereits ausführlich diskutiert.

Ich stelle fest, Herr Kollege Hartenstein wünscht sich mit
seinem Antrag eine heile Welt. Die Beispiele hat er
selbst genannt: keine Militäreinsätze, Versorgung der
Bevölkerung, keine Militäreinsätze in weiteren Ländern,
Unterstützung von nichtmilitärischen UN-Einsätzen usw.
Herr Kollege Hartenstein, Sie haben am Schluss Ihrer
Ausführungen völlig folgerichtig gefragt: Wer möchte da
nicht zustimmen? – Die Antwort gebe ich Ihnen: Das
sind wir. Das Problem Ihres Antrags ist, dass Sie die
Ursache für den Afghanistan-Konflikt weitgehend – das
unterstelle ich Ihnen – gedanklich ausklammern; denn
anscheinend wollen Sie nicht zur Kenntnis nehmen,
dass die Anschläge vom 11. September ein singuläres
Ereignis gewesen sind. Man fragt sich, ob das schon
wieder solang her ist, dass man so gelassen darüber dis-
kutieren kann wie Sie.

Sie kritisieren die Wortwahl des amerikanischen Präsi-
denten. Da mag man Ihnen beipflichten; festzuhalten
aber bleibt, zahlreiche Wünsche von Herrn Kollegen
Hartenstein sind so realitätsfern, dass man sie nur ver-
stehen kann, wenn man seine persönliche Einstellung
kennt und respektiert, was ich jedenfalls tue. Das soll
nicht heißen, dass man dem Antrag zustimmen kann.
Eine persönliche Überzeugung lässt sich nicht immer
1 : 1 auf die politische Weltlage übertragen. Ich stelle
fest, dass religiöse Fundamentalisten und fanatische
Gotteskrieger leider nicht nach den Ansichten unseres
Kollegen Hartenstein fragen und dass der religiöse
Fanatismus vielleicht niemals nach vernünftigen Grün-
den fragt.

Eine Ihrer Überlegungen möchte ich in der gebotenen
Kürze herausgreifen. Sie wünschen sich die Intensivie-
rung der Friedensgespräche zwischen den Religionen.
An sich betrachtet ist das ein Wunsch, dem man weiß
Gott nur zustimmen kann. Die Kirchenvertreter bei uns
im Lande haben sich, als die ganze Sache aktuell war,
durchaus im Sinne des Kollegen Hartenstein ausgespro-
chen. Nur konnte ich nicht feststellen, dass sich irgend-
jemand auf den Weg nach Kabul gemacht hat, um dort
mit den Gotteskriegern zu reden. Offensichtlich hatte
man den Eindruck – und das zu Recht –, dass die nicht
mit sich reden lassen.

Ich gebe Ihnen Recht, dass die Zunahme der Zahl von
internationalen Konflikten nachdenklich macht. Anderer-
seits muss ich betonen, es kann wohl niemand ernsthaft
nachvollziehen, wieso ein Land wie die USA oder auch
die Weltgemeinschaft insgesamt – es gab ja eine starke
Koalition – einen Anschlag wie den vom 11. September
unbeantwortet lassen sollte. Mit Gesprächen allein war
die Angelegenheit nicht zu bereinigen, jedenfalls nicht
aus unserer Sicht.

Ich glaube, ausreichend deutlich gemacht zu haben,
dass wir die persönliche Motivation des Antragstellers
akzeptieren und nachvollziehen können, aber den
Antrag aufgrund des eben Gesagten ablehnen müssen.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Trotz kräftigen Herum-
schauens sehe ich keine weiteren Wortmeldungen.
Dann ist die Aussprache geschlossen. Wir kommen zur
Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Bundes-
und Europaangelegenheiten empfiehlt die Ablehnung
des Antrags. Wer dagegen zustimmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. – Das sind Herr Kollege Harten-
stein und die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN. Ich bitte, die Gegenstimmen anzuzeigen. – Das
sind die Fraktionen der CSU und der SPD. Der Antrag ist
damit abgelehnt.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir kommen nun frü-
her als gedacht zur Beratung des nächsten Tagesord-
nungspunktes.

Ich rufe auf:
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Tagesordnungspunkt 14

Beratung der zum Plenum eingereichten Dringlich-
keitsanträge

Weil sich alle darauf eingestellt haben, dass wir eine
Dreiviertelstunde später mit der Beratung beginnen, ist
Herr Staatsminister Dr. Schnappauf erst auf dem Weg
hierher. Ich denke, wir können aber trotzdem mit der
Beratung des sein Ressort betreffenden Dringlichkeits-
antrags beginnen. Bis die Vertreter der Fraktionen
gesprochen haben, wird der Minister eintreffen, wie ich
höre.

Ich rufe auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Christine
Stahl, Dr. Runge, Gote und anderer und Fraktion
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Rücknahme der landesplanerischen Beurteilung des
FOC in Ingolstadt (Drucksache 14/8997)

Ich eröffne die Aussprache. Erste Wortmeldung: Herr
Kollege Dr. Runge.

Dr. Runge  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr Staatsminis-
ter Dr. Schnappauf in Abwesenheit! Herr Präsident, an
sich richten sich die Worte der Vertreter der Fraktionen
auch an die Mitglieder der Staatsregierung. Wir wissen
aber auch, dass diese Worte nicht immer ankommen.

Der Landtag hat von Haus aus nicht mehr allzu viele
Kompetenzen. Es muss deswegen nicht verwundern,
dass wir auf die Barrikaden gehen, wenn diese wenigen
Kompetenzen weiter reduziert zu werden drohen oder
als reine Formsache betrachtet und abgetan werden.
Besonders „hantig“ werden wir aber, liebe Kolleginnen
und Kollegen von der CSU, wenn die Sache auch noch
politisch-inhaltlich völlig daneben liegt. Eben dies ist
gegeben bei der Teilfortschreibung des Landesentwick-
lungsprogrammes zum Fachziel Einzelhandelsgroßpro-
jekte und bei der Art und Weise, wie am Beispiel beim
FOC in Ingolstadt damit umgegangen wird. Hier handelt
es sich um eine klare Missachtung des Bayerischen
Landtags. Aus diesem Grunde beantragen wir zu unse-
rem Dringlichkeitsantrag namentliche Abstimmung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vor etwa zwei Wochen hat die Regierung von Oberbay-
ern das Projekt FOC in Ingolstadt erneut landesplane-
risch beurteilt und ist dabei zu einem positiven Ergebnis
gekommen. Diese positive Beurteilung basiert auf dem
Entwurf der Staatsregierung zur Teilfortschreibung des
LEP. Dieser Entwurf ist, wie wir alle wissen, vom Landtag
weder diskutiert worden – es gab lediglich eine Anhö-
rung für mehrere Ausschüsse – noch hat der Landtag
diesem Entwurf zugestimmt. Er ist nicht abgestimmt wor-
den. Das heißt, die Regierung von Oberbayern hält sich
nicht an die geltende Rechtslage, denn nach der gelten-
den Rechtslage wäre das Vorhaben in Ingolstadt nicht
zustimmungsfähig gewesen, weil es nicht den Erforder-
nissen von Raumordnung und Landesplanung ent-

spricht. Das ist der eine Vorwurf. Der andere Vorwurf lau-
tet, die Regierung von Oberbayern missachtet hier in
eindeutiger und eklatanter Weise das bayerische Parla-
ment, indem sie die Zustimmung des Parlaments wohl
zu einer reinen Formsache degradiert.

Veranlasst zu diesem Handeln hat die Bezirksregierung
– deswegen wäre es schön, wenn der Minister hier wäre
– die Bayerische Staatsregierung. Ich darf hier aus
einem Bericht über die Kabinettssitzung vom 20.11.2001
zitieren. Hier heißt es so schön:

Auf der Basis des heutigen Beschlusses des Minis-
terrates kann die Regierung von Oberbayern als
höhere Landesplanungsbehörde jetzt die landespla-
nerische Überprüfung des geplanten FOC Ingol-
stadt wieder aufnehmen.

Das heißt, die Bezirksregierung macht sich zum Büttel
der Staatsregierung, und die Staatsregierung wiederum
hat sich zum Büttel der Stadt Ingolstadt und einiger weni-
ger Wirtschaftsunternehmen gemacht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will kurz auf den Hintergrund bzw. die Geschichte
eingehen. Die Stadt Ingolstadt, die sich beim Kauf eines
Grundstückes verspekuliert hat, muss dieses Grund-
stück jetzt dringend verwerten. Dabei ist ihr der Investor
Value Retail mit seinem Projekt FOC gerade recht
gekommen. Problem war nur, dass das Projekt nicht ein-
mal ansatzweise genehmigungsfähig war, dass es nicht
mit den Erfordernissen der Raumordnung übereinge-
stimmt hat, dass der Verwaltungsgerichtshof noch im
Mai 1999 die Festsetzung eines Sondergebietes
„Gewerbepark Nordost“ für großflächigen Einzelhandel
für nichtig erklärt hat und dass zuletzt die Regierung von
Oberbayern im Sommer 2000 dieses Projekt für nicht
zulässig erklärt hat.

Ich zitiere aus der Presseerklärung der Regierung von
Oberbayern zu der eben genannten landesplanerischen
Beurteilung, in der es um den Antrag betreffend die Her-
stellung eines Direktverkaufszentrums mit einer Ver-
kaufsfläche von 9800 Quadratmetern ging. Zitat:

In dem von der Regierung von Oberbayern nun
abgeschlossenen Raumordnungsverfahren war zu
prüfen, ob und unter welchen Maßgaben das
geplante FOC den Erfordernissen der Raumord-
nung und Landesplanung entspricht. Die landespla-
nerische Beurteilung hat ergeben, dass das Herstel-
lerdirektverkaufszentrum am vorgesehenen Stand-
ort in Ingolstadt den Erfordernissen der Raumord-
nung nicht entspricht. Insbesondere widerspricht
das Vorhaben dem in Aufstellung befindlichen Ziel
des Landesentwicklungsprogramms, demzufolge
Einzelhandelsgroßprojekte wie auch Factory Outlet
Center ausnahmslos nur an städtebaulich integrier-
ten Lagen raumverträglich sind. Darüber hinaus
übersteigt die Kaufkraftabschöpfung des Hersteller-
direktverkaufszentrums die unter raumordnerischen
Gesichtspunkten verträgliche Quote aus dem so
genannten Verflechtungsbereich, das heißt den für
die Beurteilung maßgeblichen unmittelbaren Ein-
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zugsbereich um die Stadt Ingolstadt. Schließlich
fehlt es dem geplanten Vorhaben auch an der erfor-
derlichen Anbindung an den öffentlichen Verkehr.

Das heißt, das Vorhaben ist wirklich mit Pauken und
Trompeten durchgefallen. Alle Kriterien, die zu prüfen
waren, haben keinen Bestand gehabt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Entscheidung der Regierung von Oberbayern
könnte man in dem Falle sogar noch beklatschen. Das
Verfahren hat sich dann aber sehr schnell umgedreht.

Was macht die Bayerische Staatsregierung? Obwohl die
reguläre Fortschreibung des Landesentwicklungspro-
gramms ansteht, erstellte sie ganz schnell den Entwurf
einer Teilfortschreibung eben zu diesen Einzelhandels-
großprojekten. Hier wird alles genauso hingedreht, dass
dem Vorhaben in Ingolstadt doch zugestimmt werden
kann. Jeder einzelne Punkt, der die Bezirksregierung im
Falle Ingolstadt veranlasst hat, erst einmal Nein zu
sagen, wurde genauso hingedreht, dass man doch auf
einmal Ja sagen konnte.

Herr Minister Schnappauf – mittlerweile sind Sie da, ich
begrüße Sie sehr herzlich –, Sie haben dann treuherzig
verkündet, dass es im Hinblick auf die Wirtschaftsord-
nung und das Grundgesetz nicht möglich sei, neue For-
men des Einzelhandels zu verhindern. Herr Minister, das
will auch niemand. Aber darum geht es uns gar nicht. Es
geht schlicht und ergreifend darum, dass es nicht sein
darf, für ein einziges Projekt und für nur einen Investor
die Rahmenbedingungen so beliebig zurechtzubiegen,
wie Sie es getan haben. Deshalb ist das, was Sie zu die-
sem Projekt gesagt haben, nichts anderes als ein plum-
pes, billiges Ablenkungsmanöver.

Ich zitiere aus dem neuerlichen Beschluss der Regie-
rung von Oberbayern:

Der Ministerrat hat am 06.03.01 und am 29.05.01,
zuletzt am 20.11.01 Zielformulierungen zur Teilfort-
schreibung des Landesentwicklungsprogramms
zum Thema Einzelhandelsgroßprojekte beschlos-
sen. Es ergeben sich Änderungen bezüglich des
Verflechtungsbereiches (nunmehr Verflechtungsbe-
reich des innerstädtischen Einzelhandels), der
maximal zulässigen Kaufkraftabschöpfungsquote
sowie der geforderten städtebaulichen Integration
des Standortes, wonach nunmehr unter bestimmten
Voraussetzungen auch städtebauliche Randlagen
zu akzeptieren sind und akzeptiert werden können.

Das heißt also, es wurden geänderte Beurteilungsgrund-
lagen herangezogen, obwohl sich das Projekt nur mini-
mal geändert hat. Deswegen kam es jetzt zu einer posi-
tiven Entscheidung.

Am 19. Februar dieses Jahres hatten wir hier im Landtag
eine Anhörung zur Teilfortschreibung des Landesent-
wicklungsprogramms, welche durch das Vorgehen der
Staatsregierung und der Regierung von Oberbayern zur
Makulatur und zu einer reinen Farce wurde. Das Urteil
der Sachverständigen von damals war eine Ohrfeige für

die Bayerische Staatsregierung. Der Fortschreibungs-
entwurf ist von allen Beteiligten, vom Städtetag, vom
Gemeindetag, von den Industrie- und Handelskammern,
von den Handwerkskammern, vom Einzelhandelsver-
band und vom Bund Naturschutz

(Gartzke (SPD): Von allen!)

unisono als untauglich und kontraproduktiv bezeichnet
worden. Alle Beteiligten haben Sie, Herr Minister
Schnappauf, davor gewarnt, dass mit der Lex Ingolstadt
– etwas anderes ist Ihr Machwerk nicht – das Tor für
Märkte auf der grünen Wiese geöffnet wird. In Ihrem Ent-
wurf zur Teilfortschreibung gibt es zahlreiche Sonder-
und Ausnahmebestimmungen, und diese werden sehr
schnell zur Regel werden.

Ich nenne nur zwei Beispiele, um aufzuzeigen, was Sie
verbrochen haben oder was Sie gerade verbrechen.

Zum einen darf man neuerdings auf die grüne Wiese
hinausgehen – darauf hat sich die Regierung in ihrer
Beurteilung auch bezogen –, wenn in städtebaulich inte-
grierten Lagen keine Flächen zur Verfügung stehen.
Was wird passieren? Es gibt überdimensionierte Planun-
gen. Der Antragsteller beantragt einfach doppelt so viele
Quadratmeter, wie er eigentlich braucht, damit hat die
Stadt natürlich keine geeignete Fläche in einer städte-
baulich integrierten Lage mehr anzubieten. Also darf
man dadurch sehr schnell hinaus auf die grüne Wiese.

Ein weiterer Punkt bei der Beurteilung der Zulässigkeit
ist die Bezugnahme auf die jeweilige Kaufkraftabschöp-
fung. Hier wird neuerdings zwischen verschiedenen Ein-
zugsgebieten und Sortimenten differenziert. Hier zeich-
net sich ein heilloses Tohuwabohu ab. Ich erwähne als
Beispiele nur Teppiche auf der einen und Auslegware
auf der anderen Seite. Diese Waren sind zwei verschie-
denen Sortimenten zuzuordnen. Diese Regelung ist mit
Sicherheit nicht gerichtsfest, das haben alle Fachleute
gesagt.

Gefährdet ist auch die Nahversorgung in Gemeinden im
Stadtumlandbereich. Dort darf neuerdings bei der Beur-
teilung auch auf die Kaufkraft der angrenzenden Groß-
städte Bezug genommen werden. Die Folgen dieser
Regelung können wir uns alle ausmalen. Mit ihrem Vor-
gehen sorgt die Staatsregierung für noch größere Wett-
bewerbsverzerrungen, als es sie bisher schon gibt. In
den Stadtzentren sind hohe Mieten zu zahlen und viele
Auflagen einzuhalten. Beispielsweise sind Stellplatzab-
lösen zu zahlen und Ähnliches mehr. Alle diese Faktoren
sind auf der grünen Wiese nicht gegeben.

Nicht übersehen werden darf auch, dass derzeit beson-
ders in Bayern die Verkaufsflächen explodieren, nicht
aber die Umsätze und die Kaufkraft. Die Schere geht
immer weiter auseinander. Wir haben zwar immer den
gleichen Umsatz, aber immer mehr Quadratmeter. Allein
in Bayern sind zwischen 1995 und 2000 2 Millionen Qua-
dratmeter zusätzliche Verkaufsfläche für Einzelhandels-
großprojekte genehmigt worden. Das entspricht einem
Sechstel der gesamten Verkaufsfläche im bayerischen
Einzelhandel. Noch nicht mit eingerechnet sind hier alle
neuen Projekte von Lidl, Aldi, Norma und Penny, also
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alle die Projekte, die unter 700 Quadratmetern Verkaufs-
fläche liegen.

Die Folge Ihrer Politik, Herr Schnappauf, sind mehr Flä-
chenfraß und Bodenversiegelung. In Bayern werden
ohnehin schon 28 Hektar pro Tag verbraucht. Weitere
Folgen sind weniger Arbeitsplätze, mehr Autoverkehr
und ein weiterer Verlust an wohnortnaher Versorgung.

In Ingolstadt wird das Vorhaben nach dem doppelten
grünen Licht von der Staatsregierung und der Regierung
von Oberbayern durchgepeitscht. Steht erst einmal das
Projekt in Ingolstadt, dann kann sich jeder darauf beru-
fen und eine Genehmigung für ähnliche Projekte verlan-
gen. Dazu gestatte ich mir ein letztes Zitat, es stammt
vom Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Einzelhan-
delsverbandes, von Herrn Gross. Er sagte in einer Stel-
lungnahme vom 13. März – es ist also noch nicht allzu
lange her –, ich zitiere:

Zwischenzeitlich hat die Regierung von Oberbayern
in der letzten Woche eine positive landesplaneri-
sche Beurteilung zum Factory Outlet Center in
Ingolstadt abgegeben. Auch hier wird wieder politi-
scher Druck erkennbar. Die Regierung von Ober-
bayern wartet die Entscheidung des Landtages über
die Richtlinien nicht ab, sondern hat in vorauseilen-
dem Gehorsam nach dem derzeit geltenden
Beschluss der Staatsregierung das FOC in Ingol-
stadt landesplanerisch genehmigt. Auch die zeitli-
che Absprache ist deutlich zu erkennen. Der Ingol-
städter Stadtrat will in einer Sondersitzung am kom-
menden Montag

– die hat schon stattgefunden, es ist alles so passiert,
wie es gesagt wurde –

über die Änderung des Bebauungsplanes in Ingol-
stadt entscheiden. Dazu braucht man natürlich die
positive Stellungnahme der Regierung von Ober-
bayern.

Weiter heißt es:

Sollte das bayerische Parlament tatsächlich in den
nächsten Monaten zu einer anderen Auffassung wie
das bayerische Kabinett kommen, ist dann aufgrund
eines Kabinettsbeschlusses, eines raumordneri-
schen Gutachtens der Regierung von Oberbayern
sowie aufgrund eines rechtskräftigen Bebauungs-
planes und einer entsprechenden Baugenehmigung
das Baurecht für das Factory Outlet Center entstan-
den, was man ohne Entschädigungsleistung gar
nicht mehr rückgängig machen kann. Damit ist
Ingolstadt als Präzedenzfall durch, und alle weiteren
Fälle werden, auch wenn das Parlament die Aus-
nahmebestimmungen zurücknimmt, vor den Ver-
waltungsgerichten landen.

Genauso wird es kommen. Ich weiß nicht, was sich die
Staatsregierung und die Herren von der Bezirksregie-
rung dabei gedacht haben, einfach einen Entwurf zur
Grundlage der Beurteilung zu machen und das Parla-
ment zu umgehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte den letzten Satz aus der Stellungnahme des
Einzelhandelsverbandes mit der Überschrift „Wozu
Demokratie?“ zitieren:

Wir Teilnehmer der Landtagsanhörung fragen uns,
was es für ein Demokratieverständnis ist, erst eine
große Anhörung im Bayerischen Landtag zu veran-
stalten und dann über alle Köpfe hinweg Tatsachen
zu schaffen. Fraglich ist zudem, wie vor diesem Hin-
tergrund das laufende Verfahren um die neuen
Beurteilungsgrundlagen der Landesplanung sinn-
voll abgeschlossen werden kann.

Das sagte die bayerische Wirtschaft. Meine Damen und
Herren, wir bitten Sie und fordern Sie dringend auf: Stop-
pen Sie diesen Amoklauf gegen die Umwelt, gegen den
Mittelstand und gegen die Interessen der Bevölkerung.
Stimmen Sie bitte unserem Dringlichkeitsantrag zu.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei
der SPD)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Der nächste Redner ist
Herr Kollege Gartzke.

Gartzke  (SPD): Herr Präsident, werte Kolleginnen und
Kollegen! Wir müssen uns heute wieder einmal mit dem
Thema FOC befassen. Es ist schlimmer gekommen, als
wir vermutet haben, und anscheinend brechen jetzt alle
Dämme bei den Einzelhandelsgroßprojekten.

Wenn man die alten Plenarprotokolle liest, dann wundert
man sich, was noch vor vier, drei oder zwei Jahren oder
sogar vor nur einem Jahr zu diesem Thema gesagt wor-
den ist. Es sind hehre Schwüre für den Mittelstand und
den Einzelhandel abgegeben worden, und es wurden
die besonderen Verhältnisse in Bayern und die Vielfalt
des Einzelhandels in Bayern herausgestellt. Es wurde
darauf hingewiesen, dass der Einzelhandel eine hohe
Qualität besitze und die Innenstädte liebevoll saniert
worden seien. Es wurde das immer schöne weiß-blaue
Lied der Innenstädte gesungen. Man ging sogar so weit,
Raumordnungskoordinierungssysteme zwischen den
Ländern zu fordern, weil befürchtet wurde, dass in Wert-
heim solch ein schlimmes FOC entstehen solle. Man
stand kurz davor, Krieg zu beginnen, und man hatte den
Eindruck, der Föderalismus stehe auf dem Spiel.

Das ist aber alles Schnee von gestern, heute besteht
eine andere Konfliktlage. Wenn der richtige Investor
kommt – was er sonst noch mitgebracht hat, wissen wir
nicht –, dann ist all das, was die Protokolle gefüllt hat,
Makulatur. Die Blase zerplatzt. Die entscheidende Frage
ist, was sich eigentlich geändert hat. Geändert hat sich
an der Zustandsbeschreibung nichts. Im Gegenteil. Bei
der Anhörung im Bayerischen Landtag hatten alle Fach-
leute, der gesamte Einzelhandel in Bayern, die Gewer-
beverbände, der Städtetag, die Umweltverbände,
gesagt, dass genau das Gegenteil richtig wäre.

Wir müssen unseren Einzelhandel, der eine hohe fachli-
che Qualität besitzt. schützen. Der Druck auf den Einzel-
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handel ist enorm. Das kann man am deutlichsten an
einer Zahl festmachen. Seit 1990 hat sich in Bayern die
Verkaufsfläche des Einzelhandels um 30% erhöht, wäh-
rend die reale Kaufkraft inflationsbereinigt um 2%
zurückgegangen ist. Das wäre eigentlich ein Alarmsig-
nal. Ich will das nicht weiter ausführen, weil Herr Kollege
Dr. Runge die wesentlichen Dinge deutlich dargestellt
hat.

Es gibt überhaupt keinen Grund, an der Stellungnahme
der Regierung von Oberbayern vom Juni dieses Jahres
zu zweifeln. Es ist eindeutig festgestellt worden, dass
dieses FOC nach dem geltenden Recht nicht genehmi-
gungsfähig ist. Und was passiert? – Es ergeht ein Kabi-
nettsbeschluss, und sämtliches Recht in Bayern ist
außer Kraft gesetzt. Das ist eine eklatante Missachtung
des Parlaments.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es gab keine Debatte im Bayerischen Landtag, nicht ein
einziger Ausschuss hat sich mit dem Verfahren befasst.
Wir haben eine Anhörung erzwungen, die ein Ergebnis
hatte, das nicht eindeutiger hätte ausfallen können.
Diese Anhörung ist nicht einmal ausgewertet. Das Proto-
koll liegt nicht vor, aus dem wir zitieren könnten. Wir sol-
len uns zum ersten Mal mit diesem Thema am 25. April
im Umweltausschuss befassen. Danach befassen sich
noch andere Ausschüsse und das Plenum des Landtags
damit. Ich sage noch einmal: Das ist eine eklatante Miss-
achtung des Parlaments.

Jetzt weiß die Regierung schon alles besser. Ich frage
mich, auf welcher Rechtsgrundlage das basiert. Auf wel-
cher Rechtsgrundlage kann die Regierung von Oberbay-
ern ihre Meinung ändern? Wir richten Enquete-Kommis-
sionen ein und haben beispielsweise heute Morgen
gehört, dass die Länderparlamente gestärkt werden sol-
len. Wenn wir aber unsere eigenen Rechte nicht einmal
wahrnehmen und uns selber nicht ernst nehmen, dann
geschieht es uns nicht besser. Wenn so in Bayern
gehandelt wird, dann braucht man sich nicht zu wun-
dern, wenn der Landtag nicht ernst genommen wird. Das
wird erhebliche Auswirkungen auf die Landesplanung
haben. Es betrifft vielleicht nicht so sehr Ingolstadt, aber
Eichstätt, Pfaffenhofen, Dachau und Freising. Alle diese
Städte haben kein Mitspracherecht in dieser Sache. Die
Kaufkraft wird von diesen Städten abgezogen. Wir
müssten doch der Anwalt der anderen sein. Ich weiß
nicht, ob sich die Stadt Ingolstadt das richtig überlegt
hat. Das FOC wird keine Gewerbesteuer einbringen, und
mit mehr Arbeitsplätzen ist auch nicht zu rechnen.

Wir müssen die neuesten Untersuchungen zur Kenntnis
nehmen. Ich nenne als Stichwort Oberhausen in Nord-
rhein-Westfalen. Dort ist das größte Einkaufszentrum in
ganz Deutschland entstanden. Es wurde 1998 einge-
weiht, und wir wissen jetzt, dass sich die Zahl der
Arbeitsplätze im Einzelhandel in der Region nach vier
Jahren halbiert hat. In dem Einkaufszentrum sind zwar
neue Arbeitsplätze entstanden, aber in anderen Regio-
nen ist die Zahl der Arbeitsplätze zurückgegangen. Die
Bilanz ist eine Halbierung der Arbeitsplätze.

Lassen Sie mich zum letzten Punkt kommen. Ich erin-
nere daran, wie oft Staatsminister Dr. Beckstein hier im
Landtag erklärt hat, die Kommunen, die FOCs erlaubten,
müssten die Konsequenzen tragen und mit einer Kür-
zung der Städtebauförderung rechnen. Dieses Risiko
müsse auch Ingolstadt eingehen. Ich frage mich, auf
welcher Rechtsgrundlage das geschehen soll, wenn das
FOC genehmigt wird.

Langer Rede kurzer Sinn: Wenn dieses Beispiel heute
Schule macht, können wir uns von der Landesplanung
vollständig verabschieden. Es gibt keinen Grund, dass
irgendein Bürgermeister die Landesplanung oder die
Stellungnahmen der Regierung, Abteilung Landespla-
nung, überhaupt noch ernst nimmt. Diese Stellungnah-
men gehören in den Papierkorb. Ich kann den Bürger-
meistern nur empfehlen, alles in den Papierkorb zu wer-
fen, was von den Abteilungen für Landesplanung oder
Regionalplanung kommt, weil wir den Bezugsfall in
Ingolstadt haben.

Staatsminister Dr. Schnappauf hat dies mit der Gewer-
befreiheit begründet. Wenn ich die aber absolut setze,
dann brauche ich keine Landesplanung mehr. Die lan-
desplanerischen Beurteilungen und sonstigen Stellung-
nahmen aus dem Hause Schnappauf sind nur noch wert,
in den Papierkorb geworfen zu werden.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Als nächster Redner
hat Herr Kollege Hofmann das Wort. Bitte schön, Herr
Kollege.

(Frau Radermacher (SPD): Herr Hofmann, da
komme ich grade richtig! – Gegenruf des Abgeord-
neten Hofmann (CSU): Ich habe solange gewartet.
– Heiterkeit)

Hofmann  (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren, Kolleginnen und Kollegen! Herr Kol-
lege Dr. Runge und Herr Kollege Gartzke haben den
Rechteverfall im Freistaat Bayern beklagt.

(Dr. Scholz (SPD): Richtig!)

Sie haben auf die Zielbestimmung der Veränderung des
LEP und der Teilfortschreibung des LEP hingewiesen.
Dazu sind mehrere Dinge festzustellen:

Erstens. Es gibt rechtsstaatliche Organe im Freistaat
Bayern. Hier ist die Staatsregierung, und hier ist der
Bayerische Landtag.

Zweitens. Die Staatsregierung hat die Möglichkeit, aus
gegebenen Anlässen

(Dr. Scholz (SPD): Zu machen, was sie will!)

– ob das die Verkehrsinfrastruktur, Einzelhandelsmärkte
oder sonst etwas sind –, sich die Teilfortschreibung des
LEP als Ziel vorzunehmen.
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Die Staatsregierung ist auch gehalten, dem Landtag
einen Entwurf zur Fortschreibung des LEP zur Entschei-
dung vorzulegen. Beides ist geschehen. Dazu ist festzu-
stellen, dass sich die Regierung von Oberbayern auf-
grund dieser Tatsachen nicht entgegen geltender Rechte
und Grundsätze verhalten hat. Sie hat lediglich die lan-
desplanerische Beurteilung anhand der Zielbeschrei-
bung im Entwurf der Bayerischen Staatsregierung zum
LEP orientiert.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in den zurück-
liegenden Monaten hat es viele Möglichkeiten gegeben,
dieses Thema im Landtag zu behandeln und zu diskutie-
ren. Die CSU-Fraktion hat in der Vergangenheit die in
der Öffentlichkeit geführte Diskussion zum Anlass
genommen, ihre eigene Position zu verdeutlichen. Nur,
Herr Kollege Gartzke, von einer Missachtung des Parla-
ments kann nicht die Rede sein, wenn die Staatsregie-
rung etwas macht, was nicht nur ihr gutes Recht sondern
auch ihre Pflicht ist und es Gründe sowohl für die Teilfort-
schreibung des Landesentwicklungsprogramms als
auch für die Fortschreibung des gesamten LEP gibt. Wie
soll denn der Bayerische Landtag in die Beratung des
LEP eintreten, wenn kein Entwurf vorhanden ist? – Es ist
die selbstverständlichste Sache der Welt, dass die
Staatsregierung für diesen Entwurf zuständig ist.

(Gartzke (SPD): Natürlich!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich weise die
Andeutung des Kollegen Gartzke deutlich zurück, es
kämen die Investoren, wollten bauen und investieren.
Außerdem haben Sie sinngemäß gesagt, man wisse
nicht, was sie noch alles mitgebracht hätten. Ich gehe
davon aus, dass Sie damit nicht die Kölner oder Wupper-
taler Verhältnisse gemeint haben.

(Beifall des Abgeordneten Kaul (CSU) – Gartzke
(SPD): Nur Bayern! – Weitere Zurufe von der SPD)

– Mit solchen Andeutungen, Herr Kollege Gartzke, wäre
ich an Ihrer Stelle sehr vorsichtig, denn was in Ingolstadt
gewollt ist, ist nicht parteipolitisch orientiert und begrenzt
beschränkt auf die CSU, sondern wird – bis auf wenigen
Ausnahmen – vom gesamten Stadtrat gewollt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lieber Kollege
Gartzke, niemand wollte durch die Errichtung des FOC
Wertheim den Krieg mit Baden-Württemberg. Wir haben
aber in Bayern leider Gottes zur Kenntnis nehmen müs-
sen, dass um uns herum Vereinbarungen, die früher Gül-
tigkeit hatten, ganz offensichtlich der Vergangenheit
angehören, weil man in diesem Bereich den Wettbewerb
sucht und Investoren die Möglichkeit eröffnen will, ein
kundengerechtes Sortiment anzubieten. Der Freistaat
Bayern steht auch im Wettbewerb. Deshalb ist das keine
Angelegenheit der CSU, mit der man sich auseinander-
setzen muss, sondern es steht auch fest, dass Landräte
der SPD dazu dezidiert eine andere Meinung als ihre
Partei haben.

(Kaul (CSU): Siehe Oberpfalz!)

– Möglicherweise wäre Bernd Hering in Hof sehr froh,
wenn so etwas in Hof möglich wäre, damit die Kaufkraft

nicht verloren geht, sondern gebunden werden kann.
Möglicherweise wäre das ein Beitrag für den Arbeits-
markt im Hofer Bereich.

Wer nach der Anhörung über die FOC sich mit der Frage
auseinandersetzt, was als Quintessenz zu werten ist,
und zum Ergebnis kommt, die FOC würden deshalb
abgelehnt, weil man befürchte, mit der Lex Ingolstadt
würden die Schleusen geöffnet und die Ausnahme zum
Regelfall werden, muss das Protokoll genau nachlesen.
Frau Professorin Hahn hat ohne Widerspruch von ande-
ren zum Ausdruck gebracht, dass die geäußerte Sorge,
nach Veränderung der landesplanerischen Ziele im LEP
würden die FOC wie die Pilze aus dem Boden schießen,
in keiner Weise zu befürchten sei.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Runge (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

– Herr Runge, halten Sie sich zurück. Wer um 13.30 Uhr
in den Plenarsaal kommt, obwohl die Sitzung um 9.00
Uhr begonnen hat, sollte sich etwas zurückhalten. Sie
kommen mir gerade recht.

(Beifall bei der CSU)

Im Zusammenhang mit der Diskussion und der Ausei-
nandersetzung zu den Veränderungen im Bereich Ein-
zelhandelsmärkte ist festzustellen, dass wir – das ist
meine feste Überzeugung – mit den Festlegungen im
LEP den Wettbewerb nicht verhindern können. Wir kön-
nen nach meiner Überzeugung, meine Damen und Her-
ren, auch nicht verhindern, dass Verbraucherinnen und
Verbraucher, dass Kundinnen und Kunden dort, wo sie
einkaufen wollen, ein reichhaltiges, ein vergleichbares
Sortiment vorfinden und gleichzeitig ein Einkaufserlebnis
haben wollen, das man in kleinen Märkten mit 600 bis
800 Quadratmetern – ich beklage dies – offensichtlich
nicht hat. Ergebnis ist, dass der Kaufkraftschwund im
ländlichen Raum messbar und sprichwörtlich ist. Ich
habe im Umweltausschuss eine ganze Reihe Beispiele
genannt.

Ich bin der Meinung, dass es zulässig sein muss, mit
Beispielen die Möglichkeit zu schaffen, dass Städte und
Gemeinden mit fünf, sechs, sieben oder wie viel Tau-
send Einwohner, deren Gemeindegrenzen an der Stadt-
grenze liegen, zumindest einen Teil der Bevölkerung aus
der Stadt in ihre Planungen einbeziehen dürfen. Nach
meiner Überzeugung kann es nicht so sein, dass ein
Oberzentrum auf die Kaufkraft des ländlichen Raums
zurückgreifen kann, wenn es Einzelhandelsmärkte
begünstigen will. Das Ergebnis wäre, dass die große
Stadt, die möglicherweise eine gemeinsame Grenze mit
einer Stadt aus einem Landkreis XY hat, ungleich grö-
ßere Märkte und Filialen errichten kann als die kleine
Stadt, die trotz aller Anstrengungen der Gemeinde-,
Stadt- und Kommunalpolitiker unterschiedlicher Couleur
den Einzelhandel nicht in der historischen Altstadt halten
konnte, weil in anderen Bereichen soviel möglich ist.

Man muss feststellen – was umweltpolitisch kontrapro-
duktiv ist –, dass im ländlichen Raum die Güter des täg-
lichen Bedarfs nahezu nicht mehr abgedeckt werden,
weil die so genannte Klein- oder Tante-Emma-Läden aus
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bedauerlichen Gründen nicht mehr vorhanden sind, was
eine bedauerliche Entwicklung der letzten 20 Jahre
gewesen ist. Die Menschen müssen also selbst den täg-
lichen Bedarf an Gütern in den großen Zentren abde-
cken.

Meine Damen und Herren, wer die Kaufkraft im ländli-
chen Raum halten will, muss die Voraussetzungen dafür
schaffen, dass die Gemeinden im ländlichen Raum dies
leisten können. Ich hoffe, dass das, was die kommuna-
len Spitzenverbände bei der Anhörung als Ideallösung
angesprochen haben, praktiziert wird.

Es war eine Frage meinerseits, warum keine Kommuna-
lallianzen geschlossen werden, wenn es darum geht, für
die Bevölkerung Versorgungsmöglichkeiten zu schaffen.

Wir werden bei der Beratung des Landesentwicklungs-
programms in den Ausschüssen des Landtages die
Möglichkeiten nutzen, die Sorgen des Einzelhandels zu
berücksichtigen. Ich sage dazu: In der Vergangenheit
mussten wir aus vielerlei Gründen feststellen, dass die
Sicherungen im Einzelhandel, die wir glaubten, mit dem
Landesentwicklungsprogramm einziehen zu können, auf
keinen Fall eingezogen werden können. In dem Bereich
wird der Wettbewerb weiterhin stattfinden, ob es uns
gefällt oder nicht.

Ich nenne nur ein Beispiel: Die große Kreisstadt Forch-
heim hat sich über viele Jahre hinweg gegen die Ansied-
lung eines Media-Marktes in Forchheim gewehrt, weil sie
den Händlern in der Innenstadt Priorität eingeräumt hat.
Der Einzelhandel in der Unterhaltungselektronik hat sich
dort trotzdem nicht gehalten. In Bamberg und Erlangen
wurden Media-Markt-Filialen angesiedelt. Ein Großteil
der in Bamberg verkehrenden Autos trägt ein Forchhei-
mer Kennzeichen. Das ist bedauerlich. Die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher können angesichts der heutigen
Mobilität nicht daran gehindert werden,

(Zuruf der Frau Abgeordneten Paulig (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

sich den Markt herauszusuchen, der das interessanteste
und attraktivste Angebot hat. Die Stadt Forchheim wollte
Kaufkraft erhalten, in der Folge ist die Kaufkraft nach
Bamberg und Erlangen abgeflossen.

Ich stelle fest: Mit der zielbestimmten Fortschreibung
und Teilfortschreibung des Landesentwicklungspro-
gramms werden keine Schleusen geöffnet, und keine
Ausnahme wird zum Regelfall gemacht. Wir werden uns
in den Ausschüssen gemeinsam über Verflechtung,
Kaufkraftabschöpfung und städtebauliche Randlage
unterhalten.

(Dr. Scholz (SPD): Darüber ist doch schon entschie-
den!)

Vielleicht noch eine Bemerkung zur städtebaulichen
Randlage, da kann man durchaus unterschiedliche Mei-
nungen vertreten und Positionen einnehmen:

Erstens. Nicht alle Städte, die möglicherweise geeignet
wären, größere Märkte in ihren Stadtgrenzen entstehen

zu lassen, haben die notwendigen Flächen, um das zu
ermöglichen.

Zweitens. Trotz allem Schutz ist im Einzelhandel in den
Innenstädten nicht die Einkaufsmöglichkeit vorhanden,
die die Verbraucherinnen und Verbraucher wünschen.
Die SPD und auch wir haben in der Vergangenheit alles
dafür getan, um aus der autofreundlichen Stadt die fuß-
gängerfreundliche Stadt zu entwickeln, mit dem Ergeb-
nis, dass der mittelständische Einzelhandel große
Schwierigkeiten und Probleme hat. Die Parkwächter tra-
gen ihren Teil dazu bei.

Ist es sinnvoll und vernünftig, unbedingt darauf zu beste-
hen, große Verkaufsmärkte mit Verkaufsflächen zwi-
schen 8000 und 10000 Quadratmetern in einer Innen-
stadt anzusiedeln und damit noch mehr Verkehr in die
beruhigte Innenstadt zu lenken, oder soll man nicht in
Ausnahmefällen die Möglichkeit schaffen, solche Investi-
tionen am Stadtrand zu tätigen?

(Gartzke (SPD): Das darf aber nicht die Regel sein!)

– Herr Kollege Gartzke, die Regel darf es nicht sein,
darin stimme ich mit Ihnen überein. Wir werden den
Beweis bei der Beratung im Umweltausschuss und in
den mitberatenden Ausschüssen des Bayerischen Land-
tags dafür antreten, dass diese Ausnahme nicht die
Regel ist.

Die Regierung von Oberbayern hat sich nicht rechtswid-
rig verhalten. Die CSU-Fraktion wird den Antrag der Kol-
leginnen und Kollegen von den GRÜNEN ablehnen.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Bevor wir weiterma-
chen, weise ich darauf hin, dass zu diesem Antrag
namentliche Abstimmung beantragt ist. Jedermann kann
sich darauf einstellen.

Jetzt hat Herr Staatsminister Dr. Schnappauf das Wort.

Staatsminister Dr. Schnappauf (Umweltministerium):
Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich will gern
auch von meiner Seite zu dem Begehren der GRÜNEN
und dem Vortrag von Kollegen Dr. Runge Stellung neh-
men, obwohl Kollege Hofmann in der Sache alles Not-
wendige gesagt hat.

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD)

Ich will deutlich machen: Völlig unabhängig davon, was
jeder Einzelne über das FOC denkt, Herr Kollege Dr.
Runge, der Antrag, den Sie stellen und der die Formulie-
rung enthält, dass das nicht den geltenden rechtlichen
Grundlagen entspricht und eine Missachtung des Parla-
ments darstellt, ist schlicht und einfach falsch.

Kollege Gartzke hat die Frage gestellt, welche die
Rechtsgrundlage ist. Ein Blick in das Gesetz erleichtert
die Rechtsfindung. In diesem Fall ist es ein Blick in das
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Bundesrecht. Die Bundesregierung wird momentan von
ihren beiden Parteien gestellt.

(Gartzke (SPD): Das ist auch gut so!)

Es ergibt sich aus dem Bundesraumordnungsgesetz,
dass ein in Aufstellung befindliches Ziel Rechtswirkung
entfaltet und zu berücksichtigen ist.

Deshalb ist es falsch, Herr Kollege Dr. Runge, dass Sie
der Regierung von Oberbayern unterstellen, die gelten-
den rechtlichen Grundlagen würden missachtet.
Genauso ist es falsch, dass das Parlament missachtet
wird. Kollege Hofmann hat darauf hingewiesen: Infolge
der Fortschreibung der Landesentwicklung darf kein
rechtsfreier Raum entstehen. Kollege Hofmann hat aus-
geführt, dass ein Entwurf der Staatsregierung vorgelegt
werden muss, der als in Aufstellung befindliches Ziel
bereits Rechtswirkung entfaltet und zu berücksichtigen
ist.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Scholz (SPD))

Ich will kurz die Historie aufrollen: Wir haben seit Jahren
einen Antrag eines Investors auf dem Tisch, nicht erst
seit Wochen oder seit Monaten. Angefangen hat das mit
dem Begehren, ein Factory-Outlet-Center in einer Grö-
ßenordnung von 20000 Quadratmetern Verkaufsfläche
zu errichten. In den Gesprächen, sowohl mit der Stadt
Ingolstadt als auch mit den staatlichen Behörden, hat die
Staatsregierung deutlich gemacht, dass eine solche
Größenordnung unvorstellbar ist. Das Ganze ist dann
auf eine Größe von 10000 Quadratmeter, dann 9800
Quadratmeter abgeschmolzen worden. Jetzt hat die
Regierung von Oberbayern in ihrer landesplanerischen
Beurteilung 9400 Quadratmeter Verkaufsfläche als posi-
tiv beurteilt.

Wir müssen auch sehen, wie sich die Rechtslage dar-
stellt. Im alten Landesentwicklungsprogramm haben wir
für diese neue Form des Einzelhandels überhaupt keine
Regelung. Das ist eine neue Form, die in dem alten Lan-
desentwicklungsprogramm von Anfang der 90er-Jahre
noch nicht geregelt war.

Der Antragsteller, Herr Kollege Gartzke, kam auf uns zu
– auf die Stadt Ingolstadt genauso wie auf die Regierung
von Oberbayern, damit die Bayerische Staatsregierung
– und hat gesagt: Ich will eine Art Projekteinzugsbereich.
Vielleicht haben Sie die Karten noch vor Augen, auf
denen der Standort Ingolstadt mit Einzugsbereichen von
30, 60 und 90 Minuten Fahrentfernung gekennzeichnet
war. Der Antragsteller hatte sich Größenordnungen von
10000 bis 20000 Quadratmeter vorgestellt.

Wir haben gesagt: Das ist etwas, was wir so auf keinen
Fall bereit sind zu akzeptieren. Deshalb haben wir
zunächst einmal eine Teilfortschreibung des Landesent-
wicklungsprogramms auf den Weg gebracht, um damit
Factory Outlet Center zu steuern und zu begrenzen.

Das heißt, in dem jetzt vorliegenden Entwurf des LEP –
ich habe es das letzte Mal deutlich gemacht, Kollege
Hofmann hat es heute deutlich gemacht, und ich will es
hier auch noch einmal ganz unmissverständlich sagen –

gehen wir von unserem Grundgesetz aus, von der
Berufsfreiheit nach Artikel 12. Wir können seitens des
Staates nicht eine Form des Handels schlichtweg verbie-
ten, weil es – aus welchen Gründen auch immer –
irgendjemandem nicht passt. Wir haben die Berufsaus-
übungsfreiheit, die Berufswahlfreiheit, und wenn eine
Form des Handels neu entsteht, dann können wir sie
nicht generell verbieten.

Was wir tun können, ist, dass wir sie steuern, dass wir
sie begrenzen. Und genau das haben wir getan. Factory
Outlet Center sind nach dem vorliegenden Entwurf des
LEP in Bayern nicht überall und nicht in jeder Größen-
ordnung zulässig, sondern es handelt sich, wenn man
das einmal genau liest – und das werden wir ja jetzt im
Detail miteinander erörtern –, um Regelungen, die
außerordentlich restriktiv sind.

Jetzt möchte ich auch noch einmal an die Adresse Ihrer
Parteien und Ihrer Fraktionen, Herr Kollege Gartzke und
Herr Kollege Runge, ein Wort sagen, wenn Sie schon,
Herr Kollege Gartzke, in Ihren Ausführungen vorhin
darauf hingewiesen haben, dass wir seitens der Christ-
lich-Sozialen Union auch in diesem Parlament immer
wieder deutlich gemacht haben, dass wir sehr restriktiv
und sehr distanziert dieser neuen Form des Handels
gegenüberstehen. Die Dämme – das will ich doch einmal
ganz deutlich sagen –, die Dämme gegen Factory Outlet
Center sind doch nicht in Bayern gebrochen! Das erste
FOC ist doch nicht in Bayern errichtet worden!

(Zurufe von der SPD)

In Bayern gibt es noch keines, das in Betrieb ist. Es mag
Ihnen nicht gefallen, was ich sage, aber Sie müssen es
sich anhören: Das erste Factory Outlet Center in
Deutschland ist in einem SPD-geführten Land, nämlich
in Brandenburg, in Wustermark, errichtet worden.

(Dr. Scholz (SPD): Da gibt es keinen Einzelhandel!
– Weitere Zurufe von der SPD – Widerspruch bei
der CSU – Unruhe)

Das zweite Factory Outlet Center, das in Deutschland
errichtet worden ist, ist auch in einem SPD-geführten
Land, nämlich in Rheinland-Pfalz, errichtet worden.

(Dr. Scholz (SPD): Auch dort gibt es keinen Einzel-
handel!)

Und es war doch Ihr Ministerpräsident Beck, der massiv
dafür gekämpft hat, dass das Factory Outlet Center
Zweibrücken nicht irgendwo an einem Ort angebunden,
sondern j.w.d. auf einer Konversionsfläche mitten in der
Landschaft errichtet worden ist. Also die Dämme sind
doch nicht in Bayern gebrochen, sondern in den SPD-
geführten Ländern.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten Dr.
Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) – Weitere Zurufe
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Glocke des Prä-
sidenten)

Meine Damen und Herren! Ich will auch noch einmal an
die Haltung des Bundes erinnern. Herr Kollege Runge,
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ich weiß nicht, ob Sie die Haltung des Bundesraumord-
nungsministers kennen, weiß auch nicht, ob Sie letzten
Endes wissen, wer überhaupt der Bundesraumord-
nungsminister ist – denn er tritt kaum in Erscheinung.

(Widerspruch bei der SPD)

Der Bundesraumordnungsminister hat sich in der letzten
Raumordnungsministerkonferenz zu diesem Thema
dahin gehend eingelassen, dass er sagt: FOC sollen nur
in Oberzentren zugelassen werden und nicht in kleine-
ren zentralen Orten. Das ist alles. Wo ist denn der Bund,
wo ist denn die Bundesregierung? Wer stellt denn der-
zeit noch die Bundesregierung? – Die Bundesregierung
hat doch ihrerseits nichts getan, um FOC in Deutschland
zu verbieten.

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD und beim
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Also Sie führen hier einen Kampf – – Herr Kollege
Gartzke, regen Sie sich nicht so künstlich auf! Es ist
doch Ihre Partei,

(Anhaltender Widerspruch bei der SPD und beim
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

die in Ingolstadt und in Günzburg für das FOC kämpft.
Schlagen Sie doch die Zeitungen auf! Ich habe Ihnen in
der letzten Parlamentsbefassung die Zitate Ihrer SPD in
Ingolstadt vorgelesen. Ich kann Ihnen die genauso gut
vorlesen von Günzburg. Es ist die SPD, die sich in den
Standorten, die diskutiert werden, in Ingolstadt genauso
wie in Günzburg, massiv für das FOC einsetzt.

(Zurufe von der SPD)

Das ist doch eine doppelbödige Argumentation.

(Zuruf von der SPD: Und Sie genehmigen es!)

Hier tun Sie so, als ob – –

(Weitere Zurufe von der SPD und vom BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

– Nein, das ist schlicht und einfach doppelbödig, was Sie
machen.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Anhaltende
Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Auf der Landesebene tun Sie so, als ob das Teufelswerk
wäre, und auf der örtlichen Ebene kämpfen Sie dafür,
dass FOC angesiedelt werden.

Deshalb ist die Linie, die hier vorgezeichnet ist, FOC
nicht grundsätzlich zu verbieten, aber ihre Ansiedlung zu
steuern und zu begrenzen, ein Weg von Mitte und Maß,
und den hat die Regierung von Oberbayern entspre-
chend der gültigen Rechtslage jetzt konkretisiert und
umgesetzt.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächster Redner ist
Herr Kollege Dr. Scholz.

Dr. Scholz  (SPD): Also, Herr Dr. Schnappauf, – –

(Hofmann (CSU): Man fängt mit „Sehr geehrter Herr
Präsident!“ an)

Herr Präsident, lieber Herr Hofmann, sehr geehrte
Damen und Herren!

(Unruhe)

Herr Schnappauf, wenn die bayerische CSU-Regierung
immer das machen würde, was in SPD-regierten Län-
dern vorgemacht wird, wären wir wunderbar bedient.

(Lebhafter Widerspruch bei der CSU)

Auf der Ebene könnten wir gut weitermachen.

(Beifall bei der SPD – Anhaltender Widerspruch bei
der CSU)

Diese Argumentation

(Glocke des Präsidenten)

ist, bezogen auf das Thema, ausgesprochen schwach.
Klar ist, Herr Schnappauf: Das LEP, auch eine Teilfort-
schreibung des LEP, ist vom Landtag zu verabschieden.

(Zuruf von der CSU: Machen wir doch!)

Ist das richtig oder ist das nicht richtig? Das LEP ist vom
Landtag zu verabschieden; die Teilfortschreibung ist
noch nicht verabschiedet.

(Widerspruch bei der CSU)

Deswegen ist diese Entscheidung in Ingolstadt – jetzt
schon – in vorauseilendem Gehorsam gefallen.

(Kaul (CSU): Da haben Sie nicht zugehört, was Herr
Hofmann gesagt hat! – Weitere Zurufe von der
CSU)

Das sind doch die Fakten! Ich kann doch nicht sagen,
der Beschluss der Staatsregierung hat schon sozusagen
eine vorauseilende Rechtskraft.

(Kaul (CSU): Er hat bindende Wirkung!)

Das ist doch nicht richtig. Was nützen denn unsere Bera-
tungen hier, wenn das FOC in Ingolstadt schon Fakt ist,
wenn wir dann, weil es Fakt ist, uns höchstens im Rah-
men von Regressforderungen darüber unterhalten müs-
sen, wenn man das rückgängig macht.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, Factory
Outlet Center sind noch etwas anderes als die Großpro-
jekte des Einzelhandels. Die Factory Outlet Center
zeichnen sich ja dadurch aus, dass erstens mehrere
Marken angeboten werden und der Käufer sie zweitens
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deutlich billiger bekommt; die Quote liegt bei etwa 30%.
Das ist auch der Grund, weshalb die Käufer 200 bis 300
Kilometer fahren, um in ein Factory Outlet Center – mit
dem ganzen Brimborium, das noch daran hängt – zu
gelangen.

Jetzt sagt man, es gebe schon Factory Outlet Center,
von Boss oder von Adidas usw. Das ist ja okay. Dahin
fahre ich dann gezielt oder nehme es auf der Urlaubs-
fahrt mit oder, oder, oder. Aber Factory Outlet Center
sind dann noch eine ganz andere Geschichte, unter
anderem deswegen, weil die 30% nur angeboten wer-
den können, weil es keinen Fachverkauf gibt; das, was
ich in den Innenstädten mit geschulten Verkäuferinnen
und Verkäufern anbiete, kann ich bei so einem Factory
Outlet Center nicht.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Kolleginnen und Kollegen von der CSU, Sie sind es – die
Dinglreiter und Wiesheu –, die sich immer aufspielen als
die Gralshüter des Mittelstands.

(Kaul (CSU): Sind Sie auch!)

– Und das sind sie nicht. In diesem Fall sind sie es nicht.
Sie haben jahrelang gepredigt und sind jetzt die Umfaller
vom Dienst.

(Beifall bei der SPD – Kaul (CSU): Das zu beweisen
fällt Ihnen schwer!)

Das bestätigt uns der LEP, das bestätigen uns insbeson-
dere die Fachgeschäfte in den Innenstädten, um die es
ja bei diesen Factory Outlet Center im Wesentlichen
geht. Sie tun dem Einzelhandel hier einen ganz schwe-
ren Schaden an. Das wollen Sie nicht wahrhaben. Da
können Sie nicht auf Rheinland-Pfalz oder andere Län-
der verweisen, das ist etwas, was Sie hier zu verantwor-
ten haben, hier in Bayern.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, hier wird im Vor-
weg eine Entscheidung getroffen, die zu großen Folge-
rungen und Weiterungen führt, weil diese Anbieter von
Factory Outlet Centern, die nur Investoren sind und es
dann weitergeben, noch nicht aufhören, auch wenn die
Frau Professorin gesagt hat: So viele kommen da auch
nicht. Die hören nicht auf. In den Weiterungen wird das
den Niedergang der Innenstädte bedeuten. Da macht
Herr Beckstein Mordskongresse zu den Innenstädten.

(Abg. Kaul (CSU): Also sind Sie doch grundsätzlich
dagegen!)

Auf den Kongressen wird festgestellt, dass das schäd-
lich ist. Aber jetzt trifft man solche Entscheidungen. Sie
machen sich mit Ihrer Argumentation die Sache zu
leicht. Ich meine, das Mindeste, was man tun kann, ist,
zu warten, bis das Parlament entschieden hat.

Deswegen ist dieser Antrag richtig und gut und zu die-
sem Zeitpunkt notwendig. Sie täten gut daran, diesem
Antrag im Interesse der bayerischen Mittelständler und
anderer zuzustimmen, damit kein Fall geschaffen wird,

bei dem man die Dinge nicht mehr zurückholen kann. So
geht es nicht.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Die nächste Rednerin
ist Frau Kollegin Paulig.

Frau Paulig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Was wir hier von
Seiten der CSU erlebt haben – von Herrn Hofmann und
dem Vertreter der Staatsregierung, Herrn Schnappauf –,
war wirklich ein Schaumschlägergefecht. Das war Wer-
fen mit Nebelkerzen, wie es besser nicht geht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte gerne ein paar Argumente, die hier wortreich
angeführt wurden, aufgreifen. Es geht überhaupt nicht
darum, Herr Schnappauf, hier eine neue Vertriebsform
zu begrüßen oder zu verurteilen. Ich meine die FOC.
Dazu steht im Antrag überhaupt nichts. Wenn Sie das
Protokoll der Anhörung gelesen hätten, hätten Sie gese-
hen, dass die Verbände durchgängig gesagt haben: Man
muss die FOC und die Einzelhandelsgroßprojekte bei
der Genehmigung gleich behandeln. Da sind wir doch
d’accord. Bei den Vertriebsformen müssen wir nicht
unterscheiden. Darum geht es also nicht, ob wir FOC
begrüßen oder nicht.

Es geht in der Tat ganz klar um das Vorgehen in diesem
Fall. Da kann ich mich meinen Vorrednern von SPD und
GRÜNEN nur anschließen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Frau Kollegin, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Hofmann?

Frau Paulig  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Der kommt
gleich noch. Herr Hofmann, Sie haben viel geredet, aber
nichts gesagt. Auf Ihre Argumente gehe ich gleich noch
ein.

Herr Schnappauf, das Kabinett handelt tatsächlich so,
als befände es sich in einem rechtsfreien Raum. Es geht
um dieses Vorgehen. Hier haben wir den Entwurf für
eine Teilfortschreibung. Wir führen dazu eine Anhörung
durch. Bei der Anhörung werden die Inhalte dieser Teil-
fortschreibung unisono verurteilt. Die Verbände sagen,
so könne man das nicht machen. Das ist das inhaltliche
Vorgehen. Die Folge wäre, dass wir uns im Landtag
inhaltlich mit dieser Teilfortschreibung beschäftigen und
möglicherweise zu besseren Lösungen kommen.

Aber was machen Sie? Sie nehmen hier eine Zielfestle-
gung in einem völlig vagen Raum vor und sagen: Das ist
die Rechtsgrundlage für Kabinettsentscheidungen sowie
für Entscheidungen des Bezirks und des Stadtrats. So
geht es nicht. Das ist in der Tat die Missachtung der
rechtlichen Grundlagen, und das ist in der Tat die Miss-
achtung des Parlaments.
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Genau darum geht es in unserem Antrag: dies zu rügen,
damit es zurückgenommen wird. Um nichts anderes
geht es.

Herr Hofmann, Sie haben noch viel kühnere Argumente
in die Debatte gebracht. Sie sagten, hier gelte es, die
Entscheidungsfreiheit der Käufer und Käuferinnen zu
sichern. Ja, natürlich, jeder geht dahin, wo er einkaufen
will. Aber dazu steht nichts in unserem Antrag. Es geht
nämlich um das Vorgehen der Staatsregierung. Und bei
Ihrer Argumentation, Herr Hofmann, geht es um die
Frage: Können denn mobil eingeschränkte Personen in
den Städten dann noch dort einkaufen, wenn es diese
Geschäfte gar nicht mehr gibt, wenn sie also mit dem
Auto auf die grüne Wiese fahren müssten, aber gar kein
Auto haben, also nicht so beweglich sind? Bleibt denn
das Innenstadtangebot zu vernünftigen Preisen, so wie
wir es haben wollen, in lebendigen Städten erhalten?
Diese Frage haben wir inhaltlich bei der Teilfortschrei-
bung zu diskutieren. Da hat sie ihren Platz, aber nicht
heute bei unserem Dringlichkeitsantrag, wenn es um
Kabinettsentscheidungen und landesplanerische Beur-
teilung der Regierung von Oberbayern geht.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Kollegin, deutet
Herr Kollege Hofmann es richtig, dass Sie jetzt eine Zwi-
schenfrage zulassen?

Frau Paulig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Nein.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Also immer noch nicht.

Frau Paulig  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich möchte
mich noch mit ein paar Argumenten des Herrn Hofmann
auseinandersetzen. Er hat wirklich lange gesprochen.
Herr Hofmann, ich komme zu einem zweiten Argument,
das Sie hier als Nebelkerze in den Raum geworfen
haben: wir dürften nicht die Konkurrenz ausschalten
oder den Wettbewerb behindern. Auch darum geht es
nicht. Aber die Politik hat die Aufgabe, faire Wettbe-
werbsbedingungen zu erhalten, z. B. bezüglich der Ein-
führung des Dosenpfandes, von der sie hier mehrheitlich
nichts wissen wollen.

(Widerspruch des Abgeordneten Hofmann (CSU))

– Ich meine jetzt nicht Sie persönlich. Ich habe gesagt:
mehrheitlich. Das müssten Sie wissen, wenn Sie genau
zugehört haben. Ihre Position kenne ich aus den Debat-
ten im Umweltausschuss.

Es geht nicht darum, Konkurrenz oder Wettbewerb aus-
zuschalten. Es geht vielmehr darum, faire Rahmenbe-
dingungen durch die Politik zu schaffen. Außerdem
bezieht sich unser Antrag wiederum auf das Vorgehen
bei der Beurteilung und der Genehmigung des Ingolstäd-
ter Planungsvorhabens.

Es ist doch ganz klar, dass es sich hier um eine politi-
sche Entscheidung handelt, die man auf Biegen oder
Brechen durchsetzen will. Dazu wird der Landtag miss-
braucht, und dazu lässt sich auch eine Regierung von
Oberbayern missbrauchen.

Das Vorgehen ist das, was wir hier heute rügen. Über die
Inhalte der Teilfortschreibung haben wir in den Aus-
schüssen und hier im Plenum zu diskutieren. Dennoch
sollten wir einen kurzen Blick auf die Anhörung werfen.
Da waren sich die Verbände, beispielsweise alle kom-
munalen Spitzenverbände, der Städtetag, der Gemein-
detag und selbst der Landkreistag einig. Sie kamen mit
erheblichen Einwänden. Ich nenne auch den Bayeri-
schen Industrie- und Handelskammertag, die Arbeitsge-
meinschaft der Bayerischen Handwerkskammern, den
Landesverband des Bayerischen Einzelhandels, den
Landesverband der Mittel- und Großbetriebe des Einzel-
handels. Sie waren sich einig, dass die Inhalte der Teil-
fortschreibung so nicht umgesetzt werden können und
dürfen.

Es gab in der Debatte – hier greife ich gern in die inhalt-
liche Debatte ein; auch Sie haben es gemacht – einen
wesentlichen Kritikpunkt: dass diese Teilfortschreibung
von völlig undefinierten Rechtsbegriffen nur so strotze.
Der Präzedenzfall ist Ingolstadt. Es werden aber viele
weitere Fälle folgen. In jedem einzelnen Fall werden wir
uns vor den Verwaltungsgerichten treffen. Wir haben
jedenfalls eine vage Rechtslage.

Da gibt es z. B. den Begriff der städtebaulichen Integra-
tion. Die fehlende Möglichkeit einer städtebaulichen Inte-
gration kann ich mit einer überdimensionalen Planung
immer beweisen. Dann gibt es den unbestimmten
Rechtsbegriff der städtebaulichen Randlage. Weiter gibt
es den zweifelhaften Vorgang der Kaufkraftabschöp-
fung; hier kann es dazu führen, dass Kaufkraft mehrfach
angerechnet wird. Ferner gibt es die wirklich zweifelhafte
Kontrolle der Regelung mit den Randsortimenten.

Es wimmelt also nur so von schwierigen Begriffen, die
rechtlich nicht genau definiert sind und dazu führen,
dass wir eine Kette von Verwaltungsverfahren vor den
Gerichten haben werden, wenn Kommunen Genehmi-
gungen durchdrücken wollen.

Unisono wurde gesagt, dass die derzeit festgelegten
Ausnahmetatbestände zur Regel werden und der
Ansiedlung von Einzelhandelsgroßprojekten auf der grü-
nen Wiese Tür und Tor öffnen. Das ist der Punkt, an dem
wir uns gern auch in die inhaltliche Debatte einbringen.

Wir stellen fest, dass das Vorgehen, wie es hier politisch
gewollt ist, und wie es der bayerische Einzelhandel sehr
klar angesprochen hat, zugunsten von großen Konzer-
nen, in diesem Fall der Firma Bavaria Development
GmbH & Co. Properties KG erfolgte. Diese Firma ist eine
Tochtergesellschaft der englisch-amerikanischen Firma
Value Retail PLC. Dieser Firma wird der bayerische
Grund und Boden angeboten, und zwar auf Kosten des
bayerischen Mittelstandes und des Umweltschutzes in
Bayern. Da verstehe ich nun wirklich nicht, wie Sie sich
hier hinstellen und so tun, als wäre das alles in Ordnung.
Dieses Vorgehen kann man doch nicht akzeptieren. Sie
arbeiten und entscheiden zum Schaden des Mittelstands
und der Umwelt in Bayern.

Ich bitte Sie herzlich, sich in der namentlichen Abstim-
mung dieses Vorgehen, das hier exerziert wurde, noch
einmal zu Herzen zu nehmen. Wir stellen inzwischen
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zunehmend fest, dass sich das bayerische Kabinett um
die geltende Rechtslage einen Dreck schert.

Ich erinnere nur – – Das ist das eine Beispiel. Ich nehme
gern ein zweites Beispiel.

(Kaul (CSU): Zunehmend!)

– Sie wollen ein weiteres Beispiel. Wir diskutieren sicher
morgen im Umweltausschuss noch einmal darüber, Herr
Kaul. Ich kann es gerne auf Ihren Wunsch hin anspre-
chen.

Der Kormoranabschuss beispielsweise:

(Oh-Rufe von der SPD – Güller (SPD): Vom FOC
zum Kormoran!)

Da gibt es das Bayerische Naturschutzgesetz, da gibt es
Ramsar-Abkommen, da gibt es das Jagdgesetz, da gibt
es das Bundesnaturschutzgesetz, das gibt es die FFH-
Richtlinie, die SPA-Regelungen. Über alles setzt sich die
Bayerische Staatsregierung mit Kabinettsbeschluss hin-
weg.

(Kaul (CSU): Das ist Ihre Meinung!)

Da muss ich schon sagen, die Bayerische Staatsregie-
rung wäre gut beraten, wenn sie die rechtlichen Grundla-
gen beachten und die Entscheidungen, die im Parlament
getroffen werden müssen, respektieren würde.

Ich bitte um Ihre Zustimmung.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES
90/DIE GRÜNEN – Herrmann (CSU): Da müssen
wir Sie enttäuschen!)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Wortmeldung,
Herr Kollege Dr. Runge. – Hat sich erledigt. Dann spricht
Herr Kollege Hofmann.

(Allgemeine Unruhe)

Hofmann  (CSU): Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Ganz kurz! Frau Kollegin Paulig hat sich darüber
beschwert, dass wir Sachthemen diskutieren und nicht
auf den Antrag eingegangen sind. Frau Kollegin Paulig,
da muss man Ursache und Wirkung unterscheiden.
Denn Herr Kollege Runge hat zum Inhalt des Antrags
nahezu überhaupt nicht geredet, genauso wenig Herr
Kollege Gartzke.

Wenn wir uns darauf verständigt hätten, nur darüber zu
reden, ob das Verfahren, das jetzt durchgeführt wird, den
rechtlichen Grundlagen entspricht, ob die Regierung von
Oberbayern die Rechtsregeln missachtet hat oder nicht,
dann wäre die Diskussion sehr schnell zu Ende gewe-
sen, denn Sie hätten zugeben müssen, dass die Rechts-
normen in diesem Zusammenhang nicht bestritten wer-
den und ihre Gültigkeit haben.

Jetzt muss ich aber doch noch zwei Sätze dazu sagen,
Frau Kollegin Paulig. Sie haben gesagt, dass wir zu

ungunsten des Mittelstandes entscheiden. Die bayeri-
sche CSU braucht von Ihnen keine Belehrung.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Frau Christine
Stahl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Doch, doch!
Manchmal schon!)

Es gibt kein Land in der Bundesrepublik Deutschland,
wo der Mittelstand stärker ist, wo mittelständische Unter-
nehmen mehr ausbilden, wo mittelständische Unterneh-
men mehr Arbeitsplätze zur Verfügung stellen wie im
Freistaat Bayern. Tun Sie dort, wo Sie regieren – und
das ist leider Gottes zurzeit auch noch in Berlin der Fall –
mit der Steuergesetzgebung, mit dem 630-DM-Gesetz
und vielem anderem das Ihre dazu, dass dem Mittel-
stand auch künftig die Möglichkeit bleibt, seine Aufgaben
auch im ländlichen Raum zu erfüllen, und bekämpfen
Sie ihn nicht mit den Drangsalien Ihrer Politik in Berlin.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Weitere Wortmeldun-
gen liegen zu diesem Dringlichkeitsantrag nicht vor. Ich
schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung. Es ist namentliche
Abstimmung beantragt. Für die Stimmabgabe sind die
entsprechend gekennzeichneten Urnen bereitgestellt:
die Ja-Urne auf der Oppositionsseite, die Nein-Urne auf-
seiten der CSU-Fraktion, die Urne für die Stimmenthal-
tungen befindet sich auf dem Stenografentisch. Mit der
Stimmabgabe kann begonnen werden. Wir haben dafür
wie immer fünf Minuten zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 14.53 bis 14.58 Uhr)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Stimmabgabe ist
abgeschlossen. Das Abstimmungsergebnis wird außer-
halb des Plenarsaals ermittelt und später bekannt gege-
ben.

Ich rufe auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Glück, Kob-
ler, Obermeier, Unterländer und anderer und Frak-
tion (CSU)

Reform der Arbeitsverwaltung (Drucksache 14/8998)

Ich eröffne die Aussprache. Erste Wortmeldung Herr
Kollege Kobler, bitte schön.

Kobler  (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehrten
Kolleginnen und Kollegen! Es gibt in allen politischen
Lagern einen breiten Konsens darüber, die Arbeitsver-
waltung gründlich zu reformieren, die Bürokratie abzu-
bauen, sich stärker auf die Vermittlung Arbeitsloser zu
konzentrieren und die Arbeitsverwaltung von sachfrem-
den Leistungen, wie Kindergeld usw., zu entbinden.
Natürlich gibt es auch Vorstellungen, privatwirtschaftli-
che Berater stärker in die Vermittlungsarbeit einziehen
zu lassen.
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Wir wollen mit unserem Dringlichkeitsantrag keine fal-
schen Hoffnungen nähren, mit einer Reform der Arbeits-
verwaltung sei eine grundlegende Verbesserung der
Beschäftigungssituation auf dem Arbeitsmarkt zu errei-
chen. Das kann nur ein Mosaikstein sein, um mehr Klar-
heit, mehr Berechenbarkeit, mehr Transparenz und
natürlich auch Impulse für den Arbeitsmarkt, für die
Beschäftigungspolitik hineinzubringen.

Vorweg seien mir zu unserem Dringlichkeitsantrag noch
einige allgemeine arbeitsmarktpolitische Anmerkungen
erlaubt. Die CSU-Fraktion bedauert, dass einschließlich
der stillen Reserve in Deutschland, in erster Linie durch
Rot-Grün verursacht, rund sechs Millionen Menschen
arbeitslos sind, obwohl für viele Arbeiten niemand zu
bekommen ist, obwohl zudem hunderttausende von aus-
ländischen Arbeitskräften ins Land geholt werden müs-
sen und andererseits die Schwarzarbeit Zuwachsraten
hat wie noch zu keiner Zeit.

Zurzeit ist viel von Skandalen die Rede, aber der eigent-
liche Skandal, verehrte Kolleginnen und Kollegen, ist
das Versagen der Bundesregierung in der Arbeitsmarkt-
politik. Der eigentliche Skandal ist aber auch darin zu
sehen, dass der frühere Präsident der Bundesanstalt für
Arbeit, Jagoda, als eine Art Bauernopfer gegangen
wurde, um vom eigenen Versagen abzulenken, nämlich
von den seit einigen Jahren gesetzten falschen Rah-
menbedingungen.

(Frau Werner-Muggendorfer (SPD): Wer war vorher
verantwortlich?)

– Verehrte Kollegin Werner-Muggendorfer, bei der Bun-
desanstalt gibt es große Unzulänglichkeiten.

(Frau Werner-Muggendorfer (SPD): Wir sind erst
seit 1998 an der Regierung!)

Der Rechnungshofbericht über die Prüfungen bei der
Bundesanstalt, verehrte Kolleginnen und Kollegen von
der SPD, das wollen Sie natürlich nicht hören, und der
dortigen Zählmethoden schlägt dem Fass den Boden
aus. Hören Sie ruhig zu: Rund 70% der Vermittlungen
wurden fehlerhaft verbucht. Die zustande gekommene
Bilanz ist katastrophal, wobei sicher das eine oder
andere auch auf verkrustete Zählstrukturen zurückzu-
führen ist. Die krasse Fehlentwicklung ist aber unter
anderem

(Zuruf des Abg. Wörner (SPD))

– Herr Kollege Wörner – auch auf den Runderlass vom
10. Dezember 1999 zurückzuführen. Sie müssen einmal
nachlesen, wer auf Bundesebene bei der Arbeitsmarkt-
politik das Sagen gehabt hat. Wer 1999 das Sagen
hatte, wissen Sie.

(Wörner (SPD): Sie haben doch einen Riesenberg
an Arbeitslosen hinterlassen; eine Million mehr als
die SPD!)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Aufsicht und die
Selbstverwaltung unter Bundesarbeitsminister Riester
können in keiner Weise von einer Mitschuld freigespro-

chen werden. Jagoda allerdings zum alleinigen Sünden-
bock nach Riesters Strickmuster stempeln zu wollen, um
die eigene Haut zu retten, ist wirklich ein dreistes, ein
kühnes Stück. Dass nun Riester einerseits Präsident
Jagoda aus dem Amt mobbte, andererseits Kanzler
Schröder den Feuerwehrmann Gerster in das neue Amt
hievte, ist eine doch sehr eigenartige, wenn nicht ein
wenig niederträchtige Methode. Leider ist dieses Zähl-
problem bei der Bundesanstalt

(Wörner (SPD): Sauter!)

– Herr Kollege Wörner, das wissen wir – mit dem SPD-
Spendenskandal garniert; heute wurden schon Wupper-
tal und Köln angesprochen. Das Problem ist, dass damit
die Arbeitsmarktbilanzzahlen ein wenig kaschiert wor-
den sind.

Wir fordern mit unserem Dringlichkeitsantrag die Staats-
regierung auf, auf den Bund einzuwirken bzw. sich dort
einzubringen, dass über den Vermittlungsausschuss der
rot-grüne Gesetzentwurf einerseits für Sofortmaßnah-
men zur Reform der Bundesanstalt und andererseits für
die Arbeitsvermittlung entsprechend nachgebessert
bzw. hinsichtlich der Strategie der Arbeitsvermittlung
griffiger gestaltet wird. Ferner muss das Instrumentarium
der Arbeitsförderung grundlegend reformiert werden.
Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, die Bundes-
regierung in Berlin hat durch das Anhängen der ersten
Sofortmaßnahmen ihres 2-Stufen-Planes zur Reform
der Bundesanstalt an den Gesetzentwurf verhindert,
dass grundlegende Reformmaßnahmen bzw. Reform-
punkte sowie die Instrumente der Arbeitsförderung mit
der erforderlichen Gründlichkeit, aber auch mit der erfor-
derlichen verfassungsgemäßen Beteiligung der Länder
hätten beraten werden können. Das haben Sie verwehrt.
Mit diesem überhasteten Vorgehen wurde nicht nur der
kritische Sachverstand der Länder übergangen, sondern
auch das Verfahren im Bundestag in höchst bedenkli-
cher Weise verkürzt.

Wesentliches Ziel unsererseits und aus der Sicht der
Länder muss deshalb die Schaffung problemnaher Ent-
scheidungs- und Kontrollebenen mit einer Stärkung der
politischen Verantwortlichkeit der Länder für die Arbeits-
marktpolitik sein. Ich meine, auch in unserem Hause
müsste es einen breiten Konsens darüber geben, dass
man effizienter werden kann, wenn die Dinge aus nähe-
rer Perspektive beurteilt werden. Dazu bedarf es starker,
selbstbewusster und effizient arbeitender Landesar-
beitsämter als gleichwertige Partner der jeweiligen Lan-
desregierung. Ich werde den Eindruck nicht los, dass
man aus Bundessicht auf der unteren Ebene bis hin zur
Landesebene die Arbeitsverwaltung leider stärker aus-
höhlen will. Klammheimlich will man die Dinge stärker an
die bundespolitische rot-grüne Leine legen.

Es darf nicht sein, dass die nötige Umstrukturierung im
Schnellgang zur Zerschlagung der Landesarbeitsämter
missbraucht wird. So etwas werden wir nicht akzeptie-
ren. Wir können und wollen unsere in der Verfassung
niedergelegte Rolle der Länder im Rahmen einer födera-
tiven Umsetzung nicht beschneiden. Die Devise muss
deshalb lauten: Erhaltung und Stärkung der Landesar-
beitsämter und keine weitere Zentralisierung der Arbeits-
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verwaltung. Die Arbeitsverwaltung muss stärker regiona-
lisiert und in die Hände der Bundesländer gelegt werden.
Die Bundesanstalt in Nürnberg soll sich künftig darauf
konzentrieren, dass das geltende Recht eine bundesein-
heitliche Anwendung findet. Die Landesarbeitsämter
müssten in ihrer Bedeutung für die Arbeitsmarktpolitik
der Länder aufgewertet und mit entsprechenden Ent-
scheidungsbefugnissen ausgestattet werden.

Präsident Böhm: Gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Herrn Kollegen Wörner?

Kobler  (CSU): Bitte.

Wörner  (SPD): Herr Kollege, ich habe eine Frage an
Sie: Können Sie mir sagen, wie viele Arbeitsplätze durch
diesen Antrag geschaffen werden; denn ohne Arbeits-
plätze kann meiner Meinung nach nicht vermittelt wer-
den.

Kobler  (CSU): Wenn Sie diesen Antrag lesen, sehen
Sie, dass die Arbeitsverwaltung wesentlich schärfere
Instrumente in die Hand bekommt und aus dem Pool der
Arbeitslosen zusätzlich Leute in den Arbeitsmarkt brin-
gen kann.

(Zuruf des Abg. Wörner (SPD))

– Herr Kollege Wörner, Sie haben anschließend in der
Aussprache genügend Zeit. Ich lasse mir jetzt die Zeit
nicht stehlen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer eine schlagkräftige
Organisation der Arbeitsverwaltung im Kampf gegen
Massenarbeitslosigkeit in Deutschland will, wer eine
wirksame und intensive Zusammenarbeit zwischen der
Arbeitsverwaltung und den Landesregierungen will,
muss die Landesarbeitsämter erhalten und stärken und
darf sie nicht als Spielball oder als eine Art Manövrier-
masse für weitere Zentralisierungen benutzen.

Wir fordern deshalb die Staatsregierung mit diesem
Antrag auf, sich in diesem Sinne mit aller Entschieden-
heit für die genannten Ziele einzusetzen. Insgesamt
müssen Entscheidungskompetenzen und Aufgaben von
oben nach unten delegiert werden; sie sind bei den
Arbeitsämtern vor Ort stärker zu konzentrieren. Dort
muss auch weitgehend die Finanz- und Personalverant-
wortung liegen. Dort ist nämlich eine treffsichere und
optimale Arbeit gegeben. Meine verehrten Kolleginnen
und Kollegen, damit diesem Anliegen auch entsprochen
werden kann, bedarf es einerseits einer stärkeren
Rechtsstellung der Mitglieder der neu zu schaffenden
Führungsgremien der Bundesanstalt gegenüber der
Bundesregierung, und zwar im Vorstand und im Verwal-
tungsrat, und andererseits einer Stärkung der Befug-
nisse des Verwaltungsrates gegenüber dem Vorstand,
der möglicherweise als Dreier-Gremium eingerichtet
werden soll.

Die vermehrte Einschaltung privater Vermittler ist richtig
und gut. Wettbewerb hat noch nie geschadet. Die Forde-
rung nach einem Ausbau dieses Instruments wird bereits

seit mehreren Jahren erhoben. Meine verehrten Kolle-
ginnen und Kollegen, die Forderungen, Vermittlungsgut-
scheine nur an Personen auszugeben, die seit drei
Monaten arbeitslos sind bzw. die Gutscheine erst nach
sechs Monaten an private Arbeitsvermittler auszugeben,
sind falsch. Solche starren Fristen sind zumindest für
uns nicht akzeptabel. Es kann nicht sein, dass ein
Mensch zu drei oder sechs Monaten Arbeitslosigkeit ver-
urteilt wird, weil erst nach dem Ablauf dieser Zeit eine
Vermittlung in Angriff genommen werden kann. Diese
Forderungen der SPD und der GRÜNEN auf Bundes-
ebene müssen korrigiert werden.

Nach unserer Auffassung muss der Arbeitssuchende in
Zukunft das Wahlrecht zwischen einem öffentlichen und
einem privaten Vermittler haben. In diesem Punkt gibt es
einen Dissens. Warum darf ein Arbeitsloser nicht von
Anfang an zu dem Vermittler gehen, zu dem er Vertrauen
hat und der über ein größeres Know-how verfügt? Wir
wollen eine Gleichberechtigung und keine Zwei-Klas-
sen-Arbeitsvermittlung. Die Vergütung für die Vermitt-
lungstätigkeit muss sich nach den zu erwartenden Ver-
mittlungsschwierigkeiten richten. Wir sind gegen einen
Einheitstarif. Die Beiträge müssen nach der Schwierig-
keit der Vermittlungsaufträge gestaffelt werden. Die Ver-
gütung muss selbstverständlich erfolgsabhängig sein.
Ab einer bestimmten Höhe der Vergütung muss gewähr-
leistet sein, dass der Arbeitslose in ein Arbeitsverhältnis
von mindestens sechs Monaten Dauer im ersten Arbeits-
markt vermittelt wird.

Meine Damen und Herren, ich möchte zum Schluss
kommen. Bei der Reform der Arbeitsverwaltung ist wich-
tig, dass das vorhandene Personal bei der Bundesan-
stalt und bei den privaten Vermittlern gezielt für die Ver-
mittlung von Arbeitslosen und Sozialhilfeempfängern
eingesetzt wird. Dieses Personal sollte auch in Jobcen-
tern eingesetzt werden. Wir müssen selbstverständlich
auch viele andere Instrumente, die nicht Gegenstand
des vorliegenden Antrags sind, einführen. Ich nenne nur
die Entriegelung des Arbeitsmarktes. Vorschriften, mit
denen Menschen von der Arbeit ausgeschlossen wer-
den, müssen flexibler gestaltet werden.

Hinsichtlich der Forderung der Zusammenlegung von
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe ist ein breiter Konsens
möglich. Die Parameter für die Gewährung dieser Hilfen
müssen entsprechend angepasst werden. Mit unserem
Antrag wird die Delegation der Verantwortung auf die
Länderebene gefordert. Dadurch würde die Vermittlung
beschleunigt und ein effizienter Mitteleinsatz sicherge-
stellt. Nicht zu vergessen ist dabei, dass auch weiterhin
Bemühungen bei der Teilzeitarbeit, beim Betriebsverfas-
sungsgesetz, bei der Leiharbeit usw. erforderlich sind.
Hier muss mehr Flexibilität eingeführt werden. Diese
Punkte gehören alle zu einem Konzept für eine offensive
Arbeitsmarktpolitik. Wir wissen, dass die Reform der
Bundesanstalt noch keine Wunderwaffe ist. Sie ist
jedoch ein guter Beitrag zu einer Verbesserung der
Situation auf dem Arbeitsmarkt. Deshalb bitte ich um
Zustimmung zu diesem Antrag.

(Beifall bei der CSU)
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Präsident Böhm: Der nächste Redner ist Herr Kollege
Wahnschaffe.

Wahnschaffe  (SPD): Herr Präsident, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Gestatten Sie mir zunächst eine Vor-
bemerkung: Ich halte es für bemerkenswert, dass wir
heute mit dem Antrag der CSU über einen Gesetzent-
wurf des Bundes beraten, der am kommenden Freitag
im Bundesrat verabschiedet werden soll. Heute Morgen
haben wir über die Stärkung des Föderalismus disku-
tiert. Dabei wurde von allen Fraktionen die Forderung
erhoben, die Länderparlamente zu stärken. Lieber Herr
Kollege Kobler, in der Praxis informiert die Staatsregie-
rung den Landtag häufig nicht über ihr Abstimmungsver-
halten im Bundesrat oder über Gesetzesinitiativen, auch
wenn dadurch wichtige Rechte des Landes oder des
Landesparlaments berührt werden. Insofern könnte man
diesen Antrag als Schritt in die richtige Richtung
bezeichnen. Ich würde mir wünschen, dass wir künftig
öfter im Vorfeld einer Bundesratsentscheidung über so
wichtige Probleme reden würden.

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Kobler hat heute
in der gewohnten Weise versucht, zur Legendenbildung
beizutragen, indem er die Arbeitslosigkeit in einer Weise
dargestellt hat, die der Realität nicht standhält. Herr Kol-
lege Kobler, als Herr Bundeskanzler Dr. Kohl abgewählt
wurde, hatten wir eine wesentlich höhere Arbeitslosigkeit
als jetzt. Die jetzige Bundesregierung hat in den vergan-
genen drei Jahren eine Million neue Arbeitsplätze
geschaffen. Diese Leistung konnte die Regierung Kohl
leider nicht aufweisen. Außerdem haben Sie unterschla-
gen, dass die Arbeitslosigkeit in letzter Zeit vor allem in
Bayern zugenommen hat. In Bayern nimmt die Arbeitslo-
sigkeit stärker als in den meisten anderen Bundeslän-
dern zu. Dies sollte uns zu denken geben. Die Staatsre-
gierung sollte in dieser Situation handeln und nicht die
Bundesregierung angreifen.

Präsident Böhm: Herr Kollege Wahnschaffe, gestatten
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen Kobler?

Wahnschaffe  (SPD): Herr Kollege Kobler, Sie haben
sich vorhin beim Wunsch nach einer Zwischenfrage sehr
zurückhaltend gezeigt. Ich habe leider nur eine kurze
Redezeit. Wir werden uns über dieses Thema noch im
Ausschuss unterhalten. Herr Kollege Kobler, an Ihrer
Rede war für mich besonders interessant, dass Sie über
alles gesprochen haben, nur nicht über Ihren Antrag. Sie
haben nur am Rande erwähnt, was in diesem Antrag
steht. Das wichtigste Ziel dieses Antrags, nämlich Men-
schen, die arbeitslos oder von Arbeitslosigkeit bedroht
sind, so schnell und effizient wie möglich bei der Über-
windung ihrer Arbeitslosigkeit zu helfen, haben Sie völlig
außen vor gelassen. Dies ist die elementare Aufgabe der
Arbeitsvermittlung. Die entsprechenden Instrumentarien
müssen deshalb geschärft bzw. verbessert werden.

Herr Kollege Kobler, sehen Sie sich einmal Ihren Antrag,
gemessen an diesem Anspruch, an. Was kann dieser
Antrag substanziell zur Erreichung dieses Zieles beitra-
gen? – Ich konnte beim Durchlesen nichts finden. Der
Antrag ist widersprüchlich und berücksichtigt nicht die

aktuelle Gesetzeslage, die durch das Job-Aqtiv-Gesetz
geschaffen wurde.

Sie haben offenbar den Gesetzentwurf, der am Freitag
zur Verabschiedung ansteht, nicht gelesen. Der Gesetz-
entwurf steht in einem engen Zusammenhang mit dem
Job-Aqtiv-Gesetz. Mit dem Job-Aqtiv-Gesetz wird das
Ziel verfolgt, Menschen schneller in Arbeit zu bringen.
Voraussetzung dafür sind die entsprechenden Instru-
mentarien der Arbeitsverwaltung, nämlich eine effiziente
Beratung und Vermittlung. Dieses Gesetz steht wie-
derum in einem Zusammenhang mit dem Umbau der
Bundesanstalt für Arbeit. Dieser Umbau nimmt mit dem
neuen Gesetz erste Gestalt an.

Ich möchte hervorheben, dieser Umbau vollzieht sich
nach einem Zwei-Stufen-Plan: Zunächst werden Sofort-
maßnahmen ergriffen, mit denen die Schwierigkeiten,
die bei der Bundesanstalt bestanden haben, abgebaut
werden sollen. In einem zweiten Schritt wird eine Exper-
tenkommission eingesetzt, die langfristig bestimmte
Ziele, die mit diesem Gesetz verbunden sind, umsetzen
soll. Das erste Ziel ist ein verstärkter Wettbewerb bei der
Vermittlung, der sowohl bei der Arbeitsverwaltung wie
auch bei den privaten Vermittlern künftig zugelassen
werden soll.

Zweitens soll die Arbeitsverwaltung auf bestimmte Kern-
bereiche konzentriert werden, und das kann nur die
Arbeitsvermittlung sein. Nach einer Arbeitslosigkeit von
mindestens drei Monaten sollen an einen Arbeitslosen
Gutscheine ausgegeben werden, die ihn dazu berechti-
gen, einen privaten Arbeitsvermittler auf Kosten der
Arbeitsverwaltung in Anspruch zu nehmen. Das wollen
Sie bereits von der ersten Sekunde an. Sie wollen also
vom ersten Tag der Arbeitslosigkeit an einen Wettbe-
werb zwischen privaten Vermittlern und der Bundesan-
stalt für Arbeit.

(Zuruf des Abgeordneten Kobler (CSU))

Herr Kollege Kobler, welche Aufgaben sollen dann die
Bundesanstalt für Arbeit und die Arbeitsämter in Zukunft
überhaupt noch erfüllen? Sie reden den privaten Vermitt-
lern das Wort; die Bundesanstalt hätte dann nur noch die
Aufgabe, die Gutscheine zu bezahlen, während sich die
privaten Vermittler die Rosinen herauspicken würden.
Man muss wissen, dass der Großteil der Arbeitslosen
bereits innerhalb von vier Wochen oder innerhalb eines
noch kürzeren Zeitraums wieder vermittelt wird. Das
Problem sind die Langzeitarbeitslosen und die Schwer-
vermittelbaren. Deren Vermittlung soll eine flexiblere
Gestaltung dienen, wie sie jetzt im Gesetzentwurf vorge-
sehen ist.

Sie haben hier lang und breit darüber geredet, dass Sie
die Landesarbeitsämter erhalten wollen. Dagegen
haben wir gar nichts. Das war eine Idee des Herrn Gers-
ter, der das im Übrigen sehr viel differenzierter darge-
stellt hat. Er hat gesagt, er könnte sich eine effizientere
Arbeit der Landesarbeitsämter vorstellen, und er könnte
sich auch vorstellen, dass diese den Landesregierungen
in Form von Agenturen – oder wie auch immer – direkter
zuarbeiten.
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(Kobler (CSU): Was ist mit Riester?)

Ich halte diesen Gedanken für durchaus erwägenswert.
Zu dem Recht, dass die Länder stärker in die Arbeitsver-
waltung integriert werden, muss die Verpflichtung treten,
dass sich die Länder, insbesondere die Bayerische
Staatsregierung, bei der Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit stärker engagieren, als das bisher der Fall war. Man
kann nicht nur Rechte einfordern, sondern muss auch
Pflichten übernehmen.

(Zuruf des Abgeordneten Nadler (CSU))

Nun zu den einzelnen Punkten Ihres Antrags. Sie for-
dern eine stärkere Rechtsstellung der neuen Gremien
gegenüber der Bundesregierung. Das hört sich im ersten
Moment zwar recht gut an, aber ich muss darauf hinwei-
sen, dass diese Gremien keine parlamentarische Legiti-
mation haben. Der Vorstand, der jetzt geschaffen wer-
den soll, wird von der Bundesregierung ernannt. Die
Bundesregierung unterliegt der parlamentarischen Kon-
trolle, letztendlich der Kontrolle des Wählers. Das tun die
Aufsichtsgremien nicht. Schon deswegen ist das proble-
matisch.

Es kann doch wohl nicht sein, dass sich die Bundesan-
stalt wie ein zweiter Arbeitsminister geriert. Die politi-
schen Prioritäten müssen von der dem Parlament ver-
antwortlichen Bundesregierung gesetzt werden. Außer-
dem liegt ein öffentlich-rechtliches Verhältnis vor; es
kommt also nur eine Ernennung durch die Bundesregie-
rung in Frage. Deshalb kann diese Forderung so nicht
erhalten bleiben.

(Zuruf des Abgeordneten Kobler (CSU))

Das Gleiche gilt für die Forderung nach Stärkung der
Befugnisse des Verwaltungsrates. Sie haben wohl den
Gesetzentwurf gar nicht angeschaut. Ich sage Ihnen,
was es in Zukunft zusätzlich alles geben wird: Der Ver-
waltungsrat überwacht den Vorstand und die Verwal-
tung; er kann jederzeit Auskunft über die Geschäftsfüh-
rung verlangen; dieses Recht steht jedem einzelnen Mit-
glied zu; er kann vom Vorstand die Durchführung von
Prüfungen durch die Innenrevision verlangen; er kann
selbst Sachverständige mit einzelnen Aufgaben der
Überwachung beauftragen; er kann die Rechtsaufsicht
mit Angelegenheiten befassen, wenn er der Auffassung
ist, dass der Vorstand seine Pflichten verletzt hat. Das
sind alles Rechte, die der Verwaltungsrat bisher nicht
hatte. Im Übrigen behält er seine bisherigen Rechte im
Wesentlichen bei. Auch bei der Ernennung des Vorstan-
des wird der Verwaltungsrat nicht übergangen, sondern
er hat ein Anhörungsrecht; das heißt, vor der Ernennung
wird er gehört.

Des Weiteren fordern Sie eine Verkürzung der für die
Erteilung eines Vermittlungsgutscheins vorgesehenen
Frist. Dazu habe ich schon etwas gesagt. Sie müssen
auch sagen, dass das finanzielle Probleme aufwirft.
Wenn vom ersten Tag der Arbeitslosigkeit an eine pri-
vate Vermittlung möglich wäre und dafür Gutscheine
ausgegeben würden, würde das bedeuten, dass die
Kosten für die Vermittlung deutlich steigen. Das muss
bezahlt werden, und zwar von den Beitragszahlern, also

von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Das belastet
zusätzlich den Arbeitsmarkt. Soweit diese Kosten über
die Beiträge nicht gedeckt werden können, belasten sie
zusätzlich den Bundeshaushalt. Haben Sie sich das
überlegt? Wohl nicht!

(Kobler (CSU): Sie sparen viele Ausgaben, wenn
Sie mehr Leute in Arbeit bringen!)

– Herr Kollege, wir sparen im Augenblick gar nichts. Sie
wollen nur eine Mehrbelastung.

(Beifall bei der SPD)

Dann wollen Sie eine am Schwierigkeitsgrad der Vermitt-
lung orientierte Staffelung der Höhe des Vermittlungs-
gutscheins. Herr Kollege Kobler, haben Sie daran
gedacht, dass das ein unbestimmter Rechtsbegriff ist?
Wer legt den Schwierigkeitsgrad fest? Sonst reden Sie
immer der Deregulierung das Wort; hier wollen Sie mehr
Regulierung: Kriterien für die Bemessung der Schwierig-
keit sollen festgelegt werden. Dann kommt es vielleicht
noch zu einem Gerichtsstreit darüber, ob die Vermittlung
schwierig oder nicht schwierig war. Jetzt ist eine zeitliche
Staffelung vorgesehen. Die Höchstgrenze bei einem
Zeitraum bis zu sechs Monaten beträgt 1500 e, bei
einem Zeitraum bis zu neun Monaten 2000 e, und bei
einem darüber hinausgehenden Zeitraum beträgt die
Höchstgrenze 2500 e. Diese Regelung hat vieles für
sich.

(Kobler (CSU): Herr Kollege, glauben Sie nicht,
dass das zur Rosinenpickerei führt?)

– Die Rosinenpickerei würde dann eintreten – das habe
ich Ihnen schon vorhin gesagt –, wenn man vom ersten
Tag der Arbeitslosigkeit an die privaten Vermittler zulas-
sen würde. Diese würden sich dann die leicht zu vermit-
telnden Fälle heraussuchen. Im Falle eines schriftlichen
Vertrages hätte ja jeder Vermittler einen Anspruch auf
Vergütung.

Dass Sie den Gesetzentwurf nicht gelesen haben, zeigt
die Tatsache, dass Sie eine Übertragung der Erlaubnis-
pflicht für private Vermittler auf die Länderverwaltungen
fordern. Ist Ihnen denn entgangen, dass im Gesetzent-
wurf ein Erlaubnisvorbehalt überhaupt nicht vorgesehen
ist? Das heißt, dass private Vermittler nicht mehr um
Erlaubnis fragen müssen. Sie müssen sich nur bei den
Gewerbeaufsichtsämtern anmelden. Sie unterliegen
allerdings bei missbräuchlichem Handeln der Kontrolle
der Gewerbeaufsichtsämter. Das ist eine wichtige Auf-
gabe, die auch die Landesbehörden zu erfüllen haben.

Weiter fordern Sie die Evaluierung arbeitsmarktpoliti-
scher Maßnahmen sowie Landesarbeitsämter; darauf
bin ich schon eingegangen.

Meine Damen und Herren, der Gesetzentwurf der Bun-
desregierung ist ein wichtiges Reformvorhaben. Ich
habe darauf hingewiesen, dass in einem zweiten Schritt
die Expertenkommission Vorschläge dafür erarbeiten
soll, wie die Arbeitsvermittlung in Zukunft effizienter
gestaltet werden kann, wie also der Gedanke der Dienst-
leistung – im wahrsten Sinne des Wortes – besser in die
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Arbeitsvermittlung eingeführt werden kann. Einerseits
fordern Sie schon jetzt etwas, was die Expertenkommis-
sion erst erarbeiten soll. Andererseits werfen Sie der
Bundesregierung vor, sie handele überhastet. Was wol-
len Sie denn nun eigentlich? Wollen Sie ein solides
Gesetz oder ein Gesetz, in das die Marginalien, die Sie
da fordern, eingearbeitet werden?

(Kobler (CSU): Wir wollen ein solides Gesetz!)

Man muss das Vorhaben im Zusammenhang mit dem
Job-Aqtiv-Gesetz sehen. Zum ersten Mal seit 20 Jahren
wird der wirklich ernsthafte Versuch unternommen, die
Vermittlung von Arbeitslosen auf eine neue Basis zu stel-
len und effizienter zu gestalten. Dieses haben Sie wäh-
rend Ihrer sechzehnjährigen Regierungszeit versäumt.
Sie sind am allerwenigsten dazu berechtigt, uns vorzu-
werfen, wir würden Herrn Jagoda zum Bauernopfer
machen. Herr Jagoda hätte ja die Gelegenheit gehabt,
Vorschläge zu machen, und zwar gegenüber der Regie-
rung Kohl und gegenüber der Regierung Stoiber, ich
meine Schröder.

(Heiterkeit bei der CSU – Dr. Wilhelm (CSU): Sehr
gut, Regierung Stoiber!)

Dies ist unterlassen worden. Jetzt liegen konkrete Vor-
schläge auf dem Tisch. Ich glaube, dass sie dazu beitra-
gen können, dieses Problem nachhaltig zu lösen. Des-
wegen ist Ihr Antrag nicht nur substanzlos und wider-
sprüchlich, sondern auch abzulehnen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Böhm: Ich gebe in der Zwischenzeit das
Abstimmungsergebnis der vorhin durchgeführten
namentlichen Abstimmung zum Dringlichkeitsantrag der
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN betreffend
Rücknahme der landesplanerischen Beurteilung des
FOC in Ingolstadt, Drucksache 14/8997, bekannt: 65 Ja-
Stimmen, 91 Nein-Stimmen und 7 Enthaltungen. Der
Dringlichkeitsantrag ist damit abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Wir fahren in der Aussprache fort. Als nächste Rednerin
hat Frau Kollegin Stahl das Wort.

Frau Christine Stahl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident, meine Herren und Damen! Es ist gut,
dass sich die ersten Wogen der Empörung geglättet
haben; denn letztendlich ging die Diskussion um die
Arbeit der Bundesanstalt, der Landesarbeitsämter und
der Arbeitsämter auf Kosten zweier Betroffener: Einer-
seits wurden die Mitarbeiterinnen an den entsprechen-
den Ämtern tief verunsichert, weil man sie in der Öffent-
lichkeit für Versäumnisse haftbar gemacht hat, die sie
überhaupt nicht zu vertreten haben. Andererseits hat die
Diskussion bei den betroffenen Arbeits- und Erwerbslo-
sen zu Verunsicherungen geführt; denn sie sind die
Schwächsten in der Kette der Arbeitsvermittlung, und
kein einziger Arbeitsplatz wurde damit mehr geschaffen.

Jetzt scheint es, dass wir in die sehr wichtige Diskussion
mit mehr Ruhe einsteigen können. Der jetzt vorliegende
Antrag deckt sich in weiten Teilen mit dem, was bereits
läuft. Ich kann deshalb nicht erkennen, worauf Sie abzie-
len. Ich hoffte, der Wortbeitrag von Herrn Kobler wäre
schlüssiger gewesen, aber sehr viel Neues ergab sich
daraus nicht.

Bereits vor dem öffentlichen Bekanntwerden, dass die
Statistik missbraucht und dass nur 30% der ausgewie-
senen Vermittlungsergebnisse tatsächlich erreicht wur-
den, hat Rot-Grün zwei Projekte auf den Weg gebracht,
nämlich das „Arbeitsamt 2000“ mit sehr wichtigen Ansät-
zen, das in der Diskussion völlig untergegangen ist, und
das Job-Aktiv-Gesetz, das ebenfalls für die betroffenen
Erwerbslosen erstmalig wirklich Anreize und Möglichkei-
ten bietet, aktiv zu werden.

(Kobler (CSU): Mehr Arbeitslose!)

Anders wie Sie gestern mit dem Bericht des Bayerischen
Rechnungshofes geht Rot-Grün mit dem Bericht des
Obersten Rechnungshofes offensiv um. Wir sind aktiv
geworden und lassen den Diskussionen um die Statistik
tatsächlich Konsequenzen folgen.

Für die Reform steht ein Zweistufenplan an. Die erste
Stufe – Herr Kollege Wahnschaffe hat dies schon gesagt
– muss ab 01.04. verwirklicht werden. Sie sieht in der
Arbeitsverwaltung eine neue Führungsstruktur vor, die
notwendig ist, um das, was ansteht, tatsächlich umset-
zen zu können. Der neue Vorstand wird seine Arbeit auf-
nehmen, weshalb ich Verzögerungen, wie Sie sie mit
Ihrem Antrag vorhaben, eigentlich nicht gutheißen kann.
Denn was bezwecken Sie damit?

(Kobler (CSU): Warum haben Sie die Länderparla-
mente nicht beteiligt?)

– Ich weiß nicht, ob Sie Herrn Kollegen Wahnschaffe
zugehört haben. Die Länderparlamente werden im Ver-
waltungsrat beteiligt. Wiederholen Sie keinen Unsinn,
der sich längst erledigt hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Verzögerung, die Sie hier bringen, hilft uns nicht. Wir
müssen schauen, dass bis zum 1. April im Vorstand und
Verwaltungsrat Führungsstrukturen vorhanden sind,
damit erste Schritte in die Wege geleitet werden können.
Die Harz-Kommission arbeitet bereits. Mit ihr sollen sich
der Vorstand und der Verwaltungsrat absprechen und
das Ganze koordinieren. Ich würde diese Harz-Kommis-
sion erst einmal arbeiten lassen.

(Kobler (CSU): Wo wollen Sie in den nächsten
Monaten die Arbeitslosenstatistik anfertigen las-
sen?)

In dieser Kommission arbeiten Leute, die etwas von
ihrem Geschäft verstehen, etwa Herr Norbert Benzel,
Mitglied des Vorstands DaimlerChrysler Service AG,
Hans Eberhard Schleyer, Generalsekretär des Zentral-
verbands des Deutschen Handwerks, Professor Günter
Schmidt, Wissenschaftszentrum für Sozialforschung,
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Wilhelm Schlicker, Präsident des Landesarbeitsamtes.
Sehen Sie sich die Liste an, nehmen Sie, wenn es um
Kompetenz- und Umverteilungen und um Neubeteiligun-
gen geht, die Erkenntnisse dieser Kommission und stel-
len Sie dann Anträge. Ich weiß natürlich, wie bei Ihnen
Kommissionsergebnisse behandelt werden. Dies haben
wir bei der Zuwanderungskommission gesehen. Es war
Schnee von gestern, als die Ergebnisse auf dem Tisch
lagen. Vermutlich warten Sie das Kommissionsergebnis
gar nicht ab, weil Sie schon jetzt wissen, dass die Ergeb-
nisse der Kommission für Sie nicht relevant werden.

(Zuruf des Abgeordneten Kobler (CSU))

Fakt ist, dass auch wir vermutlich nicht alle Aussagen
der Kommission übernehmen werden – Herr Kobler,
insofern haben Sie vollkommen Recht –, weil es die Auf-
gabe der Politik ist zu entscheiden, ob das Ganze sozial-
verträglich ist, und wie man mit den Geschichten
umgeht. Trotzdem möchte ich zunächst einmal hören,
was die zehn Fachleute sagen werden. Insofern ver-
stehe ich Sie nicht; denn das würde auch unsere Arbeit
erleichtern.

Der Verwaltungsrat wird verkleinert und dadurch effekti-
ver. Die Länder sind beteiligt. Daher kann ich Ihre
Bedenken nicht nachvollziehen. Es ist sinnvoll, die Län-
der zu beteiligen, denn wir erwarten hier deren eigene
Arbeitsmarktprogramme, von denen wir bislang noch
nicht viel gehört haben. Es ging mehr um die Mittel-
standsförderung, die wir das letzte Mal diskutiert haben.
Es wird aber nicht ausreichen, dass die Länder in dem
Verwaltungsrat wieder einmal nur mit dem Finger auf die
Bundesebene zeigen, wie sie es gerne tun, sondern Sie
werden Fakten auf den Tisch legen müssen. Dann
schauen wir, was aus Bayern kommt.

Neben der Reform dieser Arbeitsstruktur ist es natürlich
notwendig, in der Arbeitsvermittlung erste Schritte einzu-
leiten und zu sehen, ob die verstärkte Zulassung privater
Arbeitsvermittler und -vermittlerinnen hilft. Es wurden
zwar mit dem Job-Aktiv-Gesetz bei den Arbeitsämtern
neue Stellen geschaffen. Aber ich befürchte, diese Stel-
len werden nicht ausreichen. Wir sind natürlich nicht so
blind und blöd, dass wir nicht wüssten, dass mit dem Ein-
satz Privater auch Probleme verbunden sind. Deswegen
bedarf es Überlegungen, die der Herr Kollege schon
gebracht hat, aber auch, um zum Beispiel Mitnahmeef-
fekte anderer Art auszuschalten. Gegen Vermittlungs-
gutscheine sprechen Sie sich grundsätzlich nicht aus,
sondern kritisieren, wann und wie hoch diese gegeben
werden.

Auch ich hätte mir gewünscht, dass Vermittlungsgut-
scheine viel schneller ausgegeben werden können. Ich
kann aber die Argumente, etwa Mitnahmeeffekte, sehr
wohl nachvollziehen.

(Kobler (CSU): Aber Sie wollen erst einmal den
Schwerkranken zum Kurpfuscher schicken.)

– Herr Kobler ich bin Ihnen nicht ins Wort gefallen.
Akzeptieren Sie doch, dass ich jetzt rede. – Die Vermitt-
lungsgutscheine sind jetzt erst ab dem dritten Monat
sinnvoll. Wir müssen nun schauen, ob sie sich bewähren

oder nicht. Wenn man sieht, man soll es anders machen,
kann man es ändern. Ich sehe hierin überhaupt kein Pro-
blem.

Natürlich müssen die privaten Arbeitsvermittler kontrol-
liert werden. Tatsächlich kann man ihnen die Ausübung
ihrer Arbeitsvermittlungstätigkeit untersagen. Was wol-
len Sie also mehr? Allerdings wehren wir uns gegen eine
überzogene Bürokratie. Gerade diese fordern Sie im
Antrag mit der Einführung der Erlaubnispflicht. Ich will,
dass sie schnell und effektiv arbeiten. Wenn sie nicht gut
sind, haben sie diesen Job nicht zu machen. Die vorhan-
dene Regelung reicht, dazu brauche ich keine Erlaubnis-
pflicht.

(Kobler (CSU): Das ist ein Wildwuchs!)

– Das sehe ich nicht so, weil die Kontrolle erfolgen muss.
Ich bin verblüfft, dass ausgerechnet von Ihnen dieser
Bürokratismus kommt. Dabei versuchen wir gerade,
neue und richtige Wege zu beschreiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch die Staffelung gibt es schon. Vielleicht ist es im
Detail nicht genau das, was Sie sich vorstellen. Man ver-
sucht, sich hier dem Schwierigkeitsgrad anzupassen.

(Kobler (CSU): Das ist ein Widerspruch zu den Aus-
sagen des Kollegen Wahnschaffe!)

– Nein, dies ist kein Widerspruch. Darüber können wir
gerne nochmals diskutieren. Sie versuchen, einen
Widerspruch zu basteln, wo keiner ist. Insgesamt wollen
wir eine verstärkte und verbesserte Kooperation mit Drit-
ten.

Wir wollen einen Rechtsanspruch auf Vermittlung. Das
ist für Erwerbslose ein sehr wichtiger Punkt. Wir wollen
auch, dass sich die Arbeitsvermittlung auf ihre Kernauf-
gabe, nämlich die Vermittlung, konzentriert. Das erfor-
dert unter Umständen tatsächlich mehr Personal. Man
muss sich überlegen, inwieweit man hier umschichten
kann.

In diesem Zusammenhang gibt es die Diskussion um
einzelne Aufgabenbereiche. Stichwort: Schwarzarbeit.
Muss das Arbeitsamt kontrollieren? Persönlich muss ich
Ihnen sagen, ich sehe momentan nicht, wer das sonst
tun sollte. Ich sehe diese Aufgabe beim Arbeitsamt sehr
gut aufgehoben, aber man darf sich ja wohl Gedanken
machen. Es ist durchaus überlegenswert, die Gewerbe-
aufsicht einzuschalten, aber dann muss die Kommune
die Kosten übernehmen. Es gibt sehr viel Für und Wider,
und das möchte ich unaufgeregt in einem Fachgremium
diskutiert haben und nicht hier angesichts von Schau-
fensteranträgen.

Außerdem wollen wir, dass die Arbeitsämter die Möglich-
keit haben – im Moment funktioniert das wegen der
hohen Arbeitsbelastung kaum –, vermehrt offene Stellen
ausfindig zu machen.

All das ist notwendig, um auf die individuellen Bedürf-
nisse von Arbeitslosen einzugehen. Eine Alleinerzie-
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hende, die Arbeit sucht, sucht andere Arbeitsbedingun-
gen als jemand, der älter ist und nach einem langen
Erwerbsleben aus einer Firma ausgeschieden ist. Seine
Situation ist wiederum eine andere als die Situation von
Behinderten. Ich könnte hier eine lange Liste aufma-
chen. Die individuelle Betreuung ist es, die wir mit dem
Job-Aqtiv-Gesetz zu verwirklichen versuchen. Das sind
neue Wege, für die es kaum Vorbilder in anderen Län-
dern gibt. Hier muss man experimentieren. Ich halte das
angesichts der schwierigen Situation durchaus für ange-
bracht.

Die zweite Stufe der Reform wird spätestens ab 2004 in
Kraft treten. Die Vorschläge zur Umstrukturierung der
Bundesanstalt für Arbeit müssen noch abgewartet wer-
den. Ich verstehe ebenso wenig wie Kollege Wahn-
schaffe, wieso Sie auf der einen Seite schnelles Handeln
fordern und auf der anderen Seite – ich komme zum
Kern Ihres Antrags – den Vermittlungsausschuss ein-
schalten wollen. Sie verschweigen dabei, dass der Ver-
mittlungsausschuss lediglich ein unechtes Vermittlungs-
verfahren durchführt. Das heißt, das Gesetz wird ver-
schoben, in den Bundestag zurückverwiesen und ver-
spätet und verzögert umgesetzt. Was haben Sie damit
gewonnen? – Ich weiß nicht, was das soll. Ich hätte Ver-
ständnis, wenn Sie im Vermittlungsausschuss wirklich
diskutieren, aber das ist bei dem Verfahren nicht der Fall.

Sie verzögern wichtige Entwicklungen in einem lebendi-
gen Prozess. Wir wissen, dass vieles noch überprüft
werden muss. Statt gemeinsam etwas auf den Weg zu
bringen, verfallen Sie in alte Grabenkämpfe. Wir haben
wenig Verständnis für dieses Vorgehen und Ihren
Antrag, weil er die Arbeitslosen und die Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen in den Arbeitsämtern im Ungewissen
lässt. Das muss man auch einmal sagen. Diese Leute
sind verunsichert. Deshalb lehnen wir Ihren Antrag ab.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Böhm:  Das Wort hat Frau Staatsministerin
Stewens.

Frau Staatsministerin Stewens  (Sozialministerium):
Herr Präsident, sehr geehrter Herr Kollege Wahnschaffe,
sehr geehrte Frau Kollegin Stahl! Für mich ist verblüf-
fend, wie Rot-Grün zurzeit in der Arbeitsmarktpolitik und
bei der Reform der Bundesanstalt für Arbeit alle Positio-
nen in der Bundesrepublik abdeckt: Florian Gerster
macht ganz schnell ein paar Vorschläge zur Bundesan-
stalt. Er sagt, wir brauchen Reformen im Arbeitsrecht,
wir müssen die Bezugsdauer für die Arbeitslosenhilfe
kürzen usw. Arbeitsminister Riester sagt: Halt, halt, das
kann nicht sein. Schröder sagt genauso wie Sie, Frau
Kollegin Stahl, man darf doch wohl einmal vordenken
oder querdenken. Kein Mensch weiß, woran man sich
halten soll.

(Unruhe)

– Hören Sie nur zu. Das ist ein ausgesprochen schwieri-
ges Gesetz. Deshalb frage ich mich, warum hat man
solange geschlampt und warum hudelt man jetzt derart
bei der Schaffung eines Reformgesetzes?

(Unruhe – Zurufe)

– Ja, das Wort „hudeln“ ist bayrisch. Das ist mir klar.

Zur Verantwortlichkeit hat der Bundestagsabgeordnete
und DGB-Vorsitzende in Bayern, Herr Schösser, darum
gebeten, einmal § 283 Absatz 2 SGB III nachzulesen.
Bei der letzten Verwaltungsratssitzung ist gefragt wor-
den, was dort steht. Tatsächlich ist dort zu lesen, das
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung kann
Art, Umfang sowie Tatbestände und Merkmale der Sta-
tistiken und der Arbeitsmarktberichterstattung näher
bestimmen und der Bundesanstalt entsprechende fachli-
che Weisungen erteilen.

Es wurde nachgefragt, ob das Bundesarbeitsministerium
dieses getan hat. Gerade Sie sprechen immer so
erschreckt die Statistiken an. Folgende Stellungnahme
wurde abgegeben:

Damit das BMA immer aktuell informiert ist und sein
fachliches Weisungsrecht ausüben kann, wurden
für Mitarbeiter des BMA Zugriffsrechte für die statis-
tische Datenbank der BA – Stada – und die monatli-
chen Daten zur Führungsinformation der BA einge-
richtet. Das BMA hat damit einen schnellen und
umfassenden Zugriff auf die Statistiken der BA. In
der Vergangenheit hat das BMA von den ihm gege-
benen Möglichkeiten regen Gebrauch gemacht und
Einfluss auf die Ausgestaltung der Statistiken der
Bundesanstalt genommen. Eine Abstimmung der
Statistiken der Bundesanstalt mit dem BMA ist
regelmäßig überwiegend fernmündlich erfolgt. Vor-
schläge und Änderungswünsche des BMA wurden
bei der Erstellung der Statistiken berücksichtigt.
Teilweise waren die Angaben des BMA dabei so
detailliert, dass sie sich auf die für die Statistik
heranzuziehende Datenbasis und die Zuordnung
von Sachverhalten zu bestimmten Fallgruppen
bezogen.

Ich frage mich, wie Sie da von der Fälschung der Statis-
tiken reden können. Der Skandal wird exakt dann vom
Bundesrechnungshof, den Sie so ernst nehmen, ent-
deckt, als die Zahl von 4,3 Millionen Arbeitslosen im
Februar veröffentlicht wird. Oh Wunder, kann ich da nur
sagen. Das war ein hervorragendes Ablenkungsmanö-
ver und sonst nichts.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie sollten sich das ein-
mal zu Gemüte führen. Das Job-Aqtiv-Gesetz ist im letz-
ten Jahr verabschiedet worden. Wir haben damals
schon darauf hingewiesen, dass man so nicht vorgehen
kann.

(Gartzke (SPD): Das ist hervorragend!)

– Nein, das Gesetz ist nicht hervorragend. Gefördert
werden Maßnahmen für den zweiten Arbeitsmarkt. Die
Arbeitslosen hätten aber mehr davon, wenn sie für den
ersten Arbeitsmarkt qualifiziert würden. Man hat die
Zustände in der Bundesanstalt für Arbeit im letzten Jahr



Plenarprotokoll 14/84 v. 20.03.2002 Bayerischer Landtag  · 14.Wahlperiode 6077

exakt gekannt und trotzdem das Job-Aqtiv-Gesetz ver-
abschiedet.

Zur Arbeitslosigkeit möchte ich sagen, man sollte den
Bundeskanzler an den Versprechen messen, die er im
Bundestagswahlkampf vor dreieinhalb Jahren gemacht
hat und mit denen er den Wahlkampf gewonnen hat.

(Gartzke (SPD): Alles erfüllt!)

Er hat gesagt, wenn die Zahl der Arbeitslosen 2002 nicht
unter 3,5 Millionen liegt, verdient er es nicht, wieder
gewählt zu werden.

(Unruhe)

Ich glaube schon, dass es Ihnen Leid tut, dass wir uns
solche Wahlversprechen merken und sie immer wieder
in Erinnerung bringen.

Wir haben Modelle vorgelegt, die neben einer Verbesse-
rung der Situation auf dem Arbeitsmarkt auch ein stärke-
res Wirtschaftswachstum beinhalten. Das, was Herr
Gerster vorlegt, ist das Mainzer Modell, von dem Bun-
desarbeitsminister Riester vor dem Hintergrund von
4,3 Millionen Arbeitslosen sagt, es brächte etwa 30000
zusätzliche Arbeitsplätze.

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, sich genau zu
überlegen, welche Wirkung dieses Gesetz angesichts
von 4,3 Millionen Arbeitslosen und angesichts der sons-
tigen arbeitsmarktpolitischen Untätigkeit und Unfähigkeit
der Bundesregierung entfaltet. Notwendig ist eine tief-
greifende Reform der Organisation der Bundesanstalt
für Arbeit – darin sind wir uns einig –, aber auch eine
Reform des Rechts der Arbeitsförderung.

Die Bundesregierung greift zu kurz, weil sie die Arbeits-
marktpolitik und die Reform der Arbeitsförderung nicht in
Angriff nimmt. Ihr gelingt es ja nicht einmal, die Reform
der Arbeitsverwaltung vernünftig durchzuführen. Das
Gesetzgebungsverfahren zur Reform der Arbeitsverwal-
tung ist verfassungsrechtlich höchst bedenklich. Die
Sofortmaßnahme zur Reform der Bundesanstalt für
Arbeit wird an einen inhaltlich völlig anderen Gesetzent-
wurf angehängt, welcher sich schon in der parlamentari-
schen Beratung befand. Das Durchpeitschen eines
unausgereiften Gesetzes, welches, wie Sie selbst
sagen, ein ungeheuer wichtiges Gesetz ist, mittels eines
solchen Verfahrenstricks innerhalb von zwei Wochen
durch Bundestag und Bundesrat ohne ausreichende
Gelegenheit für eine Stellungnahme halte ich für ausge-
sprochen schwierig und letztendlich für sehr leichtsinnig.
Diese Vorgehensweise ist mit Sicherheit auch ein Affront
gegenüber den Ländern. Ohne angemessene Beteili-
gung der Länder soll eine grundlegende Neuordnung der
Arbeitsvermittlung und Arbeitsförderung durchgesetzt
werden. Es wäre doch sehr wichtig, dass man hier den
kritischen und konstruktiven Sachverstand der Länder
mit einbezieht und sie nicht auf diese Art und Weise
bewusst ausgrenzt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe eingangs
schon gesagt, worin ich die Beweggründe der Bundesre-
gierung sehe: Sie will ihre politische Verantwortung für

diesen Vermittlungsskandal und die Defizite dabei – im
SGB III ist diese Verantwortung eigens erwähnt – ver-
schleiern.

Ich möchte noch einmal kurz darstellen, was wir von
dem, was in diesem Omnibus-Gesetz am Freitag vorge-
legt werden soll, grundlegend kritisieren. Der erste Kritik-
punkt ist die Ausweitung der Kompetenzen des Verwal-
tungsrates insbesondere im Hinblick auf Berufung und
Abberufung des Vorstands. Wir halten es für ungeheuer
wichtig, dass diese Kompetenzen ausgeweitet werden.

(Wahnschaffe (SPD): Welche?)

– Die Kompetenzen des Verwaltungsrates bezüglich der
Berufung und Abberufung des Vorstands.

Für wichtig halte ich es auch, Herr Kollege Wahnschaffe,
dass der Verwaltungsrat die Möglichkeit hat, eine Innen-
revision einzuberufen. Das halte ich für unabdingbar,
und das möchte ich Ihnen auch ganz klar sagen. Wir
sollten die Verantwortung des Verwaltungsrates wirklich
ernst nehmen und ihn nicht einfach ausbremsen.

(Wahnschaffe (SPD): Das steht doch im Gesetzent-
wurf!)

Zweitens halten wir eine Ausweitung der Kontrollbefug-
nisse des Verwaltungsrates gegenüber dem Vorstand für
unbedingt notwendig. Drittens halten wir eine stärkere
Unabhängigkeit des Vorstandes gegenüber der Bundes-
regierung für wichtig. Die Bundesregierung kann den
Vorstand schlicht und einfach absetzen, wenn er das
Vertrauen der Bundesregierung verloren hat. Dieses
Spannungsverhältnis zwischen Vorstand und Bundesre-
gierung stimmt in keiner Art und Weise.

Viertens fordern wir eine konsequente Einschaltung pri-
vater Vermittler. Wer einen privaten Vermittler vor Ablauf
von drei Monaten Arbeitslosigkeit einschaltet, um mög-
lichst schnell in Arbeit zu kommen, darf auf den Kosten
nicht sitzen bleiben und für seine eigenen Bemühungen
bestraft werden. Ich weiß schon, dass Sie damit Pro-
bleme haben. Letztendlich haben Siebei den privaten
Vermittlern auch etwas nachgebessert. Wir haben aber
auch eine Zulassung gefordert. Kollege Kobler hat die-
sen Vorschlag ja schon eingebracht. Wir wären der ein-
zige Staat in der Europäischen Union, der keine Zulas-
sung für private Arbeitsvermittler vorsieht. Sie wollen die
privaten Arbeitsvermittler bei ihrer Tätigkeit ständig kon-
trollieren. Wir meinen, eine einmalige Zulassung nach
anständigen Kriterien wäre unbürokratischer und
wesentlich besser als eine ständige Kontrolle der Tätig-
keit der privaten Arbeitsvermittler.

(Wahnschaffe (SPD): Dann können sie alles das
machen, was sie wollen! – Frau Christine Stahl
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wie bei der Zulas-
sung des Deutschen Ordens!)

Das Nächste ist eine Folge dessen, dass die Frist von
drei Monaten Arbeitslosigkeit für den Anspruch auf Ertei-
lung eines Vermittlungsgutscheins verkürzt werden
muss. Die Staffelung der Höhe des ausgestellten Ver-
mittlungsgutscheins darf nicht nach der Dauer der
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Arbeitslosigkeit vorgenommen werden. Wenn Sie wirk-
lich die Höhe des Vermittlungsgutscheins von der Dauer
der Arbeitslosigkeit abhängig machen, müssen Sie sich
schon überlegen, ob Sie damit nicht falsche Anreize
schaffen. Das ist unsere Hauptkritik an diesem Vorge-
hen. Deswegen sollte der Schwierigkeitsgrad bei der
Vermittlung für die Höhe des Vermittlungsgutscheins
ausschlaggebend sein und nicht schlicht und ergreifend
die Dauer der Arbeitslosigkeit.

(Wahnschaffe (SPD): Wie bemessen Sie den?)

Eine weitere Forderung ist die Einführung echter erfolgs-
orientierter Leistungsanreize für die Vermittlung bei den
Arbeitsämtern. Eine letzte Forderung ist die Evaluation.
Wenn Sie das, was wir beim Arbeitsmarktfonds in Bay-
ern machen, für richtig und gut halten – ich denke hier
zurück an die letzte Diskussion im Haushaltsausschuss
–, dann können Sie doch nicht die Evaluation der
Arbeitsvermittlung auf Bundesebene für schlecht halten.
Deswegen sollten Sie Ihre Haltung hinsichtlich der Ein-
schaltung qualitativ hochwertiger privater Arbeitsvermitt-
ler schon noch einmal überdenken. Aus diesem Grund
wird Bayern am Freitag im Bundesrat für eine Anrufung
des Vermittlungsausschusses plädieren. Glauben Sie
mir, es wäre wirklich wichtig, sich für ein solches Gesetz
ausreichend Zeit für die Beratung zu nehmen.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm:  Ums Wort hat Herr Kollege Wahn-
schaffe gebeten.

Wahnschaffe  (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Frau Stewens, angesichts der Lage insbe-
sondere in Bayern muss ich Ihnen schon sagen, dass
das, was Sie heute zum Thema Arbeitslosigkeit gesagt
haben, mehr als enttäuschend war.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sie haben sich auf Statistiken bezogen und auf das
Recht des Bundesarbeitsministeriums Statistiken einzu-
fordern und sie zu kontrollieren. Darum geht es nicht. Es
geht darum, wie wir Arbeitslose besser vermitteln kön-
nen. Einerseits stellen wir bei den Firmen einen dringen-
den Bedarf an qualifizierten Mitarbeitern fest, auf der
anderen Seite ist es unmöglich, die arbeitssuchenden
Menschen an die richtigen Jobs zu bringen. Darin
besteht doch das Problem. Dazu haben Sie heute leider
fast nichts gesagt.

Weiter haben Sie sich über das Job-Aqtiv-Gesetz ausge-
lassen. Ich weiß nicht, was man Ihnen aufgeschrieben
hat. Ich habe jedoch keinen einzigen substanziellen Kri-
tikpunkt zum Job-Aqtiv-Gesetz gehört.

Dieses Gesetz orientiert sich am dänischen Modell, wel-
ches sehr erfolgreich ist. Wir haben es uns angesehen,
und hier sind im Übrigen die Reisen von Ausschüssen
sehr hilfreich, Herr Präsident. Das dänische Modell setzt
dann an, wenn jemand arbeitslos wird. Sofort wird ein
individuelles Profil von dem Arbeitslosen entworfen, wel-
ches aufzeigt, wo seine Stärken liegen und wo Möglich-

keiten bestehen, ihn wieder in den Arbeitsprozess ein-
zugliedern. Genau dieses Ziel wird auch mit dem Job-
Aqtiv-Gesetz verfolgt. Es will arbeitslose Jugendliche, für
welche wir schon ein Job-Programm haben, besser in
den Ausbildungsmarkt integrieren. Mit dem Job-Aqtiv-
Gesetz wollen wir Langzeitarbeitslose mit entsprechend
konkreten Hilfen wieder in den Arbeitsmarkt integrieren.
Wo setzt hier Ihre Kritik an, Frau Staatsministerin Ste-
wens? Wollen Sie das alles nicht? Dann müssen wir Sie
schon fragen, welche Meinung Sie in diesem Parlament
eigentlich vertreten. Vertreten Sie den Standpunkt der
Staatsregierung, der nur darauf ausgerichtet ist, ihre
eigenen Rechte als Staatsregierung im Parlament und
im Verfassungsgefüge zu wahren oder geht es Ihnen in
erster Linie darum, Menschen, die arbeitslos sind, zu
helfen?

Des Weiteren lassen Sie sich über einzelne Punkte aus,
was bei mir nur Kopfschütteln hervorruft. Sie sagen, es
sei wichtiger, die privaten Vermittler nur über eine Zulas-
sung, welche Sie natürlich auf Länderebene regeln wol-
len, auf den Markt zu lassen. Das sei der sicherere Weg.

Da muss ich Sie fragen: Welches Verständnis von Prak-
tikabilität haben Sie eigentlich? Eine Person, der die
Ausübung eines Gewerbes gestattet ist, steht perma-
nent unter dem Druck, dass ihr die Ausübung des
Gewerbes bei Missbrauch verboten wird. Eine wirksa-
mere Regelung gibt es auch bei anderen Gewerbezwei-
gen nicht. Deswegen verstehe ich nicht, warum Sie eine
Zulassung wollen. Sie wollen die Deregulierung, die
einen großen Teil des Gesetzes ausmacht, wieder rück-
gängig machen.

Sie sagen, man solle die Vermittlungsgebühr an der
Schwierigkeit der Vermittlung festmachen. Erklären Sie
mir doch einmal an einem konkreten Fall, wie Sie die
Schwierigkeit bemessen wollen. Bemisst sich die
Schwierigkeit, eine Arbeit zu finden, daran, ob jemand
über 50 Jahre alt ist, oder daran, dass jemand ein Han-
dicap hat? Liegt etwa eine besondere Schwierigkeit vor,
wenn eine weibliche Arbeitsuchende beispielsweise in
der glücklichen Lage sein könnte, noch Kinder zu
bekommen? Sind das die Kriterien, und wer legt diese
Kriterien fest? Werden Sie auch darüber Richtlinien und
Verordnungen erlassen? Wie soll das in der Praxis aus-
sehen? Auf alle diese Fragen haben Sie keine Antwort.
Sie sagen, dass Sie dieses oder jenes wollen, erklären
aber nicht, wie Sie Menschen wieder stärker an den
Arbeitsmarkt heranführen wollen. Das ist das Entschei-
dende. Ob das ein Privater oder die staatliche Arbeits-
vermittlung macht, ist vom Ergebnis abhängig.

(Beifall der Frau Abgeordneten Christine Stahl
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Sie müssen sich entscheiden. Wollen Sie nur private
Arbeitsvermittlung? Wir wollen das nicht. Oder wollen
Sie das Nebeneinander von privater und öffentlicher
Arbeitsvermittlung im Wettbewerb? Wenn Sie von
Anfang an eine Vermittlung durch Private wollen, dann
belasten Sie finanziell die Arbeitsverwaltung und höhlen
andererseits die Kernaufgabe der Arbeitsämter aus. Sie
tragen dazu bei – Frau Kollegin Stahl hat es bereits
gesagt –, die Verunsicherung bei den Beschäftigten, die
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hochmotiviert ihre Aufgaben wahrnehmen, zu erhöhen.
Deswegen muss am Freitag Schluss sein, und es müs-
sen klare Verhältnisse geschaffen werden.

Wenn heute jemand auf dem Arbeitsmarkt schwer zu
vermitteln ist und sich dies von Anfang an abzeichnet,
dann hat die Arbeitsverwaltung nach dem Job-Aqtiv-Ge-
setz schon jetzt die Möglichkeit, zusätzliche Hilfen einzu-
bauen, Dritte in Anspruch zu nehmen, zu fördern, zu hel-
fen und zu beraten. Das ist alles möglich. Wir werden
aber nicht zulassen, dass es zu einer Rosinenpickerei
kommt, die letztendlich nur darauf ausgerichtet ist, abzu-
sahnen, aber nicht den Arbeitslosen zu helfen. Wir kön-
nen nur an Sie appellieren: Stimmen Sie am Freitag zu,
und geben Sie Ihre Blockadehaltung auf.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Böhm: Es gibt keine weiteren Wortmeldun-
gen mehr. Die Aussprache ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Dringlichkeits-
antrag auf Drucksache 14/8998 seine Zustimmung
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist
die Fraktion der CSU. Gegenstimmen? – Das sind die
Fraktionen der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN. Enthaltungen? – Keine. Der Antrag ist damit
angenommen.

Ich rufe zur gemeinsamen Beratung auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Maget, Bie-
defeld, Gartzke und Fraktion (SPD)

Tierschutz ins Grundgesetz (Drucksache 14/8999)

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Dr. Dürr,
Münzel, Gote und anderer und Fraktion (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Tierschutz ins Grundgesetz (Drucksache 14/9000)

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Glück, Hölzl,
Dr. Wilhelm und anderer und Fraktion (CSU)

Aufnahme des Tierschutzes in das Grundgesetz
(Drucksache 14/9001)

Ich eröffne die Aussprache. Um das Wort hat Frau Kolle-
gin Lück gebeten.

Frau Lück  (SPD): Herr Präsident, werte Kolleginnen,
werte Kollegen! Tiere dürfen nicht länger wie eine Ware
behandelt werden. Quälerische Tiertransporte über Hun-
derte von Kilometern, Käfighaltung und grausame
Schlachtmethoden müssen verboten werden. Ich
glaube, wir sind uns einig, dass das Tierschutzgesetz
nicht ausreicht, um tatsächlich die Qual der Tiere zu ver-
hindern. Deshalb muss der Tierschutz im Grundgesetz
verankert werden, und zwar jetzt.

Das Debakel des Jahres 2000, nämlich dass die Veran-
kerung des Tierschutzes im Grundgesetz gerade an feh-

lenden CSU-Stimmen im Bundestag scheitert, obwohl
sich der Landtag und die Staatsregierung vehement hin-
ter dieses Anliegen gestellt haben, darf sich schlichtweg
nicht wiederholen. Wenn nur die Hälfte der 47 CSU-Ab-
geordneten damals zugestimmt hätte, wäre die Ände-
rung des Grundgesetzes bereits im Jahr 2000 gelungen.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Bayern kommt eine besondere Verantwortung zu. Die
Menschen in Bayern haben am 8. Februar 1998 den
Tierschutz in der bayerischen Verfassung verankert. Das
ist ein klarer Auftrag an uns. Der Weg für die Veranke-
rung des Tierschutzes als Staatsziel scheint frei zu sein.
Wir begrüßen die Haltung der Union. Wir begrüßen spe-
ziell die Haltung der CSU.

(Hofmann (CSU): Sehr gut!)

Endlich hat sich die Partei bewegt. Ministerpräsident
Stoiber wurde in einer großen Tageszeitung wie folgt
zitiert:

Das Thema Tierschutz bewegt zunehmend viele
Menschen. Die Bürger sind zu Recht empört, wenn
Tiere gequält und misshandelt oder vermeidbarem
Leid ausgesetzt werden.

Ich sage: Jawohl, Herr Stoiber, Sie haben Recht. Diese
Aussage hat aber auch schon im April 2000 gegolten, als
ein gemeinsamer Vorstoß von SPD, GRÜNEN, FDP und
PDS im Bundestag, den Tierschutz im Grundgesetz zu
verankern, leider am Veto der CDU/CSU gescheitert ist.
Aber es ist besser, spät als überhaupt nicht zur Einsicht
zu kommen. Nachdem Sie, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der CSU, ebenso wie die GRÜNEN auch einen
Antrag desselben Inhalts gestellt haben, dürften Sie
wohl kein Problem damit haben, unserem Antrag zuzu-
stimmen, in dem wir wiederum ein klares Bekenntnis und
ein offensives Eintreten des Landtags und der Staatsre-
gierung für den Tierschutz im Grundgesetz fordern.

Die Tierschützer und die SPD freuen sich darüber, jetzt
hoffentlich bei wichtigen Tierschutzanliegen auf die
Unterstützung des Kanzlerkandidaten der Union Stoiber
bauen zu können. Wir fordern in unserem Antrag die
Staatsregierung aber nicht nur dazu auf, in der Öffent-
lichkeit offensiv für die Verankerung des Tierschutzes im
Grundgesetz einzutreten – das tun Sie schon bei Veran-
staltungen draußen –, sondern dies ebenso offensiv –
und das ist das Wichtigere – bei Ihren Mitgliedern im
Bundestag zu tun.

Schließen wir gemeinsam im Interesse der Kreatur Tier
diese Regelungslücke. Es bedarf nur der Einfügung der
drei Worte „und die Tiere“ im Artikel 20 a des Grundge-
setzes. Verankern wir den Schutz der natürlichen
Lebensgrundlagen und den Schutz der Tiere. Ich hoffe
auf Ihre Zustimmung und auf ein gemeinsames Vorge-
hen mit Ihren Kollegen im Bundestag.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Präsident Böhm: Um das Wort hat Frau Kollegin Mün-
zel gebeten.

Frau Münzel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Präsi-
dent, Kolleginnen und Kollegen! Die Regierungsfraktio-
nen des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der SPD
unternehmen zurzeit einen zweiten Versuch, den Tier-
schutz im Grundgesetz zu verankern. In der Woche vom
13. Mai 2002 wird die Abstimmung darüber stattfinden.
Es wird sowohl im Bundestag, als auch im Bundesrat die
Zweidrittelmehrheit benötigt, das heißt, auch die Stim-
men der CDU/CSU werden gebraucht.

Genau an diesen Stimmen ist das letzte Mal der Versuch
der GRÜNEN-Bundestagsfraktion zusammen mit der
SPD und mit Unterstützung von FDP und PDS geschei-
tert, den Tierschutz im Grundgesetz zu verankern. Für
uns war es damals vollkommen unverständlich, dass
auch die CSU-Bundestagsabgeordneten es ablehnten,
den Tierschutz im Grundgesetz zu verankern, nachdem
diese ja aus einem Bundesland kommen, in dem der
Tierschutz bereits in der Verfassung verankert ist, und
das übrigens durch die Initiative der bayerischen Land-
tagsfraktion. Ich erinnere daran, dass Tessi Lödermann
damals erfolgreich die Verhandlungen führte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dieses Abstimmungsverhalten war für uns unverständ-
lich. Denn warum soll das, was für die Bayerische Ver-
fassung gilt, plötzlich für das Grundgesetz falsch sein?

Kolleginnen und Kollegen, für uns GRÜNE ist der Tier-
schutz schon immer ein großes Anliegen gewesen und
nicht erst jetzt für den Bundestagswahlkampf erfunden
worden. Tiere sind leidens- und empfindungsfähige
Lebewesen, und wir stehen in der Verantwortung, diese
vor unnötige Leiden und Schmerzen zu schützen.

Dazu bedarf es allerdings der Grundgesetzänderung;
denn Gerichtsurteile zeigen, dass der Tierschutz im Kon-
flikt mit verfassungsrechtlichen Grundrechten, wie der
Freiheit von Forschung, Lehre, Kunst oder der Berufs-
und Religionsfreiheit immer auf der Strecke bleibt. Damit
es in diesen Fällen zu einer Abwägung zwischen den
Interessen des Tierschutzes und der Tiernutzung kom-
men kann, muss also der Tierschutz in die Verfassung.
Wir GRÜNEN wissen das schon lange, nicht erst seit
dem letzten Verfassungsgerichtsurteil. Ich hätte mir sehr
gewünscht, dass CDU/CSU schon im April 2000 auf uns
GRÜNE gehört und der Grundgesetzänderung zuge-
stimmt hätten.

Lassen Sie mich einige Beispiele aus der Vergangenheit
nennen, wo es sehr deutlich geworden ist, um was es
geht:

Bereits 1994 unternahm der damalige Regierungspräsi-
dent, der GRÜNE Hartmut Bäumer in Gießen, zusam-
men mit der für den Tierschutz zuständigen Ministerin
Iris Blaul von den GRÜNEN den Versuch, Tierversuche
in der studentischen Ausbildung an der Universität Mar-
burg bei Professor Heldmaier zu untersagen, weil diese
gegen das Tierschutzgesetz verstießen. Diese Tierver-

suche wurden in Deutschland außer in Marburg nicht
mehr durchgeführt, und es gab filmische Darstellungen
der Versuche. Das Tierschutzgesetz ist eindeutig. In
§ 10 Absatz 1 heißt es – ich zitiere:

Tierversuche . . . dürfen nur durchgeführt werden,
soweit ihr Zweck nicht durch andere Mittel, insbe-
sondere durch filmische Darstellung erreicht werden
kann.

Obwohl genau dies zutraf, durch Expertengutachten
untermauert wurde, und der Regierungspräsident auf-
grund des § 10 Absatz 1 des Tierschutzgesetzes vollzie-
hen wollte, scheiterte er an der grundgesetzlich veran-
kerten Freiheit von Forschung und Lehre. Das Tier-
schutzgesetz war einmal mehr ein zahnloser Papiertiger.

Ebenso schlug der Versuch der GRÜNEN-Ministerin,
Frau Blaul, fehl, äußert belastende Affenversuche zu
untersagen. Die extreme Belastung der Tiere – ihr Kör-
per und ihr mit Elektroden versehener Kopf wurden im
Primatenstuhl fixiert, außerdem wurden sie durch Was-
serentzug konditioniert – wurde zwar gutachterlich
bestätigt, doch die im Grundgesetz verankerte Freiheit
der Forschung wog mehr.

Auch am Urteil des Bundesverfassungsgericht zum
Schächten kann man sehen: Der Tierschutz hat keine
Chance, weil er nicht im Grundgesetz verankert war.

Diese Beispiele zeigen also sehr deutlich das Ungleich-
gewicht. Immer, wenn der Tierschutz im Konflikt mit
Grundrechten wie Freiheit und Forschung, Lehre und
Kunst oder der Berufs- und Religionsfreiheit steht, zieht
der Tierschutz automatisch den Kürzeren, und das Tier-
schutzgesetz greift nicht. Es ist nicht das Papier wert, auf
dem es steht. Erst wenn der Tierschutz im Grundgesetz
verankert ist, besteht sozusagen Chancengleichheit.
Erst dann kann eine Abwägung zwischen den verschie-
denen Interessen geschehen.

Wir GRÜNEN hatten vorgestern eine Expertenanhörung
zu diesem Thema. Der erste Vorsitzende des Bundes-
verbandes Menschen für Tierrechte, Dr. Eisenhart von
Loeper sagte dort: „Tierschutz ist wie ein Haus, das ein
Fundament braucht. Das Fundament ist das Grundge-
setz.“ Dieses Bild verdeutlicht sehr klar die Bedeutung
der Grundgesetzänderung.

Kolleginnen und Kollegen, es gibt in unserer Gesell-
schaft einen breiten Konsens darüber, diese Grundge-
setzänderung durchzuführen. Es sind dies nicht allein
die Tierschützer und Tierschützerinnen, es sind dies
auch Landwirte und Landwirtinnen, es sind dies Verfas-
sungsrechtler und Verfassungsrechtlerinnen, es sind
dies nach einer aktuellen Umfrage vom März 2002 min-
destens 80% der Bevölkerung, und es sind dies auch die
Tierärzte und Tierärztinnen. Der Präsident der Bayeri-
schen Landestierärztekammer, Herr Professor Dr.
Pschorn machte dies vorgestern bei unserer Anhörung
noch einmal deutlich, und er verwies auch auf die Ent-
schließung der Hauptversammlung des Deutschen Tier-
ärztetag vom März 2000, in der ganz klar formuliert ist:



Plenarprotokoll 14/84 v. 20.03.2002 Bayerischer Landtag  · 14.Wahlperiode 6081

Die Hauptversammlung des 22. Deutschen Tierärzt-
etages fordert den Gesetzgeber auf, den Tierschutz
als Staatsziel in das Grundgesetz der Bundesrepu-
blik Deutschland einzufügen.

Ich glaube, in der Bundesrepublik würde es niemand
mehr verstehen, wenn auch dieser Versuch des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN und der SPD scheitern
würde.

Wir haben hier im Bayerischen Landtag eindeutige
Beschlüsse für die Aufnahme des Tierschutzes im
Grundgesetz. Wir haben die Zustimmung zu einem
Antrag der GRÜNEN vom 11.07.2000, und wir haben die
Zustimmung zu einem Antrag der CSU vom gleichen
Datum. Wir sollten es aber trotzdem nicht dabei bewen-
den lassen und heute noch einmal ein eindeutiges Sig-
nal in Richtung CDU/CSU in Berlin senden – um diese
Bundesebene geht es, die Sie so verschämt in Ihrem
Antrag kaschieren –,

(Hofmann (CSU): Jeder weiß, wer gemeint ist!)

indem wir den erneuten Vorstoß der Bundestagsfraktio-
nen begrüßen und unserer Beschlüsse bekräftigen. Ich
bitte um Zustimmung zu unserem Antrag.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei
der SPD)

Präsident Böhm: Jetzt hat Herr Kollege Hölzl das Wort.

Hölzl (CSU) (vom Redner nicht autorisiert): Herr Präsi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die CSU
setzt sich seit Jahren, um nicht zu sagen Jahrzehnten,
für den Tierschutz ein. Das ist unstrittig. Deswegen hat
die heutige Diskussion und all dies, was sich in den letz-
ten Monaten und Jahren abgespielt hat, nichts damit zu
tun, dass im Jahr 2002 Bundestagswahlen stattfinden
und sich unser Ministerpräsident als Kanlzerkandidat zur
Verfügung stellt.

(Frau Biedefeld (SPD): Es geht um das Verhalten
der CDU/CSU im Bundestag!)

Frau Lück, Sie sagten, Sie setzten und bauten auf Stoi-
ber. Dazu darf ich Ihnen sagen, dass Millionen Men-
schen auf Stoiber bauen. Wir tun das auch, und auf ihn
ist Verlass.

(Beifall bei der CSU – Frau Biedefeld (SPD): Es
geht um das Jahr 2000! – Weitere Zurufe von der
SPD)

Ich möchte einiges zur Historie sagen: Es ist sehr erfreu-
lich, dass Sie in Ihren Anträgen unterstreichen – insbe-
sondere die GRÜNEN tun das –, dass sich die CSU
immer wieder für den Tierschutz einsetzt; denn Sie for-
mulieren in Ihrem Antrag dankenswerterweise und aner-
kennenswerterweise: „. . . und fordert die Staatsregie-
rung auf, sich weiterhin für eine Ergänzung des Grund-
gesetzes Artikel 20 a einzusetzen, . . .“ Wir tun das per-
manent.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Münzel (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

– Lassen Sie mich ausreden, Sie müssen nicht aufge-
regt sein.

Ich möchte darauf hinweisen, dass wir 1998 gemeinsam
dafür gesorgt haben, dass der Tierschutz in die Bayeri-
sche Verfassung aufgenommen wurde. Wir haben den
Satz damals mit Entscheidung der Bevölkerung einge-
fügt: „Tiere werden als Lebewesen und Mitgeschöpfe
geachtet und geschützt.“

Mir scheint auch wichtig zu sein, was wir gemeinsam in
der Begründung zu der Verfassungsänderung formuliert
haben. Ich lese auszugsweise vor. Zunächst werden die
Mitgeschöpfe Tiere benannt. Danach heißt es :

Sie werden im geltenden Tierschutzgesetz des Bun-
des als schutzbedürftige Lebewesen und Mitge-
schöpfe rechtlich anerkannt.

Jetzt kommt ein wichtiger Satz:

Um diesem Anliegen im Rahmen der Vollzugszu-
ständigkeiten des Landes auch gegenüber Verfas-
sungsgütern, wie zum Beispiel der Forschungsfrei-
heit, den notwendigen Stellenwert zu verleihen und
eine entsprechende Güter- und Interessenabwä-
gung zu ermöglichen – soweit das Bundesrecht
hierfür einen Spielraum lässt –, soll der Tierschutz
als Staatsziel in der Verfassung verankert werden.

Ich betone diesen Satz deswegen, weil er deutlich
macht, dass es uns schon immer um diesen Abwä-
gungsprozess und um die Stärkung des Tierschutzes
ging. Im Jahr 2000 hatten wir eine Situation, die ich nicht
beschönigen will.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Lück (SPD))

– Diese Situation wurde von Ihnen, Frau Lück, schon
beschrieben, und zwar wahrheitsgetreu. Es lag ein posi-
tiver Beschluss des Kabinetts vor. Es lag ein positiver
Beschluss der CSU-Landtagsfraktion vor, und es lagen
positive Beschlüsse des Plenums zu mehreren Anträ-
gen, auch von Ihrer Seite, vor. Dann war es so, dass sich
die Kolleginnen und Kollegen in der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion nicht dazu entschließen konnten, Ja zu die-
ser Ergänzung des Grundgesetzes zu sagen. Das müs-
sen wir heute nicht leugnen. Das ist so gewesen, leider,
sage ich dazu. Ich habe selbst um all diese Dinge
gekämpft.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Lück (SPD))

Es hat keinen Sinn, über die Vergangenheit zu lamentie-
ren, zu weinen und zu schimpfen. Es gab für die Kolle-
ginnen und Kollegen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
ganz offenkundig Gründe, die sie anders haben ent-
scheiden lassen, auch wenn nicht jeder diese Gründe
akzeptiert, das räume ich ein. Ich hatte auch eine andere
Auffassung. Es gab andere Gründe dafür, beispiels-
weise, dass das Staatsziel Tierschutz nicht in die Struk-
tur des Grundgesetzes passt, oder dass man Sorge um
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den Forschungsstandort Deutschland hatte, oder dass
man der Meinung war, dass die Probleme der Massen-
tierhaltung und der Tiertransporte nur im europäischen
Konsens bewältigt, verbessert und geregelt werden kön-
nen und nicht durch eine Regelung im Grundgesetz. Das
ist Geschichte.

(Zuruf des Abgeordneten Gartzke (SPD))

Realität ist, dass wir heute einen wichtigen Tag für den
Tierschutz in Bayern und in Deutschland haben, weil wir
das Ziel einer Ergänzung des Grundgesetzes erneut
anstreben. Aus vielen Gesprächen, die ich geführt habe
und aus Schreiben, die ich erhalten habe, weiß ich, dass
das Urteil vom 15. Januar zum Schächten den einen
oder die andere – das sind im Übrigen sehr viele – wie-
der aufgerüttelt hat. Viele sagen: Nein, so nicht, jetzt ist
Schluss. Die aus der CSU/CDU-Bundestagsfraktion
gegebenen Signale geben Hoffnung, dass im Mai eine
Zustimmung erfolgen wird.

Es gibt auch Sorgen, das möchte ich nicht verhehlen.
Auch heute gibt es Sorgen und Bedenken bei einem Teil
unserer Fraktionsmitglieder und auch in der Landes-
gruppe. Diese befürchten in Kenntnis einer gewissen
Radikalität bei der Vorgehensweise von Frau Künst mit
ihrem unsäglichen Charme, dass der Tierschutz im
Grundgesetz missbraucht wird, um möglicherweise
unserer traditionell wirtschaftenden und arbeitenden
Landwirtschaft Prügel zwischen die Beine zu werfen.

(Loscher-Frühwald (CSU): Die Sorge ist berechtigt!)

Dagegen werden wir uns radikal wehren. Das möchte
ich im Auftrag der CSU-Fraktion klar zum Ausdruck brin-
gen.

(Beifall bei der CSU)

Das lassen wir nicht zu. Ich komme nachher noch einmal
auf die Landwirtschaft zu sprechen.

Wir wollen den Tierschutz im Grundgesetz, aber wir wol-
len nicht, dass eine für uns wichtige gesellschaftliche
Berufsgruppe diskriminiert, ihre Wettbewerbsfähigkeit
eliminiert und damit die traditionelle Landwirtschaft in
Bayern und Deutschland im Prinzip schrittweise vernich-
tet wird. Das darf so nicht sein.

Wir haben die Hoffnung, dass die Aufnahme des Tier-
schutzes in Artikel 20 a des Grundgesetzes nicht dazu
führt, dass der alltägliche Verwaltungs- und Verfahrens-
ablauf massiv beeinträchtigt wird und zu völliger Umkehr
führt.

Ich sehe es genauso, wie es schon vorgetragen wurde:
Es gibt vier Felder, in denen wir zwingend einen Abwä-
gungsprozess benötigen, um manchem Missbrauch –
Entschuldigung, wenn ich es so nenne: mancher
Schweinerei – Einhalt zu gebieten und Barbaren in die-
sem Bereich von Ihrem Tun abzuhalten. Zu den vier Fel-
dern zählen die Berufsfreiheit, die Kunstfreiheit, die Reli-
gionsfreiheit und die Forschungsfreiheit. Auf diesen Fel-
dern geht es darum, künftig eine Abwägung der Wertig-

keit der Güter, die sich gegenüberstehen, durchzuset-
zen.

Ich glaube, Frau Münzel hat das Beispiel mit dem Hoch-
schullehrer und den Primaten gebracht. Ich wollte dieses
Beispiel auch anführen. Ich werde noch ein weiteres Bei-
spiel bringen, weil ich zeigen möchte, dass die Zustände
schier unfassbar sind. Vor wenigen Wochen noch wurde
im Rheinland in einem normalen Theater ein Stück auf-
geführt, in dem in jeder Vorstellung zwei Hühner getötet
wurden, um das Schauspiel zu unterstreichen. Das ist
nicht irgendwann im Mittelalter geschehen, sondern vor
wenigen Wochen. Das Theaterstück ist jetzt abgesetzt
worden, weil keine Zuschauer mehr kamen.

Der Ihnen vielleicht bekannte „Künstler“ – in Anführungs-
zeichen, für mich verdient er diese Bezeichnung nicht,
weil dies eine Beleidigung für andere ernsthafte Künstler
ist – Nietsch hat in einem Happening eine Kuh schlach-
ten lassen. Das hat sich in Österreich abgespielt, aber
das spielt keine Rolle. Die „Künstler“ – in Anführungszei-
chen – haben sich anschließend in den Därmen und in
dem Blut dieser geschlachteten Kuh gewälzt. Ich denke,
an diesem Punkt hört die Kunstfreiheit auf. Damit muss
Schluss sein. Das sind Barbaren, die unserem Ansehen
und ihrer Berufsgruppe erst recht schaden.

Lassen Sie mich ein vorletztes Beispiel nennen – ich
denke, dass es wichtig ist, sich einmal mit so etwas zu
befassen: noch einmal die Kunstfreiheit, Amtsgericht
Kassel. Da ging es darum, dass einer Künstlerin zuge-
standen wurde – eine Behörde hatte es vorher verboten
–, um zu veranschaulichen, wie Menschen heutzutage
noch gequält werden, dass sie einen Wellensittich zuerst
in eine klebrige Masse aus Eigelb und Wurststücken
getaucht hat, um ihn dann hilflos fliegen zu lassen. Auf
weitere Beispiele gehe ich jetzt nicht mehr ein, weil
meine Redezeit leider schon zu Ende ist.

Ich möchte noch etwas Wichtiges sagen: Die Landwirt-
schaft bekennt sich zum Tierschutz.

(Beifall bei der CSU)

In einem gemeinsamen Interview haben Frau Künast
und Herr Sonnleitner dies nachdrücklich unterstrichen.
Ich fordere heute Frau Künast auf, ihre Versprechen, die
sie in diesem Interview am 22. Dezember 2001 gegeben
hat, einzuhalten, die Anpassungen zur Umstellung zu
einer artgerechten Tierhaltung wo es erforderlich ist,
wenn nötig mit Umstellungsförderung, Investitionshilfen,
adäquaten Kennzeichnungsvorschriften, Informations-
kampagnen und voller Rückendeckung in Brüssel zu
unterstützen. Das fordern wir für unsere Landwirte ein.

Wir werden Ihren Anträgen zustimmen, verehrte Damen
und Herren von der SPD und den GRÜNEN. Ich bitte Sie
ebenso, unserem Antrag zuzustimmen. Die Unionsfrak-
tion in Berlin signalisiert Zustimmung für die Entschei-
dung im Mai. Ich hoffe, heute war ein wichtiger Tag für
den Tierschutz in Deutschland und wird es auch im Mai
sein.

(Beifall bei der CSU)
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Präsident Böhm: Das Wort hat jetzt Herr Staatsminister
Sinner.

Staatsminister Sinner  (Verbraucherschutzministe-
rium): Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ange-
sichts der Einigkeit im Hohen Haus möchte ich ganz kurz
die Haltung der Bayerischen Staatsregierung darstellen.
Wie eben schon erwähnt wurde, hat die Bayerische
Staatsregierung immer schon die Auffassung vertreten,
den Tierschutz als Staatsziel in das Grundgesetz aufzu-
nehmen. Auf Bundesebene war dafür keine Mehrheit zu
finden.

Die Staatsregierung hat sich am vergangenen Dienstag
noch einmal in Vorbereitung auf die Bundesratssitzung
am kommenden Freitag mit diesem Thema auseinander
gesetzt.

Da auf der Tagesordnung ein bayerischer Antrag –
gemeinsam mit Baden-Württemberg – zum Thema
„Schächten – Urteil des Bundesverfassungsgerichts –
und Tierschutz“ steht, der durch eine Initiative von Nord-
rhein-Westfalen um die Forderung „Tierschutz im Grund-
gesetz“ ergänzt wurde, hat das Kabinett beschlossen,
diesem unserem eigenen Antrag natürlich zuzustimmen,
sodass bereits am Freitag im Bundesrat vermutlich mit
großer Mehrheit ein entsprechender Beschluss gefasst
werden wird und damit eine politische Meinungsbildung
erfolgt. Das heißt, dass die Voraussetzungen für eine
Zustimmung des Bundestages, wie Kollege Hölzl eben
signalisiert hat, auch im Bundesrat vorhanden sind und
damit – so denke ich – eine breite Mehrheit für das
Staatsziel „Tierschutz im Grundgesetz“ gesichert ist.

Ich möchte aber dennoch auf einige Problembereiche
eingehen und sehr deutlich machen, dass es mit dem
Staatsziel „Tierschutz im Grundgesetz“ allein nicht getan
ist.

Herr Kollege Hölzl hat zu Recht darauf hingewiesen,
dass man, wenn man Tierschutz verwirklichen will, auch
Übergangsfristen einräumen und Geld investieren muss.
Ich möchte hier beispielhaft an die Hennenhaltungsver-
ordnung erinnern. Da wurde von Bundesministerin
Künast sehr schnell eine Übergangsfrist bis zum Jahre
2006 eingefordert. Ich stelle an die Kolleginnen und Kol-
legen der GRÜNEN und der SPD die Frage, wie sie es
bewerkstelligen wollen, dass bis 2006, wenn die Käfig-
haltung aufhört und wir dafür eine Investitionssumme
von zwei Milliarden Euro brauchen, die Umstellung
erfolgt. Sie werden zugeben müssen, dass bei 40 Millio-
nen Hühnern, die wir in der Bundesrepublik haben, die
Abwanderung ins Ausland erfolgt. Das Ergebnis einer
solchen Tierschutzpolitik ist, dass die Hühner dann nicht
mehr bei uns hinter Käfigen sitzen, sondern im Ausland.

(Zuruf von der SPD: Wir diskutieren doch heute
über etwas ganz anderes!)

Das hat mit Tierschutz nichts zu tun. Das heißt, wir
sagen ganz klar: Es müssen den Worten auch Taten fol-
gen.

(Zuruf von der SPD: Die Taten folgen doch bereits!)

Ich stelle für die Bayerische Staatsregierung fest, dass
wir beispielsweise für die drei Millionen Hühner, die wir in
Bayern haben, mit einer Investitionssumme von 150 Mil-
lionen Euro rechnen. Davon hat der Bayerische Landtag
50%, also 75 Millionen Euro, für die Umstellung bereit-
gestellt. Wir belassen es also nicht bei Worten, sondern
wir helfen der Landwirtschaft und sorgen auch dafür,
dass Tierschutz nicht nur auf dem Papier steht, sondern
in die Wirklichkeit umgesetzt wird.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der SPD)

Meine Damen und Herren, ich möchte als Weiteres auch
das Thema Tiertransporte erwähnen. Es gibt Tiertrans-
porte, die aus unserer Sicht unerträglich sind. Es gibt die
Lebendviehtransporte in den Libanon. Wir kämpfen seit
Jahren darum, dass diese Lebendviehtransporte aufhö-
ren. Möglicherweise hat das Urteil zum Schächten hier
sogar einen positiven Effekt, weil Hintergrund dieser
Lebendviehtransporte ist, dass in den muslimischen
Ländern eben vor Ort geschlachtet wird.

Ich weise aber darauf hin, dass bei uns die Schlachtvieh-
transporte mit acht Stunden eindeutig zu lange dauern.
Wir haben mit unserem neuen Gütesiegel „Geprüfte
Qualität“ vier Stunden vorgeschlagen – einschließlich
Auflagen wegen der kleinbäuerlichen Struktur. Ich
denke, auch das ist ein Beweis dafür, wie man Tier-
schutz umsetzt.

Meine Damen und Herren, es besteht kein Zweifel, dass
es an der Zeit ist, den Tierschutz als Staatsziel ins
Grundgesetz aufzunehmen. Ich wollte jedoch darauf hin-
weisen, dass dem konkrete Taten folgen müssen. Diese
werden wir auch von der Bundesregierung einfordern.
Ich freue mich, dass der Bayerische Landtag einmütig
dieser Zielsetzung zustimmt, und darf für die Bayerische
Staatsregierung versichern, dass wir politisch alles tun
werden, damit der Tierschutz im Grundgesetz verankert
wird.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm: Danke schön, Herr Minister.

Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur
Abstimmung. Dazu werden die Anträge wieder getrennt.

Wer dem Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion auf
Drucksache 14/8999 seine Zustimmung geben will, den
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen
der CSU, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN. Gibt es Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? –
Bei vier Stimmenthaltungen der Fraktion der SPD ist der
Dringlichkeitsantrag angenommen.

Jetzt stimmen wir über den Dringlichkeitsantrag der
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN auf Druck-
sache 14/9000 ab. Wer diesem Antrag seine Zustim-
mung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gibt es Gegenstim-
men? – Stimmenthaltungen? – Bei vier Stimmenthaltun-
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gen der Fraktion der CSU ist dieser Antrag angenom-
men.

Wer dem Dringlichkeitsantrag der CSU-Fraktion auf
Drucksache 14/9001 seine Zustimmung geben will, den
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen
der CSU, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN. Gibt es Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltun-
gen? – Bei vier Stimmenthaltungen der Fraktion der
CSU ist dieser Antrag angenommen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Fraktionen von
CSU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben ihre Rede-
zeit voll ausgeschöpft, die SPD hätte noch fünf Minuten.
Ich nehme an, dass Sie zustimmen, wenn ich in Anbe-
tracht dieser Gegebenheit die nächsten Dringlichkeits-
anträge nicht mehr aufrufe.

Es handelt sich um den Dringlichkeitsantrag 14/9002
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN zum Thema
„Bericht über mögliche Fälschungen der Pflegedoku-
mentation“ und um den CSU-Dringlichkeitsantrag

14/9003 betreffend „Schaffung einer Kronzeugenrege-
lung“. Sie werden in die zuständigen Ausschüsse ver-
wiesen.

Außerhalb der Tagesordnung gebe ich bekannt, dass
eine Reihe von Anträgen für erledigt erklärt wurden. Im
Einzelnen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Auf-
stellung. – Das Hohe Haus nimmt davon zustimmend
Kenntnis, wie ich sehe.

(siehe Anlage 6)

Ich schließe die Sitzung und entlasse Sie in eine ruhige,
schöne, erfüllte Osterzeit.

(Beifall bei der CSU)

Die morgigen Ausschusssitzungen finden selbstver-
ständlich statt.

(Schluss: 16.37 Uhr)



Anlage 1
zur 84. Vollsitzung am 20.03.2002

Mündliche Anfragen gemäß § 73 Abs. 2 Satz 2 GeschO

Hartenstein  (fraktionslos): Welche Forschungsergeb-
nisse liegen der Staatsregierung über die Auswirkungen
von Daten-Übertragungstechniken wie Powerline-Com-
munication (PLC) und Blue Tooth vor allem im Hinblick
auf die zu erwartende verstärkte Nutzung in Schulen vor,
welche Handlungsempfehlungen wird sie in diesem
Zusammenhang ggf. an die Sachaufwandsträger der
Bildungseinrichtungen in Bayern geben und wie will sie
sicherstellen, dass insbesondere elektrosensible Schü-
ler und Lehrer nicht auch noch während des gesamten
Unterrichts unter den Folgen zusätzlicher Expositionen
zu leiden haben?

Antwort der Staatsregierung: Powerline-Communica-
tion und Blue Tooth sind beides Übertragungstechniken,
die nach derzeitigem Sachstand noch nicht großflächig
eingesetzt werden. Dies liegt u. a. an technischen Pro-
blemen (insbesondere bei Powerline), die sich bei der
Realisierung in der Praxis stellen. Es handelt sich wohl
noch nicht um ausgereifte Produkte, die auf dem Markt
als Standard angesehen werden.

Es sind bisher auch keine bayerischen Schulen bekannt,
in denen diese Techniken eingesetzt werden.

Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus aktu-
alisiert jährlich das Votum des Beraterkreises für
Schulrechner, das als Empfehlungspapier – in erster
Linie an die Sachaufwandsträger – gedacht ist, und gibt
darin u. a. wichtige Hinweise zur IuK-Ausstattung der
Schulen sowie zum IuK-Einsatz (vgl. auch
www.schule.bayern.de/votum/).

In diesem Votum wird auch zur Thematik Elektrosmog
Stellung genommen. Abschließende Einschätzungen zu
gesundheitlichen Auswirkungen von Funkvernetzungen
im IT-Bereich liegen derzeit nicht vor. Allerdings ist
darauf hinzuweisen, dass die hier – wenn auch perma-
nent – exponierten Strahlenleistungen deutlich unter den
Sendeleistungen der handelsüblichen Mobiltelefone lie-
gen.

Frau Goertz  (SPD): Ich frage die Staatsregierung, ob es
zutrifft, dass der Bedeutung der PC-Systembetreuer an

Schulen dadurch Rechnung getragen wird, dass ein
Beförderungsamt angedacht ist und, wenn dies der Fall
sein sollte, welche Voraussetzungen daran gebunden
sein sollen und wie dabei die Gruppe der Fachlehrer, die
oft seit Jahren diese zeitaufwendige Arbeit leisten, in
diese Beförderung mit einbezogen wird.

Antwort der Staatsregierung: Das Staatsministerium
ist intensiv darum bemüht, entweder ein Beförderungs-
amt für Systembetreuer (an Realschulen) oder die ver-
stärkte Möglichkeit von Zulagen zu schaffen. Dies muss
sowohl mit den gesetzlichen als auch mit den haushalt-
lichen Rahmenbedingungen in Übereinstimmung ge-
bracht werden.

Die Systembetreuung wurde bereits mit anderen außer-
unterrichtlichen Tätigkeiten gleich gestellt und – so weit
in den Schularten entsprechende Beförderungsmöglich-
keiten bestehen – in den Katalog der Funktionen, die
beförderungsrelevant sind, aufgenommen bzw. mit
höherer Wertigkeit versehen. So wurde z.B. im Bereich
der beruflichen Schulen die Funktion des Systembetreu-
ers als (weiterer) Mitarbeiter in der Schulleitung ausge-
wiesen. Es wird noch geprüft, wie weit eine entspre-
chende Tätigkeit auch für Fachlehrer als gesonderte
Funktion ausgewiesen werden muss.

Als Schwerpunkt werden den Lehrkräften für ihre beson-
deren außerunterrichtlichen Tätigkeiten im Zusammen-
hang mit der pädagogischen Systembetreuung Anrech-
nungsstunden gewährt. Dazu wurden und werden noch
in den nächsten Jahren zusätzliche Haushaltsmittel und
Stellen zur Verfügung gestellt.

Außerdem besteht die Möglichkeit, dass engagierte Sys-
tembetreuer bei der Vergabe einer Leistungsstufe oder
einer Leistungszulage bevorzugt berücksichtigt werden.

Sprinkart  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wie viele Gym-
nasien in Bayern, darunter Gymnasien mit bisher nur
einer Ausbildungsrichtung, haben für das kommende
Schuljahr die Einrichtung einer zusätzlichen Ausbil-
dungsrichtung beantragt und wie viele dieser Anträge
wurden mit welcher Begründung abgelehnt?
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Antwort der Staatsregierung: Aus der nachfolgenden
Übersicht geht hervor, dass vier staatliche Gymnasien
für das Schuljahr 2002/03 Anträge auf Angliederung von
Ausbildungsrichtungen gestellt haben:

1. Gabelsberger-Gymnasium Mainburg
(MNG(EL,EF), NG(ELF)):
Antrag: WWG mit der Sprachenfolge EL, EF

2. Gymnasium Königsbrunn (MNG(EL,EF), NG(ELF)):
Antrag: WWG mit der Sprachenfolge EL, EF

3. Willstätter-Gymnasium Nürnberg
(EGy(LEF,LERu,LESp,ELF,EFSp,ELSp,ELRu)):
Antrag: Wegfall des EGy und Fortführung durch NG;
Angliederung MNG

4. Gymnasium Immenstadt (NG(ELF)):
Antrag: MNG mit der Sprachenfolge EL

Alle vier Anträge wurden von Frau Staatsministerin am
25.01.2002 abgelehnt.

Zwei der vier oben genannten Gymnasien führen bislang
nur eine Ausbildungsrichtung, das Willstätter-Gymna-
sium Nürnberg (EGy) und das Gymnasium Immenstadt
(NG).

ab 2003/04 erscheint es nicht zweckmäßig, beispiels-
weise den Antrag eines neusprachlichen Gymnasiums
auf Einrichtung eines mathematisch-naturwissenschaft-
lichen Zweiges zum Schuljahr 2002/03 allein für einen
Schülerjahrgang zu genehmigen. Im Falle einer Geneh-
migung wären der neu eingeführte mathematisch-natur-
wissenschaftliche Zweig und seine Stundentafel bereits
ab Schuljahr 2003/04 „veraltet“ gewesen, da die Schüler,
die ab diesem Schuljahr ins Gymnasium übertreten wer-
den, nach den neuen Stundentafeln zu unterrichten sein
werden. Die Schule hätte dann in den kommenden Jah-
ren wegen nur eines Schülerjahrgangs im mathematisch-
naturwissenschaftlichen Zweig den Unterricht nach drei
verschiedenen Stundentafeln (neusprachlich, mathema-
tisch-naturwissenschaftlich, naturwissenschaftlich-tech-
nologisch) abhalten müssen, was aus schulorganisatori-
schen und pädagogischen Gründen (z. B. Problem der
Schüler des mathematisch-naturwissenschaftlichen
Zweiges, die eine Jahrgangsstufe wiederholen müssen)
als nicht sinnvoll erscheint.

Im Falle des Willstätter-Gymnasiums Nürnberg führte
zusätzlich der aus einer Genehmigung resultierende
massive Eingriff in die bisher bestehende Schulland-
schaft in der Nürnberger Nordstadt zu einer Ablehnung,
im Falle des Gymnasiums Immenstadt eine mögliche
Konkurrenzsituation zu den benachbarten Gymnasien
im Oberallgäu. Hier ist für den Herbst eine gemeinsame
Besprechung mit den Schulleitungen von Immenstadt,
Sonthofen und Oberstdorf geplant.

Frau Pranghofer  (SPD): Ist es in der Pilotphase zur Ein-
führung der Orientierungsarbeiten an Grundschulen den
Schulen im laufenden Schuljahr freigestellt daran teilzu-
nehmen, wer entscheidet über die Teilnahme oder Nicht-
teilnahme und wie sollen sich Grundschulen verhalten,

die trotz Beschluss der Schulkonferenz zur Nichtteil-
nahme von der Schulamtsebene dazu gedrängt wer-
den?

Antwort der Staatsregierung: Es ist den Lehrkräften
der Jahrgangsstufe 3 im laufenden Schuljahr 2001/02
freigestellt, an den Orientierungsarbeiten teilzunehmen.

Der Schulleiter informiert das Kollegium und den Eltern-
beirat über die Möglichkeit der Teilnahme an den Orien-
tierungsarbeiten und über deren Modalitäten. Über die
Teilnahme entscheidet jede einzelne Lehrkraft. Die Klas-
senelternsprecher können in die Entscheidungsfindung
einbezogen werden.

Die Orientierungsarbeiten finden im Schuljahr 2001/02 in
der Jahrgangsstufe 3 und im Schuljahr 2002/03 in der
Jahrgangsstufe 2 im Rahmen der Pilotphase freiwillig
statt. Die Teilnahme erfolgt in der Jahrgangsstufe 3 ab
dem Schuljahr 2002/03 und in der Jahrgangsstufe 2 ab
dem Schuljahr 2003/04 verbindlich. Um in der Pilotphase
möglichst umfassend konkrete Praxiserfahrungen zu
gewinnen und um die Lehrkräfte aktiv zu beteiligen,
empfiehlt sich eine rege Teilnahme möglichst vieler
Schulen und Klassen. Es besteht jedoch keine Veranlas-
sung zur Annahme, dass Schulen zur Teilnahme durch
die Schulaufsicht gedrängt würden.

Frau Helga Schmitt-Bussinger  (SPD): Wie stellt sich
die Staatsregierung die Organisation und die Finanzie-
rung einer (zentralen) dauerhaften, sportmedizinischen
Betreuung der Schülerinnen und Schüler der Leistungs-
sportklassen an der Bertolt-Brecht-Schule in Nürnberg
vor und empfiehlt sie das vom Elternbeirat entworfene
Formblatt für ein sportähnliches Zeugnis zur Benutzung?

Antwort der Staatsregierung: 1. Dem Staatsministe-
rium ist das skizzierte Problemfeld aus anderen Leis-
tungssportprojekten in Bayern nicht bekannt. Im Bereich
der Talentförderung werden die Kadermitglieder ohnehin
über die Sportfachverbände regelmäßig sportmedizi-
nisch betreut.

2. Unstrittig ist, dass die „Partnerschulen des Leistungs-
sports“ ein Angebot des Staates sind, sportliche Talente
in Kooperation mit den Verbänden zu fördern.

Unstrittig ist auch, dass die Voraussetzungen für die
Inanspruchnahme der staatlichen Förderung innerhalb
des Pilotprojekts „Partnerschulen des Leistungssports“
von demjenigen nachzuweisen sind, der an diesem Pro-
jekt teilnehmen möchte, d.h. vom Schüler selbst bzw.
von seinen fürsorgepflichtigen Eltern. Diese Vorausset-
zungen sind nicht nur im sportlichen Talent und in der
schulischen Eignung zu sehen. Der Staat verlangt im
Hinblick auf seine Verantwortung im Rahmen eines Pro-
jekts, bei dem ein gesundheitliches Gefährdungspoten-
zial durch die Belastung eines leistungssportlichen Trai-
nings nicht ausgeschlossen werden kann, auch die Fest-
stellung der leistungssportlichen Eignung durch ein
sportmedizinisches Attest, in dem die volle Tauglichkeit
für das leistungssportliche Training und damit die Eig-
nung für dieses Projekt bestätigt wird. Dies ist ebenfalls
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eine Zulassungsvoraussetzung, deren Vorliegen vor
Aufnahme in das Projekt und vor der Entscheidung über
die jeweilige Weiterbeschulung in den Leistungssport-
klassen von den Teilnehmern nachzuweisen ist.

Selbst für die Teilnahme am Leistungskurs Sport haben
interessierte Schüler ein sportmedizinisches Zeugnis zu
erbringen, das die uneingeschränkte Sporttauglichkeit
bescheinigt.

3. Die Kompetenz, über die volle Leistungssporttauglich-
keit der interessierten Schüler zu entscheiden, obliegt
dabei alleine dem Sportmediziner. Natürlich können
Eltern Wünsche an den Arzt herantragen. Eine Festle-
gung der zu beurteilenden Kriterien, wie es das vom
Elternbeirat vorgelegte Formblatt eines sportmedizini-
schen Zeugnisses impliziert, ist für den Arzt jedoch kei-
neswegs bindend und übersteigt die Regelungsbefugnis
des Staatsministeriums.

4. Denkbar ist, dass der Schulkoordinator der Bertolt-
Brecht-Schule, Herr Dauscher, die Hinweise der Ver-
bände zum sportartspezifischen Belastungsprofil an die
Eltern der Schüler der Leistungssportklassen weiterlei-
tet. Diese könnten dem untersuchenden Sportmediziner
als Anhaltspunkt dienen.

Christ  (CSU): Ich frage die Bayerische Staatsregierung,
ob der im Rahmen der Verbreiterung der Autobahn A3
zwischen den Anschlussstellen Aschaffenburg-West
und Aschaffenburg-Ost geplante LKW-Parkplatz auf
Höhe der Strietwaldsiedlung trotz Abschluss des Plan-
feststellungsverfahrens nicht doch noch in seiner Kapa-
zität verringert werden könnte, ohne einen zügigen Aus-
bau dieser Strecke aufs Spiel zu setzen, da sich bei
einer Bürgerversammlung in der vergangenen Woche
die Einwohner der Strietwaldsiedlung nicht gegen den
Parkplatz, aber gegen die Größe für wahrscheinlich min-
destens 12 Lastzüge und zusätzliche 6 Omnibusse mit
Vehemenz gewehrt und dagegen ausgesprochen
haben?

Antwort der Staatsregierung: Von den Polizeipräsidien
wird seit längerem eindringlich auf die häufig überlaste-
ten Rastanlagen und Parkplätze an den Autobahnen
durch den Schwerverkehr hingewiesen und der Bau
zusätzlicher Stellplätze für Lkw gefordert. Die Überlas-
tung der Rastanlagen und Parkplätze hat zur Folge,
dass viele Lkw-Fahrer ihr Fahrzeug auch außerhalb der
gekennzeichneten Stellflächen verkehrsgefährdend
abstellen. Im Hinblick auf die sich nach Verkehrsprogno-
sen abzeichnende weitere Zunahme des Schwerver-
kehrs ist die Straßenbauverwaltung gehalten, zu han-
deln und entsprechende Parkmöglichkeiten zu schaffen.

Bereits im Planfeststellungsverfahren hat die Stadt
Aschaffenburg wegen einer befürchteten Beeinträchti-
gung einer benachbarten Kleingartenanlage gefordert,
auf den Parkplatz zu verzichten oder ihn zumindest zu
verlegen.

Die Planfeststellungsbehörde ist nach Abwägung aller
Gesichtspunkte zu der Auffassung gelangt, dass Größe
und Lage des Parkplatzes richtig gewählt wurden. Der

Planfeststellungsbeschluss ist daher ohne Einschrän-
kung bezüglich des Parkplatzes am 29. 1. 2002 erlassen
worden.

Eine Reduzierung der Lkw-Stellplätze ist im Hinblick auf
die regelmäßige Überlastung der vorhandenen Rastan-
lagen und Parkplätze nicht vertretbar. Um befürchtete
Beeinträchtigungen der Anlieger zu minimieren, werden
die rückseitigen Böschungsflächen dicht bepflanzt.

Brandl  (SPD): Welche Finanzmittel hat der Freistaat
Bayern jeweils in den Jahren 1995 bis 2001 vom Bund
für den Bau von Autobahnen und Bundesstraßen sowie
für Unterhaltsmaßnahmen erhalten und welcher Anteil
davon ist nach Niederbayern geflossen?

Antwort der Staatsregierung: Der Freistaat Bayern hat
vom Bund für den Bau von Autobahnen und Bundesstra-
ßen einschließlich der Mittel für Unterhaltungsmaßnah-
men in den Jahren 1995 bis 2001 erhalten (in Mio. e):

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001

810,5 811,4 750,5 695,1 691,5 711,0 800,9

Die Zahlen beinhalten auch die Zuweisungen für VDE-
Projekte sowie für Maßnahmen der privaten Vorfinanzie-
rung von Bundesfernstraßen.

Davon entfielen auf Niederbayern (in Mio. e):

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001

65,7 57,1 54,4 51,0 47,8 50,1 54,5

In Niederbayern werden keine VDE-Projekte und Maß-
nahmen der privaten Vorfinanzierung umgesetzt.

Frau Tausendfreund  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wie viele Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte sollen
nach den Plänen der Bayerischen Staatsregierung ins-
gesamt in Hamburg eingesetzt bzw. dorthin ausgeliehen
werden (genaue Zeiträume), mit welchen Kosten inklu-
sive der Personalkosten ist diese Maßnahme verbunden
und wie werden die dadurch auf den bayerischen Dienst-
stellen entstehenden Personallücken kompensiert?

Antwort der Staatsregierung: Vom 11. Februar bis
zum 8. März 2002 wurde die erste Rate von 14 Beamten
und 6 Beamtinnen nach Hamburg abgeordnet. Die Per-
sonalkosten in Höhe von rund e 65000,– wurden Ham-
burg nicht in Rechnung gestellt. Ca. e 5000,– sind für
eine einheitliche Ausstattung mit Einsatzbekleidung ent-
standen, die von den Beamten in Bayern weiter verwen-
det wird. Die Reise- und Unterkunftskosten wurden von
Hamburg getragen. Nach Presseberichten beliefen sich
die Unterkunftskosten auf e 15000,–.

Aufgrund der positiven Erfahrungen mit der ersten
Abordnung wurde vereinbart, die entsprechende Ver-
stärkung noch zweimal zu wiederholen. Außerdem ist
geplant, im Gegenzug Hamburger Polizeibeamte in Bay-
ern vorübergehend einzusetzen. Die Details, insbeson-
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dere die genauen Termine, bedürfen noch der Abspra-
che mit Hamburg.

Die nächste Abordnung von weiteren 20 Beamten ist für
Mai/Juni 2002 geplant. Für die zweite „Abordnungs-
Rate“ werden die Personalkosten nochmals von Bayern
übernommen. Sie lassen sich derzeit noch nicht bezif-
fern, da sie davon abhängen, welche Beamte in welchen
Besoldungsgruppen bis einschließlich A10 Polizeiober-
kommissar ausgewählt werden und über welche Aus-
stattung an Einsatzbekleidung diese verfügen.

Die Personalkosten der dritten und letzten Rate über-
nimmt Hamburg.

Die Unterstützung mit zwanzig Beamten für die Dauer
eines Monats ist bezogen auf die Gesamtzahl der Bayer.
Polizeibeamten von über 32.500 verkraftbar. Auch die
Hamburger Polizei unterstützt Bayern bei besonderen
Sicherheitslagen, wie dies zum Beispiel bei der Münch-
ner Sicherheitskonferenz mit 115 Hamburger Beamten
für mehrere Tage der Fall war.

Bei der Auswahl der Beamten wird zudem auf eine aus-
gewogene Verteilung auf verschiedene Dienststellen
geachtet, um eine besondere Belastung einzelner
Dienststellen zu vermeiden.

Memmel (SPD): Nachdem sich der Freistaat Bayern in
den letzten Jahren von zahlreichen Unternehmensbetei-
ligungen getrennt hat, frage ich die Staatsregierung:wie
viele Planstellen in staatlichen Verwaltungsbereichen
abgebaut werden konnten und wie hoch die finanziellen
Einsparungen bei den Personalkosten und bei den
Sachkosten sind ?

Antwort der Staatsregierung: Seit 1992 hat der Frei-
staat Bayern seine Anteile an 25 Unternehmen ganz
oder zum Teil veräußert. Des Weiteren wurde ein Staats-
betrieb privatisiert, zwei Staatsbetriebe aufgelöst und ein
Unternehmen liquidiert.

Im gleichen Zeitraum ist der Freistaat Bayern Beteiligun-
gen an insgesamt 30 Unternehmen neu eingegangen.
Hierbei handelt es sich in der Hauptsache um Technolo-
gie- und Forschungseinrichtungen und Gesellschaften
aus den Bereichen Neue Medien und Siedlungsentwick-
lung. Die Anzahl der Beteiligungen hat sich somit seit
1992 sogar erhöht und die Zusammensetzung und Art
der Beteiligungsunternehmen erheblich verändert. Dies

kann auch im aktuellen Beteiligungsbericht nachgelesen
werden.

Während der Freistaat Bayern früher Anteile an großen
Industrieunternehmen gehalten hatte, handelt es sich
bei den heutigen Beteiligungsunternehmen in der Haupt-
sache um kleinere Gesellschaften mit denen die Staats-
regierung politische Zielsetzungen durchsetzen will. Bei
den Industriebeteiligungen war der Freistaat in vielen
Fällen nicht Mehrheitsgesellschafter. Die kleineren,
neuen Gesellschaften sind weitgehend Mehrheitsbeteili-
gungen.

Diese Strukturänderung erfordert ein Mehr an Informati-
onsbedürfnis, Betreuungsaufwand und Verantwortung.

Trotz des nicht unerheblich gestiegenen Arbeitsauf-
wands wurde der Personalbestand leicht reduziert, da
auch die Beteiligungsabteilung in den allgemeinen Stel-
lenabbau im Finanzministerium einbezogen wurde.

Frau Kellner  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ist seit dem
1. 7. 2001 eine weitere Umwandlung aus dem Bayern-
fonds in Grundkapital der Bayerischen Landesbank
erfolgt?

Antwort der Staatsregierung: Der Haushaltsgesetzge-
ber hat hinsichtlich des Bayernfonds im Doppelhaushalt
2001/2002 die Ermächtigung erteilt, den im Haushalts-
jahr 2000 als nachrangiges Darlehen bei der Bayer. Lan-
desbank angelegten Betrag in Höhe von 452,9 Mio DM
zur Stärkung der Eigenkapitalbasis in Grundkapital
umzuwandeln. Die Umwandlung in Grundkapital setzt
zum Erhalt der Anteilsparität an der Bank die paritätische
Zuführung von Grundkapital durch die Bayerischen
Sparkassen voraus.

Der Verwaltungsrat der Bayerischen Landesbank hat am
7. 5. 2001 im Hinblick auf das natürliche Wachstum der
Bayerischen Landesbank eine Erhöhung des Grundka-
pitals auf 1738500000 Euro beschlossen. Hinzu kom-
men die künftig erhöhten Anforderungen an die Eigenka-
pitalausstattung von Banken durch Basel II.

Entsprechend der haushaltsrechtlichen Ermächtigung
wurden deshalb aus Mitteln des Bayernfonds planmäßig
zum 2. 7. 2001 ein Betrag von 100 Mio DM und zum 2. 1.
2002 ein Betrag von rd. 102 Mio Euro (200 Mio DM) in
Grundkapital der Bayerischen Landesbank Girozentrale
umgewandelt.
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Ach  Manfred ✕

Appelt  Dieter ✕

Dr. Baumann  Dorle ✕

Beck  Adolf ✕

Dr. Beckstein  Günther
Berg  Irmlind ✕

Dr. Bernhard  Otmar ✕

Biedefeld  Susann ✕

Blöchl  Josef ✕

Bocklet  Reinhold
Böhm  Johann ✕

Boutter  Rainer
Brandl  Max ✕

Breitschwert  Klaus Dieter ✕

Brosch  Franz ✕

Brunner  Helmut ✕

Christ  Manfred ✕

Deml  Marianne ✕

Dinglreiter  Adolf ✕

Dodell  Renate ✕

Donhauser  Heinz ✕

Dr. Dürr  Sepp ✕

Eck  Gerhard ✕

Eckstein  Kurt ✕

Egleder  Udo
Eppeneder  Josef
Ettengruber  Herbert ✕

Dr. Eykmann  Walter

Prof. Dr. Faltlhauser  Kurt
Dr. Fickler  Ingrid ✕

Fischer  Herbert ✕

Franzke  Dietmar
Freller  Karl

Gabsteiger  Günter ✕

Prof. Dr. Gantzer  Peter Paul
Gartzke  Wolfgang ✕

Dr. Gauweiler  Peter
Geiger  Hermann ✕

Glück  Alois
Göppel  Josef
Görlitz  Erika
Goertz  Christine ✕

Dr. Götz  Franz
Dr. Goppel  Thomas
Gote  Ulrike ✕

Grabner  Georg

Dr. Gröber  Klaus
Guckert  Helmut ✕

Güller  Harald ✕

Guttenberger  Petra

Haedke  Joachim ✕

Dr. Hahnzog  Klaus ✕

Hartenstein  Volker ✕

Hartmann  Gerhard ✕

Hausmann  Heinz ✕

Hecht  Inge ✕

Heckel  Dieter ✕

Hecker  Annemarie ✕

Heike  Jürgen W. ✕

Heinrich  Horst
Herrmann  Joachim ✕

Hirschmann  Anne ✕

Hoderlein  Wolfgang
Hölzl  Manfred
Hofmann  Walter ✕

Hohlmeier  Monika
Huber  Erwin
Hufe  Peter ✕

Irlinger  Eberhard

Jetz  Stefan ✕

Dr. Jung  Thomas

Dr. Kaiser  Heinz ✕

Kaul  Henning ✕

Kellner  Emma ✕

Dr. Kempfler  Herbert ✕

Kiesel  Robert ✕

Klinger  Rudolf ✕

Knauer  Christian
Kobler  Konrad ✕

Köhler  Elisabeth
Dr. Köhler  Heinz ✕

König  Alexander ✕

Kränzle  Bernd
Kreidl  Jakob ✕

Kreuzer  Thomas ✕

Dr. Kronawitter  Hildegard ✕

Kuchenbaur  Sebastian ✕

Kupka  Engelbert

Leeb  Hermann
Leichtle  Wilhelm ✕

Lochner-Fischer  Monica ✕

Lode  Arnulf
Loscher-Frühwald  Friedrich ✕

Name Ja Nein Enthalte
mich

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 19.03.2002 zum Tagesordnungspunkt 10: Eingabe betreffend Änderung des
Landesentwicklungsprogramms: Herausnahme der Trasse der A 94 im Isartal – AZ: LU.0356.14.
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Lück  Heidi ✕

Maget  Franz
Prof. Männle  Ursula ✕

Matschl  Christa ✕

Mehrlich  Heinz ✕

Meißner  Christian ✕

Memmel  Hermann
Dr. Merkl  Gerhard
Meyer  Franz ✕

Miller  Josef
Mirbeth  Herbert
Möstl  Fritz
Dr. Müller  Helmut ✕

Müller  Herbert
Müller  Willi ✕

Münzel  Petra ✕

Naaß Christa
Nadler  Walter ✕

Narnhammer  Bärbel ✕

Nentwig  Armin ✕

Neumeier  Johann ✕

Niedermeier  Hermann ✕

Nöth  Eduard ✕

Obermeier Thomas ✕

Odenbach Friedrich

Paulig  Ruth ✕

Peterke  Rudolf ✕

Peters  Gudrun ✕

Pfaffmann  Hans-Ulrich ✕

Pienßel  Franz
Pranghofer  Karin
Pschierer  Franz

Dr. Rabenstein  Christoph ✕

Radermacher  Karin
Ranner  Sepp ✕

Freiherr von Redwitz  Eugen ✕

Regensburger  Hermann
Reisinger  Alfred
Riess  Roswitha ✕

Ritter  Ludwig ✕

Dr. Ritzer  Helmut ✕

Freiherr von Rotenhan  Sebastian ✕

Rotter  Eberhard ✕

Rubenbauer  Herbert
Rudrof  Heinrich ✕

Dr. Runge  Martin ✕

Sackmann  Markus ✕

Sauter  Alfred ✕

Schammann  Johann
Scharfenberg  Maria ✕

Schieder  Marianne ✕

Schieder  Werner
Schindler  Franz ✕

Schläger  Albrecht ✕

Schmid  Albert

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schmid  Berta
Schmid  Georg
Schmid  Peter
Schmidt  Renate
Schmidt-Sibeth  Waltraud ✕

Schmitt-Bussinger  Helga ✕

Schneider  Siegfried ✕

Dr. Scholz  Manfred ✕

Schopper  Theresa ✕

Schreck  Helmut ✕

Dr. Schuhmann  Manfred
Schultz  Heiko
Schweder  Christl ✕

Schweiger  Rita
Sibler  Bernd ✕

Sinner  Eberhard
Dr. Söder  Markus
Dr. Spaenle  Ludwig
Spitzner  Hans
Sprinkart  Adi ✕

Stahl  Christine ✕

Stahl  Georg ✕

Stamm  Barbara ✕

Starzmann  Gustav ✕

Steiger  Christa
Steinmaßl  Hermann
Stewens  Christa
Prof. Dr. Stockinger  Hans Gerhard
Dr. Stoiber  Edmund
Strasser  Johannes ✕

Strehle  Max ✕

Tausendfreund  Susanna ✕

Thätter  Blasius
Traublinger  Heinrich
von Truchseß  Ruth ✕

Unterländer  Joachim

Prof. Dr. Vocke  Jürgen ✕

Vogel  Wolfgang
Voget  Anne ✕

Volkmann  Rainer ✕

Wahnschaffe  Joachim ✕

Dr. Waschler  Gerhard ✕

Dr. Weiß Manfred
Welnhofer  Peter
Werner  Hans Joachim
Werner-Muggendorfer  Johanna
Dr. Wiesheu  Otto
Dr. Wilhelm  Paul ✕

Winter  Georg ✕

Wörner  Ludwig ✕

Wolfrum  Klaus

Zehetmair  Hans
Zeitler  Otto
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Zengerle  Josef ✕

Dr. Zimmermann  Thomas
Gesamtsumme 73 50 1
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Anlage 3
zur 84. Vollsitzung am 20.03.2002

Lassen Sie mich mit einem Blick in die Bayerische
Verfassung beginnen; Art. 25 a BV, erst 1998 eingefügt,
lautet:

Zur Vorbereitung von Entscheidungen über umfang-
reiche und bedeutsame Angelegenheiten, die in die
Zuständigkeit des Freistaates Bayern fallen, kann der
Landtag eine Enquete-Kommission einsetzen.

Am 26.11.1998 machte von der Bayerische Landtag die-
sem neuen Instrument erstmals Gebrauch und setzte die
Enquete-Kommission Reform des Föderalismus –
Stärkung der Landesparlamente  ein.

Aber erst mit Beschluss vom 08. Juli 1999 verabschie-
dete der Landtag einen umfangreichen Fragenkatalog
zu den vier Themenkomplexen Föderalismus und supra-
nationale Politik, Föderalismus und nationale Politik,
Föderalismus und Staatsfinanzen und Föderalismus und
kommunale Selbstverwaltung. Zugleich wurden die Mit-
glieder der Kommission bestellt. Neben acht Abgeordne-
ten gehören diesem Gremium – gleichberechtigt – auch
sieben Wissenschaftler an. Das war neu, „gemischte„
Kommissionen des Bayerischen Landtags hat es vorher
nicht gegeben. Die Neuerung hat sich bewährt. Bereits
an dieser Stelle möchte ich den Damen und Herren
Professoren ganz herzlich danken für ihre mit großarti-
ger Sachkunde geleistete, stets engagierte Mitarbeit, die
sie der Kommission in den vergangenen 21/2 Jahren
gewidmet haben. Die vorliegenden Reformvorschläge
sind maßgeblich von den externen Sachverständigen
geprägt worden. Die meisten der Damen und Herren
Experten sind heute hier anwesend.

Ich darf in alphabetischer Reihenfolge nennen:

Prof. Dr. Hans-Wolfgang Arndt
Prof. Dr. Peter Badura
Prof. Dr. Gisela Färber
Prof. Dr. Ursula Münch
Prof. Dr. Heinrich Oberreuter
Prof. Dr. Hans-Peter Schneider und
Prof. Dr. Olaf Schultze.

Ich möchte hier ferner den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern sowohl des Landtagsamtes als auch beson-
ders der Fraktionen für ihre wertvolle, stets engagierte
Hilfe sehr herzlich danken; wir hätten auf diese Hilfe
nicht verzichten können!

Ziele, Sinn und Zweck des Föderalismus

Föderalismus als Wettbewerb der Ideen

Zukunftsorientierte Weiterentwicklung und Innovationen
gibt es nur dort, wo ein Wettbewerb der Ideen und Initia-
tiven möglich ist.

Die Leistungsfähigkeit von Organisationsstrukturen kön-
nen wir gerade dort erkennen, wo Wettbewerb sich
durchgesetzt hat , besonders in der Wirtschaft. Seit
Jahren beobachten wir dort eine tiefgreifende Verän-
derung: weg von  zentralistischen Führungsstrukturen,
hin zu  Dezentralisierung bei gleichzeitigem Verbund.
Früher meinte man häufig, nur in der Zentrale würde
man alle wichtigen Daten und Instrumente zur Verfügung
haben, um effizient und erfolgreich führen  zu können.

Allerdings wurde schon bald erkannt, dass dies zu
demotivierten Mitarbeitern, zu kaum durchschaubaren
Strukturen, zu Kundenferne sowie zu weiteren Fehlent-
wicklungen führt. Hierauf trat ein, was typisch ist für
Situationen, in denen Wettbewerb herrscht: einzelne
suchten und fanden bessere Strukturen – die anderen
wurden durch die positiven Beispiele zur eigenen Verän-
derung angeregt oder gezwungen.

Das Zeitalter der Zentralisten ist vorbei. Je komplexer die
Welt und ihre Probleme werden, um so weniger kann eine
Zentrale das alles überblicken und mit Erfolg führen.

Auch in der Staatsorganisation brauchen wir neue For-
men der Zusammenarbeit und Strukturen, die ein
Höchstmaß an schöpferischer Leistungsfähigkeit för-
dern; wir brauchen den föderativen Wettbewerb der
Ideen und Initiativen.

Zu Protokoll gegebene Ausführungen des Abgeordneten Welnhofer (CSU)
zu Tagesordnungspunkt 7
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Dazu gehört insbesondere die Übereinstimmung
von Zuständigkeit, Verantwortung und Handlungs-
möglichkeit. Wichtig sind überschaubare Einheiten,
flexibel und anpassungsfähig.

Politik als Wettbewerbsprozess

Die Vorzüge des demokratischen Systems können um
so stärker zur Geltung kommen, je mehr sich die Politik
in einem Wettbewerbsprozess vollziehen kann, der über
den Wettbewerb der politischen Parteien weit hinaus-
geht. Dies gewährleistet in der Bundesrepublik Deutsch-
land vor allem deren föderale Struktur. Sie setzt Wettbe-
werb in Gang, schafft Raum für Einfallsreichtum, ist inno-
vativ und effektiv. Unter dem Wettbewerbsdruck der
Wähler schafft sie Leistungsanreize für bestmögliche
Problemlösungen. Die Lebensbedingungen der Bürger
werden zwar nicht überall in gleicher Weise, aber insge-
samt für alle verbessert.

Dieser fruchtbare Wettbewerb ist auf Dauer aber nur
dann möglich, wenn es dafür einerseits die notwendigen
Freiräume gibt und andererseits auch den Erfolg eige-
ner Anstrengungen . Die Politik darf nicht durch überzo-
gene Ausgleichsmechanismen aus dem Wettbewerbs-
druck entlassen werden.

In Schlagworten ausgedrückt bedeutet richtig ver-
standener Föderalismus heute vor allem

– Wettbewerb  sämtlicher Hoheitsträger: Bund, Länder
und Kommunen sind – zumindest auch – konkurrie-
rende Dienstleistungsunternehmen für die Bürgerin-
nen und Bürger

– Subsidiarität  im Staatsaufbau, Vorrang der kleineren
Einheit im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit

Solidarität  gegenüber jenen, die der Hilfe bedürfen;
diese Hilfe soll aber vor allem Hilfe zur Selbsthilfe
sein

– Bürgernähe  durch kurze Wege zu den Entschei-
dungsträgern

– Vertrauensbildung und weniger Politikverdros-
senheit auf Grund klarer Verantwortlichkeiten und
leichterer Überschaubarkeit der kleineren Einheiten

– Gestaltungsfreiheit und Verantwortung für das
eigene Haus  – unsere Heimat Bayern.

Seit langem ist Bayern in vielen Bereichen Spitze!

Wir haben im Jahresvergleich der Bundesländer beste
Zahlen:

– die niedrigste Arbeitslosenquote Deutschlands

– das höchste Wirtschaftswachstum

– die niedrigste Staatsverschuldung

– die höchste Investitionsquote sowie

– den höchsten Standard bei der inneren Sicherheit.

Damit sind nur – allerdings herausragende – Beispiele
genannt; all das kann Landespolitik auf Dauer aber nur
leisten, wenn sie die nötigen Gestaltungsmöglichkeiten
und Freiräume hat. Wenn indes Wettbewerbsgrund-
sätze, wie dies in vielen Bereichen leider geschieht,
durch ein Übermaß an Regulierung, Transferleistungen
und Nivellierung zunehmend ausgehöhlt werden, zahlen
sich Anstrengungen der Landespolitik auch für die Bür-
gerinnen und Bürger nur noch begrenzt aus.

Die Enquete-Kommission hat nach 21/2-jährigen Bera-
tungen nunmehr ihren Schlussbericht verabschiedet. Sie
hat Empfehlungen zu den Fragen des Untersuchungs-
auftrags beschlossen und ihre Vorschläge begründet.
Freilich kann der Bayerische Landtag die Vorschläge nur
zum Teil selbst umsetzen; die bedeutenderen Empfeh-
lungen setzen Änderungen des Grundgesetzes, also
das einvernehmliche Zusammenwirken von Bund und
Ländern voraus.

Dazu wird noch sehr viel Überzeugungsarbeit geleistet
werden müssen, ein schneller Erfolg ist nicht zu erwar-
ten; aber ich vertraue darauf, dass das, was richtig ist,
sich letztlich auch durchsetzt. Nicht nur die Bundesregie-
rung sitzt gegenwärtig noch im Bremserhäuschen; leider
gehen die Länder selbst mitunter allzu zaghaft an Initiati-
ven zur Erweiterung ihrer eigenen Kompetenzen heran –
da gibt es auch im Bundesrat nicht nur Sternstunden!
Manche Länder befürchten anscheinend, sie könnten
mit mehr Eigenständigkeit überfordert sein.

A) Ausgangslage

Im bundesdeutschen Föderalismus wurden die Kompe-
tenzen der Länder mehr und mehr ausgehöhlt. Im Laufe
der Zeit wuchs die Zahl der Materien, die der Bund sei-
ner Gesetzgebung unterzog, immer mehr an. Der Bund
macht von seiner konkurrierenden Gesetzgebungsbe-
fugnis umfassend Gebrauch – aus meiner Sicht exzessiv
– indem er sich auf ein angebliches Vereinheitlichungs-
erfordernis beruft. Die vom Grundgesetz als Regelfall
vorgesehene Landeskompetenz wird so geradezu per-
vertiert. Darüber hinaus haben sich die Landesregierun-
gen auch im eigenen Zuständigkeitsbereich zur Überni-
vellierung durch Koordination verführen lassen. Auch bei
den Ländern konnte man den Schlachtruf: Es lebe der
Unterschied!  leider nur allzu selten vernehmen. So kön-
nen die Länder ihren wirtschaftlich, sozial und kulturell
unterschiedlichen Bedürfnissen heute kaum noch Rech-
nung tragen; flexible Regelungen sind fast unmöglich
geworden. Diesen Tendenzen gilt es entgegenzuwirken.
Verlierer dieser Entwicklung sind vor allem die Landes-
parlamente. Die Landesregierungen haben ihren landes-
politischen Kompetenzverlust durch eine deutliche Stär-
kung ihrer Einwirkungsmöglichkeiten auf die Bundes-
politik über den Bundesrat kompensiert. Wir brauchen
deshalb nicht nur eine Stärkung der Länder, sondern erst
recht eine Stärkung der Landesparlamente – vor allem
im Kernbereich parlamentarischer Zuständigkeit, in der
Gesetzgebung. Eine solche Revitalisierung des Parla-
mentarismus in den Ländern ist unerlässlich, wenn wir
auch künftig und auf Dauer als Parlamentarier von der
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Öffentlichkeit als erste Gewalt im Staate hinreichend
wahrgenommen werden wollen. Der Föderalismus lebt
nicht nur von einer starken Exekutive, sondern auch und
gerade von starken und – in doppelter Hinsicht – kompe-
tenten Landesparlamenten: Sie müssen sowohl Kompe-
tenz im Sinne von Gesetzgebungszuständigkeiten
haben als auch kompetente Persönlichkeiten für deren
Wahrnehmung, denn die Gesetzgebung bildet nun ein-
mal der Kernbereich parlamentarischer Tätigkeit.

B) Reformvorschläge

I. Stärkung der Landesgesetzgebung

Die den Ländern vom Grundgesetz verbürgte Regelzu-
ständigkeit für die Gesetzgebung muß derart abgesi-
chert werden, dass die politische Praxis den Grundsatz
nicht mehr in sein Gegenteil verkehren kann. Dazu wird
vorgeschlagen:

1. Die konkurrierende Gesetzgebung

Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung sollen
die Länder künftig auch dann die Vorranggesetz-
gebung haben, wenn eine Kodifizierung des Bundes
bereits vorliegt. Die Länder sollen somit eine bundesge-
setzliche Regelung durch Landesrecht ersetzen oder
ergänzen können. Gelten soll das Landesgesetz aller-
dings erst, wenn der Bundestag nicht innerhalb von drei
Monaten Einspruch erhebt – der vom Bundesrat  aber
zurückgewiesen werden kann.

Das könnte so zentrale Rechtsbereiche wie Zivil- und
Strafrecht mit ihren jeweiligen Verfahrensordnungen,
Ausländer- und Asylrecht, Sozialhilferecht, Verkehrs-
recht, Arbeits- und Wirtschaftsrecht oder Verbraucher-
schutz betreffen; aber selbstverständlich eignen sich in
der Praxis nicht alle Gegenstände der konkurrierenden
Gesetzgebung für die landesgesetzliche Regelungen,
aber zum Teil eignen sie sich eben doch dafür, und so soll
ein Land wenigstens unter bestimmten Voraussetzungen
auch die Chance haben, in eigener Kompetenz abwei-
chend von einem Bundesgesetz bzw. neu zu regeln, was
nach seiner  Überzeugung dafür geeignet ist.

Aus dem übermäßig umfangreichen Katalog der kon-
kurrierenden Gesetzgebung – Art. 74 Abs. 1, 74 a
Abs. 1 GG – sollen verschiedene Kompetenztitel gestri-
chen werden. Die Gesetzgebungszuständigkeit würde
dann insoweit ausschließlich den Ländern zustehen; ich
nenne zum Beispiel das Notariatsrecht, Bodenrecht und
Wohnungswesen, die wirtschaftliche Sicherung der
Krankenhäuser oder die Regelung der Krankenhauspfle-
gesätze. Man kann sich auch noch weitere Zuständig-
keitsverlagerungen auf die Länder vorstellen, etwa das
Versammlungsrecht. Dafür fand sich in der Kommission
aber keine Mehrheit.

2. Die Rahmengesetzgebung

Die Rahmengesetzgebung des Bundes hat sich nicht
bewährt. Der Bund gibt häufig umfassende Detailrege-
lungen vor, was eigentlich der Bezeichnung Rahmen-

gesetz widerspricht; die daran gebundenen Länder
haben dann oft nur noch unzureichend eigenen Gestal-
tungsspielraum. Deshalb ist im Grundgesetz festzu-
legen, dass der Bund künftig nur befugt sein soll, allge-
meine, leitende Grundsätze aufzustellen: eine soge-
nannte Grundsatzgesetzgebung  soll an Stelle der
bestehenden Rahmengesetzgebung des Bundes treten.
Ob überhaupt und gegebenenfalls in welcher Weise die
Länder von der Möglichkeit einer Ausgestaltung solcher
Vorgaben Gebrauch machen, soll künftig allein in ihrem
Ermessen liegen. Sie sollen die Materien der Grundsatz-
gesetzgebung des Bundes auch völlig ungeregelt lassen
können; derartige Grundsatzgesetze des Bundes wür-
den weder unmittelbar geltendes materielles Recht noch
solche Regelungen enthalten dürfen, die keiner landes-
gesetzlichen Ausfüllung mehr bedürfen.

Aus dem bisherigen Katalog für die Rahmengesetzge-
bung – Art. 75 GG – sollen zudem verschiedene Kompe-
tenztitel gestrichen werden; so sollen die Länder zum
Beispiel für das gesamte Hochschulwesen einschließ-
lich der allgemeinen Grundsätze – nicht nur wie bisher
für Detailregelungen im Rahmen bundesgesetzlicher
Vorgaben – sowie für das Jagdwesen ausschließlich
zuständig sein.

3. Beteiligung der Landtage bei Kompetenzverände-
rungen zwischen EU, Bund und Ländern

Die Hürden für weitere Kompetenzverlagerungen zu
Lasten der Länder müssen deutlich erhöht werden. Des-
halb soll es bei solchen Grundgesetzänderungen, durch
die Gesetzgebungskompetenzen der Länder auf den
Bund übertragen werden, künftig neben der Zwei-Drittel-
Mehrheit von Bundestag und Bundesrat auch der
Zustimmung einer Mehrheit aller Landesparlamente
bedürfen – die weitaus meisten Grundgesetzänderun-
gen seit 1949 waren eben gerade Kompetenzänderun-
gen zugunsten des Bundes, also zulasten der Länder!

Das gleiche soll gelten, wenn der Bund künftig Landes-
kompetenzen auf die Europäische Union übertragen will.
Die Kommission schlägt ferner vor, auch den Bundesrat
als Bundesorgan der Länder gegenüber der Bundesre-
gierung in EU-Angelegenheiten zu stärken, wenn Kom-
petenzen der Länder betroffen sind.

Wenn Rechtsetzungsakte der EU im Schwerpunkt
Gesetzgebungsbefugnisse der Länder, die Einrichtung
ihrer Behörden oder ihre Verwaltungsverfahren zum
Gegenstand haben, soll die Bundesregierung in Zukunft
an das Votum des Bundesrates gebunden sein.

Ein weiteres Wort zur Europäischen Union: Die Revitali-
sierung des Föderalismus ist ganz besonders auch die
Strategie schlechthin, das überzeugende Gegenkonzept
gegen den zunehmenden Zentralismus in Europa. Ein-
richtungen und Organe der EU beschneiden durch über-
mäßige Reglementierung und Überdehnung ihrer Kom-
petenzen nicht nur die Zuständigkeiten ihrer Mitglied-
staaten, sondern immer mehr auch die Gestaltungsspiel-
räume der Länder. Regionalförderung, FFH-Richtlinie,
Regelungen zum öffentlich-rechtlichen Kreditwesen,
derzeit hochaktuell, sowie zum Rundfunk zeigen aus-
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ufernde Kompetenzanmaßungen der EU, welche die
Länder und Regionen unmittelbar betreffen. Zudem wird
mit einer nicht selten exzessiven Auslegung der Zustän-
digkeitsregelungen versucht, als Gemeinschaftsaufga-
ben der EU zum Beispiel auch Stadterneuerung und
Städtebau zu vereinnahmen. Sogar die klassischen Lan-
deskompetenzen Kultur und Bildung werden zum Teil
und immer mehr von der EU beansprucht.

Die Bayerische Staatsregierung weist bei jeder Gelegen-
heit nachdrücklich auf die gefährlichen Entwicklungen
hin, diese Fragen gehen aber uns alle an. Das im EG-
Vertrag ausdrücklich niedergelegte Subsidiaritätsprinzip
muss auch in der praktischen Politik eingefordert wer-
den, und zwar auf allen Ebenen – von der Bundesregie-
rung ist hierzu leider wenig zu hören.

Der Kompetenzverlust der Mitgliedsstaaten, ihrer Länder
und Regionen ist zugleich auch ein Kompetenzverlust
der Landesparlamente. Deshalb hat die Enquete-Kom-
mission mit ihren Empfehlungen – wenn auch, bedingt
durch ihren Untersuchungsauftrag, in relativ bescheide-
nem Umfang – einen Beitrag geleistet, um in Zukunft
Kompetenzerweiterungen der EU zu erschweren.

II. Stärkung der Beteiligungsrechte des Landtags

Gegenüber der Staatsregierung sollen künftig Informati-
ons- und Beteiligungsrechte des Landtags  in bedeu-
tenden Angelegenheiten über die bestehende Goodwill-
Praxis hinaus verbürgt werden. Dabei geht es vor allem
um das parlamentarische Selbstverständnis und nicht um
die Behebung von Defiziten, denn der Landtag wurde
schon bisher von der Staatsregierung ausreichend unter-
richtet – jedenfalls gab es in der Kommission dazu keine
Kritik. Das Parlament soll aber einen rechtsverbindlich
dokumentierten Anspruch auf diejenigen Informationen
haben, die zur Wahrnehmung seiner Aufgaben erforder-
lich sind. Die Meinungsbildung in der Mehrheitsfraktion
über die konkrete rechtliche Gestaltung dieses Grund-
satzes ist augenblicklich noch nicht abgeschlossen.

Die gesetzliche Regelung soll eine frühzeitige Unterrich-
tung des Landtags durch die Staatsregierung über Vor-
haben der Gesetzgebung, den Gegenstand beabsichtig-
ter Staatsverträge und, soweit landespolitisch bedeut-
sam, über Verwaltungsabkommen, über Angelegenhei-
ten der Landesplanung, Bundesratsangelegenheiten
und Angelegenheiten der Europäischen Union und eine
Pflicht der Staatsregierung vorsehen, die Stellungnahme
des Landtags in ihre Erwägungen mit einzustellen.

Um zu gewährleisten, dass der Landtag von seinem
Recht zur Stellungnahme effektiv, vor allem innerhalb der
vom Grundgesetz für Äußerungen des Bundesrates zu
Gesetzesvorlagen der Bundesregierung vorgesehenen
Fristen Gebrauch machen kann, wird empfohlen, durch
Gesetz dem jeweils federführenden Ausschuss vorläufig
Entscheidungskompetenz in eilbedürftigen Angelegen-
heiten einzuräumen. Der Beschluss des federführenden
Ausschusses soll in diesen Fällen als Stellungnahme des
Landtags gelten, wobei jedoch auf Antrag einer Fraktion
oder von zwanzig Abgeordneten die Entscheidung der
Vollversammlung eingeholt werden kann.

III. Stärkung der Steuerautonomie sowie der Finan-
zierungsverantwortung der Länder

Die nötige Stärkung der Länder erfordert insbesondere
mehr Steuerautonomie. Ein Ansteigen der Steuerbelas-
tung für Bürger und Unternehmen muss und soll damit
nicht verbunden sein, allerdings muss es Gestaltungs-
spielräume für die Länder geben, die zu wettbewerbs-
bedingten Unterschieden auch in der Steuerbelastung
führen können. Die Verantwortung der Länder für die
Standortqualität einschließlich der wirtschaftlichen Ent-
wicklung in ihrem Bereich muss gestärkt werden. Ein-
nahmen und Ausgaben des Staates müssen, orientiert
an den Prinzipien der Solidarität im Wettbewerb sowie
der Schaffung von Leistungsanreizen, neu geordnet
werden.

1. Stärkung des Rechts der Länder zur Steuergesetz-
gebung

Die Länder sollen auf bundeseinheitlich gestalteter
Bemessungsgrundlage das Recht erhalten, durch Lan-
desgesetz eigene Steuersätze festzulegen, soweit ihnen
bereits nach geltendem Recht die ausschließliche
Ertragshoheit zusteht, also das gesamte Steueraufkom-
men. Dies betrifft vor allem die Erbschaftssteuer, die
Schenkungssteuer, die Kfz-Steuer, die Grund- und die
Grunderwerbsteuer.

Außerdem sollen Länder und Gemeinden einen eigenen
Steuersatz auf die Einkommensteuer festsetzen können.
Dieses Tarifgestaltungsrecht – wiederum auf bundesein-
heitlicher Bemessungsgrundlage – bürgt für Transpa-
renz und ermöglicht einen fairen, verträglichen Standort-
wettbewerb unter den Ländern.

Durch entsprechende Mechanismen im Länderfinanz-
ausgleich muss dabei gewährleistet werden, dass nicht
einzelne Länder sich mit besonders niedrigen Steuern
auf Kosten der anderen Länder refinanzieren können.

2. Abschaffung von Gemeinschaftsaufgaben

Das bestehende System der Gemeinschaftsaufgaben
hat sich nicht bewährt. Mischfinanzierungen begrenzen,
ja lähmen mitunter die Handlungsmöglichkeiten der Län-
der im eigenen  Kompetenzbereich, da die Mitfinanzie-
rung des Bundes auch ein Mitspracherecht beinhaltet
und so nicht nur Gestaltungsspielräume einschränkt,
sondern auch mit langwierigen, oft quälenden Abstim-
mungsprozessen und Verteilungskämpfen die Verant-
wortlichkeiten verschleiert, besonders etwa beim Hoch-
schulbau.

Die Gemeinschaftsaufgaben sind infolgedessen weitest-
gehend abzuschaffen. Dies darf aber nicht dazu führen,
dass der Bund sich einseitig und ohne Kompensation
aus der Finanzierung zurückzieht.

Es wird gefordert, die in Art. 91 a GG geregelten
Gemeinschaftsaufgaben Ausbau und Neubau von Hoch-
schulen einschließlich der Hochschulkliniken, Verbesse-
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rung der regionalen Wirtschaftsstruktur sowie Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes abzu-
schaffen, ebenso die in Art. 91 b GG geregelte Gemein-
schaftsaufgabe Bildungsplanung. Die Kommission hält
allerdings – entgegen der Vereinbarung der Ministerprä-
sidenten der Länder von Juni 2001 – aus finanziellen
Gründen die Gemeinschaftsaufgabe Förderung von Ein-
richtungen und Vorhaben der wissenschaftlichen For-
schung von überregionaler Bedeutung (Art. 91 b Alt. 2
GG) weiterhin für erforderlich.

3. Zusammenführung von Gesetzgebung und Finan-
zierungsverantwortung

Art. 104 a Abs. 1 GG bestimmt, dass der Bund und die
Länder gesondert die sich aus der Wahrnehmung ihrer
Verwaltungsaufgaben ergebenden Ausgaben zu tragen
haben. Dies hat zur Folge, dass die Länder Bundesge-
setze im Wesentlichen auf ihre Kosten zu vollziehen
haben. An dieser grundsätzlichen Bestimmung soll zwar
festgehalten werden, da eine Reform in Richtung einer
umfassenden Pflicht des gesetzgebenden Bundes zur
Kostenerstattung an die Länder eine massive Umleitung
von Finanzströmen auf den Bund zur Folge hätte und die
Länder anstelle freier Mittel regelmäßig nur zweckge-
bundene Zuweisungen erhalten würden. Damit wäre
keine Stärkung, sondern eine Schwächung der föderati-
ven Struktur verbunden. Die Kommission empfiehlt des-
halb, die notwendige engere Verknüpfung von Gesetz-
gebungskompetenz und Finanzierungsverantwortung
auf anderem Wege zu erreichen. Hierzu dient vor allem
eine Übertragung von Gesetzgebungskompetenzen auf
die Länder, aber auch die Einführung einer verbindlichen
Mitfinanzierungsquote des Bundes von mindestens 50%
bei Geldleistungsgesetzen, insbesondere der Sozial-
hilfe.

4. Reform des Länderfinanzausgleichs

Bei der gegenwärtigen Reform des Länderfinanzaus-
gleichs kam es vor allem darauf an, Leistungsanreize zu
schaffen sowie den Finanzausgleich am Wettbewerbs-
gedanken zu orientieren. Hier war es insbesondere die
Bayerische Staatsregierung, die sich durch Anrufung
des Bundesverfassungsgerichts um den Föderalismus
verdient gemacht hat. SPD und B90/Die Grünen dieses
Hauses haben das nicht nur nicht unterstützt, sondern
im Gegenteil sogar kritisiert.

Hier haben die Vereinbarungen der Ministerpräsidenten
der Länder vom Juni 2001 in Folge der Grundsatzent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts aus dem

Jahr 1999 zum bundesstaatlichen Finanzausgleich
erhebliche Fortschritte gebracht:

– so soll es insbesondere künftig einen fast vollständi-
gen Ausgleich der unterdurchschnittlichen Finanzkraft
eines Landes nicht mehr geben – also keine Vollnivel-
lierung mehr auf 99,5% des Bundesdurchschnitts

– Steuereinnahmen über  dem Länderdurchschnitt blei-
ben künftig zu mindestens 12% beim erwirtschaften-
den Land – eine vergleichsweise spürbare, wenn
auch noch immer bescheidene Leistungsprämie

– künftig dürfen keinem Geber-Land mehr als 72,5%
seiner überdurchschnittlichen Finanzkraft genommen
werden.

Diese Fortschritte sind, gemessen am bisherigen
Zustand, durchaus beachtlich, wenn auch noch nicht
befriedigend. Es wäre für einen fairen Wettbewerb för-
derlich, nicht wesentlich mehr als die Hälfte der über-
durchschnittlichen Finanzkraft eines Landes abzuschöp-
fen.

Im Hinblick auf die Aktualität entscheidender Neurege-
lungen – Maßstäbegesetz vom 9. September 2001 und
Neufassung des Finanzausgleichs im sogenannten Soli-
darpakt-Fortführungsgesetz vom 20. Dezember 2001 –
erschien es der Kommission allerdings untunlich, derzeit
mit weiteren konkreten Reformvorschlägen aufzuwarten.

Schlussbemerkung

Eine grundlegende Reform des Föderalismus ist zentra-
ler Teil einer Zukunftsstrategie für Deutschland .

Es geht um die Strukturen von morgen. Wir wollen und
müssen Freiräume schaffen für einen Wettbewerb der
Ideen und Initiativen, um zu den bestmöglichen Pro-
blemlösungen zu kommen. Föderalismus ist als kon-
sequentes Prinzip für die gesamte Staatsorganisa-
tion zu begreifen.  Deshalb gilt es, für alle drei staatli-
chen Ebenen – Bund, Länder und Kommunen – größere
Handlungsfreiheit  zu schaffen. Das ist unsere Aufgabe.

Wer freilich Gleichheit und Gleichmacherei über die Frei-
heit setzt und über die Dynamik eines innovativen, gere-
gelten solidarischen Wettbewerbs, wird einem solchen
Konzept nicht zustimmen können. Dann sollten die wah-
ren Gründe aber auch beim Namen genannt werden.

Ich komme zum Schluss; zum Thema Föderalismus
und kommunale Selbstverwaltung wird Kollege Her-
bert Ettengruber sprechen.
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Anlage 4
zur 84 Vollsitzung am 20.03.2002

Es bedeuten:
(E) einstimmige Zustimmungsempfehlung des

Ausschusses
(G) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses

mit Gegenstimmen
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses

mit Enthaltungen oder
Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss

(A) Ablehnungsempfehlung des Ausschusses
oder
Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss

(Z) Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss

Verfassungsstreitigkeit

1. Schreiben des Bundesverfassungsgerichts vom 16.
Januar 2002 (2 BvK 1/01) betreffend

Verfahren über den Antrag der Landesregierung
des Landes Schleswig-Holstein festzustellen, dass
das Verlangen von Mitgliedern des Bildungsaus-
schusses des Schleswig-Holsteini-schen Landtags
nach Vorlage

a) des Haushaltsvoranschlages des Ministeriums
für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur
mit Begründungen zum Landeshaushalt 2001,

b) des Entwurfs des Ministeriums für Finanzen und
Energie für den Haushalt des Ministeriums für
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur für
das Jahr 2001 vor der Kabinettsberatung,

c) der Haushaltsverhandlungsvermerke des Mini-
steriums für Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur und des Ministeriums für Finanzen
und Energie zum Landeshaushalt 2001,

d) der Verhandlungsvermerke zur Nachschiebeli-
ste zum Landeshaushalt 2001,

gegen die Bestimmungen der Art. 2, 26 Abs. 1 Satz
1 und 23 Abs. 3 Satz 1 der Verfassung des Landes
Schleswig-Holstein verstößt

und Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anord-
nung

AIII/G-1320/01–7
Drs. 14/8927 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Verfassungs-, Rechts- und
Parlamentsfragen (Z) (Z) (Z)

Anträge

2. Antrag der Abgeordneten Paulig, Dr. Runge,
Schammann u.a. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Planungssicherheit für Investorinnen und
Investoren bei der Windenergie in Bayern
Drs. 14/5911, 14/8933 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (A) (Z) (Z)

3. Antrag der Abgeordneten Wörner, Gartzke u.a.
SPD
Förderung der Windenergienutzung in Bayern;
Einheitliche Regelung für Abstandsflächen bei
Windkraftanlagen
Drs. 14/6189, 14/8934 (A) [X]

Antrag der CSU-Fraktion gem.
132 Abs. 3 Satz 7 GeschO:
Abweichendes Votum des
mitberatenden Ausschus- CSU SPD GRÜ
ses für Landesentwick-
lung und Umweltfragen (Z) (Z) (Z)

4. Antrag der Abgeordneten Wörner, Gartzke
u.a. SPD
Förderung der Windenergienutzung in Bayern;
Einbezug in das Breitförderprogramm mit ver-
besserter Förderkulisse
Drs. 14/6190, 14/8638 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (A) (Z) (Z)

5. Antrag der Abgeordneten Wörner, Gartzke
u.a. SPD
Förderung der Windenergienutzung in Bayern;
Einheitliche Regelungen zur Kompensationsabgabe
Drs. 14/6191, 14/8897 (E)

Beschlußempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung über die
nicht einzeln zu beratenden Anträge etc. zu Grunde gelegt wurden
(Tagesordnungspunkt 13)
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Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Landesentwicklung und
Umweltfragen (Z) (Z) (Z)

6. Antrag der Abgeordneten Wörner, Gartzke u.a.
SPD
Förderung der Windenergienutzung in Bayern;
Einheitliche Regelungen zu Raumordnungs-
verfahren bzw. landesplanerischer Beurteilung
Drs. 14/6192, 14/8898 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Landesentwicklung und
Umweltfragen (Z) (Z) (Z)

7. Antrag der Abgeordneten Pfaffmann, Irlinger,
Dr. Baumann u.a. SPD
Fachhochschulstudium Pflegemanagement
Erwerb der fachgebundenen Fachhochschulreife
für Absolventen der zweijährigen Weiterbildungs-
lehrgänge in der Kranken- und Altenpflege
Drs. 14/6700, 14/8132 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Bildung, Jugend und Sport (A) (Z) (Z)

8. Antrag der Abgeordneten Heinrich, Gartzke,
Lück u.a. SPD
Demonstrationsprojekt zur Bodenentsiegelung
im Staatsbereich
Drs. 14/6938, 14/8899 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Landesentwicklung und
Umweltfragen (A) (Z) (Z)

9. Antrag der Abgeordneten Dr. Fickler u.a. CSU
Sicherung der Ernährungsberatung
Drs. 14/6944, 14/8872 (E) [X]

Antrag der CSU-Fraktion gem.
§ 132 Abs. 3 Satz 7 GeschO:
Abweichendes Votum des
mitberatenden Aus- CSU SPD GRÜ
schusses für Fragen des
öffentlichen Dienstes (Z) (Z) (Z)

10. Antrag der Abgeordneten Dr. Dürr, Kellner, Paulig
und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Initiativen für eine Stilllegung des Atomkraftwerkes
Temelin
Drs. 14/6959, 14/8873 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Landesentwicklung und
Umweltfragen (A) (ENTH) (Z)

11. Antrag der Abgeordneten Kobler, Matschl,
Schmid Berta CSU
Verbesserung der schmerztherapeutischen
Versorgung in Bayern
Drs. 14/7391, 14/8689 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

12. Antrag der Abgeordneten Glück, Obermeier
und Fraktion CSU
Maßnahmen zur Verbesserung der Situation
im Zivildienst
Einsatz von Arbeitslosen und Sozialhilfe-
empfängern auf Zivildienststellen
Drs. 14/7394, 14/8738 (G)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (A) (A)

13. Antrag der Abgeordneten Glück, Obermeier
und Fraktion CSU
Maßnahmen zur Verbesserung der Situation
im Zivildienst
Verwendungsplanung
Drs. 14/7396, 14/8739 (G)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (A) (A)

14. Antrag der Abgeordneten Glück, Obermeier
und Fraktion CSU
Maßnahmen zur Verbesserung der Situation
im Zivildienst
Flexiblere Gestaltung der Einführungslehrgänge
Drs. 14/7397, 14/8740 (G)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (A) (A)

15. Antrag der Abgeordneten Glück, Obermeier,
Sibler und Fraktion CSU
Maßnahmen zur Verbesserung der Situation
im Zivildienst
Wohnortnahe Verwendung ehrenamtlich Tätiger
Drs. 14/7398, 14/8741 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

16. Antrag der Abgeordneten Glück, Obermeier
und Fraktion CSU
Maßnahmen zur Verbesserung der Situation
im Zivildienst
Freiwillige Verlängerung des Zivildienstes
Drs. 14/7399, 14/8742 (G)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (A) (Z)
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17. Antrag der Abgeordneten Kobler, Unterländer
u.a. CSU
Arbeitserlaubnis für ausländische Pflegekräfte
Drs. 14/7427, 14/8655 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

18. Antrag der Abgeordneten Kobler u.a. CSU
Strategie zur Bekämpfung des Restless-
Legs-Syndroms
Drs. 14/7500, 14/8688 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

19. Antrag der Abgeordneten Werner, Wahnschaffe
u.a. SPD
Die Situation der Bewohner und Pflegekräfte in den
bayerischen Altenpflegeheimen verbessern (I)
Drs. 14/7588, 14/8654 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (A) (Z) (Z)

20. Antrag der Abgeordneten Werner, Wahnschaffe
u.a. SPD
Die Situation der Bewohner und Pflegekräfte in den
bayerischen Altenpflegeheimen verbessern (II)
Drs. 14/7589, 14/8653 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (A) (Z) (Z)

21. Antrag der Abgeordneten Werner, Wahnschaffe
u.a. SPD
Die Situation der Bewohner und Pflegekräfte in den
bayerischen Altenpflegeheimen verbessern (III)
Drs. 14/7590, 14/8652 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

22. Antrag der Abgeordneten Werner, Wahnschaffe
u.a. SPD
Die Situation der Bewohner und Pflegekräfte in den
bayerischen Altenpflegeheimen verbessern (IV)
Drs. 14/7591, 14/8651 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

23. Antrag der Abgeordneten Werner, Wahnschaffe
u.a. SPD
Die Situation der Bewohner und Pflegekräfte in den
bayerischen Altenpflegeheimen verbessern (V)
Drs. 14/7592, 14/8650 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

24. Antrag der Abgeordneten Werner, Wahnschaffe
u.a. SPD
Die Situation der Bewohner und Pflegekräfte in den
bayerischen Altenpflegeheimen verbessern (VII)
Drs. 14/7594, 14/8746 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

25. Antrag der Abgeordneten Werner, Wahnschaffe
u.a. SPD
Die Situation der Bewohner und Pflegekräfte in den
bayerischen Altenpflegeheimen verbessern (VIII)
Drs. 14/7595, 14/8649 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

26. Antrag der Abgeordneten Dr. Fickler u.a. CSU
Erhöhung der Teilnahmerate an Krebs-Vorsorge-
untersuchungen
Drs. 14/7608, 14/8687 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

27. Antrag der Abgeordneten Dr. Kronawitter SPD
Dokumentationszentrum zur NS-Zeit am Königs-
platz in München
Drs. 14/7807, 14/8924 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Hochschule, Forschung
und Kultur (Z) (Z) (Z)

28. Antrag des Abgeordneten Hartenstein
Bekämpfung des internationalen Terrors mit rechts-
staatlichen Mitteln
Drs. 14/7892, 14/8735 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Bundes- und Europa-
angelegenheiten (A) (A) (Z)

Hierzu wurde von Seiten des Abgeordneten
Hartenstein Einzelberatung beantragt!
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29. Antrag der Abgeordneten Dr. Kempfler, Herrmann,
Mirbeth u.a. CSU
Korruptionsbekämpfung im öffentlichen Auftrags-
wesen;
Schaffung einer Kronzeugenregelung und
Anwendung der Telefonüberwachung auf
Korruptionsdelikte
Drs. 14/7964, 14/8911 (G)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Verfassungs-, Rechts- und
Parlamentsfragen (Z) (A) (A)

30. Antrag der Abgeordneten Kaul, Steinmaßl u.a. CSU
Internationaler Erfahrungsaustausch
Drs. 14/8004, 14/8900 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Landesentwicklung und
Umweltfragen (Z) (Z) (Z)

31. Antrag der Abgeordneten Dr. Wilhelm u.a. CSU
Erhöhung der Attraktivität Bayerns und Deutsch-
lands für ausländische Studierende und Wissen-
schaftler – 3. Die Wohnmöglichkeiten
Drs. 14/8032, 14/8925 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Hochschule, Forschung
und Kultur (Z) (Z) (Z)

32. Antrag der Abgeordneten Dr. Dürr, Dr. Runge, Kell-
ner u.a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
SMA-Gutachten
Drs. 14/8190, 14/8918 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)

33. Antrag der Abgeordneten Stahl Christine, Dr. Dürr,
Gote u.a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Chance für Bier aus der Region
Drs. 14/8196, 14/8919 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)

34. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Dr. Dürr,
Münzel, Scharfenberg und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
Bericht der Staatsregierung zur Gebietseinweisung
in Velky Malahov
Drs. 14/8240, 14/8901 (E) [X]

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Landesentwicklung und
Umweltfragen (Z) (Z) (Z)

35. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Stahl
Christine, Dr. Dürr, Köhler Elisabeth u.a. und
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Abschiebestop für Kosovo-Albanerinnen und
-Albaner
Drs. 14/8256, 14/8913 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Verfassungs-, Rechts- und
Parlamentsfragen (A) (Z) (Z)

36. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Glück,
Herrmann, Dr. Kempfler u.a. und Fraktion CSU
Kein Verzicht auf Beobachtung der Kommunisti-
schen Plattform der PDS
Drs. 14/8257, 14/8928 (G)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Kommunale Fragen und
Innere Sicherheit (Z) (Z) (A)

37. Antrag der Abgeordneten Zeller u.a. CSU
Übernahme von Sicherheitspatenschaften
Drs. 14/8425, 14/8883 (E) [X]

Antrag der CSU-Fraktion gem.
§ 132 Abs. 3 Satz 7 GeschO:
Abweichendes Votum des
mitberatenden Ausschus- CSU SPD GRÜ
ses für Kommunale Fragen
und Innere Sicherheit (Z) (Z) (Z)

38. Antrag der Abgeordneten Christ, Leeb,
Ritter u.a. CSU
IC/ICE-Systemhalt in Aschaffenburg
Drs. 14/8431, 14/8920 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)

39. Antrag der Abgeordneten Zeller u.a. CSU
Bundesratsinitiative zur Bestimmung der Länder-
position im Hinblick auf die Regierungskonferenz
Drs. 14/8432, 14/8734 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Bundes- und Europa-
angelegenheiten (Z) (Z) (Z)

40. Antrag der Abgeordneten Volkmann, Dr. Hahnzog
u.a. SPD
Bericht über den Anstieg der Belastung der
Strafjustiz
Drs. 14/8445, 14/8914 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Verfassungs-, Rechts- und
Parlamentsfragen (Z) (Z) (Z)
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Ach  Manfred ✕

Appelt  Dieter ✕

Dr. Baumann  Dorle ✕

Beck  Adolf ✕

Dr. Beckstein  Günther
Berg  Irmlind ✕

Dr. Bernhard  Otmar ✕

Biedefeld  Susann ✕

Blöchl  Josef ✕

Bocklet  Reinhold
Böhm  Johann ✕

Boutter  Rainer ✕

Brandl  Max ✕

Breitschwert  Klaus Dieter ✕

Brosch  Franz ✕

Brunner  Helmut ✕

Christ  Manfred ✕

Deml  Marianne ✕

Dinglreiter  Adolf ✕

Dodell  Renate ✕

Donhauser  Heinz ✕

Dr. Dürr  Sepp ✕

Eck  Gerhard ✕

Eckstein  Kurt ✕

Egleder  Udo ✕

Eppeneder  Josef
Ettengruber  Herbert ✕

Dr. Eykmann  Walter ✕

Prof. Dr. Faltlhauser  Kurt
Dr. Fickler  Ingrid ✕

Fischer  Herbert ✕

Franzke  Dietmar ✕

Freller  Karl

Gabsteiger  Günter ✕

Prof. Dr. Gantzer  Peter Paul ✕

Gartzke  Wolfgang ✕

Dr. Gauweiler  Peter
Geiger  Hermann ✕

Glück  Alois ✕

Göppel  Josef ✕

Görlitz  Erika ✕

Goertz  Christine ✕

Dr. Götz  Franz
Dr. Goppel  Thomas ✕

Gote  Ulrike ✕

Grabner  Georg ✕

Dr. Gröber  Klaus
Guckert  Helmut ✕

Güller  Harald ✕

Guttenberger  Petra

Haedke  Joachim ✕

Dr. Hahnzog  Klaus ✕

Hartenstein  Volker ✕

Hartmann  Gerhard ✕

Hausmann  Heinz ✕

Hecht  Inge
Heckel  Dieter ✕

Hecker  Annemarie ✕

Heike  Jürgen W. ✕

Heinrich  Horst
Herrmann  Joachim ✕

Hirschmann  Anne ✕

Hoderlein  Wolfgang ✕

Hölzl  Manfred ✕

Hofmann  Walter ✕

Hohlmeier  Monika ✕

Huber  Erwin ✕

Hufe  Peter ✕

Irlinger  Eberhard

Jetz  Stefan ✕

Dr. Jung  Thomas

Dr. Kaiser  Heinz ✕

Kaul  Henning ✕

Kellner  Emma ✕

Dr. Kempfler  Herbert ✕

Kiesel  Robert ✕

Klinger  Rudolf ✕

Knauer  Christian ✕

Kobler  Konrad ✕

Köhler  Elisabeth ✕

Dr. Köhler  Heinz ✕

König  Alexander ✕

Kränzle  Bernd ✕

Kreidl  Jakob ✕

Kreuzer  Thomas ✕

Dr. Kronawitter  Hildegard ✕

Kuchenbaur  Sebastian ✕

Kupka  Engelbert

Leeb  Hermann ✕

Leichtle  Wilhelm ✕

Lochner-Fischer  Monica ✕

Lode  Arnulf
Loscher-Frühwald  Friedrich ✕

Name Ja Nein Enthalte
mich

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung vom 20.03.2002 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Christine Stahl,
Dr. Runge, Gote u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN); Rücknahme der landesplanerischen Beurteilung
des FOC in Ingolstadt (Drucksache 14/8997)
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Lück  Heidi ✕

Maget  Franz ✕

Prof. Männle  Ursula ✕

Matschl  Christa ✕

Mehrlich  Heinz ✕

Meißner  Christian ✕

Memmel  Hermann
Dr. Merkl  Gerhard
Meyer  Franz ✕

Miller  Josef
Mirbeth  Herbert
Möstl  Fritz
Dr. Müller  Helmut
Müller  Herbert ✕

Müller  Willi ✕

Münzel  Petra ✕

Naaß Christa ✕

Nadler  Walter ✕

Narnhammer  Bärbel ✕

Nentwig  Armin
Neumeier  Johann ✕

Niedermeier  Hermann
Nöth  Eduard ✕

Obermeier Thomas ✕

Odenbach Friedrich ✕

Paulig  Ruth ✕

Peterke  Rudolf ✕

Peters  Gudrun ✕

Pfaffmann  Hans-Ulrich
Pienßel  Franz ✕

Pranghofer  Karin ✕

Pschierer  Franz ✕

Dr. Rabenstein  Christoph ✕

Radermacher  Karin ✕

Ranner  Sepp
Freiherr von Redwitz  Eugen
Regensburger  Hermann ✕

Reisinger  Alfred
Riess  Roswitha ✕

Ritter  Ludwig ✕

Dr. Ritzer  Helmut ✕

Freiherr von Rotenhan  Sebastian ✕

Rotter  Eberhard ✕

Rubenbauer  Herbert
Rudrof  Heinrich ✕

Dr. Runge  Martin ✕

Sackmann  Markus ✕

Sauter  Alfred ✕

Schammann  Johann
Scharfenberg  Maria ✕

Schieder  Marianne ✕

Schieder  Werner ✕

Schindler  Franz
Schläger  Albrecht ✕

Schmid  Albert ✕

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schmid  Berta ✕

Schmid  Georg
Schmid  Peter ✕

Schmidt  Renate
Schmidt-Sibeth  Waltraud ✕

Schmitt-Bussinger  Helga ✕

Schneider  Siegfried ✕

Dr. Scholz  Manfred ✕

Schopper  Theresa ✕

Schreck  Helmut ✕

Dr. Schuhmann  Manfred
Schultz  Heiko ✕

Schweder  Christl ✕

Schweiger  Rita ✕

Sibler  Bernd ✕

Sinner  Eberhard ✕

Dr. Söder  Markus ✕

Dr. Spaenle  Ludwig ✕

Spitzner  Hans
Sprinkart  Adi ✕

Stahl  Christine ✕

Stahl  Georg ✕

Stamm  Barbara ✕

Starzmann  Gustav ✕

Steiger  Christa ✕

Steinmaßl  Hermann
Stewens  Christa
Prof. Dr. Stockinger  Hans Gerhard ✕

Dr. Stoiber  Edmund
Strasser  Johannes ✕

Strehle  Max ✕

Tausendfreund  Susanna ✕

Thätter  Blasius ✕

Traublinger  Heinrich
von Truchseß  Ruth ✕

Unterländer  Joachim ✕

Prof. Dr. Vocke  Jürgen ✕

Vogel  Wolfgang
Voget  Anne ✕

Volkmann  Rainer ✕

Wahnschaffe  Joachim ✕

Dr. Waschler  Gerhard ✕

Dr. Weiß Manfred ✕

Welnhofer  Peter ✕

Werner  Hans Joachim ✕

Werner-Muggendorfer  Johanna ✕

Dr. Wiesheu  Otto
Dr. Wilhelm  Paul ✕

Winter  Georg ✕

Wörner  Ludwig ✕

Wolfrum  Klaus

Zehetmair  Hans ✕

Zeitler  Otto ✕

Zeller  Alfons ✕

Zengerle  Josef ✕

Dr. Zimmermann  Thomas ✕

Gesamtsumme 65 91 7

Name Ja Nein Enthalte
mich
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Aufstellung

über in den Ausschüssen für erledigt erklärte Anträge:

Drs.-Nr Vorgangsart Betreff

5854 Antrag Arbeitsgruppe der Staatsregierung zur Bekämpfung der Verbreitung gewaltver-
herrlichender und jugendgefährdender (pornografischer) Schriften und Bilder im
Internet

6891 Antrag Eurocopter Deutschland GmbH

7159 Antrag Polizeidirektion Flughafen München II; hier: Terminal 2

7353 Dringlich-
keitsantrag

Jüngste Entweichungen von psychisch kranken Straftätern aus Bayerischen
Bezirkskrankenhäusern

7357 Dringlich-
keitsantrag

Bericht über die Situation in den forensisch-psychiatrischen Kliniken in Bayern

7393 Antrag Maßnahmen zur Verbesserung der Situation im Zivildienst; Anrechnung freiwil-
liger Dienste auf den Zivildienst

7991 Antrag „top elf“-Programm des Freistaates Bayern

8483 Antrag Vorgänge bei den BSE-Tests der Firma „Milan“, Gründerzentrum Passau und
Westheim, Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen

8552 Dringlich-
keitsantrag

NPD-Verbotsverfahren
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